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VORBEI,IERKUNG

Der vorliegende Bericht enthätt entsprechend dem Art. 97 BayHO Ergebnisse

der Prüfung der Haushalts- und WirtschaftsfÜhrung des Freistaates Bayern,

die für die Entlastung der Staatsregierung (Art. B0'BV, Attc. tI4 BayHO)

von Bedeutung sein können. Er ist a1s Mittel fÜr diæ AusÜbung der Haus-

haltskontrolle durch das Parlament zu verstehen, steLl'È jedoch keine Zu-

sammenfassung der gesamten Prüfungstätigkeit des OBH dar.

Der Bericht befaßt sich einleitend mit der Haushaltsrechnung des Jahres

1988, die Gegenstand des Entlastungsverfahrens ist, und enthält die von

de¡ Haushaltsordnung vorgeschriebenen Stellungnahmen des OBH zu ihrer
Ordnungsmäßigkeit. Im übrigen liegen ihm vor allern PrÜfungsergebnisse

zugrunde, die sich auf das Verwaltungsgeschehen in den Jah¡en 1989 und

1990 beziehen.

Den Staatsministeri-en wurde Gelegenheit gegeben, zu den ihren Geschäfts-

bereích berührenden Beiträgen Stellung zu nehmen und i.nsbesondere etwaige

Bedenken gegen di-e Darstellung des Sachverhalts vorzubringen. Die dem ORH

darauf zugegangenen Einwendungen wurden in die Beratungen des ORH einbe-

zogen und mj.t ihrem wesentlichen Inhalt im Bericht wiedergegeben.

Im Zuge der deutschen Einheit ist eine neue Aufgabe auf den ORH zugekom-

men. In den neu gebildeten Ländern ist eine der rechtsstaatU-chen Verfas-

sung entsprechende Fi-nanzkontrolle aufzubauen. Der ORH hat die ntj.t dem

Aufbau einer Rechnungsprüfung beauftragten Stellen schon frÜhzeitig u.a.

auch beim Entwurf der erforderlichen gesetzlichen Grundlagen beraten. Ge-

meÍnsam mit dem Rechnungshof Baden-Württemberg leistet e¡ nunmeh¡ insbe-

sonde¡e Verwaltungshilfe bei der Einríchtung eines Landesrechnungshofs in
Sachsen.

2.
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I. ALLGEII1EINE FESTSTELLUNGEN ZUR HAUSHALTSRECHNUNG 1988
UND ZUI.I HAUSHALTSVOLLZUG.

7

1.1

Haushaltsplan 1988

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr
gesetz 7987/1988 vom 30. Juli 1987 j_n der
gesetzes 1988 vom 23. Dezember 1987 (HG) in

auf

festgestellt worden.

1988 ist durch das Haushalts-

Fassung des Nachtragshaushalts-

Einnahmen und Ausgaben

42 946 147 600 DM

Gegenüber dem Vorjahr hat sich das formale Haushaltsvol_umen

erhöht.

3,2 v.H.

Bereinigt man das Ausgabesoll für 1987 und 1988 jevreils nach dem bundes-
einheitlichen Berechnungsschema des Finanzplanungsrats,') 

"o erglbt si.ch
gegenüber 1987 ein Zuwachs

von 3,3 v.H_

ïm Jahr 1987 hatte sich das nach dem gleichen schema bereinigte Ausgabe-

volumen gegenüber 1986 um 4,6 v.H.2) erhöht.

7.2 Im Haushal-t 1988 waren llindenausgaben aufgrund haushaltsgesetzlicher Ein-
sparungen (Art. 4 Abs. 1 HG) in Höhe von 600 Mio DM veranschlagt (Kap.

13 03 Tit. 972 0t). sie haben - wie im Vorjahr - !,4 v.H. des Haushalts-
volumens betragen. Die globalen Minderausgaben wurden im Haushaltsvollzug
dadurch berÜcksichtigt, daß die Ausgabeansätze bei den Hauptgruppen 5 bis
I teilweise gesperrt wo¡den sind (Beschluß der Staatsregierung gemäß

Art.4 Abs.1 HG im Benehmen mit dem Ausschuß für Staatshaushalt und

Finanzfragen des Landtags vom LZ. Dezenher 1gg6).

1) Hierbei bteiben außer Betracht: Schuldentilgung am Kreditmarkt, Zufüh¡ungen an Rücklagen,
Fonds und d91., interne Verrechnungen (1988 insgesamt 2S9b,5 Mio DM).

Unter BelÛcksichtigung der haushaltstechnischen tinderungen 1987; der llaushalt 1gB7 wurde
vor allem durch die Umstellung des Rechnungswesens de¡ Hochschulkliniken auf die doppelte
kaufmännische BuchfÜhrung lechnerisch erheblich entlastet (vgl. 0RH-Bericht 19g9
TNrn. 1.1 und 3.2).

2)
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Haushaltsrechnung 1988

Das Staatsministerium der Finanzen hat die Haushaltsreihnung für das

Haushaltsjahr 1988 gemäß Art. 80 BV (Art.114 Abs.1 BayHO) dem Landtag,

dem Senat und dem ORH mit Schreiben vom 29. November 1989 (Drucksache

!!/1,449!, Sen-Drucksache 353/89) übersandt.l) Im Abschlußberj.cht nach

Art. 84 BayHO hat es den kassenmäßigen Abschluß und den Haushaltsabschluß

(Art. 82, 83 BayHO) dargestellt sowie den Haushaltsvollzug,erläutert. Der

Abschlußbericht 1st in Band I der Haushaltsrechnung enthalten.

Zusammengefaßt zeigt der Abschluß für das Haushaltsjahr j1988 folgendes

Bild:

a) S o I 1 nach dem Haushalts-
plan

b) aus dem Haushaltsjahr 1987
übertragene Einnahme- und
Ausgabereste

c) Gesamtsoll (Bechnungssoll)

Einnatmen

DM

42 946 147 600,00

Ausgaben

DM

42 946 147 600,00

569 s09 440.45 L 475 843 090.48

43 515 657 040,45

43 635 775 845,90

44 36t 990 690,48

43 735 954 877,89d)

e)

I s t einnahmen und -ausgaben

in das Haushaltsjahr 1989
übertragene Einnahme- und
Ausgabereste

Summe d und e 44 156 533 761,57 45 OO2 867 411,60

g) Mehrbetrag der Summe f
gegenüber dem Gesamtsoll 640 876 72r,t2 640 876 721,72

Das Rechnungsergebnis ist somit ausgeglichen, weil dem Meh¡betrag auf der

Ausgabenseite ei-n gleichhoher Betrag auf der Einnahmenseite gegenüber-

steht. Die Haushaltsreste sind dabei nach dem Prinzip des Sollabschlusses
wie bereits geleistete Ausgaben bzw. wie bereits eingegangene Einnahmen

berücksichtigt.

1) Oie Rechnung des ORH (EpI. 11) für das Haushaltsjahr 1988 wurde dem Landtag und dem Senat
mit Schreiben vom 13. Februsr 1990 (Drucksaclrc It/!4974, Sen-D¡ucksache 24l9Ûl mit de¡
Bitte um Prüfung und Entlastung vorgelegt (Art. 101 BayHo).

s20 757 915.67 1 266 912 533.71

f)



_ 10

Di-e auf das Haushaltsjahr 1989 übertragenen Ausgabereste (vg1.TNr. g)

waren gedeckt durch

- den vorgetragenen Bestand, der sích zusammensetzt aus
dem Unterschied zwischen Einnahmen und
Ausgaben des Jahres 1988
(- 100 179 031,99 DM) und

den Einnahmeüberschüssen
früherer Jahre
(846 333 650,03 DM)

- die j-n das Haushaltsjahr 1989
Übertragenen Einnahmereste
( Kreditermächtigungen )

insgesamt I 266 9I2 533,71 DM (100,0 v.H.)

3 .'--. Entwicklung der Isteinnahmen und -ausgaben

3.1 Die fsteinnahmen und -ausgaben haben sich seit 1981 wie folgt entwickeLt:

Einnafunen- und Ausgabenentwicklung Zahl-enübersi-cht 1

746 154 618,04 DM ( 58,9 v.H.)

520 757 915,67 DM ( 41.1 v.H.)

Jahr

Isteinnahmen Istausgaben

Mlo DM

Zunahme
gegenäber
dem Vorjahr

v.H. Mio DM

Zunahme
gegenüber
dem Vorjahr

v. H.

1981

L982

1983

1984

198s

1986

1987

1988

1989

33 877,2

35 187,6

36 261,4

37 079,3

39 140,7

4L 306,4

42 594,3

43 635,9

45 905,5

3,6

3,9
3,1

2,3

5,6

5,5

3,!
2"4

5,2

33 910,8

35 181,7

36 037,3

37 098,2

39 264,1

4L I07,5
42 230,4

43 735,9

45 744,2

3,1

317

2,4

2,9

5,8

4,7
2,7

3r6

4,6
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3-2 Im Jahr 1988 haben sich hiernach die Gesamtei¡nalæn

Bayern gegenüber dem Vorjahr formal erhöht um

Bezogen auf das nach dem Schema des Finanzplanungsrats

nahmenvolumen ergibt sich eine ZunaJrne von

Demgegenüber haben sich im Vergleichszeitraum erhöht

- die nach dem Berechnungsschema des Finanzplanungsrats

bereinigten Einnahmen bei der Gesamtheit der Länder um

- das Bruttoj.nlandsprodukt für Baybrn (berechnet

in jeweiligen Preisen) um

Die GesalrÈausgaben sind 1988 stärker angewachsen ,als

- formal um

- nach dem Schema des Finanzplanungsrats um

des Freistaates
2,4 u.H.

bereinigte Ein-
2,5 v.H.

3,7 v.H.

5,3 v.H.1)

die Einnahmen:

3,6 v.H.

2,8 v.H.

4

4.!

Demgegenüber haben sich bei der Gesamtheit der Länder

die bereinigten Ausgaben für 1988 erhöht um 2,3 v.H.

Die bereinigten Zuwachsraten gegenüber 1987 waren damit sowohL bei den

Einnahmen wie auch bei den Ausgaben niedriger als die Zuwachsrate des

Bruttoinlandsprodukts für Bayern und für das gesamte Bundesgebiet

(5,2 v.H.). tm Vergleich zur Gesamtheít de¡ Länder sind in Bayern gegen-

über dem Vorjahr die Einnahmen weniger und die Ausgaben etwas stärker
angestiegerr.

Haushaltswi¡tschafËliche Daten

Gliederung der Einnahnen und Ausgaben

Die folgende Zahlenübersicht zeigt, wie sich die Rechnungsergebnisse im

Haushaltsjahr 1,988 bei den Einnahmen nach ihrem Entstehungsgrund und bei
den Ausgaben nach ökonomisch zusammengehörigen Zwecken (Hauptgruppen i.S.
des Gruppierungsplans) gliedern. Zum Vergleich sind auc.h das Haushaltssoll
für 1988 sowie die fstergebnisse der Jahre 1987 und 1989 dargestellt.

1) Quelle: Bayer. Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung, Bayern in Zahlen, 1990,
s. 242 ff.
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Gliederung der Einnalmen und Ausgaben Zahlenübersicht 2

lbupügrtppe

lft87 19S8 1989

fsÈ

Mio DH

fst

Mio DM

Haushalts-
soll-

Mio DM

âbreichurg
IsÈ

g€geni¡ber

SoLt

Mio DM

Is+

Mio Dll

Ei¡nalæn

Steue¡n und steuerähnliche
Abgaben

Verwaltungsei-nnahmen, Ein-
nahmen aus Schuldendienst

2 Zuweisungen und Zuschüsse
mit Ausnahme für
fnvestitionen

Schuldenaufnahmen, Zuwei-
sungen und Zuschûsse für
fnvestitionen, besonclere
Fin o n z ierun gseinna hmen

insgesamt

30 433,2

3 582,2

2 455.1.

6 123,8

31 385,7

3 762,2

2 361,8

6 r26,L

30 380,9

3 334,4

2 402,5

6 828,3

+ 1 004,8

427 ,8

40,7

+

- 702.2

34 235, 3

740.7J

2 988.8

4 940.7

42 594,3 ¿tÍt 635,8 42 ft46,1 + 68{1,7 Its w)5,5

Ausgaben

Persona la usg a ben

Sächliche Verwaltungs-
ausgaben

Ausgaberr fü¡ den Schulden-
dienst

Zuweisungen und Zuschüsse
mit Ausnahile für
Investitionen

Baumaßnahmen

Sonstige Ausgaben für
fnvestitionen und
f nvestítionsförderun gs-
maßnâhmen

Besondere Finanzierungs-
ausgaben

insgesamt

16 4L7,8

2 zLt,r

4 242,9

LO 424,7

1 309,s

7 452,6

t7t.8

16 9B1,3

2 300,0

4 255,0

70 877,9

L 471.,5

7 394,9

515.4

77 079,6

2 284,5

4 433,5

70 574,4

1 330,9

7 746,7

- 503, s

+

98, 3

15,5

r78,5

303,5

80. 6

+

+

351, I

1 018.9

17 523,8

2 515,1

4 664,5

11 816,0

7 445,5

7 594,4

184.9

42 Æ),4 43 
'ts6.0

42 gtl6,! + 7&1,9 45 744,2
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Erlãuterr.rng der Isteinnalnen und -ausgaben fÙr das .lahr 1988 (vgl. auch

Abschlußbericht des Staatsministeriums der Finanzen zur Haushaltsrechnung

1988, S. tr ff .);

Zu Hauptgruppe O:

Die Einnahmen setzen sich zusammen aus

- Steuern (s. dazu TNr. 29)

- steuerähnliche Abgaben (2.8. Spiel-
bankabgabe)

Zu Hauptgrtppe 1:

In den Verwaltungseinnahmen sind insbesondere enthalten

- Gebühren und Geldstrafen

- Betriebseinnahmen der Forstämter

- Darlehensriickflüsse

- Zinseinnahmen

- Einnahmen aus Lotterie, Lotto, Toto

- Gewinne aus Unternehmen und Beteiligungen

- Mieten und Pachten

Zu Hauptgruppe 2:,

Hier sind die Zuweisungen und ZuschÜsse ínsbesondere

nichtinvestive Zwecke enthalten, so z.B.

- Bundesanteil am Wohngeld

- Erstattung des Kindergeldes durch den Bund

- Erstattungen im Bereich der Wiedergutmachung

- Förderung der Landwirtschaft

- Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur

Zu Hauptgruppe 3:

Der Gesamtbetrag enthält insbesondere

- Einnahmen aus Schuldenaufnahmen

(wegen der darin enthaltenen K¡editmarktmittel
s. TNrn. 5, 6 und 11)

- Zuweisungen und ZuschÜsse fÜr Investitionen
z.B. im Bahmen des KHG und des GVFG

(davon entfallen auf Zuweisungen des Bundes

3t 234,2 Mio DM

151,5 Mio DM

1 615,4 Mio DM

408,4 Mio DM

564,6 Mio DM

213,8 Mio DM

320,0 Mio DM

153,2 Mio DM

121,1 Mio DM

des Bundes für

218,1 Mio DM

200,9 Mio DM

111,3 Mio DM

247,7 Mio DM

209,5 Mio DM

4 092,8 Mio 0M

1 845,1 Mio DM

1 258,5 Mio DM)
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Zu Hauptgruppe 4:

Von den Personalausgaben entfallen auf

- Beamtenbezüge

- Angestelltenvergütungen

- Arbeiterlöhne

- Versorgungsbezüge

- Beihilfen

- übrige Personalausgaben und personalbezogene

Zu Hauptgruppe 5:

Vom Schuldendienst entfallen auf

- Schuldendienst für Kreditmarktmittel
(s. TNr. 11)

- Schuldendienst für Schulden beim Bund und für
Ausgleichsforderungen

707,0 Mio DM

2 519,9 Mio DM

736,2 Mio DM

2 710,8 Mio DM

730,1 Mio DM

Sachausgaben 577,3 Mio 0M

4 105,0 Mio DM

149,9 Mio DM

910,0 Mio DM

324,2 Mio DM

148,2 Mio DM

29,1 Mio DM

463,8 Mio DM

6 931,0 Mio DM

Zu Hauptgnrppe 6:

Von den gesamten Zuweisungen und Zuschüssen für nichtinvestive Zwecke

entfäIlt de¡ überwiegende Teil (5949,8 Mio DM = 54,7 v.H.) auf den kommu-

nalen Be¡eich.

Zu Hauptgruppe 7=

Von den Ausgaben für staatU.che Baumaßnahmen entfallen auf

- Hochbau

- Straßen- und Brückenbau

- Wasserbau

- sonstige Baumaßnahmen

Zu Hauptgruppe 8:

Es entfallen auf

- eigene Sachj-nvestitionen des Staates
(ohne Baumaßnahmen)

- ïnvestitionsförderungen

Zu Hauptgruppe g:

Hier sind neben den Zuführungen añ Hück1agen, Fonds und Stöcke
(370,8 Mio DM) die haushaltstechnischen verrechnungen nachgewiesen. Die
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auffäUige Abweichung vom Haushal.tssoll ergibt sich zr,¡m größten Teil dar-

aus, daß die globalen Minderausgaben (600 Mio DM, vgl. TNr. 1.2) für den

Gesamthaushalt bei der Hauptgruppe 9 veranschlagt sind, während sich die

tatsächlichen Einsparungen bei den Hauptgruppen 5 bis:8 niederschlagen.

Haushaltswi-rtschaftliche Ousten

Aus dem Ve¡hältnis gewisser Haushaltsdaten zueinander lassen sich ver-
schiedene haushaltswirtschaftliche Kennzahlen ableiten, die im Zeitver-
gle1ch wie auch im Ländervergleich die Entwicklung der Haushaltsstruktur
veranschaulichen. Um einen Vergleich rnit den entsprechenden Ourchschnitts-
werten der anderen Länder zu ermög1ichen, werden hierbei die Gesamtausga-

ben als Bezugsgröße nach dem Berechnungsschema des Finanzplanungsrats

(v91. TNr. 6) bereinigt. Danach ergj-bt sích folgendes Bild:

Haushaltswirtschaftliche Quoten Zahlenübersicht 3

7u

Haupt-
gÌuppe

Quote

Bayern Gesa¡r¡theit der Lãnder

LgaT
v. H.

1988
v.H.

1989
v.H.

1987
v. H.

1988
v.H.

198f'
v.H.

0
.)

4

5

0/s

7/8

Steuerdec kungsquote

Kredi ùfinanzierungs-
quote

Personalau sg aben-
quote

Zinsausgabenquote

Zinssteuerquote

In vestitionsquote

76,0

3,6

41 ,2

4r8

6,4

22,0

76,3

3,6

4!,5
4,7

6,1

2L,5

79,4

1)

40, B

4,5

5,7

2t,t

67 ,g

7,4

40,7

7,7

Ll,4
16,0

69, 1

6,9

40,9

7,9

1L,4

15.6

72,2

4,2

40,0

7r8

10, B

15,5

1) Rechnerisch ergibt sÍch ejn WerE von - 0,3 v.H., d,h., der Schuldenstand wu¡de 1989 seit
vielen Jah¡en erstmals verringert (vgl. TNr. 11).

St e u erdec k u ngsq uote

Kredit fin a n z ieru ng s -
quote

Pers on a I a usga ben q uote

Zins a u sg a b en quot e

Zinssteuerquote

In ve stition s qu ot e

= Anteil de¡ durch Steuern gedeckten bereinigten Gesamtausgaben

= Anteil der durch Nettokreditaufnahme (= K¡editaufnahme minus
Schuldentilgung) finanzierten bereinigten Gesamt6usgaben

= Anteil der Personalausgaben (einschlieBlich personalbezogener
Sachausgaben) an den bereinigten Gesamtausgaben

= Anteil der Zinsausgaben fü¡ Kreditmarktmittel an den bereinigten
Gesamtausgaben

= Anteil der Zinsausgaben fü¡ K¡editmarktmittel an den Einnahmen aus

Steuern und steuerähnlichen Abgaben

= Anteil der investiven Ausgaben (= eigene Investítionen des Staates
plus Ìnvestitionsförderungen) an den berei.nigten Gesamtausgaben
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Die GegenÜberstellung zeigt, daß sich die Haushaltslage des Freistaates

Bayern im Veílauf der Jahre L987 bi-s 1989 bei kontinuierl-ich steigenden

Steuereínnahmen (v91. TNr. 29) nicht ungÜnstig entwickelt hat; einen An-

haltspunkt dafü¡ liefert auch de¡ Ländervergleich - bei affen Vorbehalten,

die insbesondere im Hinblick auf unterschiedliche Wi.rtschafts- und Verwal-

tungsstrukturen zu machen sind,

Inanspruchnahme der K¡edite¡mãchtigung

Nach der Haushaltsrechrrung fÜr 1988 wurde der du¡ch das

Haushaltsgesetz

vorgegebene Kredi-trahmen vrie folgt in Anspruch genommen:

Kredi.termächtj-gung nach Art. 2 Abs. 1 Nr. 1 HG

hierzu

aus dem Haushal-tsjahr 1987 übertragene Einnahmereste
(Art.2Abs. 1Nr'.3llG)

Gesa¡nüermãcffiigung

Davon wurden beansprucht für

- Schuldenaufnahmen am Kreditmarkt

- auf das Haushaltsjahr 1989 zu¡ teilweisen Deckung der
Ausgabereste übertragene Einnahmereste (vç¡l. TNr. 2)

insgesanrt beansprucht

Demnach wurderr im Haushaltsjahr L988 nicht beanspruchÈ

Tm Vor:jahr v¡aren 638,5 Mio DM nicht beansprucht worden.

l{io Dl.l

4 596,8

569,5

5 166,3

3 744,0

520, B

4 264,8

901,5

Finanzierungssaldo

Die Entwicklung der Haushaltslage im Jahr 1988 spì-ege1t sich auch im Fi-
nanzierungssaldo wider. Dieser i-st eine Gegenüberstellung der Isteinnahmen

und Istausgaben, die fü¡ diesen Zvreck gemäß Art. '-I.3 Abs, 4 BayH0 nach dem

bundeseinheitlichen Berechnungsschema des Finanzplanungsrats um bestimmte

Finanzi-erungsvorgänge bereinigt werden. Eln Vergleich der Finanzierungs-

salden für die Haushaltsjahre 1987 bis 1989 gibt folgendes Bild:
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Entvicklung der Hausholtslage Zahlenübersicht 4

1987

Mi-o DM

1988

MÍo DM

1989

Mio DM

Isteinnalmen

davon ab:

- Schuldenaufnahmen am Kreditmarkt

- Entnahmen aus Rücklagen, Fonds
und Stöcken

- haushaltstechnische Verrechnungen

bereinigt

Istausgaben

davon ab:

- Schuldentilgung am Kreditmarkt

- Zuführung an Rück1agen, Fonds
und Stöcke

- haushaltstechnische Verrechnungen

bereinlgt

Finanzierungssaldo

Finanzj-erungssaldo nach dem
Haushaltsplan

42 594,3

3 664,9

4I,3
146.9

3

635,8

744,O

43,9

1.44,4

43 45 905,5

2 530,8

47,7

169,2

38 741,2

42 230,4

2 228,0

24,8

747.O

39 703,5

43 735,9

2 263,5

370,8
't44.6

43 163,8

45 744,2

2 643,1

17,5

167.4

39 830,6

- 1 089,4

- 1 910,3

40 957,0

- 1 253,5

- 2 308,4

42 916,2

+ 247,6

- 1 368,5

Haushaltsúberschreitungen

In der Haushaltsrechnung 1988 sind Haushaltsüberschreitungen mi-t einem Ge-

samtbetrag von 503 Mj-o DM ausgewiesen, und zwar:

- überplanmäßi.ge Ausgaben

- außerplanmäßige Ausgaben

- Vorgriffe (= Überplanmäßige Ausgaben bei Über-
tragbaren Haushaltsansätzen)

454 4r4 391,76 DM

27 732 661,75 DM

?l r38 s00,91 DM

Zum So11 des Haushaltsplans 1988 ins Verhä1tnis gesetzt, betragen die

Haushaltsüberschreitungen !,!7 v.H. und J-agen damit deutlich über dem

Vergleichswert des Vorjahres (0,40 v.H.). Zu berücks:ichtigen ist dabei,

daß zur Abdeckung der Bisiken bei der Umsatzsteuerverteilung im Zusammen-

hang mit dem Ergebnis der Volkszäh1ung 1987 der Kassen- und Bürgschafts-

sicherungsrücklage (Kap. 13 06 Tit. 911 01) überplanmäßig 300 Mio DM zu-

geführt wurden. Läßt man diese Zuführung unberücksichtigt, so haben die

Haushaltsüberschreitungen (203 Mio DM = 0,47 v.H. des Haushaltssolls) etwa

die Größenordnung des Vorjahres.
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l¡lie sich dj-e Haushaltsüberschreitungen auf die Einzelpläne aufteilen, ist
aus der Haushaltsrechnung (Gesamtrechnung S. 16) ersichtl_ich.

Die jeweils betroffenen Haushaltsstellen und die Gründe für die über-
schreitungen ergeben sich aus den Beiträgen der Bessorts zur Haushalts-
rechnung (Anlagen r). Die Haushaltsüberschreitungen im Einzelbetrag ab

1 Mio DM sind ferner in der Beilage 4 zum Abschlußbericht des Staatsmini-
steriums der Firranzen dargestel-It. Darüber hinaus hat das Staatsministe-
rium dem Landtag und dem senat nach A¡t. 37 Abs. 4 BayHO in Verbindung mit
A¡t. 5 Abs. 2 HG halbjährlich die über- und außerplanmäßigen Ausgaben und

dj-e vorgriffe mitgeteilt, soweit sie den Betrag von 100 000 DM tiberstiegen
(Schreiben vom 16. September 19BB und von 27. April 19g9).

Übe¡- und außerplanmößige Ausgaben bedürfen nach Art. 37 Abs. 1 BayHO der
Einwilligung des staatsministeriums der Fj-nanzen, die nur bei einem un-
vorhergesehenen und unabweisbaren Bedürfnis erteilt werden darf. von we-
nigen Ausnahmen abgesehen, liegen di-e Einwillj-gungen auch vor. rn sechs
FälLen mi.t einem Betrag von insgesamt 161 9s0 DM (vorjahr neun Färle mit
507 000 DM) haben es die betroffenen Bessorts allerdi-ngs versäumt, sie
rechtzeitig zu beantragen. rn fünf Fä1len handelte es sich um zwangsläu-
fige, z.T. auf Rechtsansprüchen beruhende Ausgaben; das staatsministerium
der Finanzen hat be.stätígt, daß es bej- rechtzeitiger Antragstellung auch
diesen Überschrej-tungen zugestimmt hätte. rn einem Fa11 wurde die über-
schreitung (13 455,83 DM) erst nach vorliegen des Jahresergebnisses
bekannt; das staatsministerium der Fj-nanzen hat mitgeteilt, daß es auch
bei ¡echtzeitiger Antragstellung seine Einwi]_ligung nicht erteíl-t hätte.

Die Betragsgrenze des Art. 37 Abs. 1 satz 4 BayH0 (10 Mio DM) wurde im
Haushaltsjahr 19BB nur in einem Falle überschritten: Der hohe Zustr.orn

an Aussiedlern und Zuwanderern führte bei Kap. 10 53 Tit. s33 01 zu einer
überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 11,4 Mio DM. Da es sich hierbei um

die Erfül]ung von Bechtsansprüchen handerte, bedurfte es keines Nachtrags-
haushalts.
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Ausgabereste

Nach dem Haushaltsplan 1988 waren Ausgaben in Höhe von 22 627,1 Mio DM

und damit mehr als die HäIfte des Haushaltsvolumens (5ts v.H.) übertragbar.
Hinzu kommen die aus dem Vorjahr übertragenen Ausgabereste von

t 415,8 Mio DM, so daß im Haushaltsjahr 1988 insgesartt übertragbare Ausga-

bemittel in Höhe von 24 042,9 Mio DM zur Verfügung sùanden. Davon sind am

Ende des Plaushaltsjahres nach Abzug der Vorgriffe (vgl-. TNr. 7.1) rechne-
rische Ausgabereste in Höhe von 1 983,3 Mio DM verblieben. Von diesem Be-

trag sind mit Einwilligung des Staatsminj-steriums de¡ Finanzen gemäß

Art. 45 Abs. 3 BayHO 1 266,9 Mio DM auf das Haushaltsjahr 1989 übertragen
worden (v91. TNr. 2).

Dieser Betrag errechnet sich wie folgt:

l+1o Dll Itio Dll

1 983,2Rechnerischer Best

abzüglich

- Einsparungen für haushaltsgesetzliche
Sperren bei übertragbaren Ausgaben
(v91. TNr.1.2)

- sonstige Einsparungen (insbesondere zum
Ausgleich von über- und außerplanmäßi-
gen Ausgaben gemäß A¡t. 37 Abs. 3 BayHO
und Beste, für welche die Bessorts eine
Übertragung nicht beantragt haben)

In das Jahr 1989 übertragene Ausgabereste

466,9

776,3

1 266,9

Die gesetzlichen Voraussetzungen für die übertragung'der Ausgabereste auf
das Haushaltsjahr 1989 waren, soweit feststeltbar, gegeben.

Die Ausgabereste sind gegenüber 1987 um rd. 150 MÍo DM zurückgegangen.
Die Zahlenübersicht 5 zeigt, wie sich ihr Anteil an den Istausgaben, am

Gesamtsoll und an den gesamb,en übertragbaren MÍtteln in den letzten Jah-
¡en entwickelt hat:

249
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Ausgabereste Zahlenübersicht 5

Die bei den ei-nzelnen Haushaltsstellen verbliebenen Haushaltsreste im
Betrag von übe¡ 1 Mio DM sind in der Bellage t zun Abschlußbericht zur
Haushaltsrechnung dargestellt; in einer Anlage hierzu sind die Einzel-
beträge ab 10 Mio DM erläutert.

l{aclveis bei den zutreffenden Haushaltsstellen

fn einer Beihe von Fä11en sind Einnahmen und Ausgaben entgegen Art. 35

Abs. 1 BayH0 nicht an der für sie vorgesehenen Stelle in der Rechnung

nachgewiesen worden. Im Zusammenhang damit sind z.T. Ausgabemittel in An-

spruch genommen worden, die für andere Zwecke bewilligt waren.[)ie ein-
schlägigen FälIe, denen keine grundsätzliche Bedeutung zukommt, wurden be-

anstandet. Soweit geboten, wurde ein nachträglicher Ausgleich verlangt.

Úbertragen

aus dsn

Haushalts-
jahr

Mi-o DM

Anteil

an den Ist-
ausgaben

v.H.

am Gesa¡ntsoll
(Haushalts-
betrag zu-
zü91. Vor-
jahresreste)

v.H.

an den im
Haushaltsplan
veranschlagten
übertragbaren
Hitteln zuzltgl.
Vorjahresresten

v. H.

1981

1982

1983

1984

1985

1986

1987

1988

1989

1 235,6

7 26'.J.,7

7 238,7

! 207,2

t 294,6

t 375,O

t 4t5,8
1 266,9

r 328,1

3,6

3,6

314

3,3

JrJ

3,3

3r4

2,9

2,9

3,6

3,5

3,3

312

3,2

3,3

3,3

219

2r8

7,O

6,8

6,6

6,1

612

6r2

6,1

5'3
5,3
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10 Feststellungen nach Art. 97 Abs. 2 ltr. 1 BayH0

10.1 iibereinsti¡mung der Haushaltsrechnung mit den KassenbËchern

Die in der Haushaltsrechnung aufgeführten Beträge st-immen mit den in den

Büchern nachgewiesenen Beträgen Überein.

Soweit Zahlungen in einem automatisie¡ten Verfahren gebucht worden sind,

hat der OBH davon abgesehen, die Übereinstimmung mit den BÜchern im ein-
zelnen zu prüfen; er hat sich jedoch von der Sicherheit und 0rdnungsmäßig-

keit des Verfahrens durch Stichproben Überzeugt.

1:O.2 Belegung der Ei¡nahnen und Ausgaben

Soweit Einnahmen und Ausgaben geprüft wurden, sind keine Beträge festge-
stellt worden, die nicht belegt braren.

LL Staatsschulden

Die folgenden Zahlenübersichten zeigen, wie sich die Aufnahme von Kredi-

ten am Kreditmarkt, der Stand der Staatsschulden aus Kreditmarktmitteln

und die Schuldendienstleistungen hierfür (Kap.13 06) in den Jahren 1987

bis 1989 weiterentwickelt haben.



1987

Mio DM

lll88

Mio . DM

llt8ft

l,'lio DM

8¡uttokreditaufnahr"l)

nach Abzug der Tilgungen2) verbleibende
Netto k¡editaufnahme

K¡editfinanzier.ung"qrot"2) (Antei.l- der
Nettokreditaufnahme an den nach dem

Schema des Finanzplanungsrats bereinig-
ten Gesamtausgaben); vgI. TNr, 4.2

3 664,9

I483,4

3,6 v.H.

3 744.O

1 528.6

3,6 v . ll.

2 530,8

62,7
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Aufnat¡ne von Krediten am Kreditmarkt Zahlenübersicht 6

Schulden aus Kreditmarktmitteln Zahl-enübersi-cht 7

Schuldendienst für Kreditmarktmitteln Zahlenübersicht I

1987

lilio DM

1988

Mio DM

lIt8ft

Mio DH

Tilgung2)
3)

¿ f nsen

Schuldendienst insgesamt

GesarÌtôusgaben des Staates

Anteil der Schuldendienstleistungen
an den GesanÈausgaben

Zinsausgabenquote (= Anteil der Zins-
ausgaben ân den nach dem Schema des
Finanzplanungsrats bereinigten Gesamt-
ausgaben); vg1. TNr, 4.2

2 L8r,5

1 899,8

2 215,4

1 889, 6

2 593,5

1 914.8

4 081-,3

42 23O,4

9,7 v.l-1.

4,8 v.H.

4 105,0

43 736.0

9,4 v.H.

4,7 v.H.

4 508,3

45 774,2

9,8 v.H.

4,5 v.H.

1) Davon nicht valutiert (Kreditrahmenvereínbarungen)
1987; 400 Mio DM, 1988 und 1989: 800 Mio DM

2) Hierbei ist der Tilgungsaufwand fÜ¡ reine Kreditmarktmittel be¡ücksichtigt. Die Abwei_-
chung von dem in TNr' 6 genannten Bet¡ag ergibt sich daraus, daß do¡t bei der Ërnrittlung
des Finanzierungssaldos entsprechencJ der Veranschlagung im Haushal-tsplan auch díe Titgungfür Ausgleichsforderungen der Geldinstitute berücksichtigt wo¡clen ist, Auf der in TNr. 6
wiedergegebenen Bemessungsgrundlage ist auch die Kreditfinanzierungsquote berechnet.

3) EinschließIich Disagio

1987

Mio DM

1988

ìlio 0l'l

198ft

Mio DM

Schuldenstand am Ende des Haushaltsjaht""l)

Zunahme gegenüber dem Vorjahr

25 337,I

1483,4

26 865,7

1 s28,6

26 803,0

- 62,7
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Gesamtbeurteilung der Haushalts- und ÌJi-rtschaftsfilhrung

Für das Haushaltsjahr 1988 kann unbeschadet der nachfolgend wiedergege-

benen Âusvahl von Prüfungsergebnissen festgestellt werilen, daß die Haus-

halts- und Wirtschaftsführung der staatlichen Dienststellen insgesamt
geordnet war.

Staatsbärgschafüen und Garantien

Nach dem Gesetz über die Übernahme von Staatsbúrgschaïten und Garantien

des Freistaats Bayern von t972 (BÜG) waren Ende 1989 Kredite von

2 328 Mio DM mit einer Bürgenhaftung von 1 383 Mio DM verbürgt. Daneben

bestanden Bürgschaften von 101 Mio DM für eine Kreditsunme von insgesamt

146 Mio DM aufgrund früherer gesetzlicher Ermächtigungen ("Altbürgschaf-
ten"),

Die folgende Zahlenübersicht zeigt die Entwicklung des Bestands an ver-
bürgten und teilverbürgten Krediten sowie die Haftungsbeträge im Haus-

haltsjahr 1989, gegliedert nach den Förderungsbereichen des BÜG; die
Altbürgschaften sind in die jeweiligen Förderungsbereiche einbezogen.

13

13.1
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Anmerkungen zur ZahIenübersicht

Zu A:

- Für gewerbliche Bürgschaften waren
sten,

1989 keine Ausfallzahlungen zu 1ei-

- Ein bayerisches Bankenkonsortium hat am 5. Oktober 1989 der Ungari.schen
Nationalbank einen Rahmenkredit über 250 Mio DM eingeräumt- Damit sollen
zur Förderung der ungarischen Wirtschaft, insbesondere von mibtelständi-
schen Betrieben sowie von privat-wirtschaftlich organisierten Unterneh-
men, ungarisch-bayerische Joint-Venture-Unternehmen unterstùtzt werden.
Mit Bürgschaftserklärung vom 29. November 1989 übernahm der Freistaat
Bayern aus einem Kreditrahmen von 125 Mio DM eine Bürgschaft in voll-er
Höhe des Ausfalls fûr díe vertragsgemäße ErfüIlung der Kapitalrückzah-
lungs- und Zinsverpflichtungen. Jedes in den Rahmenkreditvertrag einzu-
beziehende Grundgeschäft wird zu je einem Drittel aus dem staatsverbürg-
ten und dem nicht verbûrgten Kreditteil fi-nanziert; ein weiteres Drittel
wird durch die Ungarische Nationalbank bereitgestellt. Kreditnehmer für
das bayerische Bankenkonsortium ist die Ungarische Nationalbank. Ihr ob-
liegt die Ausnutzung des Rahmenkredites übe¡ Einzelkreditverträge mit
den ungarischen Hausbanken, die wiede¡um Kreditvereinbarungen mit den
Joint-Venture-Unternehmen treffen. Diese verbürgten Einzelkredltverträge
werden sei-tens der Bayerischen Landesbank als Konsortialführerin nur mit
der Ungarischen Nationalbank geschlossen.

fn der Zahlenübersicht sind noch keine Kredit- und BürgschaftsfäLle aus
dem Ungarn-Engagement enthalten.

Zu B:

Ausfälle aus dem Programm 'rDarlehen Junge Familie" werden aus dem hj-erfür
bei der Landesanstalt für Aufbaufinanzierung gebj.ldeten Sicherungsfonds
gedeckt. Dieser ist in Höhe von 5 Mio DM rückgarantiert. Dj-e Staatsgaran-
tie wurde bisher nicht in Anspruch genommen.

Die Fallzahlen beziehen sich auf die in die Garantj-e einbezogenen Ausrei-
chungen,

7u C:

Die Fal-lzahlen schließen auch die in Globatbürgschaften einbezogenen Kre-
díte ein.

Dle Ausfallzahlungen für Wohnungsbaubürgschaften haben 1989 89 376 DM

betragen.

An BÜckerstattungen auf frühere fnanspruchnahmen wurden im Berichtsjahr
209 369 DM vereinnahmt.
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Außer den in TNr. 13.1 dargestellten Bürgschaften und Garantien bestanden
zum Ende des Haushaltsjahres 198g noch folgende Garantien und sonstige
Gewäh¡leistungen :

- Haftungsfreistellungen in Höhe von je 10 Mio DM gegenüber den städten
Hof, Bayreuth und Augsburg für verkehrslandeplätze (Ermächtigungen:
Art. 8 Abs. 2 Hc 1977/L578, 1979/1980 und 1981/1982);

- Garantien fÜr die ElfÜIlung gesetzlicher Schadensersatzverpflichtungen
der in $ 13 Abs. 5 Atomgesetz genannten Art bis zu einer Höhe von i_nsge-
samt 35,54 Mio DM (Ermächtigungen: Art. I Abs.4 HG 1979/1980 und
7981'/1982 sowie Art. I Abs. 1 Hc 1983/1984, 198s/1986, tgBT/tgBB und
1989/1990); die zum 31. Dezember 1988 ausgelaufenen Garantien (1^lert zum

31. Dezember 1988: 23,28 llio DM) wurden bis zum 31. Dezember 1992 ver-
1ängert,

- anteilige Einstandspffichten, Freistellungsverpfllchtungen und Garantien
bj-s zur Höhe von insgesamt 3 Mio DM im Bahmen der gemeinsamen Förderung
von Forschungseinrichtungen durch den Bund und die Länder nach Maßgabe

der Rahmenvereinbarung nach Art. 91 b GG (Art. g Abs, 4 HG 19gU19gz,
Art. 8 Abs. 1 HG 1985/1986); bisherige Zusage 1 Mio DM.

Notwendigkeit verstãrkter ErfolgskorÈrollen

Erfolgskontrollen sínd al-s Ausfluß des t¡'Jirtschaftli.chkeitsgebots
eine permanente Aufgabe der verwaltung. rhnen soltte mehr Gãwicht
a1s bisher beigemessen werden,

Jedes finanzwirksame Handeln des Staates unterU.egt dem l,,Jirtschaftlich-
keitsgebot. 0as ergibt sich für den Bund bereits aus der verfassung
(4rt.114 Abs.2 GG), für den Freistaat Bayern jedenfalls aus dem Haus-
holtsrecht (g 6 HGrG, Art.7 BayHO). Zur Beurteilung der wirtschaftrich-
keit steht ein entsprechendes Instrumentarium zur Verfügung. Ausdrücklich
genannt 1st in Art.7 Abs.2 BayHO die Nutzen-Kosten-untersuchung. sie
dient de¡ Vo¡bereitung einer Entscheidung, setzt arso im planungsstadium

an.

Ebenso bedeutend für künftige Entscheidungen ist die Kontrolle der wirk-
samkej.t abgeschlossener, vor a1lem aber noch laufender Maßnahmen, die sog,
Erfolgskontrolle ode¡ Evaluation.
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Die VerwaLtungsvorschriften zu Art. 7 BayHO schreiben hierzu vor:

"6. Bei eingeleiteten Maßnahmen sol1 im Wege dvr Erfolgskontrolle
(Ergebnisbewertung) insbesondere untersucht vcerden,

6.1 während der Durchführung von mehrjährigen rùlaßnahmen, ob die
Zwischenergebnisse im Bahmen der Planung lùegen, die Planung
anzupassen ist und die Maßnahmen weiterzufüh¡en oder einzustel-
len sind,

6.2 nach der Durchführung von Maßnahmen, ob das,erreichte Ergebnis
der ursprünglichen oder angepaßten Planung enf,spricht, die Maß-
nahmen zu revidieren sind und Erfahrungswerte gesichert werden
können. "

Darüber hinaus gibt es eine Reihe von Einzelrichtlinii.en für die Durchfüh-

rung von'Erfolgskontroll-en in verschiedenen Be¡eichen4).

Durch die Erfolgskontrolle soll festgestellt werden, ob eine finanz-
wirksame Maßnahme ihr Ziel erreicht hat und ob der 'Einsatz der Mitte1
wirksam und wirtschaftlich war. Maßnahmen in diesem Sinne können Gesetze,

Programme oder auch Einzelvorhaben sein- Das Ziel selbst, das häufig auf
einer politischen Entscheidung beruht, ist dabei nicht grundsätzlich
Gegenstand der kritischen hlürdigung.

Erfolgskontrolle ist in erster Linie Wirtschaftlichkeitskontrolle. Sie

so11 Parlament und Exekutive Informatj-onen für deren Entscheidung über

Fortführung, Modifizierung oder Ej-nstellung von Maßnahmen liefern, bei
der Planung neuer Maßnahmen die Verwertung von Erfahrungen aus ähnlichen
Projekten ermöglichen und nícht zuletzt dem Parlament die Kont¡o11e der

Exekutive erleichtern. fm wesentlichen sind bei der 'Erfolgskontrolle fol-
gende Fragen zu beantworten:

Inwieweit ist das angestrebte Ziel erreicht?

Waren die getroffenen Maßnahmen mindestens mit ursächlich für die
Erreichung des Ziels?

c) Ist das Ziel auf die wirtschaftlichste Weíse er¡eicht worden?

Zu a):,

Eine wirksame Erfolgskontrolle setzt voraus, daß das:angestrebte Ziel hin-
reichend defíniert ist. SchwierÍgkeiten ergeben sich vor alIem dann, wenn

das Ziel zu allgemein formuliert oder überhaupt nicffi angegeben wird, so

1) z.B. fúr díe Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen,l{irtschaftsstruktur" (vgt,
Bundestagsdrucksache 10/5910 vom 5. August 1986)

a)

b)
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daß sich die Erfolgskontroll-e auf die Feststel_1ung beschränken müßte, ob

di-e vorgesehenen Mittel tatsächlich eingesetzt wurden.

rst das Ziel nicht erreicht worden, so ist zu unter,suchen, ob die gewähì._
ten Mittel ungeeignet oder unzureichend waren und welche anderen Maßnahmen

ergriffen we¡den müßten.

Zu b):

Hier geht es darum, festzustellen, ob der ganz oder teilweise eingetretene
Erfolg tatsächlich entscheidend auf die getroffenen Maßnahmen zurückzufüh-
ren ist oder unabhängig davon aufgrund anderer Faktoren eingetreten ist
und z.B. nur Mitnahmeeffekte erzielt wurden.

7u c):

Ist das angestrebte Ziel erreicht und waren die eingesetzten Mj-ttel auch
kausal, so ist zu fragen, ob de¡ Erfolg mit dem geringstmöglichen Aufwand
erreicht wurde. Das gilt sowohl für die gewählten Mittel (2.8. Darlehen
statt Zuschuß) a1s auch das Verfahren.

Primär j-st die Erfolgskontrolle eine Aufgabe der verwal-tung, die sich un_
mittelbar aus dem Gebot der ldirtschaftlichkeit ergibt. fnwieweit die Ver-
waltung dieser verpflichtung nachkommt, hat der OBH bisher zwar nicht
in Form einer Querschnittsprüfung untersucht. Er hat sich aber - wi-e auch
andere Rechnungshöfe - imrner wieder mit derartigen Fragen beschäftigt (vg1.
z.B.0FH-Bericht 1987 TNr, 32,19BB TNr.20, 19g9 TNr.23, vorliegender
Be¡icht TNr. 37). Der Präsident des Bundesrechnungshofs als B¡.lndesbeauf-
tragter für die t¡lirtschaftllchkeit in der verwaltung hat im Juni 19g9 ein
Gutachten über die Erfolgskontrolle finanzwirksamer Maßnahmen in der
öffentlichen ve¡waltung vorgelegtt), in dem er unte¡ anderem zu folgendem
Ergebnis kommt:

"Die von den B menen Erfolgskontrollen waren
zahlenmäßig ger der von pailament und Regie-rung wiederholt von ErfoLgskontrrrl-len.

Meist fehlte es schon an den Voreussetzungen für Erfolgskont¡o1len.
so wurden Ziel-e entweder überhaupt nicht õder nur so unbestimmt an-gegeben, daß Ziel-erreichungskontrollen nur seh¡ schwer möglich oderausgeschlossen u/aren. planungen enthiel_tenhäufig keine konk¡eten Aussagen später derEint¡itt der angestrebten lfiiku ].t und dieWirtschaftlichkeit der Maßnahmen

1) Band 2 der Schriftenreihe des Bundesbeauftragten fü¡ die Wittschaftlichkeit in der
VenJaltung, Kohlhammer-Ver1ag, Stuttgart, Berlin, Kôln



14.5

-29-

Die als Erfolgskontrollen vorgesehenen Untersuchungen vraren von un-
terschiedlichem Aussagewert. Es gab nur sehr lvenige Erfolgskontrol-
Ien, di.e eine Beurteilung der Zielerreichung, Wirksamkeit und t¡rlirt-
schaftlichkej-t von finanzwirksamen Maßnahmen umf,assend ermöglicht
hätten. Die Bessorts beschränkten sich überwiegend auf Teilkontrollen.

Die Ergebnisse vorhandener Erfolgskontrollen wurden rhäufig nicht oder
nur unzureichend umgesetzt.t'

Die bisherigen Prüfungserfahrungen des ORH weisen darauf hin, daß die Ver-
häItnísse in Bayern nicht wesentlich anders liegen.

um die Berechtigung staatlicher Programme beurtej.Len zu können, ist eine
umfassende Erfolgskontrolle (v91. TNr. 14.2) notwendig, die sich nicht irr
einer bloßen Überwachung des MitteLabfrusses e¡schöpfen,darf. Nach Auffas-
sung des OBH kommt es entscheidend darauf an, díe verwaltung immer wieder
da¡an zu erinnern, daß die Erfolgskontrolle zu ihrer Daueraufgabe und zu

den wichtigsten rnstrumenten gehört, um einen wirtschaftlichen umgang mit
den steuergerdern zu gewährleisten. rnsofern begrüßen wir die Absicht des

Bund/Länder-Ausschusses Haushaltsrecht und Haushaltssystematik, die vor-
schriften zu S/Art. 7 der Haushaltsordnungen den neueleen Entwicklungen an-
zupassen und dabei auch der Erfolgskontrolle besondere Aufmerksamkeit zu

widmen. Von grundlegender Bedeutung ist dabei, daß schon vor der Inan-
griffnahme eines Programms oder einer Maßnahme durch klare Zieldefinition
der Grundstein für eine wirksame Erfolgskontrolle gelegt wird. Auch ver-
waltungsvorschriften führen aber nur dann zum Erfolg, wenn die Einsicht
in die unerläßlichkeít von Erfolgskont¡o1len wächst und ihnen noch mehr

Gelicht bej-gemessen wird.
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II. BESONDER E P R iJ F U N G SE R GEBN I S SE

A. FiJR ALLE EINZELPL.ANE

15 Überblick ûber die Prúfung der Personalausgaben

Bei der mitschreitenden Prüfung und bei der nachträglichen Prü-
fung wurden insgesamt Fehlzahlungen in Höhe von 6,9 Mio DM
festgestellt. Die Feststellungen der Rechnungsprüfung wi.rken
sich vielfach auch auf die Folgejahre aus und haben gerade hier
erhebliche präventive hJirkung.

15.1 Die Personalausgaben des Staates, näm1ich die

Dienstbezüge der Beamten und Richter,

Angestelltenvergütungen und

Arbeiterlöhne

werden weitgehend im DV-Verfahren abgerechnet. Dieses Verfahren wird der-
zeit neu gestaltet. Die mitschreitende Prüfung durch die Staatl. Rech-

nungsprüfungsämter, dj-e in erster Linie Fehlzahlungen von vornherein ver-
hindern so1l, bleibt auch nach der Umstellung des Bezügeabrechnungsver-

fahrens sj-chergesteLlt. Daneben werden die Personalausgaben auch weiter-
hÍn vom OBH und den Rechnungsprüfungsämtern nachträglich stichprobenweise
geprÜft; dabei werden auch Erhebungen bei den Beschäftigungsdi-enststellen
und an den Arbeitsplötzen durchgeführt.

75.2 A1s Beispiele für die Verhinderung von Fehlzahlung durch die mitschrei-
tende Prüfung sej.en folgende Fäl1e genannt.

15.2.1 Die BezÜge der Beamienanwärter wurden ab 1. Januar 1982 und weiter ab

1. Januar 1984 abgesenkt. Dazu wurden in das Bundesbesoldungsgesetz drei
Tabellen rnit unterschiedlich hohen Beträgen eingefügt. Welche Bezüge

einem Anwärtel zustanden, hing vom Zeitpunkt seiner Einstellung ab. Die
jeweils zutreffende Zahlung wurde durch eine zusätzliche Verschlüsselung
in den Kassenanordnungen erreicht.

Als ab 1. Januar 1990 die zum 1. Januar 1984 eingeführ.te Absenkung der
Dienstbezüge bei den Beamten wieder entfiel, nahmen mehrere Anordnungs-
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stel,len fälschJ.ich an, gleiches gelte auch für die

in Kassenanordnungen die zusätzliche Verschlüsselung

Zahlung der unverminderten Anwärterbezüge geführt.

Anwä¡ter und lÍeßen

weg. Dies hätte zur

Von der Bechnungsprüfung wurden innerhalb kurzer Teit t75 solcher Kassen-

anordnungen beanstandet und Überzahlungen von rd. 482 000 DM jährlich
verhinde¡t.

15.2.2 Für drei im September 1989 neu eingestellte Fachldhrer/Fachlehrerinnen
zur Anstell-ung wies die zuständige Regierung Dienstbezüge der BesGr. A 12

- die den Lehrern/Lehrerinnen an Volksschulen zustetren - statt richtig
die der BesGr. A 10 zur Zahlung an. Die sofortige Beanstandung durch die
mitsch¡eitende Prüfung verhinderte jährliche Überzahtrungen von mindestens

22 700 Dt4.

f:5.2-3 fn einem Fall sollte eine monatliche Aufwandsvergütung von 50 DM gezahlt

werden. Von der Verwaltung wu¡den jedoch monatlich 500 DM zur Zahlung

angewiesen. Durch das Einschreiten der Bechnungsprüfung konnte ei-ne

Überzahtung (5 400 DM jährlich) verhindert werden.

15.3 Für den Bereich der nachherigen PersonaJ-ausgabenprüfung zeigt das fol-
gende BeÍspiel, welche erheblichen finanziellen Auswirkungen diese Prü-
fung im Einzelfall haben kann.

Ein Studiendirektor wu¡de auf Antrag mit Ablauf des 31. August 1987 aus

dem Staatsdienst entlassen. Die zuständige Regierung sah keine Aufschie-
bungsgründe für die Nachversicherung, führte diese du¡ch und überwies an

die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte in Berlin Beiträge von

insgesamt 150 953,84 DM.

Bei der Rechnungsprüfung wurde festgesteJ.lt, daß de¡ ehemalige Beamte am

1. September 1987 wieder in eine versicherungsfreie Beschäftigung überge-

treten war und damit die Nachentrichtung von Beiträgen gemäß g 125 Abs. 1

AVG hätte aufgeschoben werden müssen. Es wurde gebeten, den Bescheid über

die Nachversicherung aufzuheben und den entrichteten Betrag zurückzufor-
dern. Díeser wurde im April 1989 von der Bundesversicherungsanstalt für
Angestellte wieder erstattet.

fnsgesamt \,rurden bei der mitschreitenden Prüfung der Personalausgaben und

den nachherigen Prüfungen Fehlzahlungen in Höhe von 6,9 Mio DM verhíndert

15.4
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bzw. festgestellt. Davon entfallen auf

Überzahlungen und von anderen Dienstherren zuwenig
erhobene Versorgungsanteile

Mj-nderzahlungen und an andere Diensthe¡ren zuwenig
abgeführte Versorgungsanteil-e

Diese Beträge setzen sich wie folgt zusammen:

Fehlzahlungen

4,9 Mio DM

2,0 Mio DM

Zahlenübersicht

16 0rganisation des Reinigungsdienstes

Dienststellen insgesamt jährlich rd. 5,5 Mj_o DM eingespart wer-
den.

Bereits in seinem Jah¡esbericht für das Haushaltsjahr 197s (TNr. 2g) hat
der 0RH Einsparungsmöglichkeiten bei der Gebäudereinigung aufgezeigtl).
Außerdem hat er sich i-n seinem Jahresbericht lgBB (TNr. 33) eingehend mit
der Beinigung zwej-er universitätskliniken befaßt2). Nunmehr hat der OFH

1) vgl. auch Beschluß des Landtags vom 19.

2) vg1. auch Beschtuß des Landtags von !2.

Oktober 1977 (Drucksache 8/6477)

Juli 1989 (Drucksache 77/I243t)

Überzahlungen

DM

Hinderzahlungen

DM

Dienstbezüge der Beamten
und Richte¡
Angestelltenvergütungen
und Arbeiterlöhne
Versorgungsbez üge

Versorgungslastenanteile
Sonstige Personalausgaben
(Beihilfen, Umzugskostenvergütungen,
Trennungsgelder, Lehrauftrags- und
Prüfervergütungen, Unfallfürsorge-
leistungen)

I 646 000

139 000

295 000

633 000

242 000

647 000

953 000

123 000

190 000

81 000

insgesarrt 4 955 000 1 988 000
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die Kosten der Beinigung erneut untersucht und bei den obersten Landesbe-

hörden sowie zahlreichen Behörden der Mittel- und Unterstufe in den Bat-
lungsräumen München, Regensburg, Ansbach/Nürnberg, Würzburg und Augsburg

geprÜft, ,ob und in welchem Umfang entsprechend den Haushaltsvollzugsricht-
linien

die Beínigung durch Privatfirmen durchgeführt wird,

bei Eigenreinigung die geforderte Reinigungsleistung erreicht wird und

die Reinigung auf einen zweitägigen Beinigungsturnus umgestellt wurde.

16.1 t[nfang der Eigen- bzy. Frenrùeini.gung

16.1.1 In der Gebãude- und FuBbodenreinigung nimmt die Eigenreinigung insgesamt

gesehen mit etwa 40 v.H. der Reinigungsflächen einen nach brie vor beacht-
lichen Raum ein. Bezogen auf die nach Geschäftsbereichen zusammengefaßten

Reinigungsflächen ergibt sich folgendes Bild:

thrfang der Eigen- und Fremdreinigung
- nach Geschäftsbereichen -

Zahlenübersicht 1

Geschãfts-
bereich Eigenreinigung Frendreinigung

m2 v. H. n2 v.H-

StK

StMI

OBB

StMJ

STMUK

StMF

STMWV

STMELF

STMAS

STMLU

8 490

t75 923

26 535

59 651

3t 507

90 217

25 108

23 767

54 24t

57,6

52,0

30,2

27,9

39,4

30,3

90,8

34,5

45,1

6 245

162 490

6t 4t6

1-53 893

48 433

207 798

2 532

44 049

66 076

23 759

42,4

48,0

69,8

72,1,

60, 6

69,7

912

65,5

54,9

100,0

insgesamt 4ft4 839 38,9 776 æ7 61,1
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unterschiedu-che verhältnisse ergeben sich auch bei dem folgenden regi-ona-
Ien Vergleich:

thfang der Eigen- und Frenrôeinigung
- regional -

Zah-Lenübersicht 2

Eigenreinigung Fremdreinigung

m2 v .H. m2 v. H.

München

Begensburg

Ansbach

Nürnberg

tr'lÜrzburg

Augsburg

179 476

69 780

37 9I2
77 626

81 289

48 756

24,6

73,3

64,7

38 ,0
79,4

59,8

550 259

25 354

20 709

t26 499

21 073

32 797

75,4

26,7

35,3

62,0

20,6

40,2

insgesamt 494 839 38,9 776 6SL 61,1

Es fällt auf, daß - von den Ballungsräumen München und Nürnberg abgese-
hen - die Eigenreinigung durchwegs überwiegt und in lnJürzburg sogar noch

bei rd. 80 v.H. liegt.

Die Notwendígkeit der Ei-genreinigung wurde von einzelnen Dierrststellen mit
den besonderen sicherheitsanforderungen, mit der besseren Beinigungsquali-
tät, mit dem Vorhandensein eigener Reinigungskräfte und mit dem fehlenden
Angebot an leistungsfähigen P¡ivatfirmen begründet.

[¡'Jas die besonderen sicherheitsanforderungen anbelangt, kann es Bereiche
geben (2.8. Räume der Behördenleitung, besondere sicherheitsber.eiche, DV-

Bäume), in denen eine Eigenreinígung vorzuziehen ist. Alle¡dings hat die
untersuchung ergeben, daß insoweit auch bei gleichartigen Behörden teil-
weise sehr unte¡schiedh.ch verfahren wird, tlerade in München, wo ein be-
sonders großer Anteil von Behörden mit e¡höhten Sicherheitsanforderungen
angesieclelt ist (z.B- staatskanzlei, staatsministerien, Bechenzentren),
ist der Anteil der Fremdreinigung rnit über 7b v.H. bei v¡eitem am höchsten.

Nicht überzeugend erscheint dem ORH der Hinweis auf die geringere Feini-
gungsqualität der Fremdr:einigung, weil nach den liußerungen der geprüften
Behörden, die bereits die Beinigung an Privatfirmen vergeben haben, die
Beinigungsqualität durchwegs positiv beu¡teilt wi¡d. rm übrigen hängt die
Reinigurrgsqual-ität von den vertraglichen Festlegungen und deren Durchset-
zung ab.
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Auch das Vorhandensein eigener Beinigungskräfte steht dem übergang auf
Fremdrei-nigung auf Daue¡ nicht entgegen, wenn die Eirgenreinigung im Zuge

der Fluktuation des Reinigungspersonals abgebaut wild; der ORH hat bei
seine¡ Unte¡suchung festgestellt, daß die insoweit bestehenden Möglichkei-
ten der Reduzierung der Eigenreinigung in vielen Fällen auch nicht annä-

hernd genutzt wurden.

Sch1ießlich häIt der OBH auch den Hinweis auf das fehlende Angebot an lei-
stungsfähigen Privatfirmen nj-cht für stichhaltig, weil sich durchwegs er-
geben hat, daß andere Behörden am selben Ort thre Beinigungsarbeiten ve¡-
geben konnten. Daß ein weitaus stärkerer Übergang auf Fremdreinigung mög-

lich ist, ergibt sich auch daraus, daß die Dienststellen der Erhebung zu-
folge beabsichtigen, bei der HäIfte der Dienstgebäude, die derzeit noch

ganz bzw. teil-weise durch eigenes Personal gereinigt werden, nach Aus-

schei.den dieses Personals auf Fremdreinigung überzugehen.

t6.L.2 Bei der Glas- und Fensterreinigung liegt der Anteil der in Eigenreinigung
gereinigten Flächen nur noch bei rd. 24 v.H. fnsgesamt gesehen ist die
Vergabe der Heinigungsarbeiten hier somit weiter fortgeschritten a1s bei
der Gebäude- und Fußbodenreinigung. Soweit die Glas- und Fenste¡reinigung
noch in Eigenreinigung durchgeführt wird, ist dies in erster Linie auf das

Vo¡handensein eigener Beinigungskräfte zurückzuführen, die aus Gründen der
Arbeitsauslastung ergänzend zur Gebäude- und Fußbodenreinigung auch die
GIas- und Fensterreinigung durchführen.

76.2

Nach Auffassung des ORH solI'be die Eigenreinigung im Hahmen der personel-
Ien Möglichkeiten ebenso wie bei der Gebäude- und Fußbodenreinigung auch

bei der GIas- und Fensterreinigung reduziert und wegen,dei: nur in größeren

Zeitabständen notwendigen Reinigung nach und nach ganz durch Fremdreini-
gung ersetzt werden.

Reinigungsleistung bei Eigenreinigung

Nach den Haushaltsvollzugsrichtlinien - HvR 1989/1990 - ist für eine voll-
beschäftigte Heinigungskraft j.m allgemeinen eine FIäche von mindestens
1000 m2 pro Tag anzusetzen. Die genannte Leistungszahl berücksichtigt be-
reits die Üblicherweise anfallenden Personalausfallzeiten (Ur1aub, Krank-
heit usw. ) .

Um festzustellen, ob diese Vorgabe bei den Dienststeflen mi.t Eigenreini-
gung erreicht wird, wurden anhand der erhobenen Jahresreinigungsleistungen
und des vorhandenen Beinigungspersonals die tatsächlichen Beinigungslei-
stungen für 1988 ermíttelt.
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Danach l1egt die durchschnittliche Beinigungsleistung einer Reinigungs-

kraft insgesamt betrachtet bei 729 nzlTag; sie liegt damj-t um rd. 27 v.H.

unter der nach den Haushaltsvollzugsrichtlinien geforderten Vorgabe.

Bei den ermittelten Reinigungsleistungen ist allerdings zu berücksichti-
gêfl, daß die staatlichen Beinigungsk¡äfte z.T. und in unterschiedlichem

Umfang auch noch die GIas- und Fensterreinigung durchführen. Die Belastung

der Reinigungskräfte durch die Glas- und Fensterreinigung ist nach dem Er-
gebnis der Untersuchung im allgemei-nen jedoch nicht so groß, daß dies eine

nennensvrerte Abweichung von der Vorgabe rechtfertigen würde. Bemerkenswert

ist in diesem Zusammenhang, daß bei einigen Dienststellen die Vorgabe von

1000 m2 pro Tag überschritten wird, obwohl dort auch die Glas- und Fen-

sterreinigung in Eigenreinigung durchgeführt wird.

Reinigungsturnus

16.3.1 Bei der Gebãude- und FuBbodenreinigung ist der Anteil der Reinigungsflä-
chen, die tä91ích gereinigt werden, und jener, die in einem zweitägigen

Turnus bzw. in längeren fntervallen gereinigt werden, auch bei vergleich-
baren Dienststellen teilweise sehr unte¡schiedlich. Faßt man die Anteile
für den jeweiligen Turnus bei Eigenreinigung und Fremdreinigung nach Ge-

schäftsbereichen zusammen, so ergibt sich folgendes Bild:

Reinigungsturnus Zahlenübersicht 3

Eigenreinigung FrendreinigunE

m2

tã91.
v-H-

2tãgig
v-H-

lãnger
v.H. ¡2

tã91.
v. H.

2tãgig
v-H.

lãnger
v. H.

StK

StMI

OBB

StMJ

S^UMUK

StMF

StM!ìJV

STMELF

STMAS

STMLU

I 490

775 923

26 535

59 651

31 507

90 2t7

25 108

23 767

54 24].

61, 1

34,4

31, 5

34,2

46,9

29,5

68,6

2t,O

34,7

30,3

37,9

59,3

46,7

4,3

55,9

5,5

34,3

44,6

8,6
27,7

9,2

19 ,1

48,8

14,6

25,9

44,7

20,7

6 245

162 490

61 416

153 893

48 433

207 798

2 532

44 049

66 076

23 759

4,6
19 ,6

to,2
16,5

20,4

22,6

97,9

!5,2
21,9

!9,7

90,5

59,9

79 ,3

79,L

61,0

69,7

70,6

67,2

80,3

4,9

20,5

10,5

414

18,6

717

2,t
7.4,2

10,9

insgesanrt 494 839 35,7 {r0 24,3 776 691 tg,2 69,8 11,0
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Insgesamt bet¡achtet ist der Anteil der Flächen, 'dd-e tägh-ch gereinigt
werden, bei der Eigenreinigung mit 35,7 v.H. bedeutend höher als bei der
Fremdreinigung mit 19,2 v.H.

Die Erhebung hat gezeigt, daß bei Fremûeinigung weitgehend nur mehr be-
sondere ReinÍgungsbereiche wie Toiletten, Eingangsbereiche, Treppen und

Gänge sowie repräsentative Räume täg1ich gereinigt werden; für Büroräume

ist hier bereits weitgehend ein zweitägiger Beinigungsturnus eingeführt.
AllerdinEs sind nach Auffassung des ORH auch bei der Fremdreinigung noch

nicht alle MögJ-ichkeiten des übergangs vom ein- auf.den zweitägigen Beini-
gungsturnus ausgeschöpft.

Ein sehr viel ungünstigeres Bild ergibt sich bei. der Eigenreinigung.
werden nach wie vor in nicht unwesentlichem Umfang Büroräume, für die
den HaushaLtsvollzugsrichtrinien nur ein zweitägiger Reinigungsturnus vor-
zusehen ist, tägIich gereinigt. Ein Grund für den wesentlich höheren An-

teil der Bäume mit täglicher Reinigung könnte darin liegen, daß mit dem

kÜrzeren Rei-nigungsturnus eine bessere Auslastung des vorhandenen eigenen

Personals erreicht werden soL[,

Nach Auffassung des ORH sorlten, soweit die Eigenrej-nigung nicht du¡ch die
Fremdreinigung abgelöst werden kann, auch bei fortgesetzter Eigenreinigung
a1le Mögrichkeiten der Anpassung an den zweitägigen Beinigungsturnus bei
der Büroreinigung genutzt werden; Gelegenheit dazu hj-etet sich insbeson-
dere beim Ausscheiden bzw. bei Wochenstundenverkürzungen von staatlichen
Beinigungskräften.

L6.3-Z Die Glas- und Fenstemeinigung wird bei Eigenreinigung im Durchschnitt
5,9ma1 jährlich, bei Fremdreinigung dagegen nur 3,7ma1 jährlich durchge-
führt.

Nach Auffassung des OBH erscheint aufgrund der vorliegenden Ergebnisse bei
der Glas- und Fensterreinigung ein Reinigungsturnus 'von nehr als viermal
jährlich im allgemeinen nicht vertretbar; bei de¡ Ral¡menreinigung wird j.m

Begelfa1l eine einmalige jährliche Reinigung für ausreichend erachtet.
A11e Dienststellen mit kürzeren Beinigungsintervallen sollten auf eine
entsprechende Verlängerung des Beinigungsturnus hinwirken.

Hier
nach
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16.4 Kosten der Beinigung

';6.4.1 
Der ORH hat berelts in sej-nem Jahresbericht 1-975 (TNr. 28) aufgrund von

Vergleichsberechnungen festgestelLt, daß die Gebäudeleinì-gung durch pri'-

vate Unternehmer im allgemeinen kostengünstiger ist als die Reinigung

durch eigenes Personal.

Der Kostenvergleich wurde nunmehr auf der Basis der neu erhobenen Daten

foqtgeführt.

Die L33 in die Untersuchung ej.nbezogenen Dienststellen gaben fÜr die Ge-

bäude- und Fußbodenreinj-gung bei Fremdreinigung im Jah¡ 1988 insgesamt

13,8 Mio DM aus. Bei einer Jahresreinigungsleístung von 110,8 Mio m2 er-
rechnen sich daraus durchschnittliche Reinigungskosten von O,tZ Dl4/n2-

Für die Eigenreinigung erlechnet sich bei einer Jahresreinigungsleistung

von 74,2 l4ío n2 mit einem Gesamtaufwand von rd' 17 Mio DM ein Durch-

schnittswert von 0,23 DM/m2.

Danach sind die Kosten je m2 gereinigter Fläche bei Eigenreinigung fast

doppelt so hoch wie bei Fremdreinlgung.

Die Ursache für diesen enormen Kostenunterschied dÜrfte zum einen darin

liegen, daß Reinigungskräfte nach dem geltenden Lohntarifvertrag fÜr das

Gebäudereiniger-Handwerk j-n Bayern niedriger entlohnt werden als Reini-
gungskräfte nach den im staatlichen Bereich maßgeblichen Tarifverträgen
(Lohngruppe II MTL IT), zum anderen auch darin, daß in privaten Reini-
gungsbetrieben irr beträchtlichem Umfang Beini-gungskräfte in sogenannten

geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen im Sinne des Art. I S I SGB ÍV

und damit sozialversÍcherungsfrej- tätÍg sind. Weitere GrÜnde liegen insbe-

sondere darin, daß dabei die Reinigungskräfte wegen der relativ gerlngen

Stundenzahl ihre Reinigungsleistung im wesentlichen ohne Unterbrechungen

erbringen, vlas zu einer vergleichswejse höheren Beinigungsleistung fÜhrt

und daß im ollgemeinen keine zusätzlichen Kosten durch Personalausfä1Ie

entstehen,

Nach Auffassung des ORH sollte v,,egen der eindeutig geringeren Kosten bei

Vergabe von Beinigungsarbeiten an Privatfirmen die Beinigung durch staat-
liches Personal soweit wie nröglich aufgegeben werden ' Er hä1t es darÜber
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hinaus wegen der nahezu doppelt so hohen Kosten bei täglicher Reinigung

für unerläßlich, vor al1em für Büroräume nachhaltig auf einen zweitägigen

Beinigungsturnus hinzuwirken.

L6.4.2 Die Praxis der Vergabe von Reinigungsarbeiten hat wesentlíchen Einfluß auf
die Kosten der Fremdreinigung. So lagen bei der Gebãude- und FuBbodenrei-

nigung die Kosten pro m2 gereinigter Fläche in manchen Fällen bis zu vier-
mal so hoch wie im günstigsten FaII; bei der Glas- und Fenstemeinigung

ergaben sich bis zu dreimal höhere l¡lerte.

16.5

Bei den Auswertungen hierzu hat sich gezeigt, daß zwar in 83 v.H. der FäI-
le beschränkt bzw. öffentlich ausgeschrieben wurde, aber nur 38 v.H. der

Reinigungsverträge aus den letzten beiden Jahren datieren. 20 v.H. der

Verträge waren drei bis vier Jahre aJ.t, 22 v.H. fünf bis neun Jahre alt
und 20 v.H. zehn Jah¡e und älter. Die ungünstigeren Reinigungskosten tre-
ten vor allem bei den Dienststellen mit ãlteren Heinigungsverträgen auf.

Nach Auffassung des OFH könnten gerade in diesen Fä11en durch Neuaus-

schreibung der schon bisher von Privatfirmen gereinigten Bereiche nicht
unerhebliche Ausgabeminderungen erreicht werden. In diesem Zusammenhang

wird auf die Neuausschreibungen in Unive¡sitätskliníken hingewiesen, die
zu eíner Einsparung von ínsgesamt mehr a1s 1 Mio DM im Jahr führten (v91.

0RH-Bericht 1988 TNr. 33).

Stellungnahne der Vervaltung

Die Verwaltung hat gegen diese Ergebnisse der Untersuchung keine Einwen-

dungen erhoben. Lediglich das Staatsministerium für I'Iirtschaft und Verkehr

hat mitgeteilt, daß del eigene Reinigungsdienst im Erhebungszeitraum wegen

umfangreicher lJm- und Sanierungsbaumaßnahmen im Dienstgebäude erheblich
belastet war, so daß die für das Staatsministerium sich ergebenden ungün-

siigeren lrJerte als atypisch anzusehen sind. lr'legen der geringeren Kosten

beabsichtigt das StaatsmÍnisterium mittelfristig im Rahmen der natürli-
chen Fluktuation auf Fremdreinigung überzugehen.

Zur Forderung nach verstärktem Übergang von der Eigenreinigung auf Fremd-

reinigung weist das Staatsministeriun für Ernährung, l-andwirtschaft und

Forsten darauf hin, daß damit "indirekt der Fortbestand und die tleiter-
entwicklung der geringfüç¡igen Beschäftigungsverhältnisse auf dem privaten
Arbeitsmarkt unterstützt" werde.
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Hierzu ist aus der Sicht des ORH anzumerken, daß der Gesetzgeber 19891)

die Möglichkeit der ve¡sicherungsfreien, geringfügigen Beschäftigung bei-
behalten und diese Beschäftigungsverhältrrisse in das System des neu einge-

frihrten Sozialversicherungsausweises einbezogen hat, çrm die mißbräuchliche

Ausnutzung der Geringfügigkeitsgrenzen zu verhindern. Für den OBH, fùr den

das geltende Becht Prüfungsmaßstab ist, besteht daher kein AnIaß, von

seiner Forderung abzugehen.

16.6 Zusamrenfassung

Di.e Beinigung von Dienstgebäuden wird immer noch Ín erheblichem Umfang

(rd. 40 v.H.) in Eigenreinigung durchgeführt, obwohl diese gegenüber der

Fremdreinigung erheblich teurer ist.

Bei konsequenter Ausschöpfung aIler Möglichkeiten zum Übergang auf Frernd-

reinigung hätten bereits in der Vergangenheit beträchtliche Einsparungen

erzielt werden können. l¡Järe in den letzten zehn Jahren der Antell der

Eigenreinigung schrittweise auf 20 v.H. verringert worden, was nach Auf-
fassung des ORH ohne weiteres möglich gewesen u/äre, so hätte dÍes allein
bei den untersuchten Dienststellen Einsparungen von nunmehr jährJ-ich rd.
4 Mio DM zur Folge gehabt.

Vor allem bei Eigenreinigung werderr Büroräume, für die auch nach den Haus-

haltsvollzugsrichtlinien nrrr ein zweitägiger Beinígungsturnus vorzusehen

ist, in erheblichem Umfang (ì-nsgesamt rd. 36 v.H. der Beinigungsfläche)

nach wie vor täg1ich gereinigt. Bei entsprechendem Übergang auf einen

zweitägigen Beinigungsturnus könnten hier Personalkosten bis zu jährlich
rd. 1,5 Mio DM eingespart werden.

1) vgl. Gesetz zur Einführung eines
Sozialgesetze vom 6. 0ktober 1989,

Sozialversicherungsausweises und zur änderung

BGB1 r S. 1822

andere¡
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B. FÜR DIE EINZELPLANE

EINZELPLAN 03 A

(Staatsministerium des Innern)

Bestandsyerraltung beim Bayer. Polizeivervaltungsanrt
(Kap. 03 21)

Oie Verwaltung des umfangreichen Bestands an Fernmeldegeräten
beim Bayer. PoLizeiverwaltungsamt wÍes über ,Jahre hinweg
schwerwiegende Mänge1 auf. So fehlten 1989 nach einer vom ORH

veranlaßten Bestandsprüfung rd. 4000 höherwertige Gegenstände.
Darunter befand sich eine größere Anzahl von sicherheits-
empfindlichen Geräten. Bestandsprüfungen wurden seit Anlegen
des Lagers nicht durchgeführt.

Das Bayer. Polizeiverwaltungsamt (PVA) hat die Aufgabe, zentrale Verwal-

tungsaufgaben de¡ Po1ízei wahrzunehmen und die gesaÍrEe Ausrüstung, Bewaff-

nung und Bekleidung der Polizei eínheitlich zu beschaffen; daneben hat es

di-e Waffen- und Fernmeldebestände der Polizei zentral zu betreuen. Daher

kommt einer ordnungsgemäßen Lagerung und Verwaltung der Ausrüstungs-, Be-

waffnungs- und Bekleidungsgegenstände besondere Bedeutung zu.

L7.! Der ORH hat 1987 unter anderem auch das Fernmeldelager des PVA geprüft.
Dort werden ¡d. 19 000 Artikel (Geräte, Ersatzteile) mit unterschiedlichen
Stückzahlen geführt; davon sind rd. 2500 Artikel mit einem Stückwert von

über 100 DM in der Bestandskartei erfaßt.

Folgende schwerwiegende Mängel wu¡den festgestellt:

a) Der Sollbestand an Geräten konnte teilweise nur sehr schwer festge-
stellt werden, weil meh¡monatige Buchungsrückstände bestanden und die
Zahl der Ausleihungen wegen unzureichender Aktenführung nicht eindeutig
festgestellt werden konnte. Bei keinem der sticþrobenvreise geprüften

teiLweise sehr teuren A¡tikel stimmte der Sollbestand mit dem tatsäch-
lichen Lagerbestand überein.

b) Mindestens seit 1980 wurden von der Verwaltung keine Bestandsprüfungen

mehr durchgeführt. Nach den haushaltsrechtlichen Vorschríften sollen
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a1le zwei Jahre ordentliche sowie bei Bedarf außerordentfiche Bestands-

prüfungen durchgeführt werden.

c) Das Personal der vier Fernmeldewerkstätten hatte . uneingeschränkt Zu-

tritt zum Fernmeldelager und konnte, ohne das Lagerpersonal einzuschal-

ten, Ersatzteile und Material abholen.

Der ORH hat im März 1988 gebeten, baldmöglichst

eine vo1lständige Bestandsaufnahme durchzuführen und die Fehl- bzw.

Überbestände zu bereinigen sowie

sicherzustellen, daß künftig die Buchungen vo1lständi.g und zeitgerecht
erfolgen und daß Gegenstände aus dem Lager nur vom Lagerpersonal ausge-

geben werden dürfen.

Ferner müsse die Di.enstaufsicht erheblich verbessert werden.

Das Polizeiverwaltungsamt hat zugesichert, den Vorschlägen des 0RH zur

künftigen Bestandsverwaltung und zur Lagerhaltung nachzukommen. Das Ergeb-

nis der vol1ständigen Bestandsprüfung wurde jedoch erst nach mehreren Er-

innerungen im Juli 1989 mitgeteilt. Daraus ergab sich, daß der Umfang der

Unstimmigkeiten zwischen So11- und Istbestand noch weit größer war afs vom

ORH aufgrund der Stichp¡oben angenommen.

AIs Ergebnis der Bestandsprüfung hat das PVA mit Absch¡eibungsverfügung

vom 19. Juli 1989 bei über 700 ve¡schiedenen Artikeln rd. 4000 Gegenstände

mit einem Stückwert von über 100 DM a1s Fehlbestände festgestellt und ab-

geschrieben; neben besonders teuren Ausstattungsgegenständen (2.8. Prüf-
und Meßeinrichtungen) konnte auch der Verbleib von z.B. 85 Funkgeräten,

18 Sprachve¡schleierungsgeräten, 15 Crypto-Teilen, 12 Peilsendern und zwei

in Koffer eingebauten Mobiltelefonen nicht nachger¡riesen werden. Die Ab-

schreibungsverfügung wurde wie folgt begründet:

"Die festgestellten Fehlbestände sind teilweise echte Fehlbestände,

größtenteils jedoch buchungsmäßige Fehlbestände; d.h., diese fest-
gestellten "Fehlbestände" konnten nur in einzelnen Fä1len nach-

vollzogen werden. Bei dem größten Teil war dies nicht mehr mög-

lich, da seit Bestehen des Fm-Lagers keine Bestandsprüfung durch-

geführt worden ist und somit ein Großteil der für eine Nachprüfung

erforderlichen Betege nicht mehr vorhanden bzw. vernichtet worden

sind. Ohne feststellen zu können, wo das Versäumnis 1iegt, kann

niemand fÜr die FehLbestände verantv{ortlich gemacht werden."
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De¡ OBH hält die sich über viele Jahre hinziehenden Mänge1 für äußerst be-

denklich, weiÌ es sich sowohl um erhebliche Sachwerte a1s auch um sicher-
heitsrel,evante Gegenstände handelt. Die Mißstände sind allerdings nicht
aLlein den mit diesen Aufgaben i.¡nmittetba¡ befaßten .Bediensteten anzula-

sten, sondern ebenso den fúr die Aufsicht zuständigeniBeamten zuzurechnen.

Darüber hinaus sind sie auch auf Organisationsmängel .zurÜckzufÜhren.

Oer OBH hat deshalb im September 1989 das Staatsminieterium gebeten, beim

PVA auf eine ordnungsgemäße Bestandsverwaltung hinzuwirken und das Verhal-

ten der zuständigen Bediensteten im lrleg der Dienstaufsj.cht zu Überprtifen.

Im Juti 1990 hat das Staatsmini-sterium vorgetragen, daß in der Bestands-

buchhaltung in den letzten zehn Jahren ein häufiger Psrsonalwechsel statt-
gefunden habe; viele Sachbearbeiter hätten keinen Zugang zu det schwieri-
gen Materie gefunden. lihnlich schwierig seien die Verhältnisse im Lager

gev',esen. Seit 1989 seien aber durch Personalveränderungen die Mänge1 beho-

ben.

In den letzten zehn Jahren habe sich die Bandbreite der in der Fernmelde-

technik zu erledigenden Aufgaben enorm en¡,eitert. Vordringlich sei es ge-

h,esen, di-e erforderlichen Beschaffungen einzuLeiten, dj-e Gegenstände wei-
ter zu liefern sowie die Geräte instand zu halten. Deshalb sei die Be-

standsprüfung vernachlässigt wo¡den. Nunmehr seien aber die Voraussetzun-

gen fúr eine ordnungsgemäße Bestandsprüfung geschaffen worden,

Die Fehlbestände seien im übrigen überwiegend durch Falschbuchungen oder

unterlassene Buchungen entstanden. Ej-ne zwischenzeitliche Überprüfung habe

ergeben, daß z.B. die Mobiltelefone, Peilsender und Crypto-Teile vorhanden

seien. Das PVA sei aufgefo¡dert worden, im Benehmen mit den Präsidien zu

prüfen, welche beim PVA fehlenden Geräte (2"B. Funkgeräte) tatsächlich bei
den Polizeidienststell-en verwendet wü¡den.

Im übrigen seien die höherwertigen Geräte (2.8. Funkgeräte) aufgrund eínes

formellen Zuweisungsverfahrens an dj-e Präsidien hrsitergeleitet v¿orden.

lrlenn die Geröte dort nicht angekommen wären, hötten die Präsidj-en sicher
Nachforschungen angestell-t. Derartige Reklamationen Geien aber seit Jahren

nicht vorgekommen. Das Staatsministerium sei deshalb überzeugt, daß al-le

beím PVA nicht auffindbaren Geräte ordnungsgemäß bei den Präsidien ange-

kommen seien. Das Ergebnj-s der angeordneten Überprüfung liege aber noch

nicht vor.
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Die Angelegenheit werde außerdem disziplinär- und haftungsrechtlich
überprüft.

Die vom ORH daraufhin durchgeführten ergänzenden ö¡tlichen Erhebungen ha-
ben ergeben, daß sich die vom PVA zwischenzeitlich vorgenommene nochmalige
ÜberprÜfung auf 18 von rd. 700 Artikeln beschränkte. Auch hlerbei konnte
de¡ Verbleib des größten Teils der Geräte wegen der mangelhaften Unter-
lagen nicht eindeutlg geklärt werden. Vielfach konnten nur Vermutungen
da¡übe¡ angestellt werden.

rm Übrigen kann di-e Antwort des Staatsministeriums nicht zufriedenstel-len.
Die Aufgaben des PVA hinsichth-ch Beschaffung, Lagerhartung und rnstand-
haltung von Geräten sind gleichrangig. Gerade bei Geräten, die in hohem
Maße sicherheitsempfindlich sind wie z.B. Funkgeräte, muß bei der ge_
standsbuchhaltung und Lagerverwaltung besonders sorgfältig ve¡fahren wer-
den' Die Antwo¡t macht auch die bestehenden Organisationsmänge1 deutì.ich,
da auch die Que¡verbindung zur Bestandsverwaltung der präsidien nicht aus-
reichend ist. Die Darlegungen zu den angeblich vorhandenen Geräten (Mobil-
telefone usw.) stehen sowohl im ln/iderspruch zur Abschreibungsverfügung vom
Juli 1.989 als auch zu den ergänzenden Erhebungen des ORH. Im übrigen Íst
auch zu bemängeIn, daß erst mehr als zwei Jahre nach den Beanstandungen
des ORH nach denl Verbleib der Geräte geforscht wird.

18 Bearbeitung von Verkehrsordnunqsnidrigkeiten bei rler Bayerischen polizei

Verfahren Über Verkehrsordnungswidrigkeiten (VO!úf) werden bisherbej_ verschiedenen zentralen - de¡ polizei (polizeipräsi_dien, pol
Durch di.e uorr_o"liln"#i.""it""1,.1"3;:iî:.1;
Bayern un a1Ìer Automationsmcigficfrf<ãiten
könnten ge n Verfahren rnindestens 30 Mio DMjährÌich _eingespart werden. Diese stel-re sollte ni_cht in dãnBallungsräumerr München und Nürnberg er¡ichtet werden, in denenes immer. schwieriger wird, geeignet-es personal zu bek'ommen, Ar_ssitz bietet sich die stadt vlec-htach an, in Jer schon jetzt eingroßer Teil der Zentl:alen Bußgeldste1le ángesieder.t ist.

18.1 Organisation

Oie verfolgung und Ahndung von verkehrsordnungswidrigkeiten (vO!,Ji) wird
bei der Bayerischen porizei auf drei Organisationsebenen abgewickelt:

- Die Beamten und Polizeihostessen der ö¡tlichen polizeídienststellen (po-
lizeiinspektionen, Verkehrspolizeiinspektionen und polizeistati_onen)
stelLen den Tatbestand einer Ordnungswldrigkeit fest, fertigen hierzu
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die schriftlichen Unterlagen (Urbelege) und führen etwaíge Nachermitt-
lungen durch (V0l{i-Ermittlung) .

Die weitere Bearbeitung, insbesondere die Zahlungsûberbrachung, Erstel-
lung und weitere Behandlung der Bescheide an die Betroffenen, wird zen-
tral bei den Polizeipräsidien und Polizeidirektionen (V0túi-Verfahren)

erledigt.

Soweit VOWi-FäIle zu einem Bußgeld führen (Anzeigen und nichtbezahlte
Verwarnungen), ist für die wej.tere Bearbeitung d-.e Zentrale Bußge1d-

stelle (ZBS) im Bayer. PolizeiverwaltungsamÈ zuständig (BuBgeld-Verfah-
ren).

Die Aufbau- und Ablauforganisation stellt sich wie folgt dar:

Pollz€llnsp6ktlonon
Verk6hrspollzollnspektlon€n
Pollzolstatlonrn

1. Feststellung des Verkehrsd€likts
2. Erslellung der Urbeleqe

(Verwornungsscheín. Anzeiqe. etc.)
J. Weiterqobe der Urbelege on

- VOWi-Stelle, wenn der Foll im ou[o-
motisie¡ten VOWi-Vcrfohren obgewickell
wcrden konn

- die ZBS in ollen übrigen Föllen
4. Ggfs. weitere Ermittlungen ¡ñ Aultrog der

VOW|-Stelle oder der ZBS

+â ^ô. I!v
VOW¡-Strllcn bel dcn
- Pollzclprásldlcn
- P o I ¡z.ld lrr kt lo ¡ e n

- sonrtlgân zcntralcn St6llan

Z.ntralc BuBqold€tcll€ (ZgS)
lm Bayer. Polzrlvrrwaltungs-
rmt

l. Erfossung der Urbelege (Ersterfossung)
2. Verorbeitunq der Fölle im Rechenzentrum

(Holtërfeststellunq, Ausd.uck, Anhörboqeñ,
Zohlungsübemochung. etc )

3. Entscheidunq des Sochbedrbeiters über

- Verf ohrenseinstellunqen

- Nochermittlunqen

- BuBqeldvo¡schlöge
4- Erfossung und yeitere Verorbeitung der

Arbe¡tsbeleqe des Sochbeorbe¡ters ím
Rechenzeôtruñ (weitere schriftliche
Verworñunq, Eìnstellunqsverfügunq. etr_..)

5 \{eitergcbe der BuSgeldvoTschlóqe on die
ZBS bezüql. der Añzeiqen und der nicht-
bezohlIeñ Verwornungen

6. Beorbeitunq ¿er von der ZBS zuqeleiteten
Einsprüche qeqen BuÊqeldbescheide

1. Erfossunq der monuellen und (Jbe¡nohme

der outomotisierten VOWi-Anzeíqen

2. Prüfunq der VOWi-Fölle du¡ch Sochbe-
orbeite¡ ñit Entscheidunq über

- Nochermittluagen

- Verlohrenseínstellungen

- ErloB d.. Bugqeldbescheide
3. Eeorbeilung von Einspríichen mit

Entscheidung über

- Verfohrenseinrlellungen

- Weiterqobe on onzeiqendc Oienslstelle
4- Eeitreibunq des EuBqeldes bri

irìchtbezohlunq (Mohnung. Vollstreckungs-
ersuchen. Añtrog ouf Erawingungshoft)

\ OBll nicht t¡Dleisuchl



46-

t8.2 Der ORH hat das V0l{i-Verfahren und das BuBgeld-Verfahren geprüft und dabei
insbesondere die Aufbau- und AblauforganÍ-sation, den Geschäftsanfa11, den

Personaleinsatz, die Geräteausstattung, die Projektentwicklungen und -p1a-
nungen sowie die Kosten untersucht. Die V0Wi-Ermitttung wurde in diese Un-

tersuchung nicht einbezogen.

1,8.2.L V0ltfi-Verfahren

Die Aufbauorganisation ist nicht einheitlich:

01e sachbearbeitung ist bei zwei Präsidien dezentral (bei den porizeidi-
rektionen), bei den restlichen fünf präsidien zentral (bei drei präsi-
dien, bei der verkehrspolizeiinspektion - ve¡kehrsanzeigen München und

der Polizeidirektion Zentrale Dienste in Nürnberg) organisiert. Eine
vergleichende Bewertung, welche Organisationsform die günstigste Lösung
darstelJ.t, hat die Verwaì-tung bisher nicht durchgefùhrt.

Auch dj-e Zuständigkeitsverteilung j-nnerhalb der einzelnen Vgtrli-Stellen
ist ohne erkennbaren Grund unte¡schiedlich. während einige stellen in
viele kleine 0rganisationseinheiten (ArbeitsgebÍete) gegliedert sind,
ist bei anderen nur eine geringe Unterglì_ederung anzutreffen.

* Die Datenerfassung vrird ebenfalls teilweise zentral bej- den Präsidien,
teilv¡eise dezentral bei den Direktionen durchgeführt.

- Die Datenverarbeitung erfolgt jeweils in den Rechenzentren der präsi-
dien. Der ORH hat bereits nach Vorlage eines Konzepts des Staatsmini-
steriums des Innern vom Juh- 1977 darauf hingewiesen, daß nicht das vom

Staatsministerium gewäh1te Konzept der dezentralen Abwicklung cler DV-

Aufgaben, sondern die zentrale Aufgabenabwicklung die wi¡tschafttichste
Lösung wäre. Das Staatsministerium blieb jedoch ohne weitere Unte¡su-
chungen bei seinen organisatorj_schen Festlegungen.

1,8.2"2 Bu8geld-Verfahren

Zuständig 1st die Zentrale BußgeldsteI-e. sie besteht seit 0ktobet rggT
aus den beiden DienststeLl-en in München und Viechtach. fn München werden
die V0h/i-Anzeigen der Polizeidienststellen aus dem Regierungsbezirk gber-
bayern und der Landeshauptstadt München sowie der Gemeinderr mit kommunaler
Parkriberwachung (l(Pü) aus ganz Bayern bearbeitet. Die Dienststelle in
Viechtach ist für die Polizeidienststellen in den übrigen Begierungsbezir-
ken zuständig.
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18.3 Geschãftsanfall

18.3.1 Verkehrsordnungsridrigkeiten

Die V0Wi-Stellen der Bayer. Landespolizei haben von 1986 bis 1988 jährlich
knapp 5 Millionen Verkehrsordnungswidrigkeiten (Beansbandungen) im automa-

tisierten Verfahren bea¡beitet. Rund 30 v.H. des Gesan¡taufkommens entfal-
Ien allein auf das Polizeipräsidium München, während der Anteil der übri-
gen sechs Präsidien zwischen 6 und 17 v.H. liegt (vgl- Zahlenübersicht 1).

Geschãftsanfall bei den V0Ìli-Stellen Zahlenúbersicht 1

Polizeiprã-
sidirm

Beenstandungen

1986 LgaT 1988

AnzahI v. H. Anzahl v. H. AnzahI v, H.

München

0berbayern

Niederbayern/
0berpfalz
0berfranken
Mittelfranken
Unterfranken
Schwaben

1 556 869

506 910

576 81s

287 800

805 170

618 050

560 017

3!,7
10,3

tl,7
5,9

76,4

12,6

17.4

1 553 293

566 482

561 619

282 769

787 256

545 460

477 961.

32,6

11, 9

11 ,8

5r9

16,5

!1,4
9_9

1 453 499

6t5 217

599 019

360 461

847 268

558 162

505 347

29,4

1^2,5

t2,I
713

17,2

tl,3
70.2

insgesanrt 4 911 631 100,0 4 768 840 100,0 4 938 973 100,0

Der Anteil der Verwarnungstatbestände am Gesamtaufkomnen der Beanstandun-

gen lag 1986 landesweit bei 88,5 v.H., 1988 bei 92 v.Fl. Die Anzeigentat-

bestände sind in diesem Zeitraum um rd. 30 v.H. zur[ickgegangen, was vor

allem auf die Anhebung des Mindestbetrags für ein Bußge1d von früher
50 DM auf 80 DM seit 1. April 1987 zurückzuführen ist '(Zahlenübersicht 2).

Veryarnungs- und Anzeigentatbestãnde Zahlerulbersj.cht 2

Jahr Beanstandungen

insgesamt

davon

Vervarnungs-
tatbestãnde

Anzeigen-
tatbestãnde

Anzahl v. H. Anzahl v. H.

1986

7987

1988

4 911 631

4 768 840

4 938 973

4 347 tl4
4 329 458

4 545 480

88,5

90,8

92,0

564 5r_,7

439 382

393 493

11,5

9,2
8,0
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Der Rückgang der Beanstandungen durch die Polizei im Jahr 1gB7 von ran-
desweit rd. 3 v.H. ist auf die verstä¡kte übertragung der Befugnisse zur
verfolgung von Verkehrsordnungswidrlgkeiten im ruhenden Verkehr auf die
Gemeinden zurückzuführen.

Neben den im automatÍsie¡ten Verfahren bearbeiteten Verkeh¡sordnungswid-
rigkeiten lverden durch die Vollzugsdienststellen der Landespolizei noch
rd. 150 000 Beanstandungen (insbesondere Anzei.gentatbestände aus Verkehrs-
unfä11en) manuell bea¡beitet und direkt zur weite¡en Bearbeitung der Zen-
tralen Bußgeldstelle vorgelegt. Darüber hínaus wurden in den Jahren 1g96
bis 1988 jeweils noch rd. 600 000 sogenannte Bar-verwarnungen (Bezahlung

unmittelbar beim Pol.izeibeamten gegen Quittung) erteilt.

Außerdem wurden durch Beamte der Bayer. Grenzpolizei lggg rd. 1gb 000

Verkehrsordnungswidrigkeiten (darunter rd. 160 000 mit Verwarnungstatbe-
ständen) festgestellt. Diese wurden bisher ausschl-j-eßlich manuel-l bei den

Vollzugsdienststellen der Grenzpolizei bearbeitet.

von den Gemeinden mit kommunaler Parküberwachung wurden 19gg rd. 2,78 Mio
Verwarnungen ausgesprochen.

rnsgesamt wurden somit irn Jahre 1988 in Bayern 8,6 Mio Verkehrsordnungs-
widrigkeiten festgestellt.

BuBgeld

Nach der Jahresstatistik der Zentralen Bußge1dste11e für 1988 wurden j.ns-
gesamt 1,18 Mio Anzeigen vorgelegt und j.m gleichen Zeitraum 1,17 Mio Buß-
geldbescheide (56 v.H. bei der Dienststelle in Múnchen und 44 v.H. in
Viechtach) erl-assen.

Ein verglei-ch der Jahre 1986 bis 1988 zeigt deutlich, daß der AnteiL der
manuell erstellten Anzeigen weiter zurückgegangen ist. waren es 1g96 noch
rd. t7 v.H., so wurden 1988 nur noch rd. rz v.H. manuelle Anzeigen vorge-
legt.

Die Einspruchsquote gegen die erlassenen Bußgeldbescheide ist lggg gegen-
über den vorjahren leicht zurückgegangen. rnsgesanrt wurden 104 g34 Ein-
sprüche (= 8,9 v.H.) eingelegt, von denen retztrich 31 317 (rd. 30 v.H).
zur Ej-nstellung des Verfahrens geführt haben. Daneben wu¡den noch gg00

Einsprüche (= 8,5 v.H.) durch einen Kostenbescheid gemäß g 2Ea straßen-
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verkehrsgesetz (sogenannte Halterhaftung) erledigL. In 34 424 FäIlen (rd,
33 v.H.) wurde der Einspruch vom Betroffenen zurückgenommen.

18.4 Einnalmen

18.5

De¡ Freistaat Bayern hat im Jahr 1988 aus dem Bereich der Landespolizei
158 Mio DM an Verwarnungsgeldern und Bußgeldern eingenommen. Hinzu kamen

noch rd. 4 Mio DM Einnahmen aus Verwarnungsgeldern, die von der Bayeri-
schen Grenzpolizei erhoben wurden.

Die Gemeinden haben im ßahmen der kommunal-en Parkiiberwachung im Jahr 1988

2,8 Mio Verwarnungen ausgesprochen. Der ORH schätzt.die daraus erzielten
Einnahmen der Kommunen auf rd. 40 Mio DM.

Kosten der derzeitigen V0tJi-Bearbeitung

Die Bearbeitung von V0Wi-Angelegenheiten bei der Bayer. Landespolizei und

der Zentralen Bußge1dstelle verursacht insgesamt Kosten von jährlich
57 Mio DM. Sie ergaben sich aus dem eingesetzten Pe¡sonal, der verwende-

ten Hard- und Software sowie den sonstigen Sachmitteln (2.8. Vordrucke,

Räume, Post). Näheres zeigt die Zahlenübersicht 4:

Kosten der V0lti-Bearbeitung Zahlenübersicht 4

Ber€ich 56cùb€arbeitung
und Vervalturg

Datenerfassulg Datenvaarùoitur¡g G€-
sdrf

Personol Son-
sti-
gEs

TDM

Pecgmal llaf,d-,
SofÈ-
¡are
u-4.

ïDt't

Personal Hsrd-,
SofÈ-
m¡ìg
u-4.

TOM TDI'I

Ânzahl Kostefr

TDM

Ânzahl Kosten

TDITI

Arrzahl Kosten

TDM

Polizeipräsidium

- l4ünchen

- 0berbayern

- Niederbayern/
0berpfalz

- Obe¡franken

- llittelf¡anken

- unterfranken

- Sch¡raben

Zentrale Bußgeld-
stelle

Landeskrimínalanrt

75

45

25

19

51

25

2t

200

5 463

3 232

1 799

1 388

3 664

1 832

1 530

L4 876

983

465

381

267

555

382

359

I 772

18

L7

10

7

10

10

I

t4

1 061

r o!7

616

406

622

578

504

848

51

120

73

48

51

68

59

1.41.

L2

10

6

{6

5

6

5

:77

953

825

424

46s

397

424

394

| 228

10

296

362

371

360

23!

303

425

645

t o43

I 807

6 021

3 664

2 92e

5 52C

3 587

3 277

22 st1

1 0s3

ißgesùt 461 ß7l,4, t 158 94 5 652 611 67 5 tzo 4 (x'6 s7 36r
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Die Kosten der V0Wi-Ermittlung durch die örtlichen Polizeidiensts'bel1en,
die vom OFH nicht untersucht wurden, sind darin nicht enthalten.

18.6 Schwachstellen der derzeitigen V0lJi-Bearbeitung

Die de¡zeitige Aufbau- und Ablauforganisation weist Schwachstellen sowohl
in der Sachbearbeitung und Verwaltung aLs auch in der Abwicklung de¡ DV-

Verfahren auf:

18.6.1 Sachbearbeitung

Bei der weiterleitung eines Falles an die Zentrale Bußgeldstelle mit dem

Bußgeldvorschlag hat der sachbearbeiter diesen bereits abschließend ge-
prüft.

Der sachbearbeiter der Zent¡alen Bußgerdstelle prüft den Farl in gewis-
sem umfang erneutr so daß ínsoweit ein doppelter prüfaufwand entsteht.

Die von der Zent¡a1en Bußge1dstelle an die V0t¡li-Ste11en zurückgeleiteten
Fä11-e (Einspruch, Nachermittrungen) werden dort erneut geprüft, bevor
sie in vielen FäLten für die eigentlichen Nachermittlungen an die örtli-
che Pol-izeidienststelle weitergeleitet werden. Dies verursacht ebenfalls
Doppelarbeit.

Betroffene Bürger wenden sich wegen der nicht leicht durchschaubaren
Zustijndigkeiten (örtliche Polizeistelle, zentrale v0wi-steil-e, Zentrale
Bußge1dstel1e) nicht selten an die unzusbändige stelle. Die notwendigen
Aufklärungen, weiterleitungen von Ferngesprächen und schreiben sowie
Nachforschungen úber Einzahlungen verursachen zusätzlichen A¡beitsauf-
wand.

Einzahlungen von verwarnungsgerdern, die zu einem Zeitpunkt bei den

V0wi-stellen eingehen, in dem be¡eits der Bußgeldvorschlag an dj_e Zen-
trale Bußge1dstelle ergangen ist, werden a1s verspätete Zahlungen be-
t¡achtet und deshalb an den Einzahler zurûcküberwj-esen. Die derzeítige
verfahrensgestaltung ermöglicht es nicht, daß diese Zahlungen als Eln-
nahmen verbleiben, um damit vo¡ ErLaß des Bußgeldbescheides die Ange-
legenheit a1s erledigt oder nach Erlaß des Bußgeldbescheides die Ein-
nahme als Bußgeldteilzahlung betrachten zu können. Die Rückzahrung und

e¡neute Einzahlung bei der Zentralen Bußgeldstelle bedeutet nicht nur
Mehrarbeit bei den Dienststellen, sondern stößt auch auf unverständnis
bej. den betroffenen Brirgern.
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7u einer v0wi-Anzeige wird in der Begel eine .Akte bei der Zentraren
Bußgeldsterle und der V0t¡,li-ste11e angelegt (doppelte Aktenführung). Bei
weite¡leitung der Akte an die vOt'li-ste11e (2.8. im Farre des Einspruchs)
wird bei der Zentralen Bußgeldstelle jeweils eine Fotokopie des Buß-

geldbescheides gefertigt.

- Einige Schwächen sind auf die derzeitige Ausgestaltung der DV-Verfahren
zurÜckzufÜhren. So verursacht beispielsweise die Vielzahl der erstellten
Erfassungsbelege einen erhebLichen Aktenumlauf mit ständigen Zugriffen
auf die Registratur. Ebenso erfordert die nicht;mögliche Abänderung ge-
speicherter Falldaten nicht selten die vollständtge Neuerfassung der Da-

ten.

18.6.2 DV-Verfahren

Obwoh1 es sich bei den vOwi- und Bußgeldverfahren fast ausschließlich um

stapelverfahren handert, werden die DV-Arbeiten für die Bayerische poli-
zei nicht in einer DV-stelle, sondern in acht Rechenzentren abgewickelt.
Dies erfordert gegenüber der Nutzung einer Anrage (gegebenenfarls Mitbe-
nutzung einer vorhandenen Bechenstelle im staatlichen Bereich) einen er-
heblichen Hehraufwand.

wegen des Einsatzes von DV-Anlagen zweier ve¡schiedener Hersteller ist
das VOwi-verfahren zumindest DV-technisch nicht kompatibel. programman-

passungen bzw. -vreiterentwicklungen erfordern deshalb den doppelten
Entwicklungsaufwand. Die Aufteilung der Entwicklungsarbeiten auf meh¡e-
re Po1j.zeipräsidien bringt zusätzliche Probleme bei de¡ 0rganj-sation,
Koordi.nierung und Abstimmung der notwendigen Maßnahmen mit sich.

Die im vOwi-verfah¡en erfaßten und gespeicherten Fäl1e werden bei der
l'Jeiterleitung an dÍe Zentral-e Bußge1dste1Ie dort erneut gespeichert
(Datenredundanz) und teirweise wegen der andersartigen strukturierung
des Datensatzes bei der Zentralen Bußgeldstelle erneut erfaßt.

- Beim derzeitigen v0wi-verfahren können nlcht arle v0wi-Anzeigen in das
automatisi.erte verfahren einbezogen werden. Diese Anzeigen müssen durch
die örtlichen Polizeidienststellen unmittelbar an die Zentrale Bußgetd-
stelle geleitet werclen, wo sj-e mit Mehraufwand gesondert und überwie-
gend manuell bearbeitet werden.
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Alternativen zur derzeitigen Organisation

Nach Auffassung des ORH können die Schwächen der derzeitigen 0rganisation
nur durch umfassende organisatorische Anderungen hehoben werden. Er hat
die Vor- und Nachteile der wichtigsten organisatorischen Alternativen ein-
ander gegenübergestellt und kommt zu dem Ergebnis, daß eine zentrale 0rga-
nisationsfo¡m mit folgender grundsätzlicher Gestaltung die vo¡teilhafteste
Lösung wäre:

- Die bisherigen Tätigkeiten der Zentralen Bußgeldsterl-e und der vOwi-
stellen bei der Landespolizei werden für ganz Bayern in einer zentralen
Dienststel-le zusammengefaßt.

- Die gesamten Aufgaben der Datenverarbeitung (Verfahrensentwicklung,
chenzentrumsbetrieb usw.) werden für die vOh'li-Angelegerrheiten durch
Zentralstelle übernommen. Ein entsprechendes Bechenzentrum wird in
Zentralstelle errichtet.

18.8

- In der ZentraÌste1le wird eine Datenerfassungsstelle für alle anfal-Ien-
den E¡fassungsarbeiten eingerichtet. Die örtl-ichen Pol-izeidienststellen
Übersenden deshalb ihre V0Wi-Urbelege unmittelba¡ an die Zentralstelle.

- Die vorhandenen Ov-Anwendungen werden unter Ausschöpfung aller Automa-

tionsmögli.chkeiten zu einem einhej-tlichen DV-verfahren neu- bzw, umge-

staltet. Dem Sachbearbeiter wird ein Dialogsystem zur Verfügung ge-

stellt, das ihm weitestgehend eine aktenrose Bearbeitung ermögticht.

Der OBH hat ihm wichtig erscheinende Details der organisatorj-schen Ausge-
staltung einer derartigen Zentralstel-le dem Staatsministeriurn dargeJ.egt
und darauf hingewì.esen, daß die konkrete verfahrensgestaltung der Verwal-
tung vorbehalten bleibt.

Aufwand/Kosten bei einer Zentralstelle zur Bearbeitung aller Verkehrsord-
nungswidrigkeiten in Bayern

18.8"1 Der ORH hat den Personalbedarf und die Aufwendungen für Hard- und Software
sowie fÜr sonstige Sachmittel der von ihm vorgeschlagenen Zentralstelle
ermittelt und ist zu einem jährlichen Kostenaufwand von 25,3 Mio DM ge-
langt.

Be-

die
der
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Dabeí ist er fûr die SdfuaÈiürtg rrd Yerulü¡g davon ausgegangen,

daß die No¡malfãlle bei ríchrtiger Verfahrensgestaltung nõglichst vollau-
tqnatisch abgewickelt werden können und daß fûr die'Eearbeitung der Ûbri-
gen FãI[e eine unfassende UnterstÚtzung der Sachbearbeiter durch dÍe Dia-

logverarteitung gewährleistet ist. Oer OBH hat dem Staatsministerium dazu

konkrete llaßnafunen fúr die Erreichung di¡ser Zie1e vorgeschlagen.

Im Bereich der llaterrcfassrrq ist es nach Auffassung des OBH bei einer

Zentralisierung ohne weiteres nõg1ich, die automatische Beleglesung um-

fassend einzusetzen. Unter Berücksictrigung der manuellen Nacherfassung

der fehlerhafÈ gelesenen 0aten, der notwendigen Vor- und llachbearbeitung

der Erfassungsbelege und der Betreuung des E¡fassungssystems dÜrften bei

der maschinellen Belegerfassung etwa 20 v.H. des für die manuelle Erfas-

sung noturendigen Personals ausreichend sein. Die Anforderungen an die Da-

tDfivclarheiturlg (Rechenzentrumsbetrieb, Verfahrensentu¡icklung etc. ) hrur-

den nach den Erkenntnissen des derzeitigen DV-Einsatzes im V0Wi-Bereich,

dem zu eq¡artenderr Geschãftsanfall und nach den PrÛfungserfahrungen des

OBH mit Rechenzentren vergleichbarer Größenordnungen eínitteIt.

18-S-Z Die Gegenûberstellung der Xosten der clerzeítigen Organisation (57 tlio Dll)

und der vorgeschlagenerr Zentralstelle (25,3 llio DH) zeigÈ, daß durch die

Errichtung einer Zent¡alstelle in der vcrn OFH aufgezeigten Ausgestaltung

eine Kstø-inspañng rqr jãhrfich ri¡destens fl) ttio fll erzielt werden

kõnnte.

lleben diesen Kclsteneinsparungen sprechen noch ri*eitere Vorteile fÛr die

Erricfüung einer Zentralstelle:

- Durch di,e Eearbeitung aller FãIIe in einer Zentralstelle und den Einsatz

ei¡es einheitlichen DV-Verfahrens kann ei¡re schnelle und nachhaltíge

Verfolgung und Ahndirng vorr 0rdnungswidrigkeiten sqwie di-e Gleichbehand-

lung der Betroffenen eher gætãhrleistet terden.

- Ârbeitsspitzen kõnnen dr¡rch die grõßere Personalkapazltät der Zentral-
stelle vesentlich besser a1s bei den klei¡en V0l{i-Stellen bevãltigt
verden.

- Durch die eigenen Ernrittl,ungsmaßnahnren der Zenh¡nlstelle (z-8. Aufent-

haltsermittlung) rird eirn veitere Arbeitsentlastuîg dsr õrtlichen Po-

Lizeidienststelle¡r erreictr. In diesm¡ Zusa¡¡ner¡trang sollte auch geprtf.t
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werden' ob nicffi die Filme aus Badarkontrollen der Zentral-stelle übe¡-
geben werden sollten, damit dort im Beda¡fsfa11 Lichtbrlde¡ rasch und
zur Entlastung der örtlichen LictrbildsteLlen erstellt we¡den können.

- Durch die personelre und maschi¡erle Leistungsrahrgteit der Zentrat-
s'ÈelIe wird es mög1ich, nicht nur Verkehrsordnungsr.ri-drigkeiten, sonciern
auch weitere 0rdnungswidrigkeiten i¡ die zentrale Bearbeitung einzube-
ziehen (2"8. 0rdrrLrngswidrigkeiten aus Ljnr¡eltdelikten). 0b dj-es jeweils
wirtschaftlictr verbretbar ist, hãngt enLscheidend vom Anfarl ab.

- Du¡ch die speicherung der Abraufdaten zu jedem v0wi-Farr sowie ch-e Ab-
speicherung al-ter V0!,ii-FãI[e rjer Bayer. Polizei auf einer zentra_]_en Da-
tenhank werden umfassende statistische Auswertungsmögrichkeiten ge-
schaffen. Hie¡ kann ein wichtiges Fúhrungsinstrument so¡o¡1 fijr clie
Zent¡alstelle ats auch für die õrtLichen porizeidienststelren (2"8. als
Entscheidungshilfe fûr verkehrsüben¡achende Maßnahmen) ztrr verfügung
gesterlt welden. Außerdem würden dadurch auch die ni_t nicht unerhebli__
chem Aufwand manuerl geführten statistiken bei den örtlicl¡en Di-ensb_
slellen, den VtJWi-Stellen sowie der ZBS entbehrlich.

- Aufgrund der zentraren speicherung aller v0wi-Fälre in Bayern karrn je_
der Verfahrensbeteil-igùe vor¡ seiner ört.lichen Polizciclrenststel-Ie die
ervünschten Auskûnfte erhalten (verfahrensstand etc.), was eíne erheb-
I-i.che Ve:r'lresserrrng der BÜugerfreun<Jlichkeit des VùVli-Verfah¡ens da¡.-
stellt "

- Eei der: aufgezeigte¡r zentralen v0wi-Bearbeitung besteht die Mög.Lich_
keit, die gesarrten Belege zu ei¡em v0wi-Farl, somit inshesondere auch
die Ermittlungsakten zu einen Vc-rkehrsunfalr, nur bei de¡ ZentralstelLe
zu fÜh¡en. Ðie drtlichen Polizeidienststelle¡r könnten zusðtzlich vcn
Venraltungsarbeiten entlastet we¡den.

- Das zentrale uV-Verfahren ermiigLictrb clie hei c.inem l4assenverf.ahren
dringend erforderlichen schnellen ve¡fahrensanpassungen aufgrund recht_
licher oder DV-technischer verãnderungen. Dies zeigt beispielsweise das
verfahren bei der Einfùhrung crer sog. |ralterhaftrrng. Hährend be:r_ der
zent.ral gefthrten ZBS das automatisierte verfahren für die Halterhaf_
tung bercits bei Geserbzese¡Ia0 realisiert Har, kan das automatisierte
verfahren für cfi-e llalterhaftunE ùei den porizei.präsidien sehr verspfüøÈ
zr¡m E'insatz.
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- Das automatisierte V0Wi-Verfahren beansprucffi, de¡zeit die Kapazitãt der

Bechenzentren der Flãchenprãsidien fast võLlig und die der Prãsidien
der Ballungsräume zu ei¡em erheblichen Teil. Durch dj.e Verlagerung der
OV-Aufgaben auf die Zentralstelle können so¡uit rtie Hechenzentren der

Flãchenpräsidien gãnzlich und die der EaLlungsraunpräsidien zu den ent-
sprechenden Teilen abgebaut werden. Hi¡sicffilich der V0Hi--Datenerfas-

sungssÈel1en bei den Polizeidi¡ektionen geht der OBH davon aus, daß

diese DV-Systeme i¡ Hah¡¡en des neuen DV-Gesa¡rtkonzeptes der Bayer. Lan-

despo'li.ei ohnehin abgebaut ye¡den.

18-8-3 Diese Zentralstelle sollte nicht i¡ çls¡ lsl'trr¡gsrãurîen llänchen und Nürn-

berg errictret uerden, i¡ denen es schrierig ist, geeignetes Personal zu

beko¡rnen. Als Sitz dieser Zentralstelfe hietet sich die Stadt Viechtach

an, in der jetzt schon ei¡ groBer Tei.J. der Zent¡alen Bußgetdstelle ange-

si¡delt i,st. Diese Stelle kônnte entsprechend ulgestaltet und eryeitert
so¡úie mit den notuendigen DV-Systenen und sonstigen technischen Einrich-
tungen ausgestattet ¡erden.

In der neuen Zentr6lslgì'Ie sollten auch die VtlHi-Arheiten der Grenzpoli-
ze-i, die bisher i¡mer noch rnanuell bearteitet, uerden, ar¡tmatisiert und

damit wesentlich kostengänstiger als bisher abg*ickelt reden.

18-9 Stefürgnd- Èæ Ue¡ult¡rqg

Zu den Feststellungen cles ORH hat das StaaÈsmini-çteiurn im wserrtlichen
uie folgt Stellung genormen:

- Dem EDV-Einsatz bei der Bayerischen Poi-i-zei'liFge ei¡e GesanrtkonzepÈion

zugrunde, dj-e sj.ch haugtsãchlich nach ds hesbehenden Polizei,organisa-
tion ri¡hte. Di-e hli¡tschafülichkeit ori-srtiere sich vsr allem an poli-
zeitakti-schen und sicherheítspolitischen Anforderungen r¡nd nicm an

rein technischen Vorgaben.

0as Verfahren zur Ahndung von Verkehrsorû¡ungsriÈigteiten und das Bu0-
geldverfahren seien Bestanfüei-Ie der Konzepbim des Infornøtionssysterm
dæ Eayer. Polizei; sie kõnnten nicfü isol;ctt hertracfüet usrden, da

sonst Fehlschlüsse unvermei-dlich i.ãren.

- Das Yqt (fr!{ festgestellte Einspær:ngspsteÍtial bei h Sachbeaùei'tung

und Verraltung erscheine zu hoch. Oas Verkehrsordnungsvidrigkeiten- und

Bu8geldverfahren sei schon ueitgehend aubqnatisiert und kõrrne rn¡r i¡
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den Einzelabrãufen verhessert werden. Bei de¡ zentralen Lösung seien
zwar Verbesserungen, aber kei¡e Hationalisierungserfolge in der vom gRH

angegebenen Grõ0enordnung zu eryarten.

- Die vom ORH berechnete Personal¡eduzierung bei 0"" Outnn""fassung sei
unrealisùisch. Di€ ogtische Beleglesung des Ve¡r,¡arnungsscheins werde
nicffi den endarteten Effekt bringen. Erst nach dem vorliegen der Tester-
gehnisse kõnne der f¿f,iq¡¿lisisrungseffekt fundiert dargestellt werden-

- In der Datenverarbeitung sei bei einer Zent¡alstellenlösung eher mit
höhe¡en PersonaL- und sachaufwendungen zu rechnen, weir die verstärkte
Dv-Ausstattung der Zent¡ale zusätzlich bereitgestellt werden müßte, die
Polizeiprãsidien abe¡ für die übrigen polizeitichen Verfahren ohnehin
mit Ha¡dware und Personal ausgestattet bleiben müßten. Die Vgt¡Ji-Verfah-
ren kõnnten dorÊ in den betriebsschwachen Zeiten DV-mäßig ohne größere
zusätzliche Aufwendungen abgewickelt werden.

- Bei der vom OBH vorgeschlagenen Zentralisierung werde keine Rücksicht
auf die beü¡offenen Bûrger und die Bediensteten genommen.

- Eine Beihe von Notwendigkeiten bei einer Zentrarisierung der DV-mäßigen
Abwickrung und der sachhearbeitung wie z.B. die Verstärkung der Zen-
tralbehörde, die einem Neuaufbau gteichkomme, oder die Neukonzipierung
und -realisierung des Verfahrens seien vom zeitlichen Al¡lauf und den
Kosten her unberiicksichtigt geblieben.

Zusarrnenfassend veist das Staatsministerium darauf hin, daß das Verfahren
zur Abwickrung det v0!'li-Angelegenheiten nicht losgerõst von den ùbrigen
verfahren der Porizei betrachtet werden dürfe. Die vom ORH err-echnete
Einspartngsmöglichkeit von mindestens 30 tlio 0M erscheine ihm erheblich
zlt hoch. Ei¡e bei¡n staatsministerium eingerichtete Ar,beitsgruppe werde
vsrschiedene al-ternative lloderle prüfen und konkrete vorschlãge fûr die
!{eiterentwicktung de¡ verfahren bei der porizei und der ZBS auf der Grund-
lage des DV-Gesamtkonzeptes der Bayer. polizei bis etwa Hitte 1gg1- vor-
legen.
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Zusamenfassende Berertung

Aus der'Sicht des ORH ist zu diesen Einwendungen zu,bemerken:

- Das V0l¡rli-Verfahren ist bis heute, also rd. 13 Jah¡e nach den entspre-
chenden Festlegungen des Staatsministeriums, noch rnicht i¡ eine DV4e-
samtkonzeption de¡ Bayerischen Polizei eirrgebunden, sondern yi¡d sowohl

fachlioh aÌs auch organisatorisch und DV-techniwh a1s eigenständiges
Verfahren eingesetzt. Unseres Erachtens besteht fär eine solche Einbin-
dung auch kein praktisches Bedürfnis. Im ûbrigen uã¡e auch bei der vom

OBH volgeschlagenen organisatorischen Lõsung der,V,0Ui-Eearteitung eine
Einbindung in ein Gesamtkonzept ohne weiteres nöglich, falls sich dies
später'doch als notwendig errleisen sollte.

Oie vom ORH vorgeschlagene Konzeption der V0ldi-Bearbeitung ist gegen-

über jeder anderen Lösung die wi¡tschaftlichste. Sie gewährleistet auch

eine ordnungsgemãße und optimale BewäItigung der poliTeilichen Aufgaben

in diesem Bereich. Polizeitaktisehe oder sicherheitspolitische Anforde-
rungen werden nicht tangiert.

- Das festgestellte Einsparungspotenèial bei der Sachheæbeitung und Ver-
waltung wird vom Staatsmi¡isÈeri¡m nur ganz pauschal angezweifelt. Zu

dem vom OHH konkrsÈ festgestellten Zeitauñrand fil¡ die ve¡schi-edenen

Tãtigkeiten vor und nach der lleuorganisation nerder¡ keine näheren Aus-
sagen gemacht.

- Im Bereich der Datenerfassung nrrden vom ORH fÍir dip sftische Beleg-
lesung 20 v.H. des Personals angesetzt, das sonsit bei manueller 0aten-
erfassung notwendig wãre. Prüfungserfahrrrngen aus anderen Anuendtrngs-

bereichen zei-gen, daß dieser lle¡t dr¡rchaus erreictrt rerden kann. Außer-
dem kõnnen auf diesen Sektsr noch veitere technologische Verbesserungen

en,Jartst werden.

- Bei der Aussage, daB im Bereich dsr DatenveræteiÈung bei ei¡rer Zen-

t¡alstellenlõsung eher nit hü¡eren Personal- und'sachauñrerdungen zu

rechnen ist, unterstellt das Staatsminisùeriun, daB trotz dæ F¡rich-
tung der ZenFalstelle ¡lic bisherige Ausstafüung iler Prãsidien Fit DV-

Anlagen und -gerãten und DV-Pe¡sonal bestehen blsi.ben muß. Tatsãchlich
kõnnen aber durch die Aufgabenverlagenrng di-e HeÉhenzenÈren tu BaI-
J.ungsraumpräsidien, i¡sbesondere irn Bereich der Vqr- und Nachbeæbei-
tung, resentlich entlastet, die der Ftãchenpräsidien gãnzlich abgebanü
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werden. Die übrigen nach dem bisherigen Konzept vorgesehenen po1ize1Ii-
chen DV-Verfahren können durchaus ohne eigene Hechenzentren bei den

Präsidien abgewickelt werden. DÍes muß allerdings in das DV-Gesamtkon-

zept einbezogen werden, worauf der ORH berej-ts frülrer hingewiesen hat.

- Der OBH hat das jährliche Einsparungspotential festgestellt, das nach

vollständiger umstellung der 0rganisation und Automation bei einer Zen-

tral-ste11e zu erwarten ist. Es trifft zu, daß in eine umfassende Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtung auch die zeitlj-chen und kostenmäßigen Fakto-
ren einer Verfahrensumstellung einzubeziehen sind. Allerdings ist dar-
auf hinzuweisen, daß auch die derzeit vorgesehenen Verfahrensumgestal-
tungen (neues Datenbanksystem bei den Flächenpräsidien, eigene Rechen-

stelle für die ZBS) ej-nen nicht unerheblichen personellen und sächli-
chen Aufwand verursachen würden. Im übrigen würde die Einbeziehung die-
se¡ Faktoren in eine detaillierbe Wirtschaftlichkeitsrechnung das posi-
tive Gesarntergebnis nicht verändern.

- Die Bürgerfreundlj-chkeit des V0t¡rli-Verfahrens wird durch die vom OBH

vorgeschlagene Zentralisierung nicht, wie vom Staatsministerium be-
hauptet, verschlechtert, sondern durch die bereits erwähnte Anschluß-
möglichkeit der örtlichen Potizeidienststellen an das zentrale System

verbessert.

- Der Hinweis, die vorgeschlagene Bearbeitung der V0Wi-Angetegenheiten an

einer sterre außerhalb der Ballungsräume erfolge gegen die rnte¡essen
der Bediensteten, widerspricht den Erfahrungen, daß viele Bedienstete
nur ungern und nur befristet Dienst in den Ballungsräumen leisten.

Durch den vorschlag des OBH würde auch dem Anliegen des Landtags Rechnung

getragen, nach dem Aufgaben zentrare¡ Behörden durch konsequente Nutzung

moderner Kommunikationsmittel an Dienststellen außerhalb von Ballungsräu-
men verragert werden sollenl). lrlesentliche Gesichtspunkte hierfü¡ sind
vor al1em

- heimatnaher Einsatz von Arbeitskräften,

- Entlastung der Ballungsräume und

- Stärkung des ländli.chen Raumes.

1) vgL- Beschluß vom 11. JuIi 1990, D¡ucksache 7UI7Ê72
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lfl Yertxagsgestalürg rrd Verüragsyuilzug bi æ ¡esü*nng Yq¡ ftsterner-
æteit¡ngsütfagefl rrd *prãten

Bei der AbwÍcklung von ilietverträgen über 0atenverarbeitungsan-
lagen und -geräten sind Unregelmäßigkeiten aufgetreten, die zu
einer Klage eines Refinanzierungsinstituts auf Zahlung von
tl,Z l4ío DM zuzûg1ich Zi¡sen gegen den Staat gefüffi haben.

1!l-1 lllgeæines

Der ORH hat bereits in seinen Jahresbericht 1989 übgr eine Prüfung der

Vertragsgestaltung und des VertragsvolÞugs bei der Beschaffung von Oaten-

verarbeitungsanlagen und -gerãten ilr¡ Staatsmi¡isteri-um fiir Ernãhrung,

Landuirtschaft und Forsten bericffiet (Tllr, 16) - Zur Abgeltung von ilietfor-
derungen und Schadensersatzansprüchen aus den Vertcãgen mit einem Ve¡rnie-

ter (Leasinggeber) sind sei¡erzeit mit aei Befinanzi¡rungsinstituten
au8ergerichttiche Vergleiche abgeschlossen vmden. Fúr den Staat si¡d da-

durch llehrkosten von über 7 Hio DM enÈstanden.

Oer OHH het daraufhin in Jahre 11189 arre ùbrigen VerÈräge dieses Ver¡rie-

ters irn staatlichen Bereich Segrúft (Staatsnini-sterirn des Inne¡n und

Staatsmi¡isteri.um fúr Arbeit und Sozialordnung). Iälaend beÍn Staatsmini-

steri-r,rtt fûr A¡beit und Sozialsrdnung nichts zu beanstanden var, stellte
sich beir Staatsmi¡isteriun des Innern heraus, daß dort ehenfalls Unregel-

nãßigkeiten aufgetreten sind. Betroffen uaren davon die Vertrñge im Be-

rei¡h der pstiz6i mit ei¡sn fnvestitionsvok¡men (Kaufpreis) von

5,2 !{i¡ Dl¡l bei einern Gesartvolulen von rd- 24,7 His Dll-

AS-?. YectagrsgesÈffrmg

Die von den Polizeidienststellen (Porrzeigrãsidien, Folizeive¡raltungsanrt

- PVA -) abgeschlossenen Vertrãge entsprachen nach Fo¡m und Begelungs-

irùalt den mit demselben Verrnigter i¡ anderen Geschãftsbereichen getroffe-
nen Vereinbarungen. Sie bestands¡ ebs¡f6r'Is aus ¡netlæren selùsÈãndigen Llr-

kunden, und zyar aus den Hi-etvertrag, dem Gerãteschein mit Anhang, einer
ergãnzenden Ve¡einbarung und gegebenenfalls ei¡er zusãtzlichen Vereinba-

rung, rÌie teilr*eise al]-e am gleichen Tag abgeschlossen uä¡lÉfl. Oie lli-et-
vertrãge und üie Gerãtescheine selbst entùielten kei¡e Hi¡reise aof die

hestehenden ørgänzenden oder zusãtzliehen Vereinbarunger, où¡rohl i¡ diesen

tRunden æserrtliche Ãnderungen - beispielsreise die tbglicfikeit der væ-
zeitigen Kûnûigtrng der Verffige und darit die Ver*ärzung derr Laufzeit oder

eine Kaufoption - verei¡bart saren.
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tlme gelmãSigkeiten bei der Vertra gsabuicklung

19,3.1 An 2O' Dezenlber 1984 wurde zwischen dem PVA und dem Vermie'ber ein Miet-
vertrag mit einem Ge¡äteschein über DV-Geräte für die PoLj-zeidj-rektionen
mit einer nrbl. Miete von 61 079 DM und einer Vertragsclauer von 60 Monaten
abgeschlossen. In einer ergänzenden Ver:ej-nt¡arung vom selben Tag wurden die
Möglichkeit der vorzeitigen Kùndigung, des Erwe¡t¡s zum Restwert und eine
gelingere Mietrate ab dem 55. Monat festgelegt sowie i-n einer. zusätzl-ichen
Vereinba¡ung die Wírksamkeit des Vertrages mit übergabe der Geräte verein-
bart. fn elnem Anhang zum Geräteschein waren Art und Anzahl- der Ge¡äte
sowie ihr Kaufpreis angegeben. Die Reclrte und Pfllchten aus diesem Vertrag
wurden an ein Befinarrzierungsinstitut abgetreten.

In de¡ Folgezeit wurde von einem Sachgebietsleiter iln Staatsministerium
des Inne¡n unter dem Datum des 8. August 1985 ein weiterer, ilr verschj-e-
denen Fassungen vorliegender Geräteschein zu dj.esem Mietvertrag úber
"diverse Datenterminals" mit einer mtl. Miete von 61 07g bzw. 63 0gg 0M

l.rnd einer Vertragsdauer von 120 f{onaten unterzeichnet. Auf diesem Geräte-
schein wurde gleichzeitig bestãtigt, daß die Geräte betriebsbereit in-
stal-liert sind und einer Übertragung der Bechte und Pflichten an das Be-
finanzie¡ungsinstitut zugestj.mrnt wird. Nach einigen der Fassungen dieses
Gerätescheins sol-1 zudem die vorzeitige Kündigungsmöglichkeit nach den
ergänzenden Vereinba¡ungen zum Mietvertrag nicht bestehen.

Ïn hli¡kliclrkej-t waren keine zusätzl-ichen Geräte geliefert und instal-liert
u¡orden; es bestand auch keine Absj.cht von seiten des zuständigen pVA, zu-
sätzliche Geräte anzumieten octer die Vertragsdauer für die bereits ange-
mieteten Geräte auf einen für dic VerhäItnisse auf dem DV-Sektor ungewöhn-
lich langen Zeit¡aum von 120 Monaien zu verlängern.

Diesen Geräteschein hat der Vermiete:: gleichfal-ls cjem Befinanzj.erurrgsin-
stitut vorgelegt' ZusätzÌiche Mietzalrlurrgen wurden aufgrurrd cli-eses Ger.äte-
scheins vom Staat nicht geleistet" ALs Ende 1997/Anfang tggg die Hand_
lungsweÌse des Vermj-eters bekannt wurde, forclerte r]as Refinanzierungsin-
stitut vom Freistaat Bayern schadense¡satz in Höhe von rd. 3 Mio DM.

7:l'3'2 Im Bahmen ei,ner Nachrüstung der DV-Anlagen und -geräte bei ¡en polizeidi-
rektionen wurde zuÍt Mietver:trag vom 20. Dezember 1-gB4 am 1.2. qezember.

1985/13" Januar'1986 ein weiterer Gerãteschein von dem pVA und cjem Ve¡rnie-
te¡ mit einer mtl. iliete einschtießlich Èlehrwertsteuer von 7 030,55 DH und
einer Vertragsdauer von 60 llonaten am 1. Dezember lgBS unterzeichnet.
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lladt der ergãnzenden Vereinbarung zum tlietvertrag sar gleicffaÏre die
llõglichkeit gegeben, die Verùagsdauæ abzukúrzen r¡rd die Gerãte a¡ Íl¡rem
Eestyert zu eryerten,

lloch vor Zustandekorunen dieser Vereinba¡ung wurde ri¡den¡m vom oben ge-
nannten Sachgebietsleiter ei¡r ueiterer Gerãteschei¡ an 1. Janua¡ 1986 ûber
di.e'Erhõhung der l{onatsmiete um 7 030,55 DH' urterzÊí¡hneù. In rliese¡¡ Ge-

rãteschei¡ waren weder die Vertragsdauer noch di-e gsnaue Bezeichnung der
Gerãte, ih¡ Aufstel-ungsort und rlie Grundniete, auf .¡ria si¡þ rlic Frtrõhung

bezog, festgelegt,. Es vurde alleirdings bestãtigt, daB die Ge¡ãte betriebs-
bereit sind, der [ibertragung aller Rechte und Pfli¡trten an das Refi¡anzie-
rungsinstitut zugestinírt yi-rd und di-e ergãnzende Ve¡erinb.rrung zur lti-etver-
trag ebenfalls nicht gelten soll.

Zum Gerãteschein von 1. Januar 11186 yr.¡rden rede¡ zusfüzliche Gerãte ge-
Iiefert noch var vom zuständigen P\lA vorgesehen, zlsãtzIiche Gerãte zu

beschaffen. Dsr Gerãteschein rr¡rde ri.eder von denselben Insüitr¡t refi-
nanziert.

Von Refinanzierungsirstitr¡t ¡trrden aufgrund .lieses GerÈtæscheins Ãnsgriiche
in Hõhe von 230 000 0¡.1 geltend gemacht.

1!1.3-3 Ebenfalls zum l{ietvertrag vom 20. Ileze¡Èer 1S84 rrrrde vq¡ dp'"selhen Sadr-
gebietsleiter am 25. April 1986 ei¡ ueiteer Gæãteschein 'aufrnrrü al-
sãtzlicher Installationenr mit einer ¡tI. llisÈe von G gT2,3O ffi ¡¡rrter-
zeichnet.

0e¡ Vermieûer hat diesen Betrag auf 7-6 O72,gl lli aUgeãnffi und dies sgä-
ter auch eingestanden. Oie Vertragsdauer vør 120 frlnatcn isÈ von ilu
gleichfa'Ìls nachtrãglich i¡ den Geãtesctrei¡ eingesetÉ rfrrüen. E¡' hat
diesen GerãtescheÍn gþs¡f¿rls von derr¡selben Institr¡ü refi¡rarrzieer¡ lassen-

Auch i¡ di.esen FaI[ si¡d kei¡e Gerãte geliefæÈ EdEn-

VotÌ RefiflanzienrngsinsËitut yird Esatz des ilu Gntritarideren Sdladsls vp6r

rd. 5,6 llio IH zruzüglich rd. 8fl1 000 lt ar¡s ßückzahlung des Yæsteueab-
zuges beansgnrcfü.

19-3-l In der æiten naffæ des Jdaes iln7 ïrde erin nitærer Fietvertr.ag Ét
des Ve¡'nidæ abgeschlossen und -iteæe Gerãtesdæi¡re äbs lÌV-{usstõÈtl¡ng
von ùei PolizeidieûststÊIler¡ unùErzridrË. ller Ycmi¡ûeìr H úiese Éerr-
falls refinanziert und ùz¡r nach eigerren Eir¡estãnûris z.T. die tfre¡r-
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schriften bei der Zustinnung zur Übe¡,t¡agung der Fechte und Pflichten ge-

fälscht. Da der Vermieter seinen Zahlungsverpflichtungen aus den Kaufver-
trägen mit einer He¡stellerfí¡ma nicht mehr nachgekommen ist, ist díe Her-
st'ellerfi¡ma von den Kaufverträgen zurückgetreten; . ein weiterer Kaufver-
trag ist mangels Gegenzeichnung durch ei¡e andere Firma nicht zustande
gekornen. Beide Hersteller haben jedoch de¡ Verwaltung angeboten, die be-
reits ausgelieferten und i¡ Betrieb genorr[nenen 6eräte zu Sonderkonditio-
nen zu erwerben oder üher Leasirg-Tochtergesellschaften anzumieten. Mit
Zustinmung des Staatsministeriums der Finanzen wurden diese Angebote an-
genommen und von den zustãndigen Polizeidienststellen die entsprechenden
Vertrãge abgeschlossen.

Auch in diesen Fâllen hat das Refinanzierungsinstittrt vom Staat Ersatz des

Schadens, zusamnen rd, 1,4 Hio DH gefordert.

Finar¡zieller Scñafu¡

Das Befinanzierungsinstitut hat inzyischen den Freistaat Bayern auf Zah-

lung von td. tl,Z Hio DH zuzüglich Zinsen verklagt. Da eine gerichtliche
Entschei-dung noch nicht vorliegt, kann die endgûltige Höhe des Schadens

z.Z. nLcht beziffert, werden.

Gegen den Vermieter u¡urde vom Refinanzierungsinstitut wie auch vom Staats-
ministerium Strafanzeige wegen Konkursstraftaten, Urkundenfätschung u.a.
erstattet.

Der vorgenannte Sachgebietsleiter im Staatsmi¡istsrium ¡vurde im Juli 1989

vorlãufig des 0ienstes enthoben; gegen ihn ist neben einem förr¡richen Dis-
zipU-narverfahren auf Strafanzeige des Staatsninisteriums ein staatsan-
walt schafÈliches ErrnÍtÈIu ngsverfalrren a nhãn gig .
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EIl{ZELPLAtI O4

(Staatsministerium der Justiz)

k$rteröezägs fib Hed¡tsretrerendæe ud l.Mnlts*iÀalfen für Becftts-
palùi"kant¡rr
(Kap. 04 04 Tit. 422 26)

Der OBH schlãgÈ vor, die mùndliche Fräfung in dæ aneiten juri-
stischen Staatsprüfung unmittelbar nach Beendigung des zweiei¡-
halbjãhrigen Vorbereitungsdienstes abzuhalten- Damit könnten
jãhrlich Anwãrterbezûge und Unte¡traltsbeihilfen in Hõhe von min-
destens 6 llio DÞl eingesparÈ rerden; darüber hinaus rilrde sich fúr
bis zu 2000 Juristen pro Jahr rlie Zeit bis zum Enre¡b der Befãhi-
gung zum Bichteramt jeueils um einige llonate verkiirzen.

Voraussetzung ftr den Zugang zu den ¡¡eisten juristiscien Berufen ist die

Befãhígung zum Richtera¡¡b-- Die Befãhigung zrm Hictrer,amt ervi¡ùt nach $ 5
Deutsches RicffiergeseÈz (DRiG), u€ÍE ein retrsvi,ssenschaftliches Sùudim

an einer Universitãt nit der ersten Staatspräfung und einen anschlie0enden

Vorbe¡:eitungsdienst mit der a¡eiten Staatspräfung abschlie8t. Derzeit si¡d
nach S 5 b t¡BiG aeiei¡halb Jahre Vorùercitungsdienst vorgeschrieben;

davon entfallen aeí Jahre auf die sog. Pflicffistationen und eifl herhes

Jahr auf die sog. Hahlstation.

Oer schriftliche TeiI der aeiten Staatspnifung umfaßt in Bayern zrõIf
Aufsicfüsarteiten. Davon si¡d elf a¡ Ende der aeijãtrigen Ausb5Jdung in
den Pflichtstationen zu fertigen; ilrre Buertung i,sÈ nornalerreíse nach

eùra einm halùen Jahr, also au Ende des zrei¡inhalbjãtrigen Vorùæei-
tungsdienstes abgeschlossen. Die zuõÉbe Aufsichtsarüeit is¡t geger Ende

der halbjãtrigen Hahlstation, also a¡ Ende @s zrei-e:inhalbjãlrigen Væbe-

reitungsdienstes, zu fertigen. Die Fertigung der PflicfüaÉgaber¡ a¡ Ende

der l-eùzÈen Pfli¡lrtstation und die getrwrnte Bearteitrrg dæ sctrrifÈlicl¡en
llahlaufgabe nach Absolvi,erung der Hahlstatiør sind bundes€ctrtliclt vurge-
gebff.

Die Berertwrg der aólften Aufsicfüsarteit nim¡t rinüstens drei Ëqnate ifl
Ânspnrch; erst danad¡ erfolgt die Ladung z¡¡r Elndlichen Präfrrng. Die ñlnd-
Licùre Pnifunrg selbst (Gesætprúfungsdauer je Prûñrrgsheilndrc €rtua

50 llinuÈen) nil¡nt i¡ ganzen €ûra zrsi Ëonate in Ansprtrù.

zJ-7
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Insgesamt dauert der Vorbereitungsdienst im Durchschnitt mindestens drej-

Jahre, weil- zu dem vorgeschriebenen Vorbereitungsdlenst von zweieinhalb

Jahren noch díe Zeit bis zur mündlichen Prtìfung (Prüfungszeit) hinzukommt.

t,,Jährend des Vorbe¡eitungsdienstes einschließfich der Prüfungszej-t werden

Anwärterbezüge oder Unterhaltsbeihilfen in Höhe der Anwärterbezüge ge-

währt. Der Vorbereitungsdienst endet im allgemeinen mit dem Tag der Be-

kanntgabe der Prüfungsgesamtnote am Ende der mündlichen Prüfung (S 58

Abs.1 Nr.1 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Juristen - JAPO);

nach S 60 Bundesbesoldungsgesetz werden die Anwärterbezüge bzw. Unter-
hal-tsbeiträge allerdings bis zum Ende des l-aufenden Monats weiter gewährt.

Die Zahl der Bezieher von Anwärterbezügen und Unterhaltsbeihilfen hat sich
von 1986 bis 1989 wie folgt entwickelt:

Rechtsreferendare/
RechtspraktikanÈen

Zahlentibersicht

Zahlmonat Anzahl Durchschnitt Index

1986

März

Juni

September

Dezemher

3 506

3 313

3 616

3 727

3 s40 100,0

1987

März

Juni

September

0ezember

3 453

3 772

3 868

4 156

3 797 LO7,2

1988

März

Juni
September

Dezember

4 184

4 I79
4 380

4 457

4 300 r21,4

1989

März

Juni

September

Dezember

4 296

4 577

3 979

4 770

4 390 724,O
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Die Anwã¡terbezrige/Unte¡fraltsbeiÌ¡ilfen si¡d von 82,3 llio Dl,l i¡¡ Jahr 1986

auf 104,0 Mio Dl{ i¡n Jahr 1f}89 gestiegen. Oie rsüIidgr Anwãrterbezûge/

Unterhaltsbeililfen belaufen sich derzeit fär jedm Einstellungs- bzw.

PrÍifungsterrnin (derzeít je zuei pro Jahr) auf rd. 1,6'ltio l[.

llach Auffassung des OHH lieBe sich die p¡¡n¡ngszeit (d.i. die ZeLt ui-
schen dem Ende der aeiei¡haI"bjãhrigen AusbiJdung - S 5 b DBiG,

S 35 JAP0 - und dem Ausscheiden aus dem Vorbereitungsrlienst - S 58 JAP0 -)
betrãchtllch verkûrzen, yenn die nûndliche Prilfung am Ende de¡ Ausbil-
dungszeit unmittelbar i¡n Anschluß an die zrõlfte Aufsichtsarheit (þJahlauf-

gabe) abgehalten vùrde- Das hätte zuar zur Foþe, daB

- in Zeiùpunkt der ¡fl¡rlliqþe¡ Präfung lediglich das Ergebnis de¡ elf
Pflichtaufgahen, nicht aber der Wahlaufgabe bekannt wãre;

- nur die Prüfungsteilnet¡ner von der ¡nindlichen Prrïfung ausgeschlossen

wãren, bei denen bereits nach dem Ergebnis der elf Pflichtaufgaben fest-
steht, daB di¡ Prûfung nicht bestanden ist.

Decn stùnden jedoch an Vorteilen gegenûber; daB

- die gesate Ausbildungszeit ohne Verkùrzung des zseieinhalbjãhrigen Vor-

bereitungsdi-enstes (S 5 b Abs. 1 S. 1 DFiG) un einige llonate vef,Tingert
yerden kõnnte;

- mit dem AbschluB der Bewertung der llahlaufgabe allpn f,ri¡fungsteilnehmern
gleichzeitig das endgültige Gesartergebnis der Prüfung bekanntgegeben

rerden kõnnte; das hãtte fiir die PrúfungsteiJneh¡ner melr fo¡male Chan-

cengleichheit auf dem Arbeitg¡'arkt und für den Staat eiflen frähen r¡nfas-

senden [iherblick bei der Anstellung der Probeùeilrlæn r¡nd -ri¡lrts zur

Folge;

- pro Prúfungstermin 8ezüge in Hõhe von ni¡destens 3 lli¡ Dt (pro Jal'r afso

6 Hio flll) eirgespart rerden kõnnten.

Oer OBH hat deshatb angeregt, durch ei¡e Ãnderung der na8geblichen Vor-

schrjften die Vorausserbzungen fiir eine entsg¡echende Vertära¡rq de Prû-
fungszeit zu sshaffen. Er hat dabei darauf hingenriesen, da8 bereits jetz-t
ei¡e Feile von bayerischen Ausbildungs- rnd PnÌfungsordnungen fär Staats-
präfungen die r¡ändlichen hûfungen urmittel-bar na¡û¡ der sclrifEücìen
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Prüfung und noch

Prüfung vorsehen.

- 66 -

vor dem Bekanntwerden des Ergebrrisses der schriftlichen
1)

Das Staatsmirristeriurn fûhrt aus, es habe durch Ausschöpfung der ihm mögIi-
chen personellen und organisatorischen Maßnahmen ei.ne Verlängerung der
PrÜfungszeiten vermieden, obwohJ- die ZahI der Prüfungsteilnehmer innerhalb
von zehn Jahren von 300 bis 400 pro Termin auf nunmehr 900 bis 1000 pro
Termin gestiegen sei. Es sei ihm ej-n stetes Anliegen, "jeclerzeit auf die
Verkürzung der Prüfungszeiten und die Verringerung der Kosten bedacht zu

sein".

Entscheidende Bedenken gegen den Vorschlag des ORH, die Prüfungszeit durch

eine Vorverlegung der münd1i-chen Prüfung zu verkürzen, ergäben sich aus

S 5 d Abs.3 S. 1 DRÌG, wonach das Prüfungsorgan von der rechnerisch er-
mittelten Gesamtnote abweichen kann, wenn dies aufgrund des Gesamtein-

drucks den Leistungsstand des Kandldaten besser kennzeichnet. Diese Ge-

samtnote würde nach dem Vorschlag des ORH zum Zeitpunkt der Entscheidung

am Schl-uß der mÜndlichen Prüfung nicht vorliegen. Eine zeitliche Verschie-
bung oder díe Übertragung der Entscheídungskompetenz auf ein anderes Prü-
fungsorgan komme nicht j-n Betracht, weil für die Entscheidung nach g 5 d

Abs.3 S.1 DBiG der Gesamtej-ndruck maßgeblich sei, zu dem auch der per-
sönliche Eindruck aufgrund der mündlichen Prüfung gehöre. Die frJertung nach

S 5 d Abs. 3 S. 1 DRIG erfordere zudem neben der überprüfung aller l_ei-
stungen auch die im vorgespräch zur mündfichen Prüfung zutage getretenen

Umstände. Diese Umstðnde könnten durch eine schriftliche Fixierung einem

Dritten nicht vermittelt we::den. Damit entfalle auch die Mögh-chkeit, eine
nachträgliche Entscheidurrg nach S 5 d DRrG durch ein anderes Prüfungsor-
gao, z-8. den Vorsitzenden des Priifungsausschusses, herbeizuführ.en. Auch

wenn von der Hegel des g 5 d Abs. 3 S. 1 DRiG in Bayern bislang überhaupt

noch nicht Gebrauch gemacht v¡orden sei, so bedürfe es nach zwingendern

Bundesrecht dar'über doch in jedenr Einzeffall einer Entscheidung des Prü-
fungsorgans. Dieser wÜrden jedoch die erforderlichen tatsächlichen und

rechtlichen Voraussetzungen fehren, wenn die Prüfungskommissj-on in un-
kenntnis des Ergebnisses der schriftlichen Wahlaufgabe entscheiden würde.

1) z.B.: - S 12 der ZuLassungs-, AusbiLdungs- und Prùfungsordnung fûr den höhe¡en bautechni-
schen Ve¡.Eltungsdienst in Bayern vom 12. Oezember 1977,

- S 3 der Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung fúr den gehobenen nich,t-
technischen VenaltungsdiensÈ vor¡ 22. Novenber 1g83,

- $ 1il der Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den gehobenen bautech-
nischen und urrellfach}ichen Verraltungsdienst in Eayern von 3. Sefteilber 1986.
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8ei der gegenwärtigen bundesrecffili¡h vorgegebenen Geseüzeslage sei des-

hal"b der Vorschlag des OBH aus Bechtsgrtnden nicffi umssüzbar- Bemühungen

des Staatsmi¡isterir-rns, ei¡e Änderung des DB1G zu crreichen, die elnen

Verzicht auf die Zreiteilung und di-e Bûckkel¡r zur ei¡heitlichen Prüfung

ermöglichen lûrden, seicn erfolglos geblieben. In der nãchsten Legislatur-
periode des Oeutschen Bundestages rerde das Staatsmi¡isteríum erneut in
diesen Sinne initiativ yerden-

Zu den Einwendungen des Staatsmi¡isteriums ist folgendes zu bemerken:

Der 0ßH tei-lt die Auffassung des StasÈsninisteriums, daß die personellen

und organisatorischen Hõglichkeiten ffu ei¡e Verkûrzung der Prüfungszeit
angesichts der hohen ZahI von Kandírlaten weitgehend ausgeschöpft sind und

daß eine spärbare Verkúrzung der Prtfungszeit nur durch eine Vorverlegung

der mùndlichen Prûfung erreicht uerden kann.

Die nach $ 3 JAP0 unabhãngigen Prûfungsorgane haben von der ín 5 5 d

Âbs. 3 S. 1 DHiG vorgesehenen l{öglSchkeit seit decn InkrafÈtreten diese¡
Besttumung ab 1. Januar 11183 kein einziges l{al Geh¡auch gemacht. Es er-
schei¡rt daher unvertretbar, alleir regen der theoretisch mõglichen Abwei-

clung von der rechnerisch ermittelten Gesa¡fitnote die mündliche Prüfung

erst zu ei¡et so späten Zeitpunkt dtrrchzufùhren, da0 sich die gesamte Aus-

bildungsdausr fûr sIJ-s ìrsl]juristen in Bayern urn eirige l¡lonate verlängert
und jãhrlich l{ehrausgaben von nindestens 6 tllio DH geleistet yerden müssen.

Der OBH i,st der Auffassung, daB dieses aushildungspolitisch und haushalts-
wirÈschafÈIich unvertrãItnisnãßige Ergebni-s vermieden yerden muß. Sofern
fie Verraltung eine Lõsung a1lein ûber den reiten landesrechtlichen Ge-

süaltungsratrnen ($ 5 d Abs. 4 DHiG) nictr fär nõglich.hãlt, sollte mit al-
len sict¡ bistenden llitteln eine Ãnden¡ng des Bundesrecfüs angestrebt wer-
den, rlie der angesprochenen Vorverlegung dæ nündliclren Prûfung und damit

ei¡er Vertûrzung der Prûfungszeit nicffi errtgegensùetr.
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EIIIZELPLAN O5

(Staatsministerium für Unterricht und Kultus)

Stastfid¡e Scftulãrtar
(Kap. 05 11)

Die staatlichen Schulãmter si¡d gegenwärtig zum TeiI mit unra-
tionellen Verwaltungsvorgãngen und sogar b1oßen Briefträgerfunk-
tionen belastet. Verbesserungsmöglichkeiten sieht de¡ OFH in der
Straffung der Verwaltungsablãufe, einer Konzentration der fach-
lichen SteÌlungnahmen auf das Wesentliche und der Oelegation be-
sti¡nnter Aufgaben auf die Schulleiter. Ein Ov-Einsatz ist dring-
lich. Um unwj-rtschaftliche Kleinstschulänter zu ve¡rneiden, soll-
ten in fünf FäIlen die jeweils am selben Ort befindlichen Schul-
ämter von Stadt und Landk¡eis unter einer fachlichen Leitung zu-
sammengelegt werden.

Die Schulärnter sind zahlenmäßig unterschiedlich mit Fachpersonal
ausgestattet. Der OBH schlãgt vo!, den Personalhedarf der Schul-
ã¡rËer nach einer Eichtzahl von 200, zumirdest abe¡ 180 Lehre¡n
pro Schulrat zu bemessen. Ûamit ließe sirh der Personalbedarf
der Schulãmter um 25, mindestens aber um elf Planstellen für
Schul¡ãte verringern. Ej-ne weitere SteILe könnte durch die fach-
Iiche Zusarunenlegung von Schuljånrtern eirrgespart r¡erden.

27,-7. Aryarqslage

Die schulänrter sind untere Schuraufsicfüsbehõrden fûr die volks- und son-
derschulen. fhr Amùsbereich deckt si¡h grundsãtzlich mit dem Gebiet des

betreffenden Landkreises oder der k¡eisf¡eien stafü- Nach der Neugriede-
rung Bayerns in Landkreise und kreisfreie stãfüe gi-tr es seit 1972 noch 71

Landkreise und 25 krei.sfteie Stãdte, folglich 96 Schulffier (AÍt. ?7

Volksschulgesetz - VoSchG).

Die Schulãrrter haben folgende Aufgaben:

- 0rdnung, Fõrdertng und [ibe¡tachung de Schulen,

- Dienstaufsicht und fachriche schulaufsicfü über die an den schuren täti-
gen Lehrer, Fachlehrer und Pädagogischen Assistenten souie deren benlfs-
fachliche EeraÈung und FortbiJ-dung,

- Zusa¡rmenui¡ken mit Eftern, Behõrden, verbänden, xi¡chen und andercn Ein-
richtungen,

- VerÈretung schulischer Belange Ín der õffenbtichkeit.
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Oie Leiùung eines schular¡ùes wi-rd gemeinsam von einem sctrul¡at als fach-
Iíchem Leíter und dem Landrat/0berbürgermei.ster als rechtlichem Leiter
waÌrrgenomnen (Art. 21 Abs. 2 voSchG). De¡ staat trãgt den personalaufirand,

di-e Landkreise und k¡eisfreien stäfüe tragen den sashaufi¡and (S 41 schul-
fi¡anzierungsgesetz - SchFG) .

Der sterlenplan 1988 ¡reist bei Kap- 05 11 insgesanrt lgp gf,s1ìe¡ fûr schul-
aufsichtsbeante sor¡ie 291 Stetlen fär Ve¡rraltungskrãfte aus. Einen über-
blick Úber die Ausstattung der SchuLãnrte¡ nrit Schulaufsichtsbea¡rten fär
Volksschulen güt das nachstehende Schaubi-I-d.

Bcsetzuqg #r nrþr ¡it Sclr¡lrãÈc¡¡ Schaubild

29 Ãn¡ter
æArrlÂ€f

werÉgerds rn€frds rrctrds rncÌrds
Zsctu¡häe zscù¡ree 2schJräe gsôdræ ssrt!-ùæ ssctnÈe5,t896 U,1* 491'_ lqælr 5,8S:á 2,35ß

Bei der Personalûbersictr wrde von 8s schurãnrterr¡ ausgeÍlangen, xeir elf
Â¡nter in kreisfreien Stãfüen mit den Arrte¡n der Landtreise fachlich zusam-
rengelegt ¡o¡den sind. Die beiden schulãnter in den stãfüen Ëûnchen und

llärnberg haben 15 bzv. 10 schulrãte (einschr. pãdagogischæ ttitarteiter).
Knapp ei.n vierter der (85) schulãrte¡ si¡d mit vis his fÍinf schul_rãten
hesetzt (20 Ãmter = 23,5 v.H.); fûrrf Schulãntæ h&en wriger ats 2ysi
schul¡äte (6 v.H.). Zuci tbitter der schulãrter rei,sen ei¡e geseÈzung mit
æi bis ùei Schul-rften auf (5/ Ãrrter = 67 v.H.).
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21,-2 Präfungsfeststellungen des ORH

fm Bahmen einer Querschnittsuntersuchung hat der OBH bei den Schulämtern
die personelle Besetzung mit Schulaufsichtsbeamten und Verwal-tungskröften
sowj.e die Tahr der Lehrer und Krassen im Zuständigkeitsbereich (stand
1. Oktober 1988) schri-ftlich erhoben. Bei i-4 schulämtern hat er örtliche
Erhebungen über Organisation und Personaleinsatz vorgenommen.

Dabei wurde vor allem folgendes festgestellt:

2l-2.t PersonaÌvenaltung (Lehr- und verwaltungspersonal an schulen)

Ein Großteil der Arbeitsvorgänge in der Personalverwaltung sind Zuarbeiten
für die Regierung, die abschrießend entscheidet. Dies gilt insbesondere
für die nachstehenden Vorgänge.

Die Mitwirkung bei diesen Verwaltungsvorgängen mag i.m Einzelfarr díe
schulämter nicht besonders stark bel-asten, aber in der summe nehmen sie
bei der Mehrzahl der Ämter schon wegen der vo¡herrschenden pädagogisch-
fachlichen Vorbildung der Schulaufsichtsbeamten doch viel Zeit in Anspruch.
Eine straffung und deutriche Begrenzung der verwaltungsarbeit könnte die
Effizienz der Schulämter als Aufsichtsbehörden steigern.

a) Bearùeitgng von Antrãgen auf Erziehungsurlaub, Teilzeitbeschãftigung
und Be¡¡rlaubung nach Art. 80 a und 86 a BayBG

Die Anträge werden über das schulamt der Regierung zur Entscheidung
vorgelegt. Das schulamt hat sich zu äußern, ob dienstliche Belange der
beantragten Maßnahme entgegenstehen. rn Fã1len, in denen die mit eine¡
bestimmten l¡lochenstundenzahl beantragte Teilzeitbeschãftigung die ord-
nungsgemäße versorgung einer schul-e mit Lehre¡stunden erschweren würde,
we¡den mit den Lehrkräften persönriche Gespräche geführt. Dabei geringt
es meist, die gewûnschte wochenstundenzahL auf die schurischen Belange
abzustimmen. Diese Aufgabe könnte ohne weiteres auch vom schu.lleiter
wahrgenommen werden. Die stellungnahme der schulãnrÈer könnte sich des-
halb auf solche Fälre konzentrieren, Ín denen ein Ausgleich zwischen
verschiedenen Schulen geboten erscheint.

Die schulãmter führen darùber hinaus teirweise Tätigkeiten aus, die
nicht zu ihren eigenttichen Aufgaben gehören:

- Prüfung der eingehenden Ant¡äge auf vollständigkeit und Hichtigkeit
der angegebenen Oaten,
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- Einholung fehlender Unterlagen,

- Erinnerung an Abgabeterrnine fûr Wiederholungsantrãge auf Teilzeitbe-
schäftigung ode¡ Beurlaubung.

Diese Dienstleistungen könnten bei besserer Info¡mation der Lehrkräfte
ganz entfallen oder falls i¡ EinzelfäIlen erforde¡Lich, von den Schul-

sekretariaten úberno¡men werden.

b) ErsÈelfen von Bangfolgelisten a¡¡s den A€irerùúEcn für rlsgesúri.eHte
Steabn

Zeitraubend für das Schulamt ist die Erstellung von Bangfolgelisten aus

den Bewerbungen für ausgeschriebene Stellen" Dabei beschrãnken sich die

Anmerkungen der SchulänrÈer vielfach auf Aussagen, die ohne weiteres aus

den Personalakten ersichtlich sind. Diese fÍir rrie Festlegung der Hang-

fotge maßgeblichen Kriterien (dienstliche Beurteilung, bisherige Ver-

wendung, Eignung usw.) sind somit auch der Fegierung bereits aus den

Personalakten bekannt. Die im uesentlichen nur bÜromäßige Hitvirkung
des Schutanrts trägt wenig dazu bei, den für die SteI[e geeignøtsten

Bewerber zu besti¡nmen. Bei Bewerbe¡n aus einem anderen Schulamtsbezi¡k

liegt ohnehin eine /iuBerung des dortigen Schu1a¡nts vor, die vcrn Schul-

arnt de¡ ausgeschriebenen Stelle nicht kormentiert werden kann.

Soweit wegen der Personalnähe eine fachliche Stellungnahme des Schul-

arntes für unerlãßlich gehalten wird, sollte sich das Schulamt auf enÈ-

scheidungserhebliche Angaben beschrãnken, die nicl"rt schon aus den Per-

sonalakten ersichtlich sind. Fûr die Entscheidung der Regierung ist
ei.ne rni,t Gründen versehene Rangliste für die Belerber, die in die
engere HahI kor¡men, ausreichend und hi-lfreich. In Ùbrigen sollte sich

das Schulanrt auf eine Auflistung der Banerber, ggf. unter Angabe von

Alter, Prüfungsnote und Beurteilungsnote, beschränken.

c) ilærractrur¡g ùæ Xaûelis¡te, SctrrifEver*ehr Eit Hefisærffin

Eine Hegierung fordert die Bewerbe¡ aus den lrlætelisten mit persõn-

lichem Anschreiben ùber das Schularrt auf, die Fo¡¡tblãtter 'Jãhrliche
BereitschafEserklãrung" und'Bewerber aus den Hartelisten" vorzulegen.

Die eingehenden Erklärungen werden beirn Schulanrt gesanmelt und mit
Begleitschreiben de¡ Begierung vorgelegt.



_ 72

Die l¡lartelistenbewerber, die ja keine eínem schurarnt zugewiesenen
Bediensteten sind, solrten - wie andernorts auch - unmittelbar von der
Begierung angeschrieben werden und ihre ausgefü1lten Formbl_ätter der
Begierung ohne Einschaltung der schurämter wieder. zul-eiten. Díe über-
wachung der Eingänge kann die Hegistratur der Begierung übernehmen.

d) Benennung der zur Befõrderung anstehenden Pãdagogischen Assistenten und
AssistenÈinnen

Das staatsministerium legt jährlich Bichtlinien für die Beförderung zu
Pädagogischen 0berassistenten und -assistentinnen fest.

Eine Regierung gibt diese den schulämtern bekannt und ersucht um Beför-
derungsvorschläge. Die schulämter erstellen nach den vorgegebenen Kri-
terien ihre vorschläge. Die Regierung fertigt die Ernennungsurkunden
aus und leitet sie den schulämtern zur Aushändì_gung gegen Empfangsbe-
stätigung zu.

Aus den Personalakten de¡ Regierung ist erkennbar, ob j_m Einzelfarl die
für die Beförderung maßgeblichen voraussetzungen erfül1t sind. Die Er-
fassung des in Frage kommenden personenkrej-ses ist desharb ohne Betei-
ligung der schulämter, ggf. mit DV-unterstützung, möglich. Das schulamt
sollte also nur i.n den seltenen Fäl1en eingeschaltet werden, in denen
z.B. eine notwendige Beurteilung noch nicht der Begierung vorriegt_

e) Personalangelegenheiten der verwartungsk¡ãfte an den schuten

Die Begierungen schließen nach Vorschlag de¡ Schulämter Arbej-tsverträge
mit Bewerbe¡n als \/erwaltungskräfte an Schulen. Die Einholung der not-
wendigen Unterlagen, die Aushändigung des Arbej-tsvertrages und der
Festsetzung der Vergütung usw. obliegrt dabei dem schuramt.

Es ist nícht ersichtlich, welchen fachlichen Beitrag das Schulamt dabei
lej-sten kann; die Vorgänge könnten und sollten ausschlj.eßIich zwischen
Schulleitung und Regierung abgewickelt werden.

2L.2.2 Haushalts- und Rechnungsùresen

a) Beisekosten und sonstige Vergätungen

Die schulänrter wirken mit bei der Festsetzung von vergütungen für
- schülerwanderungen, studienfahrten, schultandheimaufenthalte, ski-

kurse usw.,
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- Abordnungen (Trennungsgeld),

- regelmäBige auswärtige Oienstgeschäfte (Pauschvergütung),

- Betriebspraktika,

- eigenverantwortlich gehaltene Unberricfüsstunden ( Studienreferendare,
Lehrarntsanwãrter, Fachlehreranwãrter),

- Oienstgeschãfte in mehreren Schulhãusern (Fachberater, Schuljugend-
berater, Beratungslehrer),

- 1okale Forbbildungsveranstaltungen.

Bei der FesÈsetzung van YecgäÞlBerr si¡d sie hauptsãchlich damit be-

faßt, Anträge bzw. Abrechnungen vor ldeiterleitung an die Regierung auf
Vollständigkeit und Bicfüigkeit hir zu üherprüfen (2.8. blegstrecken,

Feisedaten/-dauer, gehaltene Unter¡ichtsstunden), Daten, die teilweise
bereits von der Schulleitung ûberprüft wurden, zu bestätigen, Einzel-
vorgänge aufzulisten und Auszahlungsanordnungen vorzubereiten,

Eine zusätzliche Kontrolle der Abrechnungen der Vergütungen ist jedoch

nicht notr¡endig. Eine ordnungsgemãße Abrechnung hält der ORH auch für
gewãhrleistet, Henn die Unterlagen von den Lehrern di-rekt nach Bestäti-
gung durch die Schulleitung an die Regierung geleitet vgrden.

Eine reitere Entlastung der Schulã¡¡rter rãre bei der venaltungsmãßigen
Abwieklung der Schülerr¡anderungen, Studienfahrten us'u- rnõgIich. tlit
Ausnahme von Auslandsfahrten genetnnigen die Schull-eite¡r die Schülervan-
derungen, StudienfahrÈen und Schullandhejmaufenthalte- 0ie reisekosten-
rechtliche Genehmigung für die beteiligten Leh¡er und sonstigen Be-
gleitpersonen erteilt bei eirrtãgigen Veranstaltungen ebenfalls der
Schulleiter. Entsprechend diessr Kompetenz fùr die Genetrrigung sollte
auch die Kostenabrechnung und Heiterleitung der Unterlagen yon den

Schulleitungen ohne Zwischenschaltung der Schulãnrter übernømen ¡rerden.

Bei der A¡rtrEeiJ-uq fu fhr¡stralt*ittel. wird in den ei¡zelnerì Hegie-
rungsbezirken unterschiedlich verfahren. So 1ã8t sich z.B. eine Begie-
rung die von den ei,nzelnen Schulen geplanten llaßnaln¡en über das Schul-
ært melden und entscheidet dann, relche Tagessãtze den Lefirern zuer-
kannt yerden können- Das Schular¡t genetruigt est danach die beantragten
Dienstreisen. Die Feisekostenabrechnungen der Lehrer ¡erden spfter vmr

Schularnt ohne Nachgrilfung an die Hegiemng reitergeleitet.
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rn anderen Begierungsbezirken werden dagegen die Tagessätze für Ein-
und Mehrtagesfahrten von den schurãmtern aufgrund der für den schul-
anrtsbezi-rk von de¡ Regierung vorgesehenen Haushaltsmittet und der von
den schulen geplanten Ma0nahmen errechnet. TeiLweise wird auch der für
den schulamtsbezirk zur Verfügung stehende Etat vom schulamt nach einem
besti¡urten schlüssel auf die Schulen verteirt, die dann i_m Bahmen die-
ser Mittel schullandheimaufenthalte usvr,. pranen und über das schulamt
abrechnen.

Der ORH ist der Auffassung, daß die t4itwirkung de¡ Schulämter in diesem
Bereich weitgehend entfallen könnte, wenn

- die Haushaltsmittel von der Begj.erung nach einem bestimmten Schl-üssel
(2.8. Zahr der Grund- und Hauptschulklassen) auf die ei.nzelnen schu-
len verteilt,

- die Schulen die beabsichtigten Maßnahmen für das Schul¡ahr im Fahmen

dieser l4iÙtel unter Berechnung der voraussichtlichen Reisekosten zu-
sammenstellen und den Schulãnitern mi_tteilen,

- die schuränter die Maßnahmen unter pädagogischen Gesichtspunkten prü-
fen und, soweit keine fachaufsichtri-chen Beclenken dagegen bestehen,
die Zusammenstellungen an di.e Regierung weiterl.eiten würden.

Die weitere Ahwicklung (auch die Genehmigung der Dienstreisen) könnte
dann unmíttelbar zwischen Lehre¡n/schulleitung und Regierung erfolgen.

b) Saclmuñrand fär Uoltsscfrul€n strie Sdl¡Ien fär Behinderte und Kranke

- Die in die Erhebungen einbezogenen Schulã¡nter in den Stäfüen nehmen

alle zum sachaufwand der schuren, den die Kommune zu tragen hat,
stellung- sie sind teirweise bei der Aufstelrung des Haushartsprans
beteiligt und übernehmen vereinzelt auch die Verteitung der Haus-
hartsmiùter auf die schulen. rn einem Falr übe¡wacht das schulamt
auch die venuendung der Mittel für die Lehrerbücherei der schulen.

Dabei handelt es sich aber nicht unr Aufgaben des staatlichen schur-
arrts; sie sollten, soweit nöglich, ebenso wie im Bereich der schulãm-
ter in den Landkreisen, den sachaufwandsträgern überlassen werden.
schlieBlich entscheiden die schuren ûber die veruendung des sachauf-
¡ands ser.bstverantwortlich und haben ihre Ausgaben selbst gegenüber
dem Sachauñ¡andstrãger zu vertrsten.
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- Die privaten Schultrãger beantragen den Ersatz des ncrtrendigen Schut-
auñrandes ûber das Schulamt bei der Hegierung. Die Schulãnter legen

die Erstattungsanträge nach Vorprûfung mit einer Stellungnahme vor,
die sich häufig unnõtig in Kleinigkeiten verli-erb- So bemerkte z.B.
ein Schulant zu einem Antrag auf Erstattung des notuendigen Schulauf-
wandes u,a. folgendes (in Stichpunkten wiedergegeben):

Korrnentar "Beihilfen": schulisch nictr unbedingt ørfordsr'lieh
Kopierpapier: Verbrauch ùberzogen

Tonaudiogramm-Karten : keine Lehrmittel
Autoverbandskasten: schulisch nicht erforderlich
LernmiùÈel: Anschaffung von jeweils 20 Exemplalen ist ilberhöht.

fm Be¡eich der Regierungen von Oberbayern, l,littelfranken, Nieder-
bayern und Schwaben werden die Anträge direkt bei den Regierungen

gestellt.0a sich dieses Verfahren bewährt hat, liegt es nahe, auch

i¡ den übrigen Hegierungsbezi-rken entsprechend zu verfahren, weil die
Hegierungen ohne weiteres die Erstattungsfähigkeit der Aufwendungen

beurteilen kõnnen.

c) Sada¡ñrand fär Faclùeratæ, Schuljugenûeirater r¡sr-

Oie Schulãnrter e¡fialten von den Sachaufwandstrãgern (Landkreise, kreis-
freie Stãfüe) je Fachberster eine jährliche Pauschale von rd. 200 bis
300 D!'1. DÍe Schulänter prüfen die Abrechnungen der Fachberater bevor
diese an die Sachaufwandstrãger weitergeleitet werden. AIs Ausgaben

rerden i.d.H. Fernsprech- und Postgebûhren sourie Arbeits- und Bûro-
naterialien geltend gemacffi .

Die vertrãrtnismäßig geringen und haushartsmãßig festgelegten llittel
rechtfertigen eine arbeitsaufwendige Präfung der Abrechnungen durch die
Schulãrter nicht, zurnal Ausgaben tie Fernsprech- und Postgebúhren nur
eingeschrãnkt nachpnifbar sind. Die Berater sollten ihre Abrechnungen

um¡ittelbar bei¡n Sachauñrandstrãger ei¡reichen.

d) SaC¡afu der Serimrrelrtrnsr

Die Sachmifüel der Seminarteiter yerden grundsãtzlich von den Hegie-
rungen bewirtschafbet. Eine Ausnahme war bei einer Begierung festzu-
stellen. Dort uerden die Haushattsmittel den Schulãmtern zur Beuirt-
schafÈung zugeryiesen. Äus Vereinfachungsgränden sollten die Ausgabe-

mittel ausnahmslos ùberalt von der Regierung yerwaltst werden. Die
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Semj-narrektoren unterstehen mit dem überwiegenden Anteil ihrer Arbeits-
zeit und Dienstaufgaben di¡ekt der Begierung-

21.2.3 Dienstliche Beurteilungen

Die dienstliche Beurteilung der Lehrer ist eine wichtige Aufgabe der
Schulaufsicht. Sie obliegt dem Schulrat a1s fachli-chem Mitglied des Schul-
amtes.

Die Lehrer sind vor Ablauf der Probezeit dlenstlich zu beurteilen (Probe-

zeitbeurteilung), sodann erstmals zwei Jahre nach der Probezeitbeurteilung
und dann i.d.R. alle vie¡ Jahre (periodische Beurteilung). Grundlagen für
die periodische Beurteilung sind Beobachtungen bei dem anzukündigenden or-
dentlichen Unterrichtsbesuch des Schulrates, die durch Kurzbesuche ohne

Anmeldung vervollständigt werden. Die Zahl dieser Kurzbesuche liegt ì_m

pflichtmäßigen Ermessen des Schulrates. In der Praxis werden - je nach

Schulamt - zwischen einem Besuch und drei Besuchen je Beurteilung durchge-
führt.

Nach den Bichtlinien für die diensttiche Beurteilung der Lehrer an Vol-ks-

schulen kann unter bestimrnten Voraussetzungen bei der periodischen Beur-
teilung eine KurzbeurEeilung erstellt werden. Bei Lehrern, die das b0. Le-
bensjahr vollendet haben, wird von der periodischen Beurteilung abgesehen.

Von der Möglichkeit der Kurzbeurteilungen machen die einzel-nen Schulämter
sehr unterschiedlich Gebrauch. Nach den erteilten Auskünften schwankt ihr
Anteil im Kalenderjahr zwischen 5 und 50 v.H. de¡ Beurbeilungen eines
Schulamtes. Einzelne Schulämte¡ verzichten teilweise auf die Möglichkeit
der Kurzbeurteilung, weil dj-e Beurteilung auch Gelegenheit geben sol1e,
die Leistungen der Lehrer anzuerkennen und sie in ihrem erfolgreichen be-
rufrichen wirken zu bestätigen, zumal die Lehrer auch eine "ausreichende
Würdigung" ihrer Arbeitsleistung "erh/arten".

Nach den Feststellungen des OHH wird die Bedeutung der dienstlichen Beur-
teilung der Lehrer nicht selten dahin mißverstanden, daß ihr grundsätzlich
nu¡ durch umfangreiche und langatmige Beschreibung von Leistung und Befä-
higung des Lehrers entsprochen we¡de. Der häufig beklagte Zeitaufwand für
die Beurteirungen beruht dann nicht auf der Arbeitsmenge, sondern auf man-

gelnder Prägnanz und Flexibilität im Rahmen der geltenden Vorschriften.

Dies kann jedoch bei der Bewertung der notwendigen zeitrichen Belastung
durch die di-ensttichen Beurteilungen nicht zugrunde geregt werden. Oer ORH
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hãlt auch Beschreibungshilfen fûr dienstliche Beurteilungen für sinnvo1I,
wie sie bereits fÜr viele andere Bereíche bestehen. Dabei könnte die A¡-
beit der SchuL¡ãte erleichtert und der teilweise unnötig hohe Zeitaufwand
für die Beurteilungen gesenkt we¡den.

2l-2-4 flobire Beserne

Der Einsatz der mobilen Reserve wird i¡ Bedarfsfall von den Schulämte¡n
fernmündlich angeordnet und schriftlich bestãtigt. Vertraltungskräfte lei-
sten hierzu die Vorarbeit. Oie als msbile Heserve eingesetzten Lehrer ha-
ben jeweils den Dienstantritt und die Dienstbeendigung schriftlich dem

Schulamt anzuzeigen.

l'lit Ausnahme einer Begierung, die Einsatzverfügungen schriftlich bestä-
tigt, begnügen sich die Begierungen mit Abdrucken zur Kenntnis. Einige Be-
gierungen verlangen zusätzlich monatlich - eine Hegierung sogar wöchent-

lich - eine Zusanmenstellung über die Einsãtze der mobilen Reserve.

Es ist kein Grund ersichrtlich, weshalb eine Hegierung die Einsatzverfügung
schriftlich bestätigt. Gleichfalls entbehrlich erscheinen die Zusammen-

stellungen der Einsãtze, da jede Verfügung des Schutants der Regierung in
Ahùuck zugeht. Überflûssig ist auch die Dienstantrittsanzeige der Lehrer
bei-n Schulanrt, weil die Einsatzschule einen Abd¡uck der Eí¡satzverfügung
erhäIt. Selbst von einer Dienstbeendigungsanzeige könnte in den FäIlen ab-
gesehen rerden, wo das Ende der Tãtigkeit de¡ nobilen Beserve bereits in
der EinsatzverfÜgung konkret mitgeteilt wird (2.8. bei Vertretung wegen

einer Lehrgangsteilnahme) .

Die Häufigkeit solcher Vorgãnge wegen der in Bayern besonders hohen mobi-
len Beserve verlangt eine Reduzierung des Venraltungsauñrands auf das Hin-
destmaß. In Fällen der bloßen Fortführung des Einsatzauftrags sollten
keine neuen Einsatzverfügungen mehr anfallen.

n-?-S Sanfusct¡¡Iùereictl

a) Oie Schulleiter der Sondervslksschulen teilen die Entscheidung über die
unmittelbare Aufnal¡me von Ki¡dern u.a. dem SchuLanrt lrrit (S 12 Abs. 5

sondervolksschurordnung - svs0). Teilweise bestãtigen die schulämter
die rechünäBige Aufnahne in die Sonderschule i¡r allen Fällen mit
sch¡Íftlichem Bescheid. Oarin Liegt überflüssiger Venraltungsaufwand ;
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denn gemäß $ 12 Abs- 7 SVSO soll das Schularnt einen Bescheid nur er-
lassen, wenn er von einer anderen Stelle benötigt wird oder i-n recht-
lichen Zweifelsfällen veranlaßt ist.

Entsprechendes gilt auch, wenn Schüler unmittelbar in Di-agnose- uncl

Förderklassen an Sonderschulen eintreten-

b) Die Erhebungen ergaben bei einem Schulanrt, daß dort der gesante

Schri-ftwechsel zuischen der Begierung und den Sonderberufsschulen über

das Schulamt läuft, wobei das Schulan¡t lediglich die Funktion eines

Briefträgers übernimmt und Fotokopien für die Hausakten fertigt. Eine

solche urn'rirbschaftl-iche "Mitwi-rkungn des Schulamtes ist üherflüssig.

2t -2.6 StatisÈiken

In Laufe des Schuljahres sind von den Schulãmtern zah-l-:reiche sich wíeder-
holende Statistiken zu festen Terminen oder Statistiken aus besonderem An-

laß fÜr das Staatsministerium, das Landesamt für Statistik und Datenverar-
beitung und die Fegj-erungen zu erstellen. Die abgefragrben Daten für punk-

tuell angeforderte Statistiken müssen in der Fegel von den Schulen eì.nge-

holt werden; die Zusarnnenstellung dieser Daten ist für die Schulärnter oft
besonders zeitaufwendig, weil unrichtige oder unvollständige Angaben der

Schulen Bûckfragen erforde¡n. Oies trifft insbesondere dann zu, wenn die
datenerhebenden Stellen ihre Abfragen nicht zweifelsfrei formulieren (2.8.
bet¡offener Personenkreis für die "Sportstatistik/1989") und den Schul-äm-

te¡n unte¡ Zeitdruck vorlrer keine ausreichende Aufklãrungsarbeit mö91ích

l¡ar.

Uie Arbeitsbelastung de¡ Schulämter ließe sich verringern, wenn die Anfor-
derung spezieller Statistiken während des Schuljahres generell vermindert,,

die Fragestellungen präzise gefaßt und die iinrter zej-t1ich in die Lage ver-
sgtzt würden, gegebenenfalls durch gezielte Erläuterungen für die Schul-
leiter bzw. die Verwaltungskrãfte fûr brauchbare Unterlagen zu sorgen.

Notwendige und wiederkeh¡ende Statistiken sollten so angelegt werden, daß

spezielle Abfragen möglichst vermieden werden.

fm übrigen kõnnten gerade bei den Statistikaufgaben dwch DV-Unterstützung

Hesefftlictte Arbeitserleichterungen erzielt werden, zr¡mal teilwej-se irmer
gleiche Angahen abgefragt rerden (vgl. TNr. 21"2"8).
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2L-2-T Kútei- bzr. tisterÉiftn¡ng

Oie Schulfurùer fÛhren eine Vielzahl von Karteien u¡cl I isf,s¡, deren Notyen-
digkeit teilweise bea¡eifelt werden muß,

So wurden bei ei¡em Schulamb ei¡e

- Beurlaubungskartei,

- personenbezogene FortbiJdungskartei,

- sachbezogene Fo¡tbildungskartei,

- Li-ste der Pe¡sonen i¡ lluttæschafbsurlauh,

- Liste über angezeigte tlebentãtigkeiten,

- Lehrerdatei und eine

- Eeurteilungskartei

festgestellt-

Andsre Schulã¡rter führen 2.8. auch ei¡r Anschriftenverzei¡hnis der Lehrer
(Adressenkartei), eire Liste äber Gehrrtstage etc.

Die i¡ verschi¡denen Karteien erfaßten Daten kõnnten oñne yeiteres in
ei¡er ei¡zigen ZenÈralkartei zusamengefaßt rerden,

Im übrigen hi-etet sich gerade fiir die äu8erst zeit¡aubende Kartei- und

LisÈenfiihrung eine Entlastung durch Einsaûz der DV an (vgl, Tltlr:. 21.2.8).

?ZL-2-8 Dgtanææùeit¡rg

Die schulaufsicffi auf der Ebene de¡ Landkreise und k¡eisf¡eien stãfüe a¡-
beitet der¿eit praktisch inrner noch ohne llV{lntersti¡tzung. Dabei nirden
sich ei¡e Fei-l¡e von wi-ede¡kehrenden Arbeiten hfurfiÞ besondsrs eignen,
i¡sbesondsre im Bereich der Pe¡sonalvemaltung soti¡ der Organisation und

Statistik-

Bein schulaÍrt i¡ der LandeshaugtstadÈ îlûnchen rãuft, hierzu ein Pilotpro-
jekt, fíir das ei¡e eigene Softuare errtvickelt nrde. Das Verfaluen u[ter-
stiitzt rtic Ãufgabenbe¡ei¡he

- Personalverr*altung,

- Schulve¡raltung,

- Statistilen, Listen,

- ïerÈveuvalÈung, Textvemrteitung,
- ïs¡rninvezraltung,

absr noch nichÈ die Sctrulsgrengel- und Klassenbildung.
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Die seit Jahren erhobene Forderung nach Einführung der DV in der Schul-auf-
sicht solIte auf der Grundlage einer l¡lj-rtschaftlichkeitsrechnung zügig er-
fÜI1t werden. Die seit 1ängerem laufenden Verhandlungen des Staat.sministe-
riums mít den Beteiligten (vor allem zur Frage der Kostenbeteiligung)
sollten deshalb möglichst bald zum Abschluß gebracht werden. Der QRH hätt
es auf jeden Fa11 fÜr geboten, zur Verringerung des Zeit- und Personalauf-
wands bei den Schulämtern auf den raschen Einsatz vielseitig nutzba¡er
Kleinrechner wenigstens fÜr Teile der Aufgaben des jeweiligen Schulamtes
hj-nzuwirken, damit die Schulämter nicht Iänger j-n unwirtschaftlicher Weise
auf heute Übliche Hilfsmittel der Betriebsorganisation verzichten müssen.

2t--2-9 Ergebnis

2r-3

Das staatsministerium sieht in einer Beihe der vom OHH aufgezeigten Ratio-
nau-sierungsmöglichkeiten positive Ansätze für eine steigerung der Effek-
tivität in einzelnen Aufgabengebieten der schulämte¡. Es will die vor-
schläge des OBH aufgreifen und im Herbst 1gg0 ej-ne Kommission aus vertre-
tern der Begierungen und der schulämter damit befassen, erwartet sich
daraus aber keine Personaleinsparungen. Die Erörterung der Vorschläge mit
Schulräten bei der Prüfung durch den OBH häIt das Staatsministerium nicht
für ausreichend, weil die schulräte nicht alle Aspekte und Konsequenzen
überblicken könnten.

Nach Auffassung des OBH sollten langwierige Kommissionsberatungen vermie-
den und seine vorschläge zur Verbesserung der wirksamkeit der A¡beit der
Schulänrter (Art. 90 Nr- 4 BayHO) zügig umgesetzt werden.

Personalausstatturg und -bedarf

2l-3-l- BeseÙanrg der SchulãrÈer nit Sctrulr-ften (Vergleich der fst-AusstattunfJ)

a) Ein großer Teil der Aufgaben der Schuträte als fachliche Leiter eines
Schulanrtes und der weiteren SchuLräte ist in einer ministeriellen Be-
kanntmachung aus dem Jahre 7977 festgelegrt. Richtlinien über die zah-
lenmãßige Besetzung der Schulämter mit Schulaufsichtsbeamten bestehen
nicht- Nach den bei den örtlichen Erhebungen gewonnenen Erkenntnissen
ist die Arbeitsbelastung eì-nes Schulaufsichtsbearnten weitgehend von der
ZahI der von iJrm zu betreuenden Lehrer abhängig. Das Staatsministerium
legt der Zuteilung von Schul¡äten an die ei¡zelnen Änrter daneben als
weitere generelle Grõße das Verhältnis Klassen/Schulrat zugrunde. Nach

Ùbenriegender Auffassung der vom ORH befragten Schul-¡äte erfaßt jedoch
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die Relation Lehrer/Schulrat die Arbeitsbelastung und den Arbeitsauf-
wand an einem Schulamt wirklichkeitsnah. Der OBH het daher einen Ve¡-

g1eích der bestehenden Personalausstattung der Schulämter unter Zugrun-

delegung der Bezugsgröße "Leh¡er/Schulrat" durchgeführt. Dabei v',urden

nur die Schulaufsichtsbeamten für den Volksschulbereich einschließlich
der fachlichen Leíter einbezogen. Die Schulräte für Sonderschulen blie-
ben unberücksichtigt, weil sie in der Regel bei mel¡reren Schulämtern

eingesetzt si-nd; vereinzelt erledigen sie auch noch Aufgaben bei den

Begierungen. Di-e Zahlen der Lehrer und Fachlehrer wri,rrden der amtlichen

Statistikl) entnommen; sie umfassen nicht die beurl-aubten Lehrer, die

Anwärter und Pädagogischen Assistenten sowie kirchllichen Lehrer. Zwar

sind auch diese Personengruppen aufsichtlich zu betreuen; sie spielen
aber für ei-nen Vergleich der Personalausstattung keine entscheidende

Bolle.

Der Personalvergleich zeigt, daß die an der ZahI der Lehrer gemessene

personelle Besetzung bei den einzelnen Schulämtern sehr unterschledlich
ist. So treffen z.B. bei-m Schulamt in der Stadt A. auf einen Schulrat

rechnerisch 115 Lehrer, während beim Schulamt im Landkreis P. auf eínen

Schulrat 213 Lehrer entfallen. i\hnliche Unterschiede liegen auch bei
anderen Schulämtern vor. Dabei fäI1t auf, daß unter 42 Schulämtern mj-t

einer Relatj-on von 151 bis 180 Lehrern/Schulrat 16 ,große Schulämter mit
vier und mehr Schulräten sind. 27 Schulämter, .da¡unter 14 kleine,
weisen eine Belation von über 180 Lehrern/Schulrat auf. An 16 Schuläm-

tern, darunter zweí großen und acht mit drei Sihulräten besetzten,
treffen weniger a1s 150 Lehrer auf einen Schulrat.

Dj-ese teilweise erheblich voneinander abweichende Fersonalausstattung
ist in diesem Ausmaß weniger durch unterschiedliche Aufgaben a1s eher

hj-storisch begründet. Wegen gewisser Basisarbeiten, die unabhängig von

der Größe eines Schulamtes anfallen, können zwar selir kleine Schulämter

nicht unmittelbar mi-t sehr großen Amtern verglichen werden. Nach Auf-
fassung des OBH ist es dennoch mög1ich und im Tnteresse einer ausgewo-

genen Belastung geboten, die Personalausstattung der Schulämter auf der

Grundlage einer angemessenen Leh¡er/Schulrat-Relati,on stärker einander

anzupassen.

Die Schulärtter für vier kreisfreie Städte sind nur mít 1 bis 1,5 Schul-
räten ausgestattet. Eine ähnliche Situation würde sich nach den Vor-
stellungen des OBH auch für das Schulamt einer weiteren kreisfreien

1) Statistische Be¡ichte der Bayer. Landesanstalt fü¡ Statistik und Dâtenverarbeitung:
Volksschulen (Stand 1.Oktober 19BB), Mai 1989, B I 1 - j/BB hb- 537

c)
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Stadt ergeben. Solche Kleinstschutämter arbeiten unwirtschaftl-ich. Eine

fachliche Differenzierung und di-e Bildung von Aufgabenschwerpunkten ist
nicht mögi-ich. Der ORH hat vorgeschlagen, die jeweils am selben Ort
befindlichen Schulämter von Stadt und Landkreis. unter gemeinsamer

fachlicher Leitung zusammenzulegen, wie dies in anderen Fä1len schon

geschehen ist (Art.21- Abs.3 VoSchG). In zwei Fä11en l-j-eße sj-ch der
Personalaufwand für Schulräte um je eine halbe Kraft senken.

Das Staatsministerium hat mitgeteilt, es erwäge derzeit, dies in einem

di-eser Fä1Ie zu tun. Der ORH hä1t dies für einen ersten Schritt.

2L-3.2 Personalbedarf

rm Hinbrick auf die aufgezeigten Rationalisj-erungsmöglichkeiten in Teil-
berej-chen der schulamtlichen Tätigkeiten hielte es der ORH aus wirtschaft-
lichen Gründen für angemessen, der Pe¡sonal-ausstattung der schul-ämter mit
mehr als zwei schulräten grundsätzlich allgemein eine Hel-ation von

200 Lehrern pro schurrat, bei kleineren Ämtern eine Beration von 180 Leh-

rern/schulrat zugrunde zu Iegen. Dabei ist noch zu berücksichtigen, daß

sich die Zahl der wegen Überschreitens der 50-Jahr-Grenze nicht mehr zu

beurteilenden Lehrer im Schuljahr 1992/1993 gegenüber dem schutjaft t9B7/
1988 (6 520 Lehrer = 15 v.H.) verdoppelt haben wird. Bei 38 schulämtern
wÜrden sich damit rechnerj-sche Personafreserven von jeweils einer halben
ste11e oder mehr im Gesamtumfang von 25 steLfen ergeben. Dem ORH wurde bej-

seinen Erhebungen auch bestäti-gt, daß die Arbeitsbelastung selbst bei
einer Personalrelation von 200 Lehrern pro schulrat bei rationel-ler Ar-
beitsweise grundsätzlich zu bewöltlgen ist.

a) Das staatsministerium wendet sich zwar nicht gegen das Anlj-egen eíner
ausgewogenen Belastung der schulräte in den einzelnen schulämtern,
macht gegen die vom OBH angestrebte Betreuungsrelation von 200 Lehrern/
Schulrat aber grundsätzliche Bedenken geltend. Die Einsparungsvor-
schläge des ORH wÜrden die Ìrlahrnehmung der staatlichen Schul-aufsicht
gefährden. So müßten wesentliche Aufgaben der Personalbetreuung, der
Lehre¡fortbildung, der pädagogischen und schul-organisatorischen ùrleiter-
entwicklung, der Zusammenarbeit mit den Eltern und der Öffentlichkej-ts-
arbeit zurückbleiben. Der ORH lasse den gesamten Bereich der pädagogi-
schen Betreuung und Förderung unbe¡ücksichtigt; die Schufbesuche der
Schul-räte dÜrften nicht auf Beurteilungsbesuche reduziert werden. Auch

Lehrkräfte, die nicht mehr dienstl-ich beurteil-t werden lnüssen, seien
pädagogisch zu beraten und zu betreuen, weil die pädagogische Arbej_t

auch in der Öffentlichkeit immer mehr Aufmerksamkeit erfahre und den
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Lehrern immer neue Unterrichts- und Erziehungsauf.gaben (2.8. info¡ma-
tionstechnische Grundbitdung, Umwelterziehung) übertragen würden. Der

Ausbau der Schulämter müsse Schritt halten mj-t der Fortentwicklung der
Volksschulen zu hoch differenzierten und anspruchsvoll organisierten
Einrichtungen des Bildungswesens in Bayern. Der ORl+l habe die wachsende

lnanspruchnahme der Schulräte durch E1tern, Po}iüiker, Verbände und

dj-e Gremien der Personalverbretung ebensowenig beachtet wie die Mit-
wirkung der schulräte j-n Arbeitskreisen (2.8. schure/wirtschaft) oder
im Schulsport und die zunehmende Verpflichtung zu¡ .Kontaktaufnahme mj-t

Betrieben, geserrschaftlichen Einrichtungen und Beratungsdiensten
aLl-er Art.. Häufig mÜßten Schulräte die Veranstaltungen dieser Einrich-
tungen am Abend oder am [,'Jochenende besuchen. Bereits heute könnten

somit die schulaufsichtsbeamten ihre Aufgaben nur mit zahlreichen
Überstunden erledigen, weshalb auch die Fürsorgepflicht des Dienst-
herrn einen Personalabbau verbiete.

b) Der OBH hält diese Einwände zwar nicht für zwj_ngend, räunrt aber ein,
daß derzeit die angestrebte Betreuungsrelation von 200 Lehrern pro
Schulrat nur bei einzelnen Änrtern verwirkticht ist' Der OBH e¡achtet es

daher für vertretbar, für die Personarausstattung'aIIer schutämter mit
bis zu sechs Schulräten grundsätzlich ej-nen Schlüssel von 180 Lehrern/
schulrat zugrunde zu 1egen. Bei 19 schutämtern würden sich dann noch

Personalreserven von einer halben bis einer stelle errechnen: Bei acht
schulämtern mit jeweils vier schulräten wären mindestens 4,b stelten
einzusparen, bei weiteren acht schulämtern mit jeweiJs drei schulräten
e¡rechnen sich fÜnf Stellen und bei drei Kleinschrulärrtern mit de¡zeit
bis zu zwei Schulräten 1,5 Stellen, insgesant somit elf SteIIen.

c) Das Staatsminiêterium lehnt aber auch eine soldl'le Personalbemessung
nach einem SchlÜsse1 von 180 Lehrern pro Schulrat ,und i¡sbesondere den

daraus errechneten stelrenabbau bei den schurämtern ab. Das vom ORH

angewandte verfahren, wonach eine wil1kürlich festgeregte Bezugsgröße
angenommen werde und daraus anzustrebende Betreuurpszahren festgelegt
wÜrden, eei nicht geeignet, um die tatsächliche Atrfgabenst¡uktur de¡
einzelnen schulämter sach- und fachgerecht zu würüiirgen. Dies gelte um

so mehr, 'wenn die daraus abgereiteten schrußfolgerungen darauf gerich-
tet seienn Personareinsparungen zu begründen. Die wom OBH gewünsctrten

Bezugsgrößen gewönnen auch dadurch keine arlgemejùne Gürtigkeit, daß

einzelne .Schulräte - in informellen Gesprächen und'¡¡oht i¡ Unkenntnis
der damit zusammenhängenden Konsequenzen - ihre Ambeitsberastung ars
ein erfüLlbares Aufgabenmaximum bewe¡teten.
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d) Demgegenüber weist der OFH nochmals darauf hin, daß die Bezugsgröße

Lehrer/Schulrat nj-cht willkürlich gewähJ-t wurde, sondern ein ín der

Praxis geeigneter Maßstab für dj.e Arbeitsbelastung von Schulämtern ist.
Der ablehnenden Argumentation des Staatsministeriums liegt offensicht-
lich das Bemühen zugrunde, jede Personaleinsparung abzuwehren, Ferner
ist festzustellen, daß es nicht Aufgabe der Rechnungsprüfung sein kann,

di-e Qualität der pädagogj-schen Leistungen der Schulräte zu würdigen.

Verbesserungen der Arbeitsqualität sind grundsätzlich imme¡ ein wün-

schenswertes Anliegen de¡ Personalverwaltungen; síe hängen aber nicht
automatisch von der Steigerung der Zahl der Bediensteten ab.

Nach den Feststellungen des ORH 1ì-egen in der Arbeitsweise der Schul-
ämter teílweise nicht unerhebliche Rationalì-sierungsreserven, die für
die fachliche Schulaufsicht genutzt werden können. Dies solIte jeden-

f alls mögli-chst bald in die Tat umgesetzt werden. t¡'lie der Vergleich der
Personalausstattung der Schulämter ergab, erfüI1en derzeit 32 v.H. der
Schulämte¡ (mi-t 84 Schulräten) ihre Aufgaben mit einer Ausstattung, bei
der mehr a1s 180 Lehrer auf einen Schulrat treffen. Es kann nicht davon

ausgegangen werden, daß dieses Drittel der staatlichen Schulömter über

1ängere Zeit die schulaufsichtlj-chen Aufgaben vernachlässigt hätte.

e) Das Staatsministe¡ium hat ferner Bedenken gegen die Umsetzbarkeit der
Personalbemessungsvorschläge des ORH in die Praxis erhoben, weil in
einer Reihe von Fällen Einsparungen im Umfang von jewej-ls nur einer
halben Stelle in Betracht kommen würden. Die Zuweisung eines Schulrats
je zur HäIfte an zwei- Schulämter sei aber lei-stungsmindernd und ineffi-
zient und erhöhe zudem die Beisekosten. Die Ei.nrichtung von Halbtags-
stellen sei anderersei-ts schon rechtlich nicht mög1ich. Nicht auszu-

schh-eßen sei schließlich, daß ein starrer Personalbemessungsschlüsse1,

wie vom ORH vorgeschlagen, sogar an eine¡ Rej_he von Schulämtern zu

einer Personalaufstockung führen müßte.

f) Demgegenüber ste11t der ORH fest, daß dle Zuteil_ung eines SchuLrats an

zwej- benachbarte Schulämter schon jetzt erfolgreich für den Bereich
Sonderschulen praktiziert wírd, ohne daß bei diesen Schulräten von Lei-
stungsminderung oder fneffizj-enz gesprochen we¡den könnte. Die Mög1ich-

keit, fachliche Spezialgebiete der Schulaufsicht aus zwei Ämtern in
einer Person zu konzentrieren, kann vielmehr zu einer rationelleren
Aufgabenbewältigung an den Schulämtern beitragen. Eine nennenswerte Er-
höhung von Beisekosten íst dabei nicht zu befürchten, uienn berücksich-
tigt wird, daß nicht wenige Schulräte ohnehin nicht unmittelbar am Sitz
des schuramts, sondern z.T. auch in Bandgemeinden des schulamtsbezirks
wohnen.
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Der Einwand gegen die "Einrichtung von Halbtagsstellen" geht im Hin-

blick auf die haushaltsrechtlichen Möglichkeiten der Stellenbesetzung

und die beamtenrechtlichen Möglichkeiten von Teilzeitbeschäftigung
(2.8. nach Art. 86 a BayBG) fehl und steht der Umsetzung der Vorschläge

des OBH ni-cht entgegen.

Von einer Personalaufstockung als Fo1ge einer Personalbemessung nach

einem bestimmten Schlüssel kann sel-bst dann nicht die Hede sein, wenn

generell die vom ORH für verEretbar erachtete Relation 180 Lehrer pro

Schulrat zugrunde gelegt wrirde: Bei keinem der Sdhulãrrter mit bis zu

fünf Schulräten, die heute schon mit einer darüber hinausgehenden Ver-

hättniszahl auskommen, ergäbe sich ein Fehlbedarf von wenigstens einer

halben Stelle.

21.3.3 Zusammenfassend häIt der ORH an seiner Auffassung fest, daß ein Ausgleich

der unterschiedlichen Personalausstattung de¡ Schulämt,er veranlaßt ist und

sich der Personalbedarf der Schulämter danach bemessen muß, was fÛr die

Fachaufsicht und die Personalführung (Dienstaufsicht) notwendig ist. Er-

forderlichenfalls wären - wünschenswerte - Aktivitäten am Hande der Haupt-

aufgaben bis hin zu zeítaufwendigen "Repräsentationspflichten" entspre-

chend einzugrenzen.

Im Hinblick auf den finanziellen Aufwand für die Schul¡ãte von knapp

24 Mio DMI) wãre eine Personalbemessung nach einem Schlûssel von

200 Lehrern pro Schulrat anzustreben. Auch ei¡ solcher Schlússel bedeutet

bei rationell-er Arbeitsweise keineswegs das Ende einer qualifizierEen
SchuLaufsicht. Gegenwärtig betrãgt die Relation in Bayern bei rd. 44 000

Lehrern an Volksschulen und 261 Schulräten (ohne Stafüschul¡äte und Schul-

räte für Sonderschulen) 168,6:1. Der OBH vertritt die Auffassung, daß

in Bayern mit seiner überdurchschnifülich hohen Zahl von Volksschulleh-
rern bei den Schulämtern (bis zu¡ Größe von sechs Schulrãten) wenigstens

ein Bemessungsschlüssel von 180 : 1, wie er in der Praxis bei einem Drit-
tel der Schulämter schon besteht, keinesfalls unEersot¡ritten werden soll-
te, damit sln überhöhter Personalaufwand ve¡rnieden wi¡d. Die vom OHH fûr
diese Lösung errechneten elf Stellen (3 ganze, 16 haL.be) sollten jeden-

fal-Is baldmöglichst abgebaut werden.

1) Haushaltsjahr 1989
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EINZELPLAN 07
(Staatsministerium für l,lirtschaft und Verkehr)

Zuændung nach dem Bayerischen Technologie-Einfûhrungsprogram
(Kap. 07 03 Tj-t. 891 01)

Bei der Prüfung eines nach dem Bayerischen Technologie-Einfüh-
rungsprogramm bewi-lIigten Zuschusses im Betrag von 1 075 800 DM

konnten ausreichende lJnterlagen über dessen Vervendung nicht vo¡-
gelegt werden. Die Verwaltung wurde aufgefordert, den in Höhe von
1 061 958 DM ausbezahlten Zuschuß zurückzufordern.

Das Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr hat am 17. Dezember 1985

nach dem Bayerischen Technologie-Einführungsprogramm einen Zuschuß in Höhe

von 1 075 800 DM zu dem Vorhaben "Vollautomatische Ferti_gungsanlage zur
Herstellung von hochwertígen Faserverbundrohren" (vorwiegend Masten für
surfbretter) bewilligt. Davon wurden in den Jahren 1985/1-986 1 061 gb8 DM

ausbezahlt.

Die bestimmungsgemäße und wirtschaftliche Verwendung der Zuwendung konnte

vom OBH nicht geprüft werden. Bei den örtlichen Erhebungen bei der Zuwen-

dungsempfängerin hat diese die notwendigen Unterlagen nicht vorl_egen kön-

nen, obwohl sie nach den Auflagen im Bewilligungsbescheid zur Aufbewahrung

verpflì-chtet war:

- Die Originale der Bilanzen und der Gewinn- und Verlustrechnungen sind
nach der Mikroverfilmung - entgegen den handelsrechtllchen Vorschriften -
vernichtet worden -

- Sämtliche Unterlagen der Finanzbuchhaltung (Sachkonten, Belege usw.)
für den gesamten prüfungserheblichen Zeit¡aum waren nicht vorhanden.

Das gesamte Bechenwerk der Zuwendungsempfängerin ist aber für die Prüfung
durc.h den ORH erforderlich, weil andernfalrs nicht beurteilt werden kann,

ob die Gesamtkosten zutreffend zwischen Fö¡dervorhaben und laufendem Be-

trieb aufgeteilt wo¡den sind.
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Zwar hat eine Prüfung des Zuschusses durch die Ven¡al-tung stattgefunden;

dem damit beauftragten 0berbergarnt war aber seiner¡eit die Buchhaltung

auch nicht vorgelegt worden, so daß die Verwaltung die zutreffende Abgren-

zung zwischen laufendem Geschäft und Förderprojekt ebenfalls nicht beur-

teilen konnte. Im übrigen könnte die verwaltungsmäßige Prüfung die unab-

hängige Finanzkontrolle des OBH ohnehin nicht e¡setzen-

Die Verwendung der Zuwendung ist damit nicht nachgewiesen. Der OBH hat dem

Staatsministerium im Mai 1990 mitgeteilt, daß die Zruwendung nach seiner

Auffassung zurückzufordern sei. Ein !,liderrufsbescheid vurde bisher nicht
erlassen.

23 Ffuderung von ErscilieBungsvorùaben der Gasversugung 1)

(Kap. 07 05 Ti.t. 892 75, Kap. 14 03 Titcr. 75)

Die staatliche Fö¡derung der Erdgaserschließung ;kann unterblei-
ben, weil die Gasversorgungsunternehmen als Monopolunternehmen
zur sinnvollen Erschließung des demarkierten Gebietes verpflich-
tet sind. Sie ist auch wirtschaftlich nicht erfo¡derIich.

Mitnahmeeffekte wu¡den bei der Förderung zweie¡ Erdgasleitungen
festgestellt. Auch die Bückzahlungsbestimrnungen bei- der Förderung
zur Verbesserung der Energiestruktur lösen Hitnahmeeffekte aus.

23-t Allgeæines

Erschließungsvorhaben auf dem Gebiet der Gasversorgung werden sowohl aus

dem Epl. 07 a1s auch aus dem Epl. 14 geförderE

Für überörtliche Erschließungsmaßnahmen werden Zuschüsse zur Verbesserung

der Energiestruktur, insbesondere zum Bau von Erdgasleitungen, aus

Kap. 07 05 gewährt, um Energieversorgungsunternehmen ín die Lage zu ver-
setzen, die Versorgungssysteme unter Berücksichtigung benachteiJigter
Regionen auszubauen und zu verdichten.

7un Auf- und Ausbau von Ortsnetzen werden Zwendungen für Gasleitungen

und daran angeschlossene Hegelanlagen im Rahnen der Haßnahmen zur Bein-
haltung der Luft aus Kap. 14 03 gewährt.

Das Volumen der Förderung im Jahr 1989 ist aus der r*achfolgenden Zahlen-

übersicht zu ersehen:

1) s, auch Tl,l1. 33 (Beteilígung des Staates sn Gasversorgungsunternehmen)
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Fõrdenrng von ErschlieBungsvortraben
der Gasversorgung i¡u Jahr 198g

Zahlenübersicht

23.2

Außerdem wird im Bahmen der regionalen wirtschaftsförderung aus Kap. 07 04
(TitGr. 71 - Gemeinschaftsaufgabe) und aus Kap. 13 03 (Tit. gg3 g4

strukturhitfegesetz vom 20. Dezember lggg) der Bau von Erdgasleitungen a1s
kommunal-e rnfrastrukturmaßnahme gefördert. lggg wurden dafür über
3'7 Mio DM bewilligt hzw. in Aussicht gestellt. Ergänzend wird auch im
Bahmen der Ausgleichsmaßnahmen nach Aufgabe der Wiederaufbereitungsanlage
l¡'lackersdorf aus Kap. 13 03 (rit. gg2 zg) die dortige Gasversorgung geför-
dert, erstmals 1990 nilu 7ZS 000 DM.

Um die Versorgung ihrer de¡zeit übe¡ 10 Mitlionen Kunden sj-cherzusteJ-Ien,
wurden von der deutschen Gaswirtschaft in den letzten L0 Jahren fast
30 Mrd DM investiert; etwa drei Vie¡tel entfielen auf den Rohrnetzbereich.
Für die Jahre 1990 bis 1gg3 ptant sie rnvestitionen von mehr als
14 Mrd DM, davon 6E v.H. fü¡ das Fohrnetz.l) Die Gaswirtschaft in Bayern
sieht nach Mitteilung des Staatsministeri-ums für hlirtschaft und Ve¡kehr
ein jährliches rnvestiti-onsvolumen von 300 bis 400 Mio DM vor. Ende 19gg
hatten die gesamten Hoch-, Mittet- und Niederdruckì_eitungen eine Länge
von 197 500 km (in Bayern 24 OOg kr).2)

l{otrendigkeit der Fõrdenrng

23'2't versorgungsgebiete und Aufgaben der Gasversorgungsunternehmen werden durch
Konzessionen und Dema¡kationsverträge abgegrenzt, so daß c1ie Unternehmen
innerhalb dieser Gebiete jeweils eine Monopolstellung innehaben.3) Si"

1) vgl' Dr. Hans-Otto Schwarz, P¡äsidiumsmitglied des Bundesverbandes de¡ deutschen Gas-
und l{asse¡wirtschaft e.V. und vorsitzender der Geschäftsführung der Gasversorgung Süd-
deutschland GmbH, wirtschaftsninister a.D., Hendersbratt v. 2b.7,1990, Nt.1,4L, s. 19 ff.

2) vgt. Huhrgas, Geschäftsbericht 1998, s. 13, 14; Energiebericht Bayern lsBB, S.49
3) s' Püttner, wírtschaftsverh,artungsrecht, Bichard Boorberg verragr stuttgart, s, 136

zinsveröilligrte
Darlehen

Mio DM

Zuwendungen

- aus Kap. 07 05 Tit. 892 75
Verbesserung der Energiest¡uktur
(Haushaltsansatz 8,0 Mio DM)

- aus Kap.. 14 03 TitGr. 75
Gasversorgung - Beinhaltung der Luft

6,9

7,3
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unterliegen nur einem Substitutionsh/ettbehrerb mit ande¡en Energieträgern

am Wärmemarkt, nicht aber einem Wettbewerb mit anderen Gasversorgungsun-

ternehmen. Daraus ergibt sich für die insoweit keinem wi¡ksamen Wettbe-

werb unterliegenden Unternehmen die Pf1icht, das demarkierte Gebiet gas-

wi-rtschaftli-ch sinnvoll zu e¡schließen. Aufgrund den eigenverantwortli-
chen unternehme¡ischen Tätigkeit und der Erschließungspflicht haben die
Gasversorgungsunternehmen selbst für die Finanzie¡ung der Erschließungs-

maßnahmen zu sorgen. Dazu sind sie im allgemeinen bei ihrer Ertragssitua-
tion auch in der Lage.

Die Gesamtmarge zwischen Importeur und Letztverbraucher stellt sich
folgt dar (zu den Margenspielräumen vgl. TNr. 33.2.4):

Pflk[.lh Verhältnis zum
Materialauf-
wand bzw.
Bezugspreis
in v.H.

wLe

Inporteur
Differenz zwischen
Materialaufwand und Umsatzerlösent'

Ferngasstufe

úbliche Marge als Differenz
zwischen Abgabe- und Bezugs-
preis mindestens

LetztverÈeilerstufe
Differenz zwischen Abgabe- und
Bezugspreis nach Modellrechnun-
gen 1987

- i¡n Sonderabnehme¡be¡eichz)

. bei einem großstäfüischen
Gasversorgungsunternehmen

. bei einem Regionalgasver-
sorgungsunternehmen

- im Tarifbereich3)
. bei einem großstädtischen

Gasversorgungsunternehmen

. bei einem Regionalgasver-
sorgungsunternehmen

o,28

O,20

0,45 bis 1,tr2

0,42 bis 0,84

2,60 bis 3,Hn

2,30 bis 3,1O

20,0

17,0 bis 56,7

ül ,8 bis Æ,9

108,3 bis 142,9

100,0 bis 163,2

1) bezogen auf den Gasdbsatz van 442,4 l{rd k!{h, lt, Geschäftsberi-dË 1f188 des Importeurs

2) Bezugs- und Abgabepreis bei 5 l{io ktih/a und 3150 Benutzungestundefl/a bzrú. 158 Eenutzungs-
tage/a nach dem Preisvergleich des Bundesverbands dee Energrieabnehmer

3) Verglichen vurden die Abgabepreise gemäß den veröffentlichten Tarifui fûr eine Jahres-
menge von 30 000 kll,h mit entsprechenden Bezügen von der Bayerngas GmbH.
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Mj-t der Differenz von 0,28 Pflklrlh konnte der fmporteur 1988 bundesweit
den beachtlichen Jahresgewinn von 461 Mio DM erzj-elen. In dem gaswirt-
schaftlich schwierigen Jahr 1987 hat ein großstädtischer Letztverteiler
einen Jahresertrag von 79 Mio DM ausgewì-esen, ein Unternehmen der Fern-
gas- und Letztverteilerstufe in Nordbayern von 6 Mio DM; ein Begionalver-
teiler in Südbayern hat 1988 und 1989 einen Gewinn von 7 ,3 bzw.

5,5 Mio DM erzielt.

23-2.2 Der Energieträger Erdgas zeichnet sich durch eine FülLe von Produkt- und

Anwendungsvorteilen aus, die von der deutschen Gaswirtschaft im Bahmen

dynamischer hlettbewerbsprozesse in kontinuie¡lich wachsende Marktanteile
umgesetzt worden sj-nd: Von 1965 mit 3 Mio t SKE (Steinkohleeinheiten) und

1 v.H. des P¡imärenergieverbrauches der Bundesrepublik wuchs der Erdgas-
verbrauch bis 1989 auf 65,2 Mio t SKE und bereits L7 v.H. des Primärene¡-
gieverbrauchs. Seinen Marktanteil hat das Erdgas im Wettbewerb mit den

Konkurrenzenergien g""onn"n1) .

Bei der bereits geschaffenen leistungsfähigen Infrastruktur, den guten

Marktchancen von Gas2) sowie der insgesamt guten wirtschaftlichen Situa-
tion3) und der Monopolstellung der Gasversorgungsunte¡nehmen kann nach

Auffassung des OBH im Hinblick auf Art. 44 r-.U.m. Art. 23 BayHO die staat-
liche Förderung zur Verbesserung der Energiestruktur aus Kap. 07 05 ent-
fa1len. Das Bund-Länder-Programm nach dem Gesetz über Finanzhilfen des

Bundes zul Förderung des Baues von Erdgasleitungen vom 29. Januar 1gB0

ist schon 1983 ausgelaufen.

Auch bei der Förderung aus Kap. 14 03 (Belnhaltung der Luft) ist zu beden-

ken, daß es der Gaswi¡tschaft bei ihrer guten Ertragslage und wegen der
aus ihrer wettbewerbsgeschÜtzten Stellung folgenden Sozialbindung zumutbar

wäre, im Bahmen ihrer gaswirtschaftlichen Erschließungsaufgaben auch dj_e

Anliegen der Luftreinhaltung miteinzubeziehen. Tm Gegensatz dazu hat ein
großstädtischer Letztverteiler innerhalb des Bayerngas-Absatzbereichs

- wie eine landesweite Überprüfung der Bayeríschen Landeskartellbehörde im

März 1990 festgestellt hat - innerhalb Bayerns allgemein den höchsten Gas-

preis gefordert, so daß ein fö¡mliches kartellrechtliches Mißbrauchsver-
fahren eingeleitet wurde4). Damit hat er das staatliche Anliegen, die Erd-

1) s. S. 88 Fußnote 1, sowie ifo-schnelldienst 29190, S. 11 ff.
2) vg1, TNr, 1 de¡ Antwort des Staatsministe¡iums fü¡ l,,lirtschaft und

Sch¡iftliche Anfrage vom 16. Mä¡z 1990 (LT-Drucksache Nr. 11l15 458)

3) vgI. ifo-schnelldienst 29190, S. 14

4) vg1. Bulletin der Staatsregierung Nr. 6/90 vom 20. März 1990

Verkehr auf eine
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gasversorgung aus Gründen de¡ Luftreinhaltung und der Energiestruktur

auszubauen, nicht unterstützt, weil eine Hochpreispolltik die Umstellung

auf Erdgas behindert. Gleichwohl erhielt dieser Letlüverteiler 1988 aus

Kap. 14 03 (Reinhaltung der Luft) zum Ausbau des Erdgasnetzes bei zubren-

dungsfähigen Kosten von 4,03 Mio DM einen Zuschuß von 0,81 Mio DH und ein

zinsverbill-igtes Darlehen von t,2t l4ío DM bewilligt. ù'leil Fõrderungen auf

der Ebene der Ve¡teiler zu derartigen Mitnahmeeffekten fähren (v91. auch

TNr.23.4), sollten solche Maßnahmen zur Luftreinhaltung nur noch als In-
vestitionshilfen zur Umstellung auf Gas bei¡ Endverbraucher gefördert

werden.

23.2.3 Das Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr macht geltend, daß der

Ausbau der Erdgasversorgung sowohl aus energiepolitischen, als auch aus

wirtschafts- und strukturpolitischen sowie umweltpolitischen Gesichtspunk-

ten im besonderen staatlichen Interesse liege. t¡Jãhrend sich der Ausbau der

Erdgasversorgung in Ballungsgebieten aufgrund der wirtschaftlichen fnter-
essen der Ve¡sorgungsunternehmen i¡ wesentlichen ohne staatliche Hilfe
vollziehe, sei eine solche Entwicklung in den wi¡tschaftlich schwãcher

strukturierten Räumen nicht zu erwarten. Es sei deshalb Aufgabe der

öffentlichen Hand, durch Investitionshilfen Anreize zu schaffen, damit die

Gaswirtschaft auch dort Investitionen vornehme. Oen marktwirtschaftlich
strukturierten Versorgungsunternehmen sei es nicht zuzumuten und es fa1le
ihnen in unserer Wirtschaftsordnung auch nicht als Aufgabe zu, Erdgas-

erschließungen in Angriff ztJ nehmen, die ohne staatliche Bezuschussung

betriebswirtschaftlich nicht si.nnvoll sind.

Das Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen räumt dage-

gen ein, daB die Frage, in welchem lla0 die Fõrderung der Gasversorgungs-

unternehmen die Investitionstätigkeit verstãrke, üatsächlich schwer zu

beurteilen sei.

æ-?-4 Der ORH weist ergänzend darauf hin, daß die fnvestit¡ionstãtigkeit weniger

durch staatliche Subventionen an die Gasversorgungsunûerrtehmen als viel-
mehr durch 'die Nachftage entscheidend angeregt Hird. Díese uiederum wi-rd

über den rÊaspreis mitgesteuert, der nach FlitteiJ.urq des Staatsministe-
riums für'Wirbschaft und Verkehr bei den õrtlichen Yersorgungsunte¡reh-

men konrnur¡alpolitisch beeinflußt ist. Der OBH bleiüt bei sei¡er Auffas-
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sung' daß es nach den großen Anstrengungen der vergangenheitl) der von
der Gaswi¡tschaft er¡eichten Marktstellung und den damit verbundenen sehr
guten Zukunftserrvartung"n2) für den wej-teren Ausbau der Erdgasversorgung
einer staatlichen Förderung zul verbesserung der .Energì.estruktur aus
Kap. 07 05 nicht mehr bedarf. Durch Konzessions- und Demarkationsverträge
ist der h/ettbewerb j-nsoweit ausgeschaltet. Nach dem Energiewirtschaftsge-
setz sind die Gasversorgungsunternehmen verpflichtet, das demarkierte Ge-
biet sinnvorl- zu erschließen, soweit ihnen dies zuzumuten j_st. Ge¡ade den
ganz oder teilweise im öffentlichen Besitz stehenden Gasversorgungsunter-
nehmen ist es in besorrderem Maße zuzumuten, das gesamte demarkíerte Ge-
biet gaswirtschaftl-ich sinnvoll auch ohne staatl-íche Förderung weiter zu
erschließen und sich nicht nur auf die wirtschaftl.ich interessanten Maß-
nahmen zu beschränken. Dles wird im übrigen auch der Elektrizitätswirt-
schaft abverlangt.

Das staatsministerium für Landesentwicklung und umweltfragen hat wegen
Finanzmittelknappheit die Förde¡ung von Gasversorqungsanlagen ôusgesetzt.

Zum Mitnahmeeffekt bei der Förderung vgt. TNr. 23.3 und 23.4 und zur un-
vo1lständigen lrlirtschaftlichkeitsbetrachtung, bei der spätere Gewinne un-
berücksichtigt bleiben, vg1. TNr. 23.b.

Zurrendung fûr eine äberürttiche Ertgasleitung
(Kap. 07 05 Tit. 1sz 7s)

Für den ersten Bauabschnitt einer Erdgasleitung mit Gesamtkosten von
52,8 Mio DM erhielt eine GmbH am 3. November 1gg3 einen Zuschuß von
15 

' 
5 Mio DM bewilligt, und zwar aus dem Bund-Länder-programm Erdgaslei_

tungen 27,08 v.H. bis zum Höchstbetrag von 14,1 Mio DM und aus dem Landes_
programm Verbesserung der Energiestruktur 2,73 v.H. bis zum Höchstbetrag
von !,4 Mio DM de¡ zuwendungsfähigen Ausgaben. vier Monate vor der Bewil__
ligung wurde mit dem Verlegen der Leitung begonnen (der vorzeitige Baube-
ginn war zugelassen), vi.er Tage nach de¡ Bewilligung wurde sie in Betrieb
genommen.

1) Zum Bau von Êrdgasleitungen wurden allein aus Kap. 07 05 Tit. gg2 75 von 197g bis 19g9
über 162 Mio DH Zuschüsse geleistet.

Der Anteil von Gas am p¡imärenergì.everbrauch in Bayern ist 1gg9 auf 14,6 % (Ls7s: g,3%)
gestiegen. Er liegt damit nach MineralõI und Kernenergie an dritter stelle (vgl-. Bayernin Zahlen, 10/1990).

Heute sind 25 % der bayerischen Geneinden, in denen 7o % dør Bevölkerung leben, ans Erd-
96snetz angeschlossen (Butretin der Bayer. staatsregierung vom 16.oktober 1gg0, s, 2s).

2) vgl. ifo-schnelldienst 29/90, S. 11



?3-4

_ 93 _

Nach der Darstellung im P¡otokoll über die Aufsichts¡atssitzung der GmbH

an L7. März 1983 hätte die Gesellschaft die Leitung auch ohne Subventio-
nen in ein bis zwei Jahren bauen müssen, um ihre Veraorgungspflichten er-
füI1en zu können. Sie zog die fnvestition auf 1983,vor, um die Zuschüsse

aus dem Bund-Länder-Programm, mit dessen Auslaufen gerechnet wurde, sowie

di-e Investitionszulage nach $ 4 b Investitionszulagengesetz 1982 in An-

spruch nehmen zu können. In den Antragsunterlagen tcilte die GmbH mit,
daß sie sich bemühen werde, die verbleibenden Investitionskosten zu einem

Drittel mit Eigen- und zu zwei D¡itte1 mit Fremdkapital zu finanzieren,
falls eine Zuschußgewährung nicht oder nur in geringerem Umfang mögU.ch

sel-.

Dies zeigt, daß die staatliche Zuwendung lediglich mitgenommen wurde.

Die Voraussetzung der Fö¡derung, daß das Vorhaben ohne Zuschüsse aus öf-
fentlichen Mitteln nicht oder erheblich verzögert in Angriff genommen

worden wäre, war nicht gegeben.

Dagegen hält das Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr die Förde-
rung für gerechtfertigt. Die Tatsache, daß das Projekt vorgezogen worden

sei, um Fördermittel in Anspruch nehmen zu können, entspreche voll dem

Sinn und Zweck de¡ Förderung. Die Förderung seí insgesarnt gesehen aus-
schlaggebend für die Realisierung des i¡ besonderen Interesse stehenden

Erschließungs konzepts gewesen .

Nach Auffassung des ORH wäre das Erschtießungsprojekt auch ohne staatli-
che Förderung durchgeführt worden. Zum gleichen Ergebnis kam auch das

Staatsministerium seine¡zeit schon vor der Zuschußbewilligung. Die staat-
Iiche Förderung bewirkùe daher allenfalts eÍn Vorziehen des Baubeginns der
Leitung um ein bis zwei Jahre. Der dadurch rnöglicherweise entstandene
Nutzen dürfte in kei¡en angemesseflen Verhãltnis zu den eingesetden staat-
lichen FördermiüÈeln von 15,5 Mio DM stehen. Die Zuwendung hätte nicht
þs'ciTl igt werden sollen.

Z.mtúrng ffu eine õrt;aiche Erdgasleif;urq
(Kap. 14 03 TftGr. 75)

Für die Or'tsnsÈzerreitenrng einer Erdgasleitung yurde einer Kommune zu den

Gesamtkost€n von rd. 1 ttio Dftl im September 19BS ein Zuschuß von

159 000 DIÍ und ir¡¡ Novenber 1985 ein rinsverbirlir.gtes Darrehen von

223 000 DM geuãhrt. Nach der Niederschrift úber die !\lerksausschußsitzung
vom 2. Apri1 1980 r,úaren die Kosten für die gesarnbe Saumaßnahme im Ver-
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mögensplan der Stadtwerke vorgesehen; eine nachhaltige Wirtschaftl-ichkeit
der Leítung war gegeben. An 22. April 1gB0 vergab der Zuwendungsempfänger

den Hauptbauauftrag. zweí Tage danach, am 24. April 1980, stellte er
Antrag auf staatliche Förderung und teilte dabei mit, daß eine baldige
Auftragsvergabe vorgesehen sei. E¡ verschwieg, daß der Bauauftrag bereits
erbeilt worden war, und beantragte, den vorzeitigen Baubegj.nn zuzulassen.
Die Zusti¡mung wurde am 25. November 1g80 fernmündrich und am 15. Januar
1985 schriftlich rückwirkend zum 30. April 1980 erteilt.

Der ORH kam bei seiner Prüfung zu dem Ergebnis, daß die Erdgasleitung
auch ohne Zuwendung gebaut worden wäre, denn be¡eits an !!. Februar 1gg0,
zwei Monate vor dem Förderantrag, war mit einem rndustrj-ekunden ein Erd-
gasliefervertrag abgeschlossen worden. Ferner ist die Zuwendung wegen der
verschwiegenen vorzeitigen rnangriffnahme zu unrecht gewährt wo¡den.
schon aus diesem Grunde wa¡ nach Ansicht des OBH die gesamte Zuwendung

einschließ1ich Zinsen zurückzufordern.

Das staatsministerium für Landesentwicklung und umweltfragen entgegnete
zunächst, daß Zuwendungszweck zum Zeitpunkt der Bescheiderteilung am

31. Mai 1985 auch die über den bloßen Indust¡iekundenanschluß hínausge-
hende Gasversorgung gertresen sei. zwar seien Gasversorgungsunternehmen
bestrebt, im Rahmen de¡ wirtschaftlichen Möglichkeiten ihr versorgungs-
netz auszubauen. Durch staatliche Förderung werde aber entsprechend mehr

investiert und die umweltf¡eundriche Gasvenvendung beschleunigt, was das

erklärte ZieI de¡ Förderung sei.

Der ORH ist jedoch weiterhin der Ansicht, daß die Zuwendung nicht zu

einer Mehrinvestition geführt hat, sondern lediglich mitgenommen worden
ist. Dies ergibt sich schon daraus, daß die Finanzierung der Erdgasrei-
tung auch ohne staatliche subvention sichergestellt war. Auch entspricht
es dem eigenen wirtschaftlichen fnteresse de¡ Gasversorgungsunternehmen,
möglichst viele Abnehmer an eine Erdgasleitung anzuschließen.

Das Staatsministerium hat daraufhin wegen des vorzeitigen Baubeginns am

23. April 1990 den gewährten Zuschuß und den Subventionswert des Darlehens
von zusammen 188 000 DM zurückgefordert.
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hÌc*zahlmgsbesti-nungen fär di.e Zuschûsse zrrr Vertessertnrg deir Energie-
sEr¡ktur
(Kap. 07 05 ïit - 892 75)

Nach den Erläuterungen des Haushaltsplans zu Kap. 07 05 ïit. 892 75 soII-
ten die Zuschüsse zurückgezahlt werden, wenn die geförderte Transportlei-
tung wirtschaftlich betrieben werden kann. In den Zuuendungsbescheiden

ist deshalb bestimmt, daß der gesamte Zuschuß zurÜckzuzahlen ist, wenn

die in zehn Jahren nach Inbetriebnahme transportierte tatsächliche Gas-

menge die für den Zeitraum geplante Durchsatzmenge um die Hälfte oder

mehr übersteigt; bei einem Übersteigen bis 50 v.H. wi¡d der Zuschuß an-

teilig zurückgefordert.

Der ORH häIt die Rückzahlungsbestimmung für wirkungsìLos, weil der zugrunde

gelegte Zehnjahreszeit¡aum zu kurz ist, um die Wirtschaftlichkeit solcher
Erschließungsmaßnahmen beurteilen zu können. Dieser Zeitraum stellt näm-

lich nur einen Teilabschnitt der bei solchen Förderprojekten üblicherweise

in der Investitionsrechnung zugrunde gelegten Nutzungsdauer von 20 bis 25

Jahren dar. Gerade in den ersten zehn Jahren ab fnbetriebnahme aber kommt

es erfahrungsgemäß bei derartigen Projekten zu Anlaufverlusten. Diese

temporären Defizite können in späteren Jahren durch Überschüsse mehr als
wettgemacht werden, so daß die Investition langfrist.ig auch ohne Zuschuß

rentabel sein kann. Somit kann die Wirbschaftlichkeit einer Erschließungs-

maßnahme nicht nach der Anfangsphase beurteilt werden, sondern nur nach

der gesamten, der fnvestitionsrechnung zugrunde gelegten Nutzungsdauer von

in der Begel 20 bis 25 Jahren (2.8. wurde bei dem geförderten ersten Bau-

abschnitt der Erdgasleitung - vgl. TNr. 23.3 - di€ kalkulatorische Ab-

schreibung auf 33 1/3 Jahre bemessen); außerdem kann nicffi nu¡ de¡ Soll-
Ist-Vergleich beim Gasabsatz zugrunde gelegt werden, sonde¡n es ist auch

die spätene tatsächliche Ertragslage zu berücksichtLigen, da zur Zeit der

Förderung aufgrund der großen Margenspielräume die Erträge nicht zuver-
Iässig pnognostiziert werden können.

Das Staatsministeri.um fü¡ Wirtschaft und Verkehr entgegnste insbesondere,

daß es ZieI der Förderung sei, das Leitungsprojekt in den ersten zehn

Jahren nach fnbet¡iebnahme von Verlusten freizustelLen. Oie verbleibende

Zeit sollte dann ausreichen, um einen entsprechenden Gewinn zu err.rirt-
schafben- Der Betrachtungszeitraum von zehn Jahren sei daher vö11i9 aus-

reichend. Eine Nutzungsdauer von mehr als 20 Jahren könne nicht zugrunde

gelegt werden, weil der Gebietsschutz auf 20 Jahre befristet sei. fm übri-
gen sei davon auszugehen, daß viele der geförderten Projekte während der
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gesanten Anraufzeit, wahrscheinrich aber weit darüber hinaus, trotz der
Bezuschussung noch e¡hebliche Verluste mit sich brächten, deren Kompensa-

tion durch spätere Erträge sehr unsicher sei.

Der OBH ist der Auffassung, daß Anlaufverluste ru¡ si-cn kein Förderungs-
grund sind. Es ist bei langfristigen rnvestitionsprojekten die Begel, daß

in den ersten Jahren Anfangsverluste entstehen. Oas vom Staatsministerium
verfolgte Förderziel, Anraufverruste ohne Berücksichtigung späterer Ge-

winne auszugleichen, bewi¡kt im Ergebnis nu¡ einen Mitnahmeeffekt.
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EINZELPLAN (]8

(Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft

und Forsten)

[herùeflriebliche Ausbildungsstãtten in der LanôrirtschafË - Tierùaltungs-
und Lanû¡aschinenschulen

(Kap. 08 03 TitGr. 79 und 80, Kap. 08 53 und 08 56)

Da die Ausbildungszahlen in de¡ Landwirtschaft rsta¡k zurückgegan-
gen sind, sollte die überbetriebliche Ausbildung auf einige lei-
stungsstarke Einrichtungen konzentriert werden. Oadurch könnten
laufende Zuschüsse für geplante Maßnahmen sowie Aufwendungserstat-
tungen an die Bezi¡ke und die Deutsche Lehranstalt für Agrartech-
nik e.V. in Millionenhöhe eingespart werden- Durch zentrale Ein-
richtungen, die wirkungsvoller und wi-rtschaftlicher zu betreiben
wären, wûrde die Ausbildungsqualität bei verringertem Personal-
und Sachaufi¡and auch ceiterhin gewätrrleistet b1-eihen. Mindestens
14 Stellen könnten eingespart werden.

Aufgaben und Funkti¡n

Nach dem Be¡ufsbildungsgesetz und den dazu ergangenen Verordnungen dient
die überbetriebliche Ausbi.I'dung dazu, erfo¡de¡Iiche Fertigkeiten und

Kenntnisse weiterzugeben, die nicht i¡ voll-em umf,ang in der Ausbildungs-

stätte vermittelt werden können.

Iräger der überbet¡ieblichen Ausbildung in Tierhaltung und Landmaschinen-

technik sind neben dem Staat, der nur auf dem Sektor Tierhaltung tätig
ist, die Bezirke und die Deutsche Lehranstalt fùr Agrarüechnik e.V.
(DEULA).

Die überbetriebliche Ausbildung wird an den fünf Staatlichen Lehranstal-
ten fû¡ Tierhaltung und einem Versuchsbetrieb durrihgeführt. Daneben be-

stehen die insgesanrt sechs landrsj¡tschaftlichen 'l*ehranstalten der Be-

zi¡ke. Schließlich bietet die DEULA Lehrgãnge unü Schulunçn an einem

bayerischen Standort an.

24-t.
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Die einzelnen Standorte de¡ Lehranstalten sind aus dem

Schaubild ersichtlich:
nachfolgenden

Schaubild 1

A ïi€rhaltungsachulen
a Landmaschincnschulgn

Zu den überbetriebrichen Ausbildungsmaßnahmen gehören ein- und zweiwöchi-
ge Kurse, wie die Grund- und vertiefungslehrgänge in der tierischen Er-
zeugung, Lantnaschinenlehrgänge, technische Lehrgãnge, sowie sonstige
Schulungen. Der Kursbetrieb wi¡d in Tierhaltungs- und Landmaschinenschu-
Ien, die internatsnrãßig ausgebaut sirrd, durchgefúhrÈ. rn jedem Regierungs-
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bezirk befindet sich eine solche Tierhaltungsschl:¡Le. Die Landmaschinen-

schulen haben dagegen ein größeres Einzugsgebiet.

Sämtliche Lehrgänge in der überbetrieblichen Audbitdung sind für die
Teilnehmer kostenfrei. Deshalb werden den Bezirken die Lehrgangskosten
teilweise und der DEULA vollständig erstattet. Bei den Bezirken ist auch

staatliches Personal eingesetzt. Die Personalausgaben r¡erden bei der Er-
stattung berücksichtigt.

Neben der überbetrieblichen Ausbildung bieten die Ej-nrj-chtungen auch Kur-
se in der beruflichen Erwachsenenbildung, die Vorbereitungs- und Ausbil-
dungslehrgänge für die Meisterprüfung, Landmaschinenseminare fü¡ Studie-
rende an den Landwirtschaftsschulen und die fachpraktischen Lehrgänge für
Studenten an.

24.2 Ausgangslage

24.2.t Tierùaltungsschulen

fn den letzten zehn Jahren sind die Lehr- und Internatsgebäude sowie die
Stäl1e und Stalleinrichtungen beí fast atlen Ausbj-ldungseinrichtungen neu

gebaut oder erweitert wo¡den,

Neue Bauten werden derzeit errichtet bzw. sind noch geplant:

- Am Standort Kringell sollen ein neue¡ KuhstaLl gebaut, der bisherige
Kuhstall in einen Schweinezuchtstall und der Schweinedemonstrationsstall
in einen Maststall urngebaut sowie eine Maschinenhatle mj-t Werkstätte
er¡ichtet werden. Die dafür notwendigen Mitter hat das staatsministe-
rium auf rd. 2,3 Mio DM geschätzt.

- FÜr den Ausbau der Tierhaltungsschule in Triesdorf sind öffentliche
Mittel in Höhe von 11,5 Mio DM festgesetzt, die ûberviegend von Bund

und Land getragen werden.

- Die Fortführung des Schulbetriebs in Bayreuth hängt davon ab, ob die
Kuh- und Schweineställe mit Baukosten von rd. 3 l4io DM saniert werden.

Nach dem Grad der Personalausstattung, der Größe der rnternate und der
Viehhaltung in den Demonstrationsställen müßte eine volle Auslastung der
Ausbirdungsstätten erwartet werden können. Dabei ist allerdings zu berück-
sichtj-gen, daß die Grund- und vertiefungsrehrgänge in der tierischen E¡-
zeugung nicht im Parallel-betrieb abgehaÌten werden können.
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Auch an den Ausbildungsstätten der Bezirke ist staatliches Personal tätig.
Das gilt vor all-em fÜr die Fachberater und Techniker fü¡ Rlnder- und
Schweinezucht' Sie sínd beauftragt, den Auszubildenen Unterrj-cht und
fachpraktische Unterweisungen in Gruppen mit sechs bis acht Tej-lnehmern
zu erteifen' Der Fachberater fü¡ tierische Erzeugung des Amtes fü¡ Land-
wirtschaft ist fÜ¡ fachpraktische Unterweisungen eigens an die Tj.e¡haI-
tungsschule de¡ Bezirke abgeordnet. An de¡ staa'blichen Tierhaltungsschule
betreut dieser Fachberater auch den Lehrgang vor Ort. In Lehr- und De-
monstrationsstäl1-en werden Kühe und Schweine in größerer AnzahL gehalten.

FÜ¡ die fÜnf staatlichen Lehranstalten für Tierhaltung sj-nd im Staatshaus-
halt BetriebszuschÜsse fÜr clas Haushaltsjahr 1989 mit L0,g Mlo DM veran-
schlagt. Rechnet man die Zuschüsse für andere staatliche Aufgaben heraus,
wie die LeistungsprÜfungen im tierischen Bereich, das Versuchswesen und
die l¡Jaldber.rirtschaftung, verbleibt imme¡ noch ein Zuschuß von 7,2 Mio DM.

Den Eezirken erstattet der Staat neben der Berej-tstel-Iung des Fachperso-
nals (fÜnf Beamte des gehobenen und drei Beamte des mittl-e¡en Dienstes)
Lehrgangsentgelte (1989: 116 000 DM).

24-2.2 Lanùnaschinenschu-[en

Die Landmaschinenschulen verfügen übe¡ ¡d. 18 000 m2 an untemichtsflä-
chen und 380 rnternatsplätze, nachdem die Bezi¡ke sowohf unterweisungs-
und ÜbungshalJ-en, Theorieräume a1s auch rnternate neu errichtet bzw, aus-
gebaut haben' Unte¡weisungsflächen für fachpraktische übungen sind damit
in einem umfang vorhanden, daß - wi-e von der verwa.r-tung angestrebt -
Gruppen mit sechs bis acht Teilnehmern gebirdet werden könnten.

Auch hier ist staatliches Personal zur Dienstleistung an die Bezirksein-
rì.chtungen abgeordnet. Zusätzlich fördert der Freistaat Bayern die land-
technischen Lehrgänge bei den Landmaschinenschuren der Bezirke und der
DEULA jährlich mit rd. 1,7 Mio DM.

Ein noch stärkeres Gewi-cht haben die öffentlíchen Investitionshilfen.
Allein in den letzten zehn Jah¡en sind für die Baumaßnahmen der Bezirke
und der DEULA 23,5 Mio DM Bundes- und Landesmittel ausgegeben bzw. in Aus-
sicht gestelLt worden. Auf Bayern t¡effen davon g Mio DM.
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Aus derzeitiger Sicht stehen folgende Maßnahmen an, deren Ourchführung zu

weiter:en staatlichen Förderungen in Millionenhöhe führen dûrfte:

- Vom Bezirk Oberbayern ist ein Zuschußantrag für Investitionen über

1-,7 Mio 0M gestellt worden. Oamit solI das Internat und die Landmaschi-

nentechnik an der Landmaschinenschule Landsberg am Lech saniert bzw.

umgebaut werden.

- Der Bezi¡k Mittelfranken will mit staatlicher Unterstûtzung eine beheiz-

bare Bodenbearbeitungshalle mit einen Kostenaufwand von 900 000 DM er-
richten.

- Der Neubau der DEULA in Freising konnte noch nicht abgeschlossen brer-

den, weil erhebliche Kostensteigerungen und Baumänge1 bestehen. Nach

vorsichtigen Schätzungen können noch Aufwendungen his zu 7 Mio DM anfal-
Ien. An den fnvestitionskosten sind Bund und Land mit 90 v.H. beteiligt.

24.3 Allgeæine Feststellungen

Zur Beurteilung der Gesantlage in der überbetrieblichen Ausbi-ldung in der

Landwi¡tschaft hat der ORH im Sommer 1989 die Auslastung, den Pe¡sona1-

einsatz sowie den voraussj-chtlichen Zuschußbedarf bei allen Tierhaltungs-
und Landmaschinenschulen erhoben.

24.3.I Ausbilrtqgskapazitãt urd Auslastuqg

Die ZahI der Auszubildenden in der Landwi-rtschaft war in dem letzten Jahr-
zehnt stark rücklãufig: Hahen 1979 noch 13 L45 Ausbildungsverhältnisse in
den landwj-rtschaftlichen Ausbildungsberufen bestanden, so ist deren Zahl

ständig zurückgegangen; 1989 wa¡en es noch rd. 6000 Ausbildungsverhält-
nisse. ln diesem Zusammenhang haben die Ausbi-Ldungsverhältnisse allein j¡
Ausbildungsberuf Landwirt sogar von 7300 auf 2OA7, d.h. um mehr als zwei

Drittel abgenommen. Der Lehrgangsbetrieb i¡ Bahmen der berufl-ichen Aus-

bildung hat sich dementsprechend seít Jahren kontinuigrlich verringert:



-702-

[ibertetriebliche Ausbildung der Tiertraltungs-
und Land¡aschÍnenschulen in Bayern von 1986 bis 1989

Schaubild 2

Teilnehmertage

sfi)ff)

l Landmaschinenschulen

* Tierhaltungsschulen

234it6

Demgegenüber werden heute noch Ausbildungskapazitäten vorgehalten, wie
sie nach den Ausbildungszahren vor fünf bis zehn Jahren notwendi.g \.raren.

Die verstärkt angebotene berufliche E¡wachsenenbildung, deren Bedeutung

der OHH keineswegs gering achtet, konnte bisher keinen angemessenen Aus-
gleich herbeiführen.

Insgesarnt sind 40 v.H. der Kapazitãt de¡ Tierhaltungsschulen und 42 v.H.
der Kapazität der Landmaschinenschulen in Bayern nicht ausgelastet. Für

die einzelnen Schulen ergibt sich folgendes Bild:

1989
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Kapazltfü und Auslastung der Tiertraltungs-
schulen ir Bayerrn fu Jahre 1989
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0
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rcltwang
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Kapazitãt ¡¡¡l l¡¡stastung der Larüascfii¡rr¡-
sdrulen irt Bayern i.E Jatre 1f1189
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Schaubild 4

tr ü¡e*apazia

f f onrersct¡ein ausÞiló.rng
DEUIÂFreising

! gen¡fl¡che

Eruachsenenbildur¡g,
l¿ndmaschi nensemin are,
Meistervorbereilun gs krse

U¡er¡erCOmf¡e
Al$rildung

Alm€a.
bâch

Sclili.r-
zstau

lGirqdl sú*a ScàörÞ
bnm

Freb¡ng Schön- Lânds- Tries-
brunn berg ôrf

'¿4-3.? Einspæungsuõglicùkeiten

Der OBH hält es fùr notwendig, die überbetriebliche Ausbildung auf beson-
ders geeignete Standorte zu konzentrieren, Nach sei¡sr Ansictr ist es

nicht mehr vertretbar, den Lehrgangsbetrieb in der tierischen Erzeugung

an den Standorten Bayreuth, Neuhof, Schõnbrunnl) und Sch¡¡arzenau aufrecht-
zue¡halten.

Bry-
r€n úfi

n úoe*apazna I eerufl¡ch€
Erwactsenenbilûng
und sonstþe tettrgår€e

Øürcltffiúttctrc
Arlsbildung

1) Der Betrieb in Schönbrunn wu¡de 1989 eingestellt.
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l,r/egen der fehlenden Auslastung bei den Landmaschinenschulen müßte ange_
strebt werden, den Lehrgangsbetrieb in der weise zentral zu organisieren,
daß eine¡ der sÜdbayerischen Standorte entbehrl-ich wird. li{egen der Koordi-
nierung der im Auftrag des staates durchzuführenden . Lehrgänge bedarf es
dazu vor arlem eine¡ Abstimmung mit den betroffenen Bezi_rken. Größere rn_
vestitíonen beirn Ausbau Überbetrieblicher Ausbildungsstätten, insbesonde¡e
bei den Bezi¡ken und der DEULA, solrten desharb nur noch nach strenger
Prüfung des Bedarfs in Aussicht genommen bzw. gefördert werden.

Du¡ch eine stärkere Konzentration der überbetriebli.chen Ausbitdung in der
Landwirtschaft, die aber weiterhin frãchendeckend bleibt, wie dies bei-
spielsweise in verschiedenen Ausbildungsberufen des Handwerks be¡eits
vorlzogen ist, könnten die hohen Festkosten für die Ersatzinvestitionen
und das Personar gesenkt werden. Die quarifizierte Ausbildung bliebe
trotzdem weiterhin gewährleistet.

ïeure Ersatzinvestitionen wurden schon in der vergangenheit vorgenommen,
damit die Ausbildungsstãtten den hohen technischen Ansprüchen ei.ner land_
wirtschaftlichen Ausbildung genügen. Aufgrund der Anforderungen aus dem
Tierschutzrecht und der ilotwendigkeit, an zeitgemäßen Merkständen auszu_
þiTrls¡, stehen solche Investitionen auch künftig an.

Auch die auswärtigen Lehreinsätze der Fachbe¡ater fü¡ tierische Erzeugung
bei den Amte¡n für Landr,úirtschaft mit ihren rängeren Dienst¡eisen bzw,
Abwesenheitszeiten an den staattichen Tierhartungsschulen soJ_lten abge_
baut we¡den.

Außerdem ist es nicht wirtschaftlich, das Lehr- und Küchenwirtschaftsper_
sonal a1lein im Hinbtick auf wenige größere Lehrgänge das ganze Jahr vor_
zuharten- Eine gleichmäßige personalausrastung solrte angestrebt werden.

24-3.3 [berùetriebl-ictre Ausbi_Idr¡ngssÈäEten i¡ ei¡zelnen

Ergänzend zu dieser Gesanrtbet¡actrung si¡rd noch Einzelbemerkungen zu den
Tierhaltungs- und Landmaschinenschulen veranlaßt. Dazu werden der Lehrbe_
trieb und die Auslastung arler Einrichitungen nach dem stand von lggg in
den Zahlenübe¡sichten t und Z dargestellt:
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Tiertaltungsschulen Zah1enübersicht 1

Standort Fachpersonal InÈerflûts-
pÌÀtze

LehrgangsTt
kapazitãt-'

Teilnehmer-
taoe

Auslastung drjrch Lelrgsnge

^uslasÈung

in v-H.
Teilnehmer-

tâoe

daûJnter úbGr-
betri€blicie
Ausbildung

Teilnehmer-
taoe

Achseis chrva ng

Allnesbach
KringeIl
Schwarzenau
Spitalhof
Bayreuth
Triesdorf

o

4

4

J

3

70

54

42

53

36

23
tn

10 500

I 100

6 300

7 950

5 400

3 450

4 950

7 948
6 190

3 784
3 828

3 925

L 932
3 747

6 145

3 20s

3 130

965

3 s80

1 685

2 350

76

76

60

48

73

56

76

Zrischensume 25,5 311 ¿t6 65{) 31 354 21 0m 67

Schönbrunn (Be-
endigung des

Lehrgangsbe-
betriebs 1989)
Neu hof

3 36

22

5 400

4 400
L 82r

665

7 LT1

66s

34

insgesallt 28,5 369 s6 450 33 840 22tl/{J 60

J.) mit Ausnahme von Neuhof: 75 v.H. der ïnternatsplätze für 40 Wochen Kursbetrieb im Jahr, weil
Grund- und Vertiefungslehrgang nj.cht parallel abgehalten werden

Landmaschinenschulen Zahlenübersicht 2

1) nach Umbau: 23

2) darunter 5100 Teilnehmertage Führerscheinausbildung

Standort Fachpersonal Iûterîats-
p]'ãùze

Lehrgangs-
kapazitãt

ïeilnehmer-
taqe

Auslastung ducfi Lelugãnge
AuslasÈung

in v.H.
Teilnehmer-

taoe

dan¡nÈer úber-
behieblic*¡e
Ausbildung

Teilnehmer-
taoe

L ands-
berg a. Lech

S chönbrunn
Bôyreuth
-lri.esdorf

F¡eisino

7,5
6

4
a

t0

60

90

311)
Êo

r40

12 000

18 000

6 200

11 800

28 000

6 75r
I 068

4 631

6 294^,
!7 287¿l

4 207

3 510

2 952
2 747

10 620

56

50

75

53

62

insgesafiÈ 35, 5 380 76 000 44 031 23 /l:t6 58

lach¡ichtl-ich :

b

4

55

28

7 500

5 000

',leunburg vorm
rlald (bis 1988)

{ammelburg
lbis 1988)
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Zu den einzelnen Ausbì-ldungsstätten ist festzuhaften:

A) Tierhaltungsschulen

a) staatliche Lehr- und versuchsanstalt für Tierhaltung Achselschyang
(0berùayern)

FÜr den Ausbau diese¡ Übelbetriebl-ichen AusbiJ.dungsstätte sind Baumaß-

nahmen mit Gesamtkosten von rd. i.0 Mio DM durchgeführt worden, darunter
1988 der moderne Internats- und Lehrsaal-bau mit einem Kostenaufwand von

5,6 Mio DM. Damj-t verfügt diese größte staatliche Ausbirdungseinrich-
tung in der Landwirtschaft über 70 neue rnternatsplätze neben den 30

Schlafplätzen -im sog. Rej-terj_nternat.

Die Lehranstalt wurde ausgeweitet, obwohl die Zahl der Gruncl- und ver-
tiefungslehrgänge im Zeit¡aum 1986 bis 19BB von 40 und 37 auf 30 Lehr-
gangswochen deutlich abgenommen hatte.

um di-e Lehranstalt nachheltig besser auszulasten, solJ_te nach Auf-
fassung des OBH die Überbetriebliche Au.sbilcJung in der tierj-schen Er-
zeugung mög11chst fÜr ganz 0berbayern in Achselschwang konzentriert und

berufliche ErwachsenenbildungsveranstaJ-tungen verstärkt angeboten wer-
den. Der 0RH empfiehlt auch, die speziallehrgänge in der schweinehal-
tung vom Versuchsbetrieb Neuhof nach Achselschwang zu verlegen. Fü¡ die
Einzugsgebiete 0berbayern und schv¡aben bietet Achselschwang gegenüber
Neuhof einen standortvorteil. Die notwendigen Einrichtungen sind be-
reits im Nebenbetrieb Engenried vorhanden; sie dienen aber bisher aus-
schließlich Tierve¡suchen.

b) staatliche Lehr- und versuchsanstalt fûr Tiertraltung Almesbach
(0berpfalz)

Die in den Jahren 1978 bis 1gB0 mit einem Kostenaufwand von mehr al_s

7 Mio DM gebaute Lehranstart hat der Bund mit s,6 Mio DM als tberbe-
triebliche Ausbildungsstätte gefördert. Aus diesem Grund müßte die
überbetriebliche Ausbildung eine vo¡rangige Aufgabe diese¡ Einrichtung
bleiben, neben der berufrichen E¡wachsenenbildung, die an der Anstal-t
bereits eine bedeutende Bo11e spiel_t.

Bei den vo¡handenen personellen und räumlichen Kapazitäten könnte der
Kursbetrieb in der Überbetrieblichen Ausbildung erheblich ausgeweitet
werden. Diese Zielsetzung würde e¡reicht, wenn der Kursbetrieb im nord-
bzw' ostbayerischen Raum stärker in Almesbach konzentriert werden würde.
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Staatliche Lehr- und Versuchsanstalt
(f{iedertayern)

Bis 1989 haben sowohl der Bezirk als
schule j-n Niederbayern unterhalten;
tungsschule der landwirtschaftlichen
bayern Schönbrunn bei Landshut wurde

fûr Ti-ertraltung Krirgelt

auch der Staat, eine Tierhaltungs-
der Lehrgangsbetrieb der Tierhal-
Leh¡anstalten des Bezirks Nieder-

1989 eingestellt.

An der überbetrieblichen Ausbildungsstätte der staatlichen Lehr- und

Versuchsanstalt für Tierhaltung Kringell sind in ,den Jah¡en 1984 bis
1988 größere Um- und Neubaumaßnahmen durchgeführt worden. In diesem

Zuge wu¡de die Lehrgangskapazität von 33 avf 42 Internatsplötze er-
weitert. Es muß befürchtet werden, daß auch für diese alleinige ûber-
betrieblj-che Ausbildungsstätte in Niederbayern künftig nur schwe¡-

lich eine Auslastung zu erreichen sein wird, nachdem 1988 in Nieder-
bayern nur 747 bzw. 32 SchüIer mit der Be¡ufsausbildung zum Landwirt
und zur Hauswirtschafterin begonnen haben.

Das Staatministerium erarbeitet derzeit ein Ausbaukonzept, das den Neu-

bau eines Kuhstalles und die Umgestaltungen in den StaU-ungen und iln
Hofbereich vorsieht. Einige Baumaßnahmen sind schon vorgezogen worden.

Im Schweinedemonstrationsstall, der erst 1985 für 567 000 Dl4 gebaub

wurde, gibt es aufgrund von technischen Mängeln besondere Haltungspro-
bleme mit den Tj-eren. Nach Ansicht des ORH sind der Nebenbetrieb Voglöd

und die Hofstelle Anzerreuth nicht zuf¡iedenstellend in das Ausbildungs-
Ì¡resen zu integrieren, erschweren die Arbeitswirtschaft und belasten den

Haushalt aufgrund des hohen Bauunterhalts für die Altbausubstanz.

d) Staatliche Lehr-, Versuchs- und Pnlfungsanstalt fär Tierrfralttnrg
Schrarzenau (tffierfranken)

Der gesamte Lehrgangsbetrieb lastet die vier haugtamtlichen Fachkrãfte
mit nur weniger a1s der HäIfte ih¡er Arbeitszeit aus. Dabei ist be¡eits
berücksichtigt, daß neben den Lehrgängen in der übri-gen Ausbildung noch

ftir vier bis fünf Speziallehrgänge fü¡ Schweinemäster, Ferkelerzeuger
und Rindermäster sowie fûr fünf Lehrgänge für Studenten eine Nachfrage

besteht. Maßnahmen der Erwachsenenbildung, Zwischenprüfungen und

Schulungstage lassen sich an ein bis drei Tagen parallel zu den Lehr-
gängen einplanen.
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Diese Tierhaltungsschule dÜrfte kLinftig kaum noch zufrj-edenstellend aus-
zulasten sein; sie so11te deshalb aufgelöst werden. Die lggg überbe_
trieblich auszubildenden 46 schül_er der Berufsgrundschule_Agrarwi.rt_
schaft in unterf¡anken erfordern nur mehr zwei Grund- unct zwei vertie_
fungslehrgänge in der tierischen Erzeugung. Dj.e el-f Auszubil-denden in
der Hauswirtschaft ergeben nicht einmal ej-nen voll-en Lehrgang.

e) Staatliche Lehr- und Versuchsanstalt für Tierhaltung und Grùnlandwi.rt-schaft Spitalhof/Kempten

Der spitalhof ist vom staat gepachtet. Das rnternatsgebäude wu¡de in den
l-etzten Jahren mit einer neuen Heizungsanlage ausgestattet und neu möb_
liert.

Nach dem Lehrplan fü¡ das Schuljahr 19g9/1990 sind neun Grundlehrgänge
und ebenso viele vertiefungslehrgänge geplant. Bei Kursstärken von 20
Teilnehme¡n können die 36 rnternatsplätze nicht vorl belegt werden. rn
der be¡uflichen E¡wachsenenbir-dung werden vermehrt wochenkurse angebo_
ten, für die auch Nachfrage besteht.

!'legen des Rückgangs des

eine Ieilzeitarbeitsk¡aft
lich werden.

Ku¡sbetriebs 1990 dürften ein Fachlehrer und
im Küchenwirtschaftsbetrieb künftig entbeh¡_

f) staatlicher versuchsbetrieb ileuhof (Landkreis Donau-Ries)

seit Januar 1g82 werden am Neuhof einwöchige vertiefungslehrgänge in
de¡ schweinehaltung für auszubildende Junglandwirte abgeharten. sie
wohnen in ehemaligen Gutsarbeiterwohnungen. unter der l_eitung eines
Fachleh¡ers vom Alnt fÜr Landwirtschaft we¡den 15 Kursteirnehme¡ aus
Oberbayern und schwaben in drei Gruppen von mehreren Ausbildern fach_
praktisch geschult. Die Zahr der Kurse ist von zwö1f im Jah¡ 1997 auf
sieben im Jahr 19BB zu¡ückgegangen. Kurse in de¡ berufLichen Erwachse_
nenbiJ-dung werden seit L9gg nicht mehr abgehalten.

Es bietet sich an, die Lehrgänge in der schweinehaltung an die staatr_i-
che Lehranstalt für Tierhaltung Achselschwang bzw. den dortigen Neben_
betrieb Engenried zu verregen. Darnit würde der wochenrange Einsatz
eines auswärtigen Lehrgangsleiters entbehrl_ich.
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g) Tierhaltungsschule der land¡ri¡tsctaftlicl¡en Lffialten &6 Eezia*g
fberfranken in Bayreutlr

Mit 20 Lehrgangswochen i¡ Jahre 1988 ist dj-e Tierhaltungsschule gerade

noch zur Hälfte ausgelastet. Irn Schutjahr 1988/1989 besuchen i¡ Ober-

franken nur noch 70 Schiiler das Berufsgrundschuljahr. Eine hausri¡t-
schaftllche Be¡ufsausbi-I-dung haben 16 Lehrlinge begonnen. Oer gesanrte

Lehrgangsbetrieb wi¡d sich künftig auf 14 bis 15 þchen im Jahr be-
sch¡änken.

Oie Binder- und SchweinestäIle entsprechen nicht metrr den heuùigen An-

forderungen. Dem Ve¡nehmen nach ist geplant, den Lehrbetrieb auszubauen

und zu mode¡nisieren. Dafü¡ sollen rd. 3 Hio DM erforderlich sein.

Die Ti.e¡haltungsschule wi¡d in Zukunft auch nicht annähe¡nd auszulasten
sein. Dem Bezirk Obe¡franken sollte deshalb nahegelegt uerden, die vor-
gesehenen Baumaßnahmen (v91. TNr. 24.2,1) nicht zu ve¡yi¡k1ichen. Deren

staatliche Förderung wäre nach Ansicht des ORH nichË zu vertreten. Da

in zumutbarer Entfernung gut ausgebaute Einrichtungen nit freien Kapa-

zitäten bestehen (Almesbach, Triesdorf), sollte naih Auffassung des ORH

der Lehrbetrieb in Bayreuth eingestelJ.t werden.

h) ïierhaltungsschule der lar¡ti¡tscñaftti¡fien LefuanEtalten ês Bezirts
Itittelfianken in Triesdorf

Die Lehr- und DemonstrationsstäIle für Bi¡der und ei¡ Sauenstall mit
Deckzentrum wurden in den letzten Jahren mit ethehlichen staatlichen
Zuwendungen neu- bzw. umgebaut. Oerzeit wi¡d ei¡ llastschweinestall e¡-
richtet. Der Tierhaltungsschule ist ein fnternat füt 33 P1ãtzen ange-
gliedert. Die Einrichtungen sind fûr die überbeùriebliche Ausbildung
besonders geeignet.

Gegenüber 1984 hat die Austastung um 40 v.H. abgenmten, Ein xeiterer
Bückgang der Teilnehmer an den Grund- und Vertief¡.¡ngslehrgãngen i.st zu

ettarten, weil i¡ Regierungsbezj-rk MitteLfranken i.rn Schuljahr 1988/1989

nur noch 79 Schüler das Berufsgrundschuljahr besuchen und lediglich 38

Lehrlinç eine hauswi¡tschaftliche Berufsausbildung begonnen haben.

Um die vorhandenen Einrichtungen und das vorgehalterie staatliche Perso-
nal annãhe¡nd auszulasten, sollten der Lehranstatt zusätzliche Lehr-
gangsteil-nehmer aus den angrenzenden (fränkischen) Regierungsbezi¡ken
zugewiesen we¡den (v91. oben Buchstaben b und g).



-110-

B) Lanùaschinenschulen

a) Lanülaschi¡enschule des Bezi¡ks 0berùayern in Landsberg an Lech

Die Leh¡anstalt ist mit 3500 mz unterweisungs- uno üoung"tlächen sowie
einem rnternatsbereich mit 60 plätzen großzügig ausgestattet. 0bwohl
die Ausbírdungszahlen bereits rückräufig b/aren, wurde lggs noch eine
unte¡richtsharle in einer Größe von g10 mz er¡ichtet und mit staatli_
chen Zuwendungen in Höhe von 750 000 DM gefördert.

Bei durchschni-ttlichen Kursstärken von 20 Teilnehmern im pa¡aL1el-betrieb

können die vorhandenen Ein¡ichtungen, aber auch das pe¡sonal nicht an_
nähe¡nd ausgelastet werden.

b) Lanùaschinenschute des Bezi¡ks lliedertayern in schõnhn¡nn

Die Landmaschinenschule Schönbrunn verfügrt für Zwecke de¡ übe¡betrieb-
lichen Ausbildung Über zehn Maschi¡enhallen, eine Schweißhalle und eine
Bodenbearbeitungshalle sowie landwirtschafÈliche Freiflächen. fm Inter-
nat, das 1988 mit Gesantkosten von 10 Mio DM fertiggesterlt wurde, sind
fÜr die Landmaschinenschule g0 Plätze vorgesehen. Auf die Investitions-
vorhaben der letzten Jahre entfatlen attein staatliche Zuwendungen in
Höhe von 5,6 Mio DM. Nach den vorhandenen Maschinenhallen für praktische
unterweisungen und der überkapazität im rnte¡natsbereich, kõnnte eine
dopperte Lehrgangsreistung gegenüber dem Ku¡sbet¡ieb i¡ Jahre lggg er-
bracht werden. Dabei ist berücksi.chtigrt, daß die landtechnischen Lehr-
gãnge irn ParaLLelbetrieb abgehalten werden können.

Der Landmaschinenschule Schönbrunn werden künftig auch Berufsgrundschul-
jahr-schüler und Auszubildende aus der Oberpfarz zugeteiJ.t, nachdem der
Lehrgangsbetrieb an der Landmaschinenschule Neunburg vorn wald einge-
stellt wurde. rm Hinblick auf di-e nieclrigen Lehrlingszahlen in diese¡
Region wi¡d damit die Auslastung noch nicht spürbar verbessert.

An de¡ Landmaschinenschure we¡den seit mehreren Jahren auch Lehrgänge
und Kurse in de¡ beruflichen E¡wachsenenbildung durchgeführt. Nach unse-
ren Feststellungen kann aber mit diesen Maßnahmen der Teilnehmerrückgang
nicht ausgeglichen werden.
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c) Landmaschinenschule des Bezi¡ks 0berfranken in Bayrcuth

A1s die kleinste Landmaschinenschul-e in Bayern ist die Lehranstalt mit
23 Internatsplätzen nicht für einen parallelen Kursbetrieb ausgelegt.
Der Einrichtung sind die AuszubÍldenden des Berufs.Gärtner überregional
aus Nordbayern zugeteilt. Dadurch wird die Leh¡anstalt derzeit noch aus-
gelastet.

Das Internat wurde 1989 mit einem Kostenaufwand von 800 000 DM sani-ert.

Eine Bodenbearbeitungshalle wurde 1985 in Leichtbauweise errichtet. Sie

wird nur mit Kleingeräten für praktj-sche Unte¡weisungen in der Gärtner-
ausblldung genutzt. Der Bezirk plant darüber hinaus eine zweite Boden-

bearbeitungshal-le in konventioneller Bauweise.

Aufgrund der Schulungsinhalte ist die Benutzung der Bodenbearbeitungs-
halle innerhalb der landtechnischen Lehrgänge auf Demonstrationen am

offenen Boden begrenzt. Beí nur vie¡ Lehrgängen "Maschinen für die
Außenwirtschaft" im Schuljahr 1988/1989 wäre ej-ne Belegung der Ha1le

lediglich an etv,/a 40 Stunden im Jahr mögtich gewesen. Da j¡ landwi¡t-
schaftlichen Betrieb der Lehranstalt die notwendigen Freiflächen zur
Verfügung stehen, sollte dem Bezirk nahegelegt h,erden, vom geplanten

Bau einer weiteren Bodenbearbeitungshalle abzusehen. Zumindest sol1te
eine staatl-iche Fö¡derung unterbleiben.

d) Landmaschi¡enschule des Bezi-rks ilittel-franken in Triesdorf

Der überbetrieblichen Ausbildungsstätte stehen rd. 3000 m2 Unterwei-
sungs- und Übungsflächen sowie ein Internat mit 59 Schtafplätzen zur
Verfügung. Die Lehranstalt versucht den empfindlichen Rückgang in de¡
Überbetriêblichen Ausbildung durch Erwachsenenbildungsmaßnahmen auszu-
gleichen. Trotzdem ist der Lehrgangsbetrieb seit Jahren rückIäufig und

hat gegenübe¡ den Jahren 1984/1985 um etwa ein Drittel abgenommen.

0bwohl für praktische Unterweisungen die landwirtechaftlichen F1ächen

des Bezirksguts zur Verfügung stehen, plant die Lehranstatt den Umbau

einer Maschinenhall-e in eine beheizba¡e Bodenbearbeitungshalle. Das

rnvestitionsvorumen liegt bei 900 000 DM. Eine staatriche Förderung ist
nach Ansicht des ORH von einer sachgerechten und alctuellen Bedarfsprü-
fung abhängj-g zu machen.
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e) Deutsche Lehranstalt fûr Agrartechnik e,v. in Freising (DEULA)

Die landtechnische Ausbildungsstätte wurde zwischen 1980 und 1984 mit
einem Kostenaufwand von etv,/a 20 Mio DM erríchtet.. Dazu gewährten Bund

und Land Zuwendungen von 16 Mio DM. Für die überbetriebliche Ausbildung
stehen zehn UnterrichtshalÌen, eine Bodenbearbeitungshalle und ein
Demonst¡ationsgewächshaus mit insgesamt 5000 m2 sowie ein Internat mi_t

140 Plätzen zur Verfügung.

Nach den räumlichen Verhältnissen könnten bis zu 20 Gruppen mit sechs
bis acht Lehrlingen gleichzeiti-g unterwiesen werden. Dies entsprj-cht
mehr al-s der doppelten LehrgangsleJ-stung gegenüber dem Kursbetrieb 19BB

mit 9800 Teil-nehmertagen. Das Internat ist selbst beí teilnehmerstarken
Lehrgängen nicht vol1 zu belegen.

Um die Auslastung von Schule und l¡/ohnheim zu verbessern, ist die Leh¡-
anstalt j-ntensiv um Maßnahmen in der beruflichen Erwachsenenbildung be-
mÜht. Daneben wird eine allgemeine Fahrschule betrieben. Eln Drittel
der gesamten Teilnehmertage entfäIlt auf die Führerscheinausbildung in
dieser Fahrschule.

Nach der Konzeption wurde aber die Lehranstalt ausschließlich für die
Überbetriebliche Ausbildung geschaffen. Aufgrund der damals schon
absehbaren Überkapazität und v!,egen des veränderten Lehrgangsbetriebs
ist der Einsatz von öffentlichen Mitteln in dieser Höhe nicht zu recht-
fertigen.

24.4 Ergebnis

Die beruflichen Leh¡anstalten sind ursprünglich für die überbet¡iebliche
Ausbildung in der Landwirtschaft gebaut bzw. ausgebaut worden. De¡ OBH

beurteilt abe¡ die derzeitige Auslastung der schul- und rnternatsplätze
an den Tierhaltungs- und Landmaschinenschulen nicht nur nach diesen fach-
Lichen Anforderungen aus der überbetrieblÍchen Ausbildung, sonde¡n auch
nach der verstärkt angebotenen berufrichen Erwachsenenbildung. t¡/ährend
die Zahl- der betriebLichen AusbildungsverhäItnisse in der Landwirtschaft
stark rückläufig Íst, was einen bet¡ächtl-ichen Kurs¡ückgang in den letz-
ten Jahren bewirkte, haben die Kursangebote in de¡ be¡uflichen E¡wachse-
nenbildung zugenommen.
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Der ORH errechnet für 1989 eine Auslastungsquote bei den Tierhaltungs-
schulen von 60 v.H. und bei den Landmaschinenschulen von 58 v.H. (vgI.

Zahlenúbersichten L und 2). Sie bezieht sich auf die mögliche Unterwei-

sungs- und Unterbringungskapazität nach der ZahI der Fachlehret, der ver-
tretbaren fachpraktischen Gruppenstärke von sechs bis acht Auszubj-Idenden

in den Tierhaltungs- und Landmaschinenschulen und den verfügbaren Inte¡-
natsplätzen. Außerdem wurde berücksichtigt, daß Grund- und Vertiefungs-
lehrgänge in de¡ tierischen Erzeugung nicht parallel betríeben we¡den

können. Eine Auslastungsberechnung allein nach der möglichen Internatsbe-
legung hätte bei den Tierhaltungsschulen einen weit geringeren Ausla-

stungsgrad ergeben.

Bei den Tierhaltungsschulen beträgt die Auslastungsquote 67 v.H., wenn

man die Standorte Schönbrunn und Neuhof außer Betracht läßt. Die ïierhal-
tungsschule in Schönbrunn hat ihren Betrieb 1989 eingestellt, und am Ver-

suchsbet¡ieb Neuhof werden ausschließlich Speziallehrgänge in de¡

Schweinehaltung abgehalten .

Im Ergebnis müßte nach Ansicht des OBH künftig eíne Konzentration der

überbetrieblichen Ausbildung auf einige leistungsfähige Einrichtungen hin

vollzogen werden, um dem Grundsatz von f,lirtschaftlichkeit und Sparsamkeit

zu entsprechen.

Einsparungen lassen sich bei den Zuschüssen für künftige Investitionen
und Sachausgaben sowie durch Einzug von Planstellen für Fach- und Küchen-

wirtschaftspersonal erzielen. Nach Auffassung des OHH könnten 14 Planstel-
Ien eingespart werden; davon entfallen sechs auf die StaaÈlichen Leh¡an-

stalten für Tierhaltung in Schwarzenau und am Spitalhof sowie acht SteI-
Ien auf die Bezi¡kseinrichtungen in Schönbrunn und Bayreuth. Bei einem

Abbau der Tierhaltung in der überbetrieblichen Ausbildung in staatlichen
Lehranstalten entsprechend dem Hückgang der Ausbil-dungsverhäItnisse wären

weitere Personaleinsparungen möglich.

Stellungnatme der Verraltung

fn seiner Erwiderung vergleicht das Staatsministerium die Lehranstalten
mit Schulen und errechnet eine bessere Auslastung der Lehrgangskapazität.
Diese wird dadurch erreicht, daß

- die Dauer des Lehrgangsbetriebes nunmehr von 40 auf 36 hlochen i¡ Jahr

herabgesetzt wird und
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- die Internatspl-ätze an den Standorten Achselschwang, Kringel1, Schrvar-

zenau und Spitalhof zwischenzeitlich erheblj-ch verringert wurden. Dabej-

handelt es sich um eine in letzter Zeit vollzogene Umwidmung in Bùro-
und Unterkunftsräume für Bedienstete.

De¡ OBH häIt den bisher auch vom staatsministerium als richtig angesehe-
nen und tatsächlich vollzogenen 1ängeren Lehrgangsbetrì-eb von 40 wochen

ohnehin für die untere Grenze des wi-rtschaftli-ch vertretbaren. Bei den

überbetriebl-ichen Ausbildungsstätten handelt es sich näml-ich nicht um

Schulen irn herkömmlichen Sinne, sonde¡n um l-andwirtschaftliche Lehran-
stalten mit ganzjährJ-gem Kursbetrieb.

Das Staatsministerium weist bei den Landmaschinenschulen insbesondere auf
die Notwendigkeit hin, kleinere Gruppen zu bilden, und hä1t einen paral-
lelen unterweisungsbet¡'ieb in den teilweise bis zu 4o0 mz großen lìall-en
fÜr kaum vert¡etbar. Demgegenüber hat der OHH bei seinen örtlichen Erhe-
bungen festgestellt, daß die Einrichtungen effektiver ausgerastet werden

können. Auch hat slch bei den Bezírkseinrichtungen und der DEULA die vom

OBH aufgezeigte Möglichkeit von Parallel_lehrg¿ingen erwiesen.

rm Übrigen teilt das staatsministerium die Auffassung des ORH, daß der
Lehrgangsbetrieb an "unrentablen" standorten einzustel-len sei und die
überbetriebliche Ausbildung auf besonders geeignete standorte konzen-
triert werden müsse:

- Oie TierhartungsschuLen an den standorten schwa¡zenau, Bayreuth und Neu-

hof sollen aufgegeben werden. Dies habe zur Ëolge, daß der Lehrbetrieb
ín der tierischen Erzeugung an den anderen standorten (Almesbach, Ach-
selschwang und rriesdorf) verstä¡kt werde. Durch die EÍnstellung des

Lehrgangsbetriebes an der Tierhaltungsschure schönbrunn konnte so be-
reits eine bessere Auslastung in Kringell erreicht we¡den.

- Bei den Landmaschinenschulen könne die Auslastung nicht ars zufrieden-
stellend bewertet werden. Eine Konzentration sei aber u.a, maßgebli-ch

davon abhängig, weJ-che Entwicklung die DEULA in Freising nehmen werde.
Zunächst werde dort auf eine kurzzeitige ve¡besserte Auslastung der
Internatsplätze hingewirkt.

Dessenungeachtet hält es der ORH für erforderlich, daß die Kapazitäts-
Überhänge abgebaut und auch ein Standort für Landmaschinenschulen in Süd-

bayern aufgegeben wird. Soweit bei den Einrichtungen staatliches Personal
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eíngespart lverden kann, hält der ORH es nicht fùr vertretbar, dieses Per-
sonal, wie vom Staatsministerium vorgesehen, an die änter fûr Landwirt-
schaft umzusetzen. Deren Personalbedarf hat der ORËl eÍgens untersucht
(vgI. TNr. 25).

Ãlts ffu Land¡ri¡tschafE und Bereiclc Landnirtsdraft h kdinierten Ã¡Èer
(Kap. 08 40)

Nach Ansicht des ORH wäre die Organisation an den Ãnrtern zu
straffen. Die Schulstandorbe und die Ausbildungsberatung soll-
ten bedarfsgerecht konzentrierh werden. Die Personalstruktur
müßte den veränderten Aufgaben angepaßt werden. Damit könnten
110 Stellen eingespart und weitere 112 Stellen abgeschichtet
werden, was künftig zu Haushaltseinsparungen von jährlich rd.
72 Mio D14 führen würde. Die Stelleneinsparungen und -abschich-
tungen betreffen vo¡ al1em den höheren Dienst. Darüber hinaus
könnten 31 nicht besetzte Stellen eingezogen werden.

0rganisation und Aufgaben

Nach der Verordnung über die ämte¡ der staatlichen Landwirtschaftsberatung
sind in del 7I bayerischen Landkreisen 68 Ämter gebildet" Einigen Amtern

ist als nichtselbständiger Teil eine Dienststelle inne¡halb des Landk¡eises

zugeordnet. In zwei Landkreisen gibt es nur eine Dienststelle. Ein Land-

kreis ist ohne Arnt und Dienststelle. AIs untere Behõ¡den der allgemeinen

Landwirbschaftsverwaltung bestehen derzeit 79 regionale iimEer und Dienst-
stellen.

Die zentralen Aufgabenbereiche der Ämter sind Beratung mit beruflicher Er-
wachsenenhildung, Landwi:rtschaftsschule, Berufsbildung,'Fõrderung und Fach-

verwaltung.

Die Ärrter unËerstehen unmittelba¡ den Begierungen und mlttelbar dem Staats-
ministerium, das die oberste Dienst- und Fachaufsictr ar.lsübt. Nach dem ein-
heitlichen Organisationsplan gliedert sich das AnrÈ im Normalfall in vier
Abteilungen, denen Sachgebiete mit Aufgabenschwerpunkten zugeordnet sind:

Abteilung L 1 - Agrarstruktu¡ und Betriebswirùschaft mit ùei Sachgebieten

Abteilung L 2 - Pflanzliche Erzeugung und Landschaftspflege mit zwei Sach-
gebieten

AheiJ-ung L 3 - Tierische Erzeugung

Abteilung L 4 - Ernährung und Hauswirtschaft mit zwei Sachgebieten.

25-1
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Dem Behördenleiter ist außerhalb der Abteilungsgliederung das Aufgabenge-

biet Berufliche Bildung zugewiesen und die Verwaltungsstelle unmj-ttetbar

unterstellt.

Den Ämtern sind j-m allgemeinen dj-e Landwirbschaftsschulen angegliedert.
Schulaufwandsträger sj-nd die Landkreise und kommunalen Zweckverbände.

Lediglich an zwei Standorten bestehen staatliche Schuleinrichtungen.

Im Schuljahr 1988/1989 wurden zwei Landwirtschaftsschul-en aufgetöst; Ende

1989 gab es noch 67 Landwj¡tschaftsschulen.

25.2 Personaf-besetzung

Die Ämter waren Ende 1988 wie folgt besetzt:

Besetzung der ä¡nter (Stand: 1.12.1988)

Laufbahngruppe
bzv. Funktionen

Fachpersonal Vervaltungs-
personal

zusal|nen

hõherer
Dienst

gehobener
Dienst

mittl.
DiensÈ

Fachpersonal

Behördenleiter
(BL)

Ausbildungs-
berater L. 01

Abteilungen L 1

L2
L3
L4

Vervaltungs-
personal

Verwaltungs-
stellenleiter
Zahlstellen-
leiter
Sch¡eib- und
Bü¡okräfte

67,5

182,5

83 ,5

68 ,75

156,5

54,5

].64,5

rzt,25
59,25

109 .0

to3,25

52, 5

68,0

73,25

57,5

55 ,0

2L3,0

67,5

54,5

450,25

257,25

196,0

338,75

57,5

55,0

2t3,O

insgesaut 558,75 5(}8,5 æ7,O 325,5 1 68!r,75

Die Bezeichnung der Stellen und die Aufgaben der Stelleninhaber richten
sich mit Ausnahme der Büro- und Schreibkräfte nach der Muste¡-Stellenbe-
schreibung für die Ärnter der staatlichen Landwirtschaftsberatung.

ZahLenübersicht 1
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Personalentricklung

Der Personalstand ist selt Jahren im wesentlichen unverändert: Aufgrund
haushartsgesetzliche¡ Einsparungen sind *tar 84 stellen des hõhe¡en, geho-
benen und mittreren Dienstes im Zeitraun 1gB3 bis 1gB7 eingespart worden.
Dieser Stellenabbau wurde aber ausschU-eßIich mit Hil-fe nicht besetzter
sterlen vollzogen. sterlenabschichtungen wurden 1gB9 und 1gg0 zu ei¡er
Hehrung von sieben Stellen benutzt.

ttrersuchungszueck und <leÈhode

Der fortsch¡eitende Struktun¡andel in der Landwirtschaft hat nach Ansicht
cles ORH unmittelbare Auswirkungen auf die Arbeit der ämter. Der OBH hat
unter Beteil-igung der staatl. Rechnungsprüfungsämter deshalb lggg deren
wi¡tschaftlichkeit unte¡sucht und dabei an seine früheren prüfungen ange-
knüpft. Die Untersuchung sollte Aussagen über den Personaleinsatz ergeben.
Der fÜr die ErfÜllung der Aufgaben erforderliche Zeitaufwand wurde mit
Hilfe von Erhebungsbogen ermittelt, die an atle ärnter ausgegeben worden wa-
ren.

häfungsfeststelJ-ungen

25.5.1 Fachabteilungen und Sachgebiete

rn der stellenplanung wird star¡ an drei sachgebieten in der Abteilung L 1

bzw. an zwei sachgebieten in den Abteirungen L 2 und L 4 festgehalten. Oft
werden mehrere sachgebiete von einem Angehõrigen des höheren Dienstes ge-
leitet. 0hne Mitarbeiter ist der Sachgebietsleiter vielfach zugleich sein
eigener Sachbearbeiter. Wo Beratungsbezirke eingerichtet sind, erstreckt
sich die Zuständigkeit bereits über meh¡ere sachgebietsbereiche.

Jeder Beante des höheren Dienstes kann das gesamte Arbeitsspekt¡um im Be-
reich Landwirischaft übe¡schauen. Oies gilt gleiche¡maßen für die Ernährung
und Hauswirtschaft; diese Bereiche sind nämlich in der wissenschaftlichen
AusbiJ-dung verbunden.

rm allgemeinen sind die Fachabteirungen mit jeweils ein bis drei Beamten

des höheren und des gehobenen Dienstes sowie mit einem bis zwei Mita¡bei-
tern des mittleren Dienstes besetzt. Der ORH hat festgestellt, daß auf die
0rganisation und Überwachung der Arbeit selbst in kleineren Abteilungen mit
nur zwei bis vie¡ Mita¡beitern 40 bis 60 Arbeitstage entfallen.
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Oer Umfang der Aufgaben am Amt sollte Maßstab für die Personalausstattung
sein. Demgegenüber ist es nicht vertretbar, Abteilungen an kleineren und

mittleren Ãmtern nur deshalb zu besetzen, weil sie eingerichtet sind.

Diese Überlegungen sollten nach Ansicht des OBH zu urn"" n"u"n grganisa-
tionsstrr¡ktur bei Ãdtern ohne Schu1e und Berufsbi-ldung führen, was beson-
dere Bedeutung gewinnt, wenn die ZahI der Landwirtschaftsschulen verringert
wird (v91. TNr. 25.5.7). Die bisherige, einheitliche Organisation in Abtei-
Iungen und Sachgebiete ist bei diesen Amtern nicht mehr sachgerecht. orien-
tiert man sich an den Aufgaben, so ergäben sich drei Abschnitte am Arrt,: Die
Agrarstruktu¡ und Bet¡iebswi¡tschaft, die Produktionstechnik in der pflanz-
l-ichen und tierischen Erzeugung und die Ernährungs- und Hauswirtschaft. An

einem Amt ohne Schule und BerufsbÍIdung kann außerdem ej-n verstä¡kter Ein-
satz des Behördenleite¡s i¡ der Fachberatung erwartet werden.

25.5.2 Zuordnung der Personalei¡sãtze nach Fachaufgaben

Der erhobene Personaleinsatz verteilt sich wie folgt auf die Fachaufgaben
(Schaubild 1) bzw. auf die Laufbahnen (Schaubild 2).

Zuordnung de¡ Bediensteten zu den Fachaufgaben Schaubild 1

3s,94%

I Beratung

E schute

Benjfsâr 'sbildung

ffil FÕrderung

Facùvenraltung

E Übrige Arlgaben
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Zuordnurg der Bediensteiten nach Laufbahngrrrppen Schaubild 2

Bedienstote

600

El Übrige Arfgaoen

Ø fatwewattung

ffi Forderung

N Benrfsausbilclung

E schule

I Beraung

Höherer Dienst Gehobener Minlerer Dienst
Dienst

Danach entfäIlt ein Zeitanteil von einem Viertel der Jah¡esarbeitszeit im
höheren Dienst auf äbrige Aufgaben" (Leitungs- und 0rganisationsarbeiten
sowie Sonderaufgaben) .

Die Beratungsanteire von 28 v.H. i¡ höheren Dienst, 43 v.H. im gehobenen

Dienst und 38 v.H. im mittreren Dienst ergeben einen Mitterwerb von

36 v.H.

rm Fõrdenmgsbereich errechnen sich Zeitanteile von :g v.H. im hõheren
Dienst, 23 v.H. im gehobenen Dienst und 21 v.H. im mitttreren Dienst.

Die Fachverraltung (Beteiligung am Vollzug von Gesetzen u,a,) betastet den

höheren Dienst und gehobenen Dienst im Durchschnitt mit jeweils 6 v.H. der
Arbeitsanteile. Zusätzlich sind solche Aufgaben in den Funktionsaufgaben
der Abteilungsleiter enthalten.
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Der höhere Di-enst ist mit Bücksicht auf den schulauftrag in den 70er Jah-
ren ausgeweitet worden, heute beträgt sein schulanteil noch 28 v.H.

Für die Berufsbildung werden g v. H. der Arbeitszei.t verwendet.

25.5.3 Sonderaufgaben und sonstige Aufgaben
(siehe "übrige Aufgaben' im Schaubild 1)

Dem OBH erscheinen dazu folgende Feststellungen bemerkenswe¡t:

- Der öffentlichkeitsarbeit am Amt kommt ej-ne besondere Bedeutung zt).

FernmÜndliche AuskÜnfte und persönliche Anfragen könnten erheblich redu-
ziert werden, wenn die Landwi.rte über Fördermöglichkeiten und sonstige
landwirtschaftliche Maßnahmen gezielter informiert würden. An einem Amt

wj-¡d mit sehr gutem Erfolg ein monatlich e¡scheinendes Amtsj-nformations-
blatt gegen Unkostenerstattung herausgegeben. Darin sind vor allem ver-
ständlich und Übersichtlj-ch die jeweils aktuellen Termine im Zusammen-
hang mit Förderanträgen und ErIäuterungen aufgenommen. Dieses fnfo¡ma-
tionsblatt wi¡d vom Landwi¡t beachtet.

- Auf die GeschäftsfÜhrung des Ve¡bandes landwirtschaftlicher Fachschul-ab-
solventen e.V. (V1F) und die Mitwirkung in Verwaltungsangelegenheiten
dieser 0rganisation entfiel-en 1988 bei einer Reihe von Ämtern innerhalb
der regulären Arbeitszeit 40 bis 70 Tage.

Die fachliche Betreuung und Förderung der Verbände landwirtschaftl-icher
Fachschulabsolventen ist zwar nach der Dienstordnung Aufgabe der limter.
Dazu gehören jedoch nicht die darüber hinausgehenden verbandsj-nternen
Aufgaben, insbesondere die Kassen- und Geldgeschäfte. Dennoch hat bei-
spielsweise ein Behördenleiter rd. 2O TaEe für die Geschäftsführung des
dorbigen VIF aufgewendet; daneben wa¡ eine Verwaltungsk¡aft an 31 Tagen
fÜr die Mitarbeit bei der V1F-Geschäftsführung eingesetzt; eine weitere
Vervraltungskraft des Amtes hat bei der Geschäftsführung dieser 6rganisa-
tion an 117 Tagen mitgewirkt und dabei den gesamten Schriftve¡kehr erle-
digt.

25.5.4 Beratung mit berufliche¡ E¡vachsenenbildung

Die staatliche Beratung ist nach dem Landwirtschaftsförderungsgesetz
(LwFöG) kostenfrei. und hat im wesentlichen folgende Ziel-e:

- Einkommen und Existenz fü¡ die bäue¡iiche Familie zu sichern,

- die L.andwirte Über ökonomische und ökologische Zusammenhänge aufzuklären,
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- die Landwirte in die Lage zu versetzen, zrJT Lösung ,von Umweltproblemen

und zur Erhaltung der Kulturlandschaft beizutragen.

Aus der folgenden Übersicht kann der Beratungseinsatz 1gBB, gegliedert
nach Laufbahngruppen und Fachabteilungen, ersehen werden:

Personaleinsatz fûr die Beratung Schaubild 3

Bsdienstsle

160

Abteilungen Lí Abteilungen 12 Abte¡lungen LÍt Abteilungen L4

E MÍttlerer Dienst Gehobener Dienst ! Höherer Diensr

Der ORH hat insbesondere erhoben, ob

- die im Agrarbericht 1988 genannten Beratungsschwerpunkte
wurden,

berücksichtigt

- der Be¡atungserfolg durch Einzel- oder Gruppenberatung eî¡rartst werden
kann,

- di-e Haugten¡rerbsbetriebe eine aus¡eíchende bstriebswi¡tschaftliche Bera-
tung erfahren,

- de¡ beruflichen Erwachsenenbildung ein angemesss¡s¡ gf,sllenwert zukonrnt
und

- die Lehrgänge fûr NebenerwerbsLandwirte abgehalten werden.
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Die Aussage der Ven'¡altung, daß für die Beratung bei weitem nicht genügend
Zeit zut VerfÜgung stehe, t¡ifft nicht zu. Zunächst j-st festzustellen, daß
36 v.H. der Arbeitszeit hierfür aufgewendet werden. Dabei hat die berufl-i-
che E¡wachsenenbildung besonderes Gewicht

Auch nach den Außerungen der befragten Mitarbeiter reicht das vorhandene
Personal fÜr dle Beratung aus, Der Buf nach einer privaten Beratungsein-
richtung wi-rd nur dort vernehmbar, vro das Engagement der Fachberater den
Erwartungen der Landwirte nicht voJ_l entsprj-cht.

Der ORH verkennt keineswegs, daß andere Aufgabengebiete, wie die Fachver-
waltung und der Förderungsbereich, erheblich zugenommen haben. Auf diese
Entwicklung hin soll-ten Personalbesetzung und 0rganisatj-on am Amt aufga-
benspezifischer ausgerichtet werden :

Der ORH hält es fÜr angebracht, die künftì-ge Personalbesetzung bei ä¡¡rtern
ohne Schu1e und Berufsbildung auf eine wj-rkungsvolle, aber auch möglichst
wirtschaftliche Beratung abzustellen, wie sie bei einigen Ämtern in be-
währter hleise be¡eits verwirklicht ist. Ein derartiges Amt sollte im Be-
reich Landwirtschaft mit zwei Beamten des höhe¡en Dienstes besetzt lverden,
dem Amtsleiter und seinem Vertreter. Die Leitungs- und Funktionsaufgaben
am kl-eineren Arrt bzw. in de¡ kleineren Abteilung lassen deren stärkere
Einbindung in die Aufgaben der Fachberatung durchaus zu (vgl. TNr. 25.S.1).
Der Umfang, der dem höheren Dienst adäquaten Fachaufgaben wurde von uns
ermittelt. E¡ rechtfertigt du¡chaus eine stellenverringerung.

Die Beratungsaufgaben an einem Amt ohne Schule und Berufsbildung erledigen
die Fachberater fÜr Agrarstruktur, Betriebswi¡tschaft, pflanzliche und
tie¡ische Erzeugung und die Überregional eingesetzten Spezialbe¡ater für
Landtechnik und Iandr,¡irtschaftliches Bauwesen weitgehend selbständig. Da-
mit lassen sich unter der fachlichen Leitung des höheren Dienstes nahezu
sämtliche Beratungsaufgaben am Amt erfüllen. Aus den Beratungen, die bis-
her der höhere Dienst erledigt hat, kann nach den Feststellungen des gBH

mindestens ein D¡itte1 vom gehobenen Dienst erledígt werden. Bei unseren
nachfolgenden Vorschlägen zum Personaleinsatz an Ãmtern ohne Schul- und
Ausbildungsaufgaben haben wir die mögliche Abschichtung von Beratungsauf-
gaben auf den gehobenen und den mj-ttleren Dienst bereits berücksichtigt.

25.5.5 Fõrden-rng

rn den letzten Jahren hat die Zahl de¡ Förderungen stetig zugenommen; 19gg

wurden 660 000 Einzelma8nahmen geförderù. Davon sind s67 000 Förderungen,
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die in einem sog. Vierfachantrag zusammengeführt sind, als Massenförderun-

gen zu qualifizieren, die z.T. automatj-siert sind und einen vergleichs-
weise geringeren Personalaufwand erfordern. Die beratungsj-ntensiven Förde-

rungen im investiven Bereich si-nd rückIäufig. Di.e Belastung durch die För-

derungsabwicklung, vor a1lem durch das im F-rhebungszeitraum 1988 einge-
führte Kulturlandschaftsprogramm, urar regional untersihiedlich.

Für clie För'derung ergibt sich de¡ Personal-einsatz in den Fachabteilungen,
getrennt nach Laufbahngruppen, aus dem folgenden Schaubildl

Personaleinsatz fiir die Fõrderungsvervaltung

Bedienstele

Schaubild 4

120

Abteilungen L1 Abteilungen 12 Abteilungen Lg Abteilungen L4
r--r
I l-J Mittlerer Dienst N cehobener Dienst I Höherer Dienst Ii____l

Der OBH geht bei seiner Beurtei.lung des kilnfbig angerrssenen Personalein-
satzes i¡ der Fõrderrngsbearteitung davon aus, claß sich der höhere Dienst
im wesentlichen auf die Bichtlinienauslegung und die strittigen Förde-

rungsfälJ.e beschränken kann,
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Es gibt bereits eine Beihe von Ämtern, in denen das Förderungspaket, das

1989 erstmals in dem Vierfachantrag zusammengeführt wurde, vom mittleren
Dienst vollkommen selbständig bearbeitet wlrd. Auch bei investj-ven Fö¡de-

rungsprogrammen, wie dem Gülleprogramm und Agrarkreditprogramm und den

Förderungen extensiver Bewirtschaftung wie dem Kulturlandschaftsprogramm

und den Flächenstillegungen kann nach unseren Festsiellungen der mittlere
Dienst in die Förderungsbearbeitung eingebunden werden. Díe Förderungs-

maßnahmen, die bisher der gehobene Dienst bearbeitet hat, könnten wenig-

stens zu einem Viertel auf den mittleren Dienst und die Verwaltungsstelle
überbragen werden, Die einzelnen Förderungsprogramme könnten wie folgt auf
die Laufbahngruppen verteilt werden:

Laufbahngruppen,
Bereich

Fõrderprogranne

mittlerer Dienst
und
Verwaltungsstelle

VolJ.zug des Gasölverwendungsgesetzes
Kleinerzeugerbeihilfen (Getreide )
Rindf Ieis cherzeugerprämien
Ausgl eichszulagen

mittlerer Dienst Startbeihilfen für Junglandrvirte
Bayer, Gülleprogramm
l(ulturlandschaftsprogramm A, B, C

(Beratung tw. gD)

F1ächenstille gungspro gramm
Schaffleischerzeu gerprämien

mittlerer und
gehobener Dienst

Energieeinsparung
Agrarkredi-tprogramm (Beratung tw. hD)

Bayer. [r'lohnbauprogramm
Dorferneuerungsprogramm (Beratung tw. hD)

gehobener und
höhe¡er Dienst Einzelbetriebliche Investitionen

Die Bediensteten aller Ämte¡ haben angegeben, daß sie für den Förde-
rungsvollzug - ohne den Vollzug des Gasölverwendungsgesetzes - insgesamt

43 598 Iage benötigt haben,

Der OBH hat anhand des durchschnittlichen Zeitaufwands von drei der elf
örülich geprüften Âmtern mit den jeweils günstigsten Bearbej.tungszeiten
den Zeitbeda¡f fûr die Förderungsbearbeitung errechnet, Durch einen Zeit-
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zuschlag von 20 v.H. wurden Leistungsschwankungen uncl schätzungsungenauíg-
keiten berücksichtigt. Danach beträgt der Zeitbedarf aIIer Ämter für die
Bearbeitung der verschiedenen Förderungsprogramme 36 608 Tage.

Auch wenn die ve¡waltung einwendet, daß dÍe Anforderungen an den Förde-
rungsvollzug ständig steigen, muß demgegenüber auf folgende Erreichterun-
gen hingewiesen werden:

- Bei den Erhebungen im Jahr 1989 hat sich gezeigt, daß neue Förderungs-
programme mit dem Ziel einer extensiven Landbewirtschaftung (Kulturland-
schaftsprogramm, Frächenstillegungsprogramm) das Amt in der Anraufzeit
besonders belasten. Bei solchen Zuwendungen mit Begellaufzeiten von fünf
Jahren i¡itt aber nach dem Erstantrag eine gewisse Normatisi-erung i-n den

Folgejahren ein. Außerdem war zu beobachten, daß die Fö¡derungsbearbei-
tung dort erleichtert wurde, wo die Aufklärung über Förderungsrichtli-
nien, Antragsinhalte und Termine frühzeitig und umfassend war,

- Mit erhebl-j.chem Mittel-aufwand wird die DV-Ausstattung der Ämter und die
DV-Anbindung an den Großrechner im Staatsministerium verbessert. Neben

de¡ Beratung und schule soll auch der verwartungsvolrzug der Förderungs-
maßnahmen in der Landwirtschaft rationalisiert werden. Der bisherige
Einsatz der DV j-n der Förder- und schurverwaltung hat bereits die Ver-
waltungsstellen entlastet.

- Als einzelne Förderungsanträge j-n einem Vierfachantrag zusammengeführt

wurden, hat das 1989 zu einer Antrags- und Bearbeitungsvereinfachung ge-
führt. Die Einzetanträge weiterer Förderungsprogramme sollten daher in
den automatisierten Mehrfachantrag einbezogen werden.

Nach den örtlichen Feststel-lungen können die 2500 Vierfachanträge eines
mittle¡en Amtes von einem Bediensteten in rd. 100 Taçn bearbei-tet wer-
den. Eine zentrale Förderungsbearbeitung in der Abteilung L 1 erscheint
möglich und sachgerecht. Dies setzt allerdings einen Fachtechniker vor-
aus, der von allgemeinen verwaltungsaufgaben weitgehend befreit ist.

An den örtlichen Kont¡ol1en über die ordnungsgemãße Ver¡,¡endung von Di¡ekt-
zahlungen an die Landwirte hat sich auch der höhere Dienst beteiligt. Der
durchschnittliche Zeitaufwand je Anrt kann mit etwa 40 bis 50 Tagen im Jahr
angesetzt werden. Die fachrich wenig schwierigen Nachschauen kann nach

Auffassung des ORH in al1er Regel der mittl-ere Dienst vornetrmen.



25.5.6 Fachvenaltung

Für die Fachverwaltung ergibiü sich der
Schaubild:

Personaleinsatz aus folgendem

Personaleins atz f:itr die Fachverraltung

ffl Mittlerer Dienst Gehobener Díenst ¡ Höherer D¡ensr

Die Fachabteilungen sind bein Vollzug von Gesetzen mit Gutachten und Stel-
lungnahmen beteiligt. DÍese Hoheítsaufgaben sowie die damit verbundenen
Ortstermine beanspruchen vor alrem den höheren Dienst in den Abteilungen
LLundL2.

Aufgaben von drei Fachabteilungen, wie die Stellungnahmen zu Wehrrückstel-
lungen, die amtliche Pfranzenbeschau, die saatenanerkennung, die Nemato-

denuntersuchungen, die Besondere Ernteermittlung und die amtliche Futte¡-
mittelkontrorle sind dem gehobenen Dienst und dem mittleren Dienst über-
tragen.
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25.5.7 Landr¡i¡tschaftsschule

Die Ausbildung zum Bauern oder zur Bäuerin erfolgt i-m atlgemeinen durch
die landwirtschaftliche Berufsschule und die Landwirtschaftsschule.

Die Ausbildung an de¡ Landwi-¡tschaftsschule umfaßt sowohl in der Abtej-lung

Landwi¡tschaft wie auch in der Abteilung Hauswirtschaft jeweils zwei fach-
theoretische Wintersemester mit 18 Unterrichtswochen und ein fachprakti-
sches Somme¡semester mit 15 Schultagen.

Landwirtschaftsschulen (Stand: 1989/1990) Zahlenübersicht 2

Regierungsbezirk Landnirtschafts-
schulen

davon Atreilungen

Landri¡tschaft Hausvi-rtschaft

0berbayern

Niederbayern

0berpfalz
0berfranken

Mittel-franken

Unterfranken

Schwaben

19

10

7

7

I
4

72

19

I
7

7

I
4

77

19

I
6

5

I
2

10

Bayern insgesart 67 65 58

Die Schulleitung übt der Leite¡ des Amtes aus. Der Untemicht ist nach der
Schulordnung grundsätzlich von Lehr- und Beratungskräften des höheren

Dienstes mj-t Staatsprüfung für das höhe¡e Lehra¡rt zu erteilen, in der Fach-
praxis der Abteilung HauswirEschaft auch von Fachlehrerinnen bz\"r. BearnÈin-

nen des gehobenen landwirtschaftlich-technischen Dienstes - Fachrichtung
landwi-rtschaftl-iche Hauswirts chaft .
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Der Einsatz des Personals, insbesondere der Bearnten des höheren Dienstes,
im Schulbereich ergibt sich aus folgendem Schaubild:

Schuleinsatz Schaubild 6

Bedienstête

120

Behõrdanlaiter Abte¡lungenLl Abteilungen L2 Abt€ilungên L3 Abteilungen L4

E] Mittlerer Dienst Gehobener Dienst I HÖherer Dienst

a) Abteilung Landsi-rtschaft

An einem Amt mit Landwirtschaftsschule sinci wenigstens drei Beamte des

höheren Dienstes eingesetzt. Die Fachbereiche Agrarstruk'bur und Be-

t¡iebswirtschaft, Pflanzliche Erzeugung und Landschaftspflege sowie

ïierische Erzeugung werden getrennt vertreten. Die Personalzuordnung

des Staatsministeriums geht von einem Bedarf des höheren Dienstes von

170 Stellen aus.

Der ORH hat die Schuleinsatzzeiten erhoben. Danach ist der höhere

Dienst 1988 mit einer Arbeitszeit eingesetzt gewesen! die nur rd.
107 Beschäfüigten des höheren Dienstes entspricht.
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Nach der Amtsstatistik 1988/1989 waren die Lehrkräfte durchschnittlich
mit 10,4 unterrichtsstunden in der woche beansprucht, Gemessen an der
Tatsache, daß die hohe Personalausstattung der Arrte¡ mit Angehörigen
des höheren Dienstes stets mit dem schuleinsatz begründet worden ist,
erscheint dies zu gering.

Der schurbetrieb wi¡d durch sinkende studierendenzahlen geprägt. seit
1983 ist die Zahr der studierenden in allen Begierungsbezi_rken um mehr
ars ein Vierbel zurückgegangen; erstmars lggg/1990 stabi-l_isierte sich
diese Zahl regíonal

Studierende - Abteilung Landyirtschaft Zahlenübersicht 3

staatsministerium hat 19Bg desharb zwei standorte aufgegeben. tdie
der forgenden Übersicht hervorgeht, ist auch an anderen standorten
Schulbetrieb inzwischen eingeschränkt worden:

Schulen - Abteilung Land¡ri-rtschaft Zahlenübersicht 4

Schulbetrieb in Forn 1!188/1989 1989/1fX'O

erstes und drittes Semester

nur erstes Semester

nur drittes Semester

ohne Unterricht

61

t
4

a

57

a

5

rm schuljahr 1989/1990 wurde an drei schulstandorten ledigrich ei¡ er-
stes Semester mit 14 und 15 Studierenden eingerichtet.

Das

aus

de¡

Regienrngsbezi-rke 1980/1981 1988/19fft 1989/1990

0berbayern

Niederbayern

0berpfalz
0berfranken

Mittelfranken
Unterfranken

Schwaben

976

684

42L

321

354

279

651

749

456

340

23L

279

150

497

754

446

352

?t4

271-

135

526

Bayern insgesart
fndex

3686
(100 %)

27fJz
(73,3 %)

2698
(73,2 %)



_ 130

Nach der Schulordnung fÜr dle staatl. Landwirtschaftsschulen lJ-egt die
untergrenze für das erste semester beí wenigstens 16 studierenden.
Diese Teilnehmerzahl müßte nach Ansicht des 0BH wenì-gstens er¡eicht
werden, um einen wirtschaftlich vertretbaren Personal-einsatz und Sach-
aufwand zu erreichen. Der ORH häl-t es daher für erforderlich, weitere
Fachschulen zu schließen. Die damit verfolgte Konzentration zielt dar-
auf ab, Schulstandorte mit Parallelsemesterbetrieb, mindestens aber ein
erstes und ein drittes semeste¡ greichzeitig am schutstandort einzu-
richten.

Der OBH ist bei seinen detai.trierten untersuchungen zu dem Ergebnis ge-
kommen, daß 44 schul-standorte aus¡eichend sind. Bei ihrer regionalen
Zuordnung sollte berücksichtigt werden, daß innerhalb des Begi.erungsbe-
zirks möglichst ein flächendeckendes schulangebot erhalten bleibt.

b) Abteilung Hausx-irtschaft

Das staatsministeri-um hat zuletzt 1986 für Amter mit einer Abteilung
Hauswirtschaft 92,5 stellen des höheren und gehobenen Dienstes vorweg
fÜr den Schuleínsatz zugeteilt. Bei Standorten mit erstem und drittem
semester sind 2,5 Beschäftigte des höheren und des gehobenen Dienstes
eingeplant.

Die erhobenen Schuleinsatzzeiten entsprechen der Arbej-tszeit von 43 hö-
he¡en und 39 gehobenen Beamten; das sÍnd 24 v.H. der Gesarntarbeitszei-
ten arler in den Abteilungen L 4 eingesetzten Bediensteten. Darin ist
der Zeitbedarf fü¡ sonderaufgaben in der schurorganisation (Leitung der
Hauswirtschaftsschule u.a.) nicht enthalten. Auch der mj-ttlere Dienst
i-st nach den Erhebungen mit sehr hohen Arbej-tsanteilen in der Schulver-
waltung tätig, im Einzelfall sogar bis 150 Arbeitstage im Jahr.

seit 1980 ist eine stetige, beträchtriche Abnahme des schulbesuchs
festzustellen. Der Rückgang von damal-s bis zum schurjahr 1gg9/19g0 be-
trägt über 40 v.H.
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Studierende - Abùeilung Hausvi-rtschaft Zahlenübersicht 5

Regierungsbezi¡ke 1980/1981 1988/1989 1989/1990

0berbayern

Niederbayern

0berpfalz
0berfranken

Mittelfranken
Unterf¡anken

Schwaben

482

318

189

140

245

72

272

330

165

702

66

134

43

136

318

t42
90

58

II7
31

150

Bayern insgesanrt
Index

t7a8
(100 %)

976
( 56,8 %)

906
(52,7 %)

hinzu Ïellzei-t-
form Bayern 60

Diese rückläufige Schulnachfrage j-st nicht ohne Konsequenzen auf den

Schulbetrieb an den Schulstandorten geblieben:

Schulen - Abteilung Hausyi-rtschaft Zahlenübersicht 6

Schulbetrieb in Form 1988/198fr 1989/19fX)

erstes und drittes Semester

nur erstes Semester

nur drittes Semester

Unterricht in Teilzeitform
ohne Unterricht

13

20

23

2

4

IO

23

18

2

5

Seit dem Schuljahr 1989/1990 wird de¡ Schulbetrieb an einigen Standor-
ten versuchsweise nur in Teilzeitform betrieben. Wegen des hohen Perso-
nal- und Sachbedarfs soIlte dieser Schulbetrieb nu¡ an Standorten ange-

boten werden, wo ohnehin das Personal für die Vollzeitform vorgehalten
wird.

An sechs Schulstandorten wurde trotz zu geringer Teilnehmerzahlen ein
Semester eröffnet.
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Der OFH hä1t es fÜ¡ erforderlich, den Schulbetrieb innerhalb eines Re-

gierungsbezi¡ks so zu konzentrieren, daß ein wirtschaftlicher und wir-
kungsvoller Personaleinsatz an Standorten gewährleistet ist, die die
räumlichen Voraussetzungen fÜr ein erstes und drittes Semester gleich-
zeitig erfÜI1-en. Bei der geringen Nachfrage i.m Bereich Hauswi-rtschaft
muß diese Konzentration stärker ausfallen a1s im Bereich Landwi-rt-
schaft. Er hä1t aufgrund seiner detaillj-erten Untersuchung 31 Standorte
fÜr ausreichend. Die größeren Entfernungen zum Wohnort der Studierenden
sind zumutbar, weil ohnehin eine Unterbringung im fnternat vorgesehen
ist. Soweit mög1ich, sollten Stando¡te dort verbleiben, an denen die
Fachschulbereiche Landwirtschaft und Hauswi¡tschaft eingeríchtet werden

und auch die Berufsbildung zentral durchgeführt werden können.

25.5.8 Berufsbildung

Mit der beruflichen Bildung sind die Regierungen und die Amter befaßt. Die
praktische Berufsausbildung zum Landwirt und zur Iändlichen Hauswirtschaf-
terin im Vollzug des Berufsbildungsgesetzes ist den Ausbildungsberatern
bzw. Ausbildungsberaterinnen bei den Ämtern übertragen. Die Fachabteilungen
sind an der Berufsausbildung beteiligt; sie führen die vorgeschriebenen
fÜnf bzw. sechs Schulungstage in den zwei betrieblichen Ausbildungsjahren
durch.

Dem Ausbildungsberater obliegt die Lehrlingsausbirdung, die Beratung und

berufliche Erwachsenenbildung. Außerdem sind Lehrgänge für Auszubildende
und Leh¡eltern zu organisieren. Ferne¡ wi-rken die Ausbildungsberater und

díe Fachabteilungen bei der Meistervorbereitung nach fachlíchen Vorgaben

der Regíerungen mit -

Der Einsatz des Personals für die Berufsbildung (ohne Ausbildungsberater)
ergibt sich aus folgendem schaubild. sonderaufgaben, wie die Mitwirkung in
Prüfungsausschüssen, sínd j.n den Zeitwerten nicht enthalten.
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Bertfsausbildung Schaubild 7

Bedienstete

Q

Abteilungen L1 Abteilungen 12 Abteilungen L3 Abte¡lungen L4

El Minlerer Dienst Gehobener Dienst I Höherer Dienst

Die Situation in der landwirtschaftlichen Berufsausbildung ist durch rück-
1äufige Ausbildungszahlen geprägt (v91. Zahlenübersj-cht z). Das Gesamtbild
verändert sich auch nicht durch die Tatsache, daß die Zaht der Betriebs-
nachfolger, die a1s Quereinsteiger keine landwirtschaftliche Berufsausbil-
dung durchraufen haben, zunimmt. Diese absolvieren die Abschlußprüfung
nach $ 40 Abs. 2 Berufsbildungsgesetz (BB1G).
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Entvicklung der Ausbitdungszahlen Zahlenübersicht 7

Berufsausbil-dung 1980 1985 1988 1989

AusbiJ-dungsve¡ùãltnisse

- Landwi¡t

- LändI. Hauswirtschaft
6 456

2 220

3 992

2 I7t
2 481,

7 tL5
2 0t9

6461)

Teil¡ehruer an der Heister-
ausbildung

- Landlirtschaft
- Lãndl. Hauswirtschaft

476

166

676

274

656

228

575

243

AbschluBpräfung nach
S ¡10 Abs. 2 BBiG

- Landwi¡tschaft

- Hauswirtschaft
130

87

100

163

240

214

?80

170

1) Rückgang wegen Einführung des Berufsgrundschuljahres

Bei den Teilnehmerzahlen zur Meisterprüfung in der Landwirbschaft i-st zu
berÜcksichtigen, daß darin auch die Absol-venterr an den Höheren Landbau-
schulen enthalten sj-nd. Diese führen die Meisterausbj-l-dung ohne Beteili-
gung der Ämter durch.

Die erhobenetr Arbeitszelten entsprechen etwa der Arbeitsleistung von 24

Beschäftigten des höheren Dienstes. Díeser Personalej.nsatz erscheint zu
hoch. Dafür mag e¡heblich sein, daß der höhere Dienst selbst fachprakti-
sche Lehrinhalte in der Lehrlingsausbitdung vermittelt. Der gRH verkennt
nicht, daß die fachlichen Leitl-inien in der Berufsbirdung, dj-e einen qua-
litativ hohen Stetlenwert haben, vom Fachabteilungsleiter vorzugeben sind.
Die fachlichen Lerninhal-te in den Bahmenplänen für dj-e überbetrieblichen
Ausbildungsmaßnahmen könnten aber weitgehend durch den gehobenen Dienst
vollzogen werden.

Der Einsatz des Ausbildungsberaters und der Ausbildungberaterin bezieht
sich auf sehr kleine Lehrlingsgruppen. vor allem in der 1ändli_chen Haus-
wirtschaft sind das oftmals nur zwei bis drei reilnehmer. Daraus ergibt
sich ei-n unve¡tretbar hoher personaleinsatz,

Legt man die vom Staatsministerium aufgestetlten Bedarfsgrößen von g0 bzw.
135 Auszubildenden je Ausbildungsberater Landwirtschaft bzw. Hauswi¡t-
schaft zugrunde, so ergibt sich folgender personalüberhang:
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Ausbildungsberater Zahlenübersicht I

Landri-rtschaft Hausuirûschaft

Ausbildungsverhä1tnisse1) 2 0t9 I TL5

Bedarfsfaktor (Auszubildende je Stelle) 90 fi15

Stellenbedarf
vorhandene Stellen

23
54, 5

I
26

Stellenûberhang 31, 5 17

1) Die Ausbildungszahlen beziehen sich in der Landwirtschaft auf das Jahr 1989. hbgen der
EinfÚhrung des Eerufsgrundschuljahres werden dagegen in der Hausuirtschaft die Zahlen 1988
zugrunde gelegt.

Die Berufsbildung in der Landwirtschaft wäre nach Ansicht des ORH auf we-

niger Schulstandorte zu konzentrieren. Dabei berücksichtigen wir einmal
die rückläufige Nachfrage in der Berufsbildung. Zum anderen soIL die hohe

Ausbildungsqualität in der landwirtschaftlichen und hauswirtschaftlichen
Berufsbil.dung erhalten bleiben. llm dies zu gewährleisten, wäre írn Grunde

am Ausbildungsberater als Spezialberater festzuhalten. Allerdings kann

dieser speziarberater nur übergebietlich mit de¡ Betreuung der AuszubíI-
denden wie auch der Meisteranwärter ausgelastet werden.

Bei dieser Sachlage und in Arlbetracht des Personalkörpers an einem Amt mit
schufe häl-t es der ORH für erforderlich, die berr¡fliche Bildung genererl
auf die Schulstandorte zu konzenÈrieren.

Eine Konzentration häl-t de¡ ORH auch bei den einzelnen Schulungstagen der
landwj-rtschaftlichen Lehrlinge für notwendig. Kleine Gruppen sind wenig

wirtschaftlich und lange Anfahrten belasten die Teilnehmer. Dagegen er-
scheint ein mehrtägiger Lehrgang bei einer Lehranstatt für Tierhaltung
vorteilhaft. Nach den Feststellungen des OHH bestehen an diesen Einrich-
tungen noch Kapazitäten für solche Schulungstage (vgl- TNr. 24).

25.5.9 Verraltungsstelte

Die Erhebungen des ORH beziehen sich auf die Verwaltungsstellenleiter,
Zahlstellenleiter und Schrelb- und Bürokräfte. Bei den Vervaltungsstellen
wurde unte¡sucht, ob und mit welchen Auswirkungen technische Neuerungen irn
DV-Bereich wirksam werden und zu einer geänderten Arbeitsteilung in der
Förderungsverwartung am Amt führen können. Außerdem wurde geprüft, ob die
Zahlstel-len aufgelöst werden können.
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Die Verwaltungsstelle lej-tet in de¡ Begel ein Beamter des mittleren Ver-
waltungsdienstes oder ein verglei-chbarer Angestellter. Zu seinen Aufgaben

rechnen die allgemeine Verwaltung, die Personalsachbearbeitung, das Haus-

halts- und Kostenwesen und der Haushaltsvollzug von Fördermaßnahmen.

Al-s Zeitaufwand für die Abwicklung des Zahlungsverkehrs in der Zahlstelle
wurden du¡chschnittlich 80 Tage im Jahr erhoben. Bei Zahlstellen, di-e

jetzt schon weitgehend den Zahlungsverkehr über die Staatsoberkasse ab-

wj.ckeln, sind es weit weniger Tage.

Dem ORH erscheint es sachgerecht, die Zahlstell-en bei den Amtern aufzulö-
sen und HandvorschÜsse ei-nzurichten. Jedenfalls sollten bei Ämtern ohne

Schule und Berufsbildung die Aufgaben der Zahlstelle grundsätzlich an den

Verwaltungsstel-lenleiter des Amtes ùbertragen werden. Bei den Förderungs-
programmen, die noch manuell bearbeitet werden, sollte geprüft werden, ob

diese zent¡al- über eine DV-Anlage haushaì-tsmäßig zugeteilt, abgewickelt
und überwacht werden können.

Bei der kÜnfti-gen Personalbesetzung hat de¡ 0RH den verstärkten Fínsatz
der Verwal-tungskräfte in der Förderungsverwaltung angemessen berücksich-
tigt.

ZusmængefaBtes Ergebnis

Der OBH schlägt folgendes vor:

Die Ämte¡struktur in Bayern solfte beibehalten werden, allerdi-ngs soll-
ten die ä¡¡rter mit anEeschlossenen Landyi¡tschaftsschulen auf wenige

Standorte j-nnerhalb eines Begierungsbezirks konzentriert werden. Ent-
sprechend der derzeitigen Schulnachfrage sowie den regionalen und sach-

lichen Gegebenheiten wären 44 Schulstandorte mit der Abteilung Landwi¡t-
schaft und 31 Schulstandorte mit der Abteilung Hauswirtschaft zu bilden.
Nur eine Konzentration auf weniger Schulen gewährleistet nach Ansicht
des OBH einen kostengünstígen und dennoch qualitativ hochstehenden

Schulbetrieb. Durch ei-ne gestraffte Schulorganisation wi¡d es auch wie-
der möglich, den höheren Dienst vorrangig im Unterricht einzusetzen. 7u-
gleich würde die Zusammenlegung der Schul-standorte zu erheblichen Perso-

naleinsparungen vor al1em im höheren Dienst führen.

An den Ãrtern ohne Schule und Ben¡fsbildung sollte von der bisherigen

Abteilungsgliederung abgegangen werden. Anstelle der vier Fachabteilun-
gen könnten die Agrarstruktur und Betriebswirtschaft, die Produktions-
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technik für pflanzliche und tierische Erzeugung und die Ernährungs- und

Hauswirtschaft aIs drei Abteilungen eingerichtet werden. Ei¡ solches Amt

wäre im Hinblick auf ej-nen adäquaten Einsatz des höheren Dienstes grund-
sätzlich nur mehr mit drei Stellen für den höheren Dienst auszustatten,
dem Behördenleiter, seinem vertreter und der Leitung der staatr. Bera-
tungsstelle fÜr Ernährung und Hauswi¡tschaft. Die fachliche Leitung für
den Aufgabenbereich tie¡ische Erzeugung soIlte vom benachbarten Schul-
standort aus wahrgenommen werden.

- Die Fachberatung wäre verstärkt auf den gehobenen und mittleren Dienst
zu Übertragen. Dies könnte durch Stellenumschj-chtungen erreicht we¡den.

- Die Personalausstattung in de¡ Berufsbildung müßte dem stark rückläufi-
gen Arbeitsanfall angepaßt werden. Nur an standorten mit einem schurbe-
trieb wäre die Berufsbitdung noch vertretbar. Die fachpraktische schu-
lung so1lte darÜber hj-naus an den Tierhaltungsschulen zusanrmengeführt
werden,

- Die Fõrderungsverraltung müßte gestrafft we¡den. Der Einsatz des höhe-
ren und gehobenen Dienstes in de¡ Förderung müßte auf schwierige Fragen
beschränkt werden. Der mittlere Dienst wäre stärke¡ in die Förderungs-
bearbeitung einzubeziehen. Die atrgeæine vervartung sorlte für die
Mithitfe in der Förderungsbearbeitung weit stärker als bisher herange-
zogen werden.

a) Bei umsetzung unserer vorschläge können aufgrund unserer, dem staatsmi-
nisterium vorliegenden, detaillierten Untersuchung i.nsgesarnt 110 Stel-
len eingespart werden.

Personalei¡sparung Zahlenübersicht 9

hD gD nf) Vy-Krãfte insgesamt

Personalüberhang 67 33 ,5 4,25 5,5 t70,25

b) Darüber hinaus wären folgende sterlenabschichtungen mögIich:

- 61 stellen des höheren Di-enstes in stellen des gehobenen Dienstes,

stellen des gehobenen Dienstes in sterren des mittre¡en Dienstes

17 stellen des mittreren Dienstes in stellen für Büro- und verwal-
tungskräfte.

Diese Abschichtungen dürfen insgesamt zu keiner hõheren stelrenzahl
führen.

34
und
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c) Im Bereich der Ernährung und Hauswirtschaft sind 13 Stellen im gehobe-

nen Dienst und 18 Stellen im mittferen Dienst ni-cht besetzt und deshalb

einzuziehen.

Aus dÍesen Vorschlägen des ORH ergeben sich jährli.n" fin"p."ungsmöglich-

keiten von 12 Mio DM.

25-7 Stellungnahme der Verraltung und Erriderung des ORH

25.7.t Das Staatsministerium stimmt mj-t dem ORH zwar darin Überein, daß die Orga-

nisation an den Ämtern zu verbessern sei und eine Konzentration vor allem

bei den Schulstandorten und im Bildungsbereich notwendig werde. Auch be-

steht weitgehend Übereinstimmung darüber, daß das Personal laufbahnbezo-

gener eingesetzt werden solIe, was zu einer größeren Zahl von Stellenab-

schi-chtungen führen würde. Bei den Aufgabenfeldern der Fö¡derungs- und

Fachverwaltung sowie der allgemeinen Verwaltung kommt das Staatsministe-

rium zu keinen wesentlich anderen Ergebnissen als der OBH. Im ganzen wen-

det sich das Staatsministerium auch nicht gegen die Untersuchungsmethode

des ORH.

Entschieden widerspricht allerdings das Staatsministerium den Einsparvor-

schlägen des ORH. Es fordert sogar 278 neue Stellen, die nach seiner Meí-

nung im Bereich der Beratung eingesetzt werden soI1en. Das Staatsministe-

rium hatte bereits bej- seinen Stellenanforderungen zum Haushalt I99tl1992

146 neue Stellen vornehmlich des gehobenen und mittleren Dienstes bean-

tragt. Damals wurde diese Anforderung freilich mit der steigenden A¡beits-
belastung j-m Förderungsbereich begründet.

Das Staatsministerium wendet gegen die Einsparvorschläge des ORH vor a1-

l-em ein, sie wúrden die aktuelle und die kÜnftige Entwicklung zu wenig

berücksichtigen. Dem Ergebnis der ùllirtschaftlichkeitsprÜfung des 0RH sei
eine differenzierte Arbeitsbedarfsplanung gegenÜberzustell-en.

Diese Eínwendungen gehen fehl. Díe Erhebungen des ORH umfassen sämtllche

Fach- und Verwaltungsaufgaben, wie sie bei den Amtern in den unterschied-

lichen Agrargebieten Bayerns anfa11en. Seine Einsparvorschläge berÜck-

sichtigen die notwendigen, aktuellen und abzusehenden Aufgaben des Fach-

und Verwaltungspersonals. Die Personalanforderungen des Staatsministe-
riums hingegen sind fÜr den Bereich der Beratung nach den umfangreíchen

Prüfungserfahrungen des 0BH überzogen. Entgegen den haushalts¡echtlichen

Möglichkeiten fordert das Staatsministerium die ArbeitszeitverkÜrzung im
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öffentlichen Dienst von 40 auf 38,5 stunden und die Ausfallzeiten des

weiblichen Personals in der Ernährungs- und Hauswirtschaftsberatung durch

eine mobil-e Reserve bzw. durch zusätzliche Steflen auszugleichen.

Zu den Forderungen des Staatsmj-nj-steriums im einzelnen:

25.7.2 Das Staatsministerium häIt für die Beratung und ben¡fliche Eryachsenen-

bildung zusätzlich 101 Stellen des hõheren Dienstes und 199 Stel-len des

gehobenen und mittleren Dienstes für notwendj-g (darunter 22 durch Umset-

zung). Nach seiner Ansicht könne heute schon dem gesetzlichen Beratungs-
auftrag nicht mehr im notwendigen Umfang nachgekommen werden.

Die hierzu angestellten Berechnungen kann der OBH nach den Prüfungsergeb-
nissen nicht akzeptieren. Beispielsweise werden entsprechend der Zahl der
Haupt- und Nebenerwerbsbetriebe generell ganz bestimmte zeitlj-che Bera-
tungsanforderungen unterstel_lt,

Nach den Detaj-lerhebungen des OBH bei den Àmtern gibt es kei-n Beratungs-
defizit, das durch einen Mangel an Personal begründet wäre. Dies schließt
freilich nicht aus, daß in verschiedenen Bereichen die Qual1tät der Bera-
tung verbesserungsbedÜrftig ist. Nach de¡ Gesamterhebung des 0RH sind
36 v'H. des Personals bei den Ämtern mit Beratungsaufgaben betraut. Das

entspricht 482 Beschäftigten. Im Durchschnitt hä1t die Landwirtschaftsbe-
ratung damit sieben staatliche Berater je Landkreis vor. Vor der Prüfung
hatte die Verwaltung nach eigenem Bekunden mit einer solch hohen Bera-
tungskapazität nicht gerechnet. Die landwírtschaftlichen Selbsthilfeein-
richtungen, die mit erheblichen staatlichen Mitteln gefördert werden, be-
wirken zusammen mit der 0ffizialberatung, daß die Beratungsnachfrage um-

fassend befriedigt werden kann.

25.7.3 FÜr die Aufgaben der Fachvervattung errechnet das StaatsminÍsterium den

Personal_bedarf von 129 Stellen.

Demgegenüber hat der ORH einen um 13 stellen geringeren personarbedarf

ermittert. Für die Nematodenuntersuchungen und pflanzenbeschau z.B. sind
die vom Staatsmi-nisterlum fÜr erfo¡derlich gehaltenen A¡beitszeiten bei
weitem überhöht. rn einem einzigen Amtsbereich, in dem die HäIfte der Ne-
matodenproben in Bayern gezogen werden, beträg.t der tatsãchliche Zeitauf-
wand je Probe weniger als der zehnte Teil des vom Staatsministerium ve¡-
wendeten Ansatzes,
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25.7-4 Für den Bereich der Fõrderungsvervaltung bestätigt das Staatsministerium

im Ergebnís den vom ORH ermittelten Personalbedarf. Dafür sind 224 Be-

schäftigte einzuplanen, einschlíeßh-ch der 42 Beschäftigten, die die Gas-

ölbetriebsbeihilfen abwickeln. Oas Staatsministerium folgt auch den Über-

legungen des OBH, daß 40 Stellen des höheren Dienstes abgeschichtet wer-

den können und die künftige Förderungsabwicklung unter stärkerer Einbe-

ziehung der Verwaltungskräfte weitgehend auf den gehobenen und mittleren
Dienst übertragen werden sollte. Dj-e möglichen Bationalisi-erungsmaßnahmen

bei de¡ künftigen Förderungsabwicklung sollen genutzt we¡den.

25-7-5 Oas Staatsministerium stimmt zu, daß in der Berufsbildung Landwirtschaft

und Hauswj-rtschaft seit Jahren die Ausbildungszahfen stark rückläufig
sind. Durch eine notwendige Konzentration auf weniger Standorte könne

Personal abgebaut werden. Auch könnten die ín diesem Bereich anfallenden

Fachaufgaben weniger vom höheren Dienst als vielmehr weitgehend vom geho-

benen Di-enst vollzogen werden. Diese Veränderungen bewi-rkten, daß insge-
samt 33 Stellen des gehobenen und mittleren Dienstes einzusparen seien.
Insoweit bestätigt das Staatsministerium auch den vom OBH ermittelten
Personalúberhang. Bei seine¡ Personalplanung berücksichtigt das Staatsmi-

nisterium aber auch künftige Änderungen i-m Votlzug der Berufsbildung, di-e

noch nicht konkret faßba¡ sind. Dadurch sollen zusätzlich 19 Stellen im

höheren Dj-enst geschaffen werden.

25.7.6 Das Staatsministerium hält die vom ORH aufgezeigte Konzentration im

Schulbereich für nur langfristi-g realisierbar. So will es die Schulstand-

orte bzw. Semesterzahlen für die Landwirüschaftsschulen zunächst nur un-

wesentlich verringern. Es beabsichtigt auch, einen verstärkten wechseL-

klassigen Unte¡richt einzufùhren. Außerdem so11 noch eine "rationel1e"
Semesterstärke gefunden werden. Eine Orientierung auf sichere Schul-stand-

orEe bedürfe noch der P1anung.

Die notwendige Strukturänderung im Schulbereich kann sicherlich nicht von

heute auf morgen verwirklicht werden. Allerdings geht es auch nicht an,

daß bei dem einschneidenden Schùlerrückgang, welcher nunmehr über viele
Jahre anhält, sich jetzt allerdings stabilisierb, kurzfristig nur einige
wenige Schulstandorte aufgegeben werden sollen. Bei seiner Pe¡sonalbemes-

sung, die zu eine¡ bedeutsamen Personaleinsparung i¡n höheren Dienst führt,
geht der OBH von einer schon ir wenigen Jahren realisierbaren Organisa-

tionsänderung irn landwirtschaftlichen Schulwesen aus. Seine Bedenken rich-
ten sich außerdem gegen den vom Staatsministerium favorisierten wechsel-

klassigen Unterricht. Bei einem 18wöchigen Unterricht im Semester würde
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nämlich ganzjährig Personal des hõheren Dienstes ruLt einer z.T. niedrigen
Lehrverpflichtung gebunden. Auch kann die Semesterstärke eine Mindestteil-
nehmerzahl nicffi unterschreiten. Die Kosten sind bei zu kreinen semester-
stä¡ken ni¡ht mehr ve¡t¡etbar,

25.7-7 FÜr die Sonderaufgaben und sonstigør Aufgaben e¡rechnet das Staatsmini-
sterium den gleichen Personalbedarf wie der ORH. Durch Konzentration im

Schulbereich werden auch die Leitungsaufgaben verringert; dadurch können

29 Stellen des höheren Dienstes eingespart werden. Auch das Staatsminj--
sterium bezieht den Personalbeda¡f für die Antsleitung be¡eits auf 24 iim-

ter ohne Schute und 44 Amter mit Schulen.

25.7.8 Zusammenfassend hält der ORH daran fest, daß in der Landwirtschaftsve¡-
waltung die geforderte üfirtschaftlichkeit nur über Personaleinsparungen
und -abschichtungen errej-cht werden kann. Die verwaltung ist gehalten,
ihr Personal mögli.chst wirkungsvoll einzusetzen. sie muß der Tatsache
Rechnung tragen, daß die Zahl der Landwirtschaftsbetriebe ständig abge-

nommen hat und die Schut- und AusbildungsverhäItnisse stark rückläufig
waren, wenn sie sích nunmehr auch zu stabilisj-eren scheinen. Der ORH ver-
kennt dabei nicht, daß besondere Erwartungen auf die Offiziarberatung ge-
richtet bleihen. Mit de¡ vom 08H vorgesehenen Pe¡sonalausstattung können

aber alIe Anforderungen an die Landwirtschaftsverwaltung, insbesondere
auch die der Beratung, erfü1lt werden.
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EINZELPLAN O9

(Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten)

Staat sfo r s tve rwa I tung

Schutaaldsanierung
(Kap. 09 05)

Das Schutzwaldsanierungsprogramm für das Hochgebirge erfordert
den hohen Aufwand von 524 Mio DM. llj-e eine Prüfung durch den ORH

ergeben hat, werden j-n den bisher angelegten Forstkulturen die
fÜr stabile Schutzwälder unentbehrlichen Mischhölzer so stark vom
hlild verbissen, daß sich überwiegend nur die Fichte durchsetzen
kann. Damit ist der Erfolg des Programmes in Frage gestellt. Eine
Reduzi-erung de¡ Wildbestände ist unerläßlich und auch möglich.

Die Schutzwälder im Gebi-rge sind unersetzlich; sie verhindern dj-e Boden-

erosion und dienen dem Schutz von Siedlungen und Straßen vor Wildwasser,

Lawinen, Mu¡en und Bergrutschen, Diese Funktion kann nur ein stabiler und

gesunder Schutzwald erfüllen, der sich aus allen natürIich vorkommenden

Baumarten zusammensetzt, Ein reiner Fichtenwald ist dazu - von wenigen

Standorten abgesehen - nicht in der Lage.

Seit Jahrzehnten gelingt es nicht mehr, die alten, sich teilweise bereits
auflösenden Schutzwälder standorts- und funktionsgerecht zu verjüngen. Sie

stammen häufig aus Zeiten geringerer l,'Jildbestände und sind deshalb ge-

mischt. fn solchen Altbeständen wachsen auch heute noch ausreichend viele
Baumsämlinge mit hohem Tannen- und Laubholzanteil heran. Diese zunächst

beigemischten Bauma¡ten werden aber so stark verbissen, daß sich später
nur noch die Fichte durchsetzen kann. Auf diese l¡rleise entstehen häufig
reine Fichtenbestände oder Fichtenbestände mit zu geringem Laubholzanteil;
die Tanne fällt fast vollständig aus. Hauptursache für die Verbißschäden

sind zu hohe Bestände an Bot-, Beh- und Gamswild. Trittschäden und Verbiß-
schäden durch hleidevieh stellen eine zusätzliche örtlich oft bedeutende

Belastung dar.

Die bayerischen Forstänrter und das Wasserrlirtschaftsamt Kempten (Alfgäu)

haben in den Jahren 1984 bis 1988 irn gesamten bayerischen Alpenraum 128

größere Sanierungen mit einer Flãche von 42O ha durchgeführt. Der OBH hat

26.7

æ-2
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davon i-m Jahr 1989 im wege eine¡ Erforgskontrolle 79 0bjekte mit zusammen

314 ha besichtigt und auf sachgerechte Ausfüh¡ung sowie auf Verbißschäden
überprüft.

Dabei ergab sich folgendes:

rn Hochlagen und auf Extremstandorten tieferer Lagen haben Gehõlzpfran-
zungen nur dann gute Überlebens- und Entwicklungschancen, wenn sie in
engem Abstand in sogenannten Rotten stehen. Diese Vo¡aussetzung wurde
erst nach Beginn der sanie¡ungsmaflnahmen erkannt. Deshalb wurde nur auf
etwa einem Drittel der sanierungsflächen in Hottenstruktur gepflanzt.
Inzwischen ist das Pflanzen in Hotten vorgeschrieben.

Auf steileren Flächen müssen Gleitschneeverbauungen errichtet werden,
weil sonst die Baumpflônzen vom Kriech- und Gleitschnee ausgerissen
oder geschädigt werden. Nur 14 v.H. der sanierungsfrächen, auf denen
nach neuen Erkenntnissen Greitschneeverbauungen auf ganzer Fläche oder
auf reilflächen nötig geuresen wären, wiesen sorche schutzbauwerke auf.

Die verbißschäden an den pflanzungen wurden vom ORH in fünf verbi_ß-
grade eingestuft (0 und i, = unbedeutender oder geringer vitalitäts-
verl-ust,2 = Grenzbereich, 3 und 4 = Vitalitätsverlust so groß, daß
sich die Pf],anzen nicht mehr entwickeln können oder absterben). Das
Ergebnis i-st -in der nachfolgenden Zahlenübersicht dargestel-lt:

Zahlenübersicht

Auf den geprùften Flãchen
waren dtrrch l{ildverbifl

Ficffie

v-H.

Tanne

v. H.

Kiefer/
Lãrche

v. H.

Erle

v. H.

Sonstige
Laubhõlzer

v.H.

- nicht oder nur gering ge-
fährdet (0 + 1)

- gefährdet (2)

- stark bis sehr stark ge-
fährdet (3 + 4)

84

a4

2

52

20

28

65

t4

2!

o1

3

4

20

22

58

b)

c)

Bei den Werten für Ïanne
den gepflanzten Gehölzen

Zaun ausgebracht ist.

ist allerdings zu beachten,
nur 4 v.H. beträgt und sie

daß ihr Anteil an

teilweise hinter
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In Schaubild 1 ist dargestellt, wie hoch der Anteil der Verbißgrade 0 und

1, 2 sowie 3 und 4 bei dem für stabile Schutzwåilder unentbehrlichen Laub-

holz (ohne Erle) in den einzelnen Forstamtsbereichen íst.

Anteil der VerbiBgrade am Laubholz (ohne ErIe)
in den vom ORH ûberprÛften Sanierungen

Schaubild 1

100"Á

90%

80o/o

7Oo/o

60%

51o/o

404

30%

2oo/o

10%

o%

E Verbißgrad O und 1 Verbißgrad 2 I Verbißgrad 3 und 4

fm Durchschnitt sind die Laubhölzer zu über 60 v.H. existenzgefährdend

verbissen. An zwei Forstämtern liegt diese¡ Anteil Über 80 v.H., an fÜnf

Forstärnte¡n reicht er bis 100 v.H. De¡ mit dem Programm angestrebte Erfolg

kann damit nicht eintreten.

Schutzwaldsanierungen werden auch in Privat- und Körperschaftswä1dern

mit erhebtichen Staatszuschüssen durchgeführt. Außerdem wandert t¡',lild aus

nichtstaatlichen Jagdrevieren zu, vJenn es nur im Staatswald reduziert
wird. Deshalb sind bei den betroffenen Fo¡stämtern und Landratsämtern

- Untere Jagdbehörden - die Wildabschußzahlen fÜr Rot-, Beh- und Gamswild

und die Zählergebnisse für Botwild erhoben worden.

Oer ORH hat mit Computer-Simulationsmodellen aufgrund der wissenschaftlich
gesicherten wildbiotogischen Zusammenhänge zwischen tlildgrundbeständen,
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Vermehrungsraten, mehrjährigen Abschüssen

berechnet, wie hoch die Rotwi-ldbestände

bayerischen Alpenraums etwa sind.

und Veränderungen der Wildmenge

in den Hegegemeinschaften des

Schaubild 2

In Schaubild 2 ist dargestellt, wie hoch die Botwildbestände im Jahre 1989

in den einzelnen Hegegemeinschaften waren und wie hoch nach den Hegericht-
Ij-nien die "tragbare l¡rlilddichte" sein sollte. In allen Hegegemeinschaften

U-egt die Wilddich'te über diesen Zielwilddichten; in einigen Hegegemein-

schaften ist der Wildbestand sogar ungerÁ/öhnl-ich hoch.

fstriLddichte r¡nd "tragbare" t|ilddichte beim BotyiJ-d
in den Hegegenninschaften des bayer. Hochgebirges
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26.4 Die Bayer. Staatsforstverwaltung hat in Zusammenarbeit mit den Behörden

der Bayer. Wasserwirtschaftsverwattung in den Jahren 19BG bis 1989 eín
Programm zur Sanierung der Schutzwä1der sowie zur Aufforstung und Verbau-

ung von Hanglagen ausgearbeitet. Dj-e gesamte Sanj.erungsfläche j-st

11 600 ha groß, der Gesamtaufwand für die geplanten Sanierungen liegt bei
524 Mio DM. Etwa 64 v.H. der Sanierungsflächen Iiegen im Staatswald,
30 v.H. im Privat- und 6 v.H. im Körperschaftswald. Schaubild 3 stelIt die
Verteilung der Flächen und Kosten auf die Bereíche der Hochgebi-rgsforstäm-

ter dar,

Sanienlngsflãchen und -kosten im Bereich
der ei¡zelnen Hochgebirgsforstãmter

Schaubild 3

ha
1 600

'1400

1200

1 000

800

600

400

200

0

Mio DM

n na i Mio otvt

Die Wasserwirtschaftsämter errichten die permanenten Verbauungen, z,B, aus

Stahl. Die Forstämter führen die waldbaul-ichen Maßnahmen durch und erstel-
len dabeÍ - soweit e¡forderlich - auch temporäre Verbauungen aus Holz
gegen Gleitschnee und Lawinen; der Kostenaufwand hierfür liegt bei 1m 000

bis 500 000 DM/ha. Die Lebensdauer solcher Ho1zwe¡ke beträgt 20 bis 30

Jahre; danach müssen die zwischen die Bauwerke gepflanzten GehöIze die
Schutzfunktion übernehmen. trrlenn sich die Pflanzungen aber nicht normol

entwickeln, mÜssen Verbauungen und Aufforstungen wiederholt werden, Dies
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ist dann zu befürchten, wenn die t¡Jildschäden so hoch bleíben wie in den

vergangenen Jahren- Es ist also zwingend erforderlich, die t¡rlíIdbestände
in aIlen bet¡offenen Jagdrevieren auf ein tragbares Naß zu verringern und

über längere Zeíi" niedrig zu halten. weiter ist es unumgänglich, die
Weide in Sanierungsgebieten einzustellen.

Nur wenn die Aufforstung und die Naturverjüngung gesichert werden können,
bestehen Aussichten, daß die summe von s24 Mio uM fûr eine sanierung der
genannten 11 600 ha nicht vergebrich aufgewandt wÍrd. Alle Bemühungen, ge-
mischte schutzwälder zu begründen, müssen ins Lee¡e laufen, wenn es nicht
gelingt, die verbißberastung i.n den Bergwärdern in den nächsten Jahren
deutlich zu reduzieren. Dabei geht es nicht nur um die Höhe der Rotwitd-
bestände, sondern auch der Gams- und Rehwildbestände. Die Beeinträchti-
gung des Bergwaldes kann zu schäden führen, die auch mit noch so großem

finanziell-en Aufwand nicht mehr auszugleichen sind. l¡litdschäden wie auch

weideviehschäden können aber auf ein tragbares Maß reduziert werden.

Das staatsministerium hat den Feststelrungen des OBH im arlgemeinen nicht
widersprochen. Anfang Oktober 19g0 hat der ORH noch einmal sanierungs-
fIächen i.n sechs Forstamtsbereichen besichtigt. Es ergaben sich gegenüber
den bereits getroffenen Feststellungen keine wesentlichen Veränderungen,
insbesondere keine Verminderung des Verbißdruckes.
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EINZELPLAN 1O

(Staatsministerium fiir Arbeit und Sozialordnung)

Bekãmpfung des ûrogen- und Rauschr¡ittel¡¡iBbrauchs

Ein geschlossenes Behandlungszentrum für jugendliche Drogenab-
hängige war trotz nachträglicher Erwei-terung des Bestimmungs-
zwecks auch nach einer Betriebszeit von mehr a1s neun Jahren
nicht vol1 ausgelastet, die Verweildauer ist wesentlich höher
als j-n ande¡en Drogenkliniken. Díe vom Staat zu tragenden Tages-
pflegesätze liegen seit Jahren bei rd. 300 DM. Die durchschnítt-
lichen Behandlungskosten pro Patient liegen bei rd. 230 000 DM.

27.! Allgennirtes

Ein Bezirk betreibt seit dem Jehr 1980 ein geschlossenes Behandlungszen-

trum fÜ¡ junge Drogenabhängige, díe aufgrund von gerichtlichen Entschej--

dungen in eine Entziehungsanstalt eingewiesen werden. Das Zentrum wurde

seine¡zeit als Model.leinrichtung geschaffen und ist - neben einer ähn1i-
chen Einrichtung in Niedersachsen - die eínzige Einrichtung dieser Art in
der Bundesrepublik Deutschland. Die laufenden Kosten des Betriebs we¡den

vom Freistaat Bayern getragen. Der ORH hat die Verwaltung bereits 1984 auf
verschiedene grundsätzlì-che Mängel, insbesondere mangelnde Auslastung und

überhöhte Tagespflegesätze hingewiesen. Die damaligen Feststellungen wur-

den von der Ve¡waltung mit Hinweis auf den Modellcharakter der Anstalt und

die noch fehlenden Erfahrungen in de¡ Therapie zurückgewiesen. Neuerliche
Erhebungen im Jahr 1989 durch ein Staatl. Bechnungsprüfungsamt haben je-
doch ergeben, daß sich auch nach rd. neunjähriger Betriebszeit die Ver-
hältnisse nicht wesentlich geändert haben. Im einzelnen wurde folgendes

festgestellt:

27 -2 Zreckbesti.mung

Nach der ursprünglichen Zweckbestùnmung sollten nur drogenabhängige

Jugendliche und Heranwachsende untergebracht werden, díe j-m Maßregetvoll-
zug nach dem Jugendgerichtsgesetz (JGG) eingewiesen werden. Wegen mangeln-

der Auslastung wurden jedoch auch ältere Drogenabhängige aufgenommen, die
nach Erwachsenenstrafrecht (StGB) eingeb,iesen wurden. Aufgrund einer Ve¡-
einbarung zwischen dem Bezirk und dem Freistaat Bayern dürfen sej-t 1984 im
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Maßrege1vo11zug Patienten, ausgenommen Strafgefangene und Alkoholiker,
grundsätzlich bis zum vollendeten 24. Lebensjahr und in begründeten FäIlen
sogar bis zu einem Alter von höchstens 30 Jahren in das Behandlungszentrum
(BZ) eingewj-esen werden. Trotzdem ist es innerhalb von weite¡en fünf Jah-
ren nicht gelungen, das BZ zweckentsprechend zu belegen. In den Jahren
1-984 bis 1988 waren von den insgesamt untergebrachten 133 Patienten (dar-
unter 36 Wj-ederaufnahmen) nur 25 Patienten nach JGG eingewiesen. Di-e übri-
gen Patienten, darunte¡ mehrere Alkoholiker, r¡raren nach dem StGB eingewie_
sen worden; davon waren im Zeitpunkt der Einweisung 65 Patienten mehr als
24 und acht Patielrten mehr als 30 Jahre a1t. Für die Aufnahme der älteren
Patienten lagen in keinem Fall Begründungen vor.

Der 0RH hat dj-e beteitigten Staatsminj-sterien gebeten, sofern das BZ wei-
terbetrieben wird, neu zu entscheiden, nach welchem Konzept dÍes künftig
geschehen so1l.

27.3 Auslastung

Die 58 Therapieplätze des BZ waren in den Jahren 1980 bis 1983 und - t¡otz
Erweiterung des Bestimmungszwecks - auch in den Jahren 1gg4 bis lggg
durchschnittlich nur mit rd. 40 Patienten belegt. Dies entsprach einem
Auslastungsgrad von rd. 69 v.H. und führte zu einem unvertretbar hohen
Tagespflegesatz (vgl. TNr. 27.S).

Der ORH hat die Auffassung vertreten, daß - falls das BZ weiterbetrj-eben
wird - dieses kÜnftíg voll oder mj-ndestens zu 90 v.H. ausgelastet werden
muß. Dazu hat er darauf hingewiesen, daß die Zahl der Patienten durch die
Bezirke weitgehend steuerbar ist und es sich um Behandlungen mit regelmä-
ßig langer Verweildauer hanclelt.

27.4 Ve¡veildauer

Nach der Konzeption des BZ sol-Ite die Verweildauer der Patienten sechs
bis neun Monate nicht übersteigen. Tatsächlich betrug die durchschnitt-
liche verweildauer in den Jahren 1gg0 bis 1gg3 1b Monate und in den Jah-
ren 1984 bis 1988 sogar 18 Monate.

Die Verweildauer im BZ übersteigt die durchschnittliche Behandlungsdauer
in ande¡en Einrj-chtungen für Drogenabhängige, insbesonde¡e auch ftj¡ Ju-
gendliche und Heranwachsende erheblich, Nach einem vom Bundesve¡band der
Allgemeinen 0¡tskrankenkassen herausgegebenen Ve¡zeichnis der anerkannten
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Entwöhnungseinrichtungen (stand 1. Januar 19Bg) ergibt sich bei mehr a1s

50 Einrichtungen für Drogenabhängige eine Behandlungsdauer von durch-
schnittlich knapp 12 Monaten. Da¡unter befinden sich 17 Kriniken mit weni-
ger als neun Monaten und lediglich eine Klinik mit .mehr als 18 Monaten

Verveildauer.

Der ORH hat es für fragrich gehalten, clb die range veruleildauer irn BZ

fachrich notwendig ist und wirklich alles unternommen wird, um sie abzu-
kÜrzen. Er hat daher die Verwattung gebeten zu prüfen, ob

- für das BZ eine Regel-Behandlungsdauer festgelegt werden kann,

- die Patienten des BZ zur Nachsorge in andere, kostengünstigere Einrich-
tungen verlegt werden können und

- bei therapieunwilligen Drogenkranken nach einem Jahr der unterbringung
die Entlassung aus dem Maßregelvollzug erreicht werden kann.

Tagespflegesãtze

Die Betriebskosten des Bz werden vom staatsministerium der Justiz
(Kap. 04 05 Tit. 643 01) dem Bezirk voll er:stattet. Daraus errechneten
sich in den Jahren 1984 bis 1988 durchschnittliche Tagespfregesätze pro

Patient von ¡d. 300 DM (zwischen 269 und 337 DM). Diese Pflegesätze liegen
wesentlich höhe¡ als in anderen Entziehungsanstalten. So lag z.B. in glei-
chen Zeitraum der Tagessatz für gerichtrich verurteirte Drogenabhängige

in der geschlossenen Abteilung eines Bezirkskrankenhauses des gleichen
Trägers zwischen 128 und 180 DM. Die Tagessätze in der niedersächsischen
Einrichtung für drogenabhängige straftäter ragen noch 1989 unter 200 DM.

Der ORH hat darauf hingewiesen, daß

- bei einem Tagessatz von 300 DM und einer verweirdaue¡ von eineinhalb
Jahren pro Einweisung im BZ Kosten von rd. 16s 000 DM anfallen. Berück-
sichtigt man die lrjiederej.nweisungen, so farlen für die Behandrung eines
einzigen Drogenabhängigen sogar ¡d. 230 000 DM an.

- bei den Betriebskostenerstattungen für das BZ Mehrausgaben in Höhe von

mindestens 1',7 l4i.o DM pro Jahr gegenüber anderen Bezi¡ksk¡ankenhäusern
entstehen.
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27 -6 Zusanenfassung

Der ORH hat die Verwaltung gebeten, eingehend zu prûfen und zu entschei-
den, ob und ggf. in welcher Weise das BZ mit wirtschaftlich vertretbarem
Aufwand weiterbetri-eben werden kann,

?.7.6-7 Die Verwaltung hat zur Zreckbesti-urng mitgeteilt, daß sich die frühere
Konzeption habe nicht realisieren lassen, weil diese hinsichtlich des Auf-
nahmealters der Patienten zu eng gefaßt geu/esen sei. Außerdem hätten zu-
sätzliche offene Therapiemöglichkeiten nach dem Betäubungsmittelgesetz be-
standen und schließlich hätten sich auch die Wohlfahrtsverbände gegen eine
Anschlußbehandlung in den von ihnen getragenen offenen Therapieeinrichtun-
gen gewandt.

Zur mangelnden Auslastung wurde auf die zurückhaltende Einweisungspraxis
durch die Geríchte verwiesen. Fe¡ner wurde geltend gemacl.rt, daß im Hin-
bück auf den Personenkreis ej-ne Vol.lhrelegung der Zweibettzi.mmer nicht
immer möglich seí. Auch sei eine gewisse Betten¡ese¡ve erforderlich. Seit
Mitte 1989 sei jedoch das BZ zu über g0 v.H. belegt und damit fast voll-
stàndig ausgelastet.

Díe lange Verreildauer irn BZ wurde damit gerechtferti-gt, daß dort mangels

anderweitiger Unterbrj-ngungsmöglichkeiten des Personenkreises ein vo11-

ständlger Entwöhnungszyklus durchgeführt werden müsse, der sich auflerhal'o

des Maßregelvollzugs häufig über mehrere Jahre hinziehe. Oie Verwaltung
verrnute aber, daß dri-ngende Maßnahmen, wi,e der geplante Ausbau der Ar-
beitsbherap.i.e, zLt ej-nem harmonischen und erfolgreichen Ihelapíeablauf bej--
tragen und helfen werden, die Vervej.ldauer künftig zu verkiirzen,

Zur Höhe der Tagespflegesftze hat die Venvaltung eingewendet, daß in den

Bezirksk¡ankenhäusern gemischi;e Pflegesätze aus AkuÈ.-, Langzeit- und Fo-
rensikbehandlungen festgesetzt wurden. Außerdem seien i¡ den Pflegesãtzen
des BZ auch kalkulatorische Kosten enthalten, Ferner sei, uegen der beson-
deren Aufgaben des BZ der Personalschlüsser hesonders hoch- llnabhãngig da-
von werde versucht, die Personal.kosten ín BZ zu senken- Weitere Einspartn-
gen gingen zu Lasten des therapeutischen Konzegts und seien daher nicht
angebracht.

Allgemein hat die Vertraltung ausgefùhrt, da0 das tlroçngrotrlenr mit alten
i¡ Betractr kor¡menden Hitteln bekämpft werden mûsse. Oas BZ sei ei¡ nqt-
wendiges Glied der Therapiekette, weìl es als einzige Einrictrung fûr Kon-

sumenten harter Drogen in Betracht kornme, die sich keiner Therapie unber-
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ziehen uJollen. Deshalb müsse das BZ weiterhin betrieben werden. Woll-te man

den Betrieb einstellen, müßte eine neue geschlossene Entzugsanstalt ge-

schaffen werden; andere bayerische Einrichtungen könnten den Maßregelvoll-
zug nicht Übernehmen. Die für dle Behandlung aufzuwendenden Kosten würden

für vertretbar gehalten.

27-6-2 Der OBH geht davon aus, daß die mittlerweile wesentlich höhere Auslastung

des BZ zu einer nicht unerheblichen Minderung der Tagespflegesätze füh¡en
wird. E¡ häLt es allerdings für dringend erforderlich, daß das bisherige
Therapiekonzept daraufhi,n überprüft wird, auf welche hleise die Verweil-
dauer in dieser ungewöhnlich teuren Ei-nrichtung verkürzt werden kann; zu

den hierzu vom ORH aufgeworfenen Fragen (v91. TNr. 27.4) hat sich die Ver-
waltung bisher nicht geäußert. Darüber hinaus erscheinen kostensenkende

Maßnahmen veranlaßt, wobei darauf hinzuweisen ist, daß die Tagespflegsätze
in der vergleichbaren Drogenbehandlungsklinik in Niedersachsen um mehr al-s

100 DM niedriger gelegen haben.

Der Schriftwechsel ist noch nicht abgeschlossen.

Einnatnen aus fu Verpachtung eines Kantinenbertriebes
(Kap. 10 50 Tit. 124 0t)

Eine Begierung hat i.n der staatseigenen Durchgangsstelle für
Aussiedler Räumlichkeiten zum Betrieb einer Kantine mit Ladenge-
schäft verpachtet, ohne dafür Pachtzinsen und die Erstattung der
Bet¡iebskosten zu ve¡einba¡en. Oie Prüfungsfeststellungen führ-
ten zum Abschluß eines neuen Pachtvertrages, der Einnahmen für
den Staat in einer Höhe von 100 000 bis 150 000 DM pro Jahr er-
warÈen läßt.

Der Freistaat Bayern unterhãlt eine Durchgangsstell-e für Aussiedler (DfA).

Es werden dort insbesondere die aus dem südosteuropäischen Baum im Bundes-

gebj-et eint¡effenden Aussj.edler zunächst aufgenommen, registrie¡t und auf
die einzelnen Länder verteilt. Die Aussiedler sind fi.ir die Dauer dieses

Verfahrens (derzeit etwa sechs Tage) in der DfA kostenlos untergebracht
und erhalten je Person und Tag ein Verpflegungsgeld von derzeit 20 DM.

Bei der DfA ist eine Pachtkantine eingerichtet, in der die Bediensteten
der DfA, Gäste und Aussiedler wa¡rnes Mittagessen oder einen fmbiß einneh-
men können. Daneben ist dem Pächter der Betrieb eines Ladengeschäftes für
Waren des täglichen Bedarfs gestattet.

28



_ 1s3 _

Die Prüfung durch ein staatl. Bechnungsprüfungsamt hat ergeben, daß der
Pächter für die j-hm überlassenen Betriebsräume und -anlagen jahrelang we-
de¡ Pachtzinsen noch Bet¡iebskosten (t,'Jasser- und Energieverbrauch) ent-
richten mußte. rn dem im April lgBE von der zuständigen Fegierung abge-
schlossenen Pachtvertrag war ausd¡ücklich festgeregt, daß für das pacht-
objekt kein Pachtzins erhoben wird. Der pächter b,ar nur verpftichtet,
sich je nach Anzahl- der monatlichen Mittagessen der Bediensteten an den
Kosten für den unte¡haIt der Einrichtungsgegenstände zu beteiJ_igen. Er
entrichtete an die Staatskasse jährlich etwa 400 DM.

Bei der Prüfung wurde festgestel-lt, daß der pächter durch Kantine und La-
denbetrieb einen beträchtlichen umsatz erreicht, der zu fast 90 v.H. aus
dem Personenkreis de¡ Aussiedler (Kantínenessen und Ladengeschäft) er-
zielt wurde. Das Bechnungsprüfungsamt regte deshalb bereits j¡ Juni 1gg7
bei der Begierung an, den pächter zur Zahlung eines angemessenen pacht-
zinses und zur Beteiligung an den Betriebskosten heranzuziehen.

Nach langwierigen Verhandlungen und einem zivilgerichtlichen Verfahren
wurde im Januar 1990 zwischen dem pächter und dem Freistaat Bayern ein
neuer Pachtvertrag abgeschlossen. De¡ pachtzins richtet sich kúnftig nach
dem umsatz; außerdem hat de¡ pächter die Betriebskosten (rd. 20 000 DM

jährlich) zu tragen.

Insgesarnt sind aufgrund des neu gestalteten Pachtvertrags Mehreinnahmen
für den staat in Höhe von 100 000 bis 1b0 000 DM pro Jahr zu erurarten.
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E I N Z E L P L A N L3
( AI Iqemeine Fi nanzverlval tung')

æ Steueraufkæn und Steuereinnalæn
(Kap. t3 01)

Die Steuereinnahmen des Freistaates Bayern sind im Jahre 1989
deutlich um 9,1 v.H. gegenüber dem Vorjahr angestiegen (7u-
wachsrate 1988: + 3,2 v.H.). 7u ciiese¡ erheblichen Mehrung hat
unter anderem die zwischenzeitlich wieder forbgefallene Kleine
Kapitalerbragsteuer (Queflensteuer) mit 404,1 Mio DM beigetra-
gef,, die jedoch zum Teil wiede¡ auf die Einkommensteuer und
die Körperschaftsteuer angerechnet wird. Aber auch ohne Be-
rücksichtigung der Einnahmen aus der Quellensteuer wurde mi-t
7,8 v.H. die höchste Zuwachsrate seit 1978 (damals 9,9 v.H.)
erreicht.

æ-t Das in Bayern erzielte Gesastaufkqmen an Gemej-nschaftsteuern des Bundes

und der Länder (einschließIich der Zerlegungsanteile bei der Lohn- und

Körperschaftsteuer), an den Landessteuern sowj-e der Anteil Bayerns an der

von der Zollverwaltung i-rn gesanrten Bundesgebiet erhobenen Einfuhrumsatz-

steuer haben sich wie folgt entwickelt:
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Entricklung des Steueraufko¡mpns Zahlenübersicht 1

Das gesamte sieueraufkommen ist im Haushartsjahr 1gB9 um b b80,0 Mio DM

(+ 8,7 v.H.) gegenüber dem úorjahr gestiegen. Zu der außergewöhnlichen
steigerung hat auch die zwischenzeitlich wieder abgeschaffte Kleine Kapi-
talertragsteuer (Quellensteuer) beigetragen. Diese ist in den aufgefùhrten
nicht ve¡anlagten steuern vom Ertrag mit 808,2 Mio DM enthalten. Bei die-
sem Betrag handel-t es sich jedoch nur zum Teir um ei.ne endgültige steuer-
mehreinnahme (v91. TNr. 30.2.t).

1985

Mio DM

1986

Mio DM

1987

Mio DÌ'l

1908

Mio Dl'l

1Ir89

Hio DM

a) GeæinschafÈsteoerfl
Lohnsteuer
Lohnsteuerzerlegung
Veranlagte Ein-

kommensteuer
nichtveranlagte
Steuern vom Ertrôg

Kö"perschaftsteuel
Körperschaftsteuer-
zerlegung

Umsatzsteuer
Gewerbesteuerunlage

Summe e)

b) LandessteueÍl
Vermögensteuer
Erbschaftsteuer
G¡unde¡werbsteuer
Kraftfa hrzeugsteuer
Rennwett- und

Lotteriesteuel
Feuerschutzsteuer
8ie¡steuer

Summe b)

a)Summe und b)

Â¡teil on &r Ein-
fulñrsrtzsteusr

c)

25 492,4
4r9,t

5 327,2

1 066,6
5 527,6

216,9
I 995,9

805 .2

26 538,3
577,7

5 365,9

1 199,0
4 902,5

855,9
10 518,1

832,4

28 832,6
644,4

s 345,4

1 336,9
4 871.,6

382,1.

L2 092,9
750.0

29 598,7
663, 5

6 164,9

t 387,2
4 773,7

258 ,9
12 777,3

866 .3

32 r!5,O
609, 2

6 343.s

688,5
!2 039,2

881 ,4

2 3s6,6
5 646.3

8,5
8,2

2,9

+ 69,9
+ 18,3

+ 166,0
- t,t
+ 1..7

+

+

48 850,9

763,4
295, 8

585,4
r 376,6

242,0
75,2

336,0

50 794,2

815 ,6
336 ,9
587, 8

t 728,3

263, 5
73,L

s32,2

54 255,9

1 058,1
410 ,0
6!4,7

l- 567,6

284,2
80 ,9

326"5

5s 890,s

990 ,3
457,5
692,3

1 531,0

303 ,8
85,1

325-5

60 679,8

7 042,A
MO,2
83Ít,5

1_ 722,7

317,2
78,r

319,6

+ 8,6

+ 5,3
- 11,5
+ 2!,3
+ 12,5

+ 2,4
- 8,2
- 3,0

3 674,4

52 525,3

3 610-4

4 137,4

54 921,6

3 298,3

4 342,0

58 5S7,9

3 229,9

4 429,5

60 320,0

3 521,3

4 754,1

65 433,9

3 9a7.4

+

+

7,3

8,5

+ 73,2

Gesdaufkæn
(Summe a bis c) 56 ft5,7 58 219,9 6t æ7,A El 841,3 E 421,3 + 8,7
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æ.2 Vom Gesamtaufkommen an Steue¡n (einschließlich des Anteils an der Einfuhr-
umsatzsteuer) vertlieben deo Frei-staat Bayern nach Abzug der jeweiligen

Anteile des Bundes und der Gemeinden in den Haushaltsjahren 1985 bis 1989

folgende Steuereinnahmen :

Entuicklung der Steuereinnal¡¡en
des Freistaats Bayern Zahlenübe¡sicht 2

1) Die Steuerdeckungsquoten de¡ Gesanrtheit der Länder ergeben sich aus TNr. 4.2.

Die Steuereinnahmen des Staates im Jahr 1989 sind gegenüber dem Vorjahr um

2850,4 Mio DM (+ 9,1 v.H.) gestiegen und lagen um 1239,6 Mio DM (+ 3,8 v.H.)

wiederum deutlich über den im Haushaltsplan veranschlagten Sollbeträgen.

Jalr Sol-I- l¡ut
Haushalts-
plan

Mio DM

rst-
Einnafnen

Mio DM

Verãnderrng der Ist-
Einnalnen gegenäber den

Steue¡.deckungs-
quote^'

v. H.

Haushalts-
plan

v.H.

Vorjahr

v.H.

1985

1986

L987

1988

1.989

27 ].82,0

28 806,0

29 558,0

30 220,5

32 8/.5,O

27 348,8

28 708,3

30 269,1

3t 234,2

34 084,6

+ 0,6

- 0,3

+ 2,4

+ 3,4
+ 3r8

+ 5r2

+ 5,0

+ 5,4
+ 3r2

+ 9,1

73,2

73,7

76,0

76,3

79,4
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Folgende Èlehr- oder ilinderei¡nahmen wurden 1989 bei den einzelnen Steuern
gegenüber dem Vorjahr erzielt:

trlehr- und l4inderei¡nahmen gegenúber lg8g Zahlenübersicht 3

Verãnderung gegenäber 1988

Mio DM v. H.

a) Genei¡schaftsteuern

Lohnsteuer

Veranlagte Einkommensteuer

Nichtveranlagte Steuern vom

Körpers chaftsteuer
Umsatzsteuer

Gewerbesteuerumlage

Ertrag

Summe a)

b) Landessteuern

Vermögensteuer

Erbschaft- und Schenkungsteuer

G¡underwerbsteuer

Kraftfahrzeugsteuer
Bennwett- und Lotteriesteuer
Feuerschutzsteuer

Biersteuer

Surnme b)

llelreinnahmen insgesamt (Summe a und b)

1, 046 ,4
75, 5

457,2

657,9

291,,3

7,5

+ 8,1
+ 2r9
+ 77,3

+ 26,7

+ 3,6

+ 7.7
2 525,9

52,5

57,3

r47,2
79t,7

7r4

7,O

9.9

9,4

+ 5,3

- 11,5

+ 27-,3

+ 12,5

+ 2,4

- 8r2

- 3.0
324,6

2 850,4

+

+

7,3

9-1
nachrichtf ich:
l"lehte innahnen insgesamt

abzüg I ich KLe ine KapltaTe rtragsteuer
( in den nicht veranTagten Steuern vom
Ertrag enthalten )

2 850,4

- 404,L

qÌ

lehntng ohne Kl.eine Kapitalertragsteue¡ 2 446 ,3 + 7A



_ 158 _

Die nachfolgende Zahlenübersicht 4 und das Schaubild zeigen, wie si-ch die
Einnahmen des Staates aus den richtigsten Steuerarten im einzelnen ent-
wickelt haben:

Einnalmenentuicklung der rictrigsten Steuerarben Zahlenübersicht 4

Jahr Lohn-
steuer

Mio DM

veranlagte
Ei¡kmnen-
steuer

Mio DM

Kõrper-
schaft-
steuer
Mio DM

tlnsaÈz-
steuer

Mio DM

Kraft-
fahrzeug-
steuer
Mio DM

Vennõgen-
steuer

Mio DM

1985

1986

t987

1988

1989

tl 0r2,4
11, 521 ,8

t2 527,7

72 86I,4
13 907.8

2 260,7

2 277,O

2 268,5

2 616,6

2 692,7

2 841_,3

2 842,3

2 583,5

2 463,8

3 121,7

6 707 ,g

6 986,4

7 567 ,4
7 838,0

I 119,3

1 376,6

t 728,2

1 567,6

1 531,0

L 722,7

763,4

815 ,6
1 058,1

990,3

1- U2,8

Entvicklung der Einnatmen des Freistaates Bayern
aus den uicffiigsten Steuerarten (1985 bi-s 1989)

Mío DM

14 000

12 000

10 000

I 000

6 000

4 000

2æ0

1985 1986 1987 1988

Schaubild

Lohnsteuer

Umsatzsteuer

Körperschaftsteuer
E¡nkommensteuer

Kraftfahzeugseuer
Vermögensteuer

'1989
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æ-2.t Nach dem geringen Zuwachs in Jahr 1988 aufgrund der zweiten Entlastungs-
stufe de¡ Steuer¡eform 1986/1988/1990 ist der Anteil des Staates an Lolrr
steueraufkæn im Jahr 1989 wieder deutlich um 1046,4 lrlio 0l.l (+ 8,1 v.H.)
auf 13 907,8 Mio DM angestiegen.

æ.2-2 Nur geringfÛgig angestiegen sind die kassenmäßigen Ei¡nahmen aus der Ein-
kqænsteuer. Sie erhöhten sich gegenüber dem Vorjahr uru 75,5 Hio DH

(+ 2,9 v.H.). Dabei ist zu berücksichtigen, daß u.a. wegen der Anrechnung
der Lohnsteuer, Körperschaftsteuer und Kapitatertragsteuer das Aufkomnen

der Einkommensteuer wesentlich beeinträchtigt wird. Auch dürften Herab-
setzungsanträge bei den Einkommensteuervorauszahlungen wegen anzurechnen-
der Quellensteuer zu dem geringen Anstieg der Einkommensteuer gefûhrt
haben (vgt. TN¡. 30.2.1). Darüber hinaus ist bei¡n VerhãItnis aischen
Lohn- und Einkommensteuer zu berücksichtigen, daB die Erstattungen an

Lohnsteuer im Bahmen der Einkommensteuerverdnlagung rechnerisch nicht von
der Lohnsteuet, sondern von der Einkonrmensteuer abgezogen werden (s. Zah-
lenübersicht 5).

Die aus der Einkommensteuer zu erstattenden steuerabzugsbetrãge bei der
veranlagung von Arbeitnehmern haben sich in den retzten Jahren rie forgt
entwickelt:

Frstattungen naclr S ¡16 EStÆ
( Landesanteil/So1lbeträge ) Zahlenübersicm 5

1985

Mio DM

1986

Mio DM

1987

Mio DM

1ft88

Mio Dl,l

1S¡
Þlio DH

1- 364,2 1 535,6 1 629,3 1 789,8 1806,0

æ-2.3 Eine e¡hebliche steigerung um 657,g Mio Dl4 (+ 26,7 v,H,) ist bei den Ej-n-
nahmen aus der Kõrperschaftsteusr zu verzeichnen. Die Erhöhung ist mit
443,0 Mio DM auf einen Anstieg des von den bayeríschen Fi¡anzänrtern erho-
benen Körperschaftsteueraufkommens und mit 274,9 MLo DM auf einen Anstieg
des Zerlegungsanteils an der Körperschaftsteue¡ zurückzuführen.

æ-2-4 Die anteiligen Einnahmen des Freistaat,es Bayern an der ll¡satzsteuen ver-
besserten sich um 281,3 Mio DM (+ 3,6 v.H.) auf 9119,3 Mio DM. Abgesunken
ist unter Be¡Ücksichtigung der Ausgleichszahlungen itn Rahmen der Abrech-
nung bei der Steuerverteilung der Anteil an der Umsatzsteuer um

184'7 Mio DM (- 4,3 v.H.), während der Anteil am Aufkommen der Einfuhrum-
satzsteuer deutrich um 466,0 Mio DM (+ 13,2 v.H.) angestiegen ist.
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Die dem Land verbliebenen Einnahmen aus der Umsatzsteuer haben sich somit

wie folgrt entwickelt:

Einnalæî des Stactes arrs der [.batzsteuer Zah1enübe¡sicht 6

1988

Mio DM

1989

Mío DM

Umsatzsteueraufkormen der Finanzämter L2 t77,3 t2 o39,2

i¡n vorläufigen Vollzug einbehaltener
Landesanteil

Ausgleichszahlungen bei der Abrechnung
der Steuerverteilung

Umsatzsteueranteil des Staates

vom Bund überwiesene¡ Anteil an der
Einfuhrumsatzsteuer

4 274,3
(35,1 v.H.)

+ 42-4

4 165,6
(34,6 v.H.)

- 33,6

4 316,7

3 521,3

4 t32,O

3 987,3

Landesar¡teil aus der Ll¡satzsteuer 7 838,0 I 119,3

æ-2-5 Bei den Landessteuean ist die Kraftfahrzeugsteuer im Jahr 1989 gegenúber

dem Vorjahr un L9L,7 Hio DM (+ 12,5 v.H.) angestiegen.

Mehreinnahmen wurden auch bei der Vermögensteuer mit 52,5 Mio DM

(+ 5,3 v.H.) und bei der Grunderuerbsteuer ni.t t47,2 Hi-o 0M (+ 21,3 v.H.)

erzielt, während das Aufkonmen an der Erbschaft- und Schenkungsteuer um

57,3 Mio DM (- 11,5 v.H.) gesunken ist.
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Prúfung bei den Finanzãnrtern;

Kleine Kapitalertragsteuer (Quellensbeuer) und strafbefreiende Nacherklä_
rungen

(Kap. 13 01)

9*: Ëj_nfülrrung .der Kleinen Kapitalertragsteuer (Quellensteuer)ftìhrte bis zr_.ihrer Abschaffung zu einer Mehruni des Kapital-ertragsteueraufkommens in Höhe von g09,2 Mlo Dù, wovon nach
schätzungerr etwa ein Drittel ars zusätzliche Einnahme beim Fiskusverbleiben d 78 0C0 Nacherklärungen nach demGesetz über rklärurrg der Einküniie aus Kapi_talvermögen 1gB9 bei den bayerischen Finanz-ämtern und en nach Schätiung des ORH zu
110 Mio DM Steuernachholungerr.

rm übrigen wurden arfgrund von Einzelfeststellungen des oRHSteuern in Höhe von 2,3 Mio DM nacherhoben

Der OtlH fÜhrte 1989 bei zehn Finanzämte¡n bzw. Finanzamtsaußenstellen vor
all-em im Festsetzungs- und Erhebungsbereich örtliche prüfungen durch. Die
zeib- und sachgerechte Erhebung cier steuern bei den geprüften Finanzäm_
tern ur¡d Außenstellen ist zur Zeit noch gegeben. EinzelfalJ-bezogene Fest_
stellungen des ORH führten zu steue¡nachholurrgen von rund 2,3 Mio DM.

Schwerpunktmäßig urrtersuchte der 0Rl1 im Rahmen seiner örtlichen prüfungen
u. a. die Auswirkungen der Einführung und Abschaffung der lO%igen Kreinen
Kapitalertragsteuer (Quellensteuer) sowie die strafbefreiende Nacherklä-
rung von Kapitalvermögen und Einkünften aus Kapitalvermögen.

3U.1

30.2

30'2'7 Das Steueraufkommen aus der Kapì.talertragsteuer hat sich in den letzten
drei Haushaltsjahren wie folgt entwickelt:

Steueraufkon¡nen aus de¡ Kapitalertragsteuer Zahlenübersicht 1

rn der Mehrung 19Bg ist die in der Zei-t vom 1. Janua¡ 1gB9 bis 30. Juni
1989 erhobene Kleine Kapitalertragsteuer (Quellensteuer) mit g0g,2 Mio DM
(34,7 v.H. des Gesamtaufkommens) enthalten. Darauf beruht fast ausschließ-
lich die hohe Steigerungsrate von 70,S v.H.

Gesamtaufkommen in Mio DM

l4ehrung gegenüber Vorjahr
in Mio DM

Steigerung in v.H.

1, 3tr,2

+ 133,2

+ 1L,3

7 364,1

+ 52,9

+ 4,0

2 325,9

+ 961,7

+ 70,5
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Die Kapitalertragsteuer ist allerdj-ngs nur eine Art Steuervorauszahlung.

Síe wird später auf die von den Kapitalerträgen zu erhebende Einkommen-

steuer oder Körperschaftsteuer angerechnet. Dj-e Anrechnung der 1989 zu-

sätzlich erhobenen Kleinen Kapitalertragsteuer beeinflußt damit unmj-ttel-

bar das ausgewiesene Einkommensteuer- und Körperschaftsteueraufkommen.

Diese Auswirkung ist besonders deutlich beim Einkommensteueraufkommen er-

kennbar, das entgegen der allgemeinen Aufkommensentwicklung (2.8. Lohn-

steuert + 8,5 v.H.) 1989 nur um 2,9 v.H. zugenommen hat. Díes war mitver-

ursacht durch Herabsetzungsanträge bei den Einkommensteuervorauszahlungen

wegen der anzurechnenden Quellensteuerl). Nach Schätzungen des Ifo-Insti-
tuts für Wirtschaftsforschung (vgI. ifo-Schnelldienst 3U89) dÜrfte jedoch

trotz Anrechnungsmöglichkeiten bei der Einkommensteuer und der Körper-

schaftsteuer bundesweit ein Drittel der abgefÜhrten Quellensteuer zusätz-

li-ch beim Fiskus verbleiben.

30.2.2 Die Einführung der Kleinen Kapitalertragsteuer hat bei den Finanzämtern

sor¡/ohI im Festsetzungs- wie auch im Erhebungsbereich zus¿itzlichen Verwal-

tungsaufwand verursacht, der mit dem vorhandenen Personal bewältigt werden

mußte. Insbesondere die ohnehin bereits stark belasteten Veranlagungsstel-

len des ü-Bereichest) mußten zusäEzlich Anträge auf Ausstellung von

Níchtveranlagungsbescheinigungen bearbeiten. Ab dem 1. Januar 1989 ist die

Zahl solcher Anträge sprunghaft angestiegerr und e¡st nach Abschaffung der

Quellensteuer in der zweiten Jahreshälfte wieder auf das frÜher Übliche

Maß zurückgegangen.

Da Aufzeiclìnungen Über Zahl und Umfang der von den Finanzärntern ab 1989

erstellten Nichtveranlagungsbescheinigungen nícht vorhanden sind, hat der

OBH bei elnem Münchner Finanzamt erhoben, daß 1989 rd. 8 500 Nichtver-

anlagungsbescheinigungen erteilt worden sind, davon etwa I 000 (94 v.H.

der Anträge) in der ersten Jah¡eshäl-fte. Dies sind durchschnittlich
280 Anträge pro Anrtsprüfstelle Ü, während vor EinfÜhrung der Kleinen Kapi-

talertragsteuer nur rd. 2O Bescheinígungen zu bearbeíten waren'

1) Entwicklung des Einkonrmensteueraufkonunens in Bayern 1989 gegenüber 1988 zu den Vorauszah-

lungsterfiinen l

Vo¡auszahlunqsteÍni¡ ilä¡z Juni SeDtember 0ezember

Abueichung in v.H. + 21,5 - 3,5 + 5,8 + 7.8

2) Bearbeitung der SteuerfãI1e mit Einkünften aus nichtselbständiger Tätigkeit, Einkijnften
aus Kapitalvermögen, Ei,nkünften aus Vermietung und Verpachtung und sonstigen Einkilnften,
i¡sbesondere Renten.
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Die Bearbeitung und Abwlcklung dieser Anträge war außerdem durch häufige
vorsprache von steuerlich nicht beratenen steuerbürgern, insbesonde¡e
Bentnern und die Abgabe von unvol-lständigen und ergänzungsbedürftigen Er-
klärungen wesentlich publikumsintensiver und zeitaufwendiger als früher.
Dj-eser zeitliche Mehraufwand konnte auch durch maschinelle Unterstützung
beim schreiben und Versand der Nichtveranlagungsbescheinigungen nicht ab_
gefangen werden.

Die Forge dieser zusätzlichen A¡beitsbelastung wa¡ 2.8., daß zum 30. Juni
1989 i-n Bayern erst rund 47 v.H. der Einkommensteuererklärungen 19gg im
Ù-Bereich bearbeitet \^/aren gegenüber einem vergleichswert des Vorjahres
von 52 v.H. Die Dlfferenz von fünf prozentpunkten konnte erst im Laufe
des zweiten Halbjahres 19Bg von den Ämtern aufgeholt werden. Mitausschlag-
gebend für diese Entwi-cklung wa¡ der wegfall de¡ Kleinen Kapitalertrag-
steuer mlt !üirkung vom 1. Juli 1g99, wie auch der Rückgang der Zahl der
strafbefreienden Nacherklärungen im 2, Halbjahr 198g.

Die Mögllchkeit einer strafbefreienden Erklärung nach dem Gesetz über die
strafbefreiende Erklärung der Einkünfte aus Kapitarvermögen vom 2s. Jul_i
1988 (strbEG) - die verfassungsmäßigkeit des Gesetzes ist bestritten -
haben in Bayern bis zum 31. Dezember 19g9 7g o7t steuerbürger genutzt.
rnsgesamt wurden dabei ein Kapitalvermögen von rund 2g24 Mio DM und
Kapitaleinkünfte von rund 317 Mio DM nacherkrärt. Enthal_ten si_nd in die-
sen Zahren nur Fär1e, in denen ursprüngrich unrichtige ode¡ unvollständi-
ge steuererklärungen der Jahre 19g6 und 1gg7 nachträg1ich berlchtigt oder
vervolJ-ständigt worden sind. rm einzelnen ergi_bt sich folgendes Bild
(Stand 31, Dezember 1989):
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Strafbefreiende Erklãrungen nach dem StrbEG Zahlenübersicht 2

Bezir* Anzahl der
Erklänngen

Kapitalvenõgen EinkÛnflÈ,e aus
Kapitalverrõgen

absolut v.H,

DH

Durchschnitt
pro Nach-
meldung

DM DM

Durchschnitt
pro Nach-
meldung

DM

oFD llänchen

- Finanzämbe¡
in Múnchen

- übrige
Finanzämter

t4 L46

33 867

29

7I

1)

1)

595 991 201

1 336 989 543

42 r3t

39 478

62 675 4r4

133 877 069

4 43t

a orz

Summe 1 48 013
2)

61 7 932 980 744 40 259 196 552 483 4 093

OFD llûrnberg

- Finanzämte¡
in Nürnberg

- übrige
Finanzämber

3 625

26 433

L2 
L)

1l
88

133 3s0 349

858 088 436

36 786

32 462

15 656 347

104 790 035

4 319

3 9tr4

Summe 2 30 058 39 
2)

991 438 785 32 984 r20 446 382 4 007

Bayefii
insges6EÈ

78 077 2 924 479 5æ 37 458 316 998 865 4 060

1) bezogen jeweils auf die Gesamtzahl der im Bereich der OFD MÜnchen bzw. NÜrnberg abge-
gebenen Nacherklärungen

2) bezogen auf Bayern

Diese Zahlen zeigen, daß das Gesetz seine Wirkung nicht verfehl-t hat.

Untersuchungen bei den geprüften Âmtern haben ergeben, daß Überwiegend

Steuerbürger mit Überschußeinkünften von der Mög1íchkeit der strafbefrei-
enden Nacherklärung Gebrauch gemacht haben. Auf sie entfielen z.B. bei

einem MÜnchner Finanzamt rund 87 v.H. oder bei einem Finanzamt mit Außen-

stel1e im schwäbischen Raum rund 88 v.H. der Nacherklärungen.

Nach dem 30. Juni 1989 trat dann ein spÜrbarer RÚckgang der abgegebenen

st¡afbefreienden Nacherklärungen ein. 0b und inì¡/ieweit die Abschaffung

der Kleinen Kapitalertragsteuer mit Wirkung ab 1. Juli 1989 Auswi-rkungen

bei Steuerbürgern dahingehend auslöste, doch (noch) keinen Gebrauch von

der Möglichkeit eine¡ strafbefreienden Nacherklärung zu machen, J-äßt sich

a1Ienfalls vermuten, jedoch durch statistisches Zahlenmaterial nicht be-
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1egen. Zudem räumt das strbEG dem steuerpflictrigen noch bis zum 31. De-
zember 1990 die Möglichkeit ein, eine strafbefreiende Nacherklärung abzu-
geben.

Die stj.chprobenweisen Erhebungen durch den OBH zeigten ferner, daß die ge-
prÜften Änrter in der Begel die eingegangenen st¡afbefreienden Erk1ãrungen
sachgerecht bearbeitet haben. soweit steuerpflichtige, die i}tre Zi¡sei¡-
künfte vor 1986 ordnungsgemäß besteuert haben, unter Berufung auf das
StrbEG oder den Greichheitsgrundsatz (Art. 3 GG) di€ Erstabtung der i¡so-
weit entrichteten steuern begehrten, brieben die Antrãge in Hi¡blick auf
die anhängigen Musterverfahren (vgl. Verfassungsbesclrwerde 2 BvH 1688/8g
und Normenkontrollverfahren 2 BvL 3/Bg bejm Bundesverfassungsgericht) vor-
erst unbearbeitet; Bechtshehelfsverfahren gegen ablehnende Entscheidungen
der Finanzärnter ¡uhen (S 363 Abs. 2 Abgabenordnung).

31 Verbin¡fiiçþs Auskr¡nft in Steuæsachen

Das ver'r¡raltungsverfahren zur verbi¡dlichen Auskunfb i¡ steuersa-
chen hat sích bewährt. Der ORH sietr derzeit kei¡en Anla8 für
eine gesetzliche Begelung.

3t.2

Oie Steuergesetze kennen bisher nur auf enge Teitbereiche besclrränkte Aus-
kunftstatbestände, bei denen die Steuerbehörden itrr kûnftiges Verhalten
nach vorangegangener ¡ectrricher würdigung eines sachverhalts durch bin-
dende Erklärung gegenûber dem steuerbürger festregen mûssen. Dies sind
die Zolltarifauskunft nach g 23 Zorlgesetz, die sog. Amufungsauskunft i-rn

Lohnsteuerverfahren nach $ 42 e Einkonrnensteuergesetz (EStf) und d.ie ve¡-
bindriche Zusage im Anschruß an eine AuBenprüfung nach den gg zo4 ff. Ah-
gabenordnung. Neben diesen Fãrten der gesetzrich geregelten verpfrichtung
zur verbindlichen Auskunfbserteilung können die Steue¡behõrden jedoch irn
Rahmen ihrer Zuständigkeit und ihrer Begelungsbefugnis unte¡ bestir¡nrten
Voraussetzungen auch darribe¡ hj-naus verbindliche Auskûnfte -erÈeilen. Da
es keine ausdrücktiche gesetzliche Regelung diese¡ allgemeinen verbind-
lichen Auskunft gibt, sind die Steuerbehörden zur AuskunftserÈeilung zuar
rechtrich befugt, aber dazu grundsãtzrich nícht verpflichtet.

De¡ Deutsche Bundestag ha'b irn Zusammenhang mit der verabschiedung des
steuerbereinigungsgesetzes 1g86 die Bundesregierung mit Entschließung vom

t2. Dezember 1985 aufgefordert, einen Gesetzentwurf zur Einführung eirrer
verbi-ndlichen Auskunft ohne vorhergehende Außenprüfung zu erarbeiten_ Zu-
gleich hat er die Ert¡artung zurn Ausd¡uck gebracht, daß die Lãnder unver-

31.1
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züglich alle erforderlichen organisatorischen Maßnahmen treffen, um - zu-
nächst auch ohne ausdrückliche gesetzliche Regerung - dem rnfo¡rnations-
bedürfnis der steuerpfrichtigen in angemessener weise Bechnung tragen zu

können.

Daraufhin legte der Freistaat Bayern als erstes Bundesland durch Bekannt-
machung des Staatsministeriums der Finanzen vom 24. Juni 1g86 das Verfah-
ren zur Erteilung einer verbindlichen Auskunft fest. Am 24. Juní 1gB7 wur-
de dieses Verfahren durch eine bundesei¡heitliche Regelung abgelöst. 0a-.

nach kann eine verbindliche Auskunft zu einem genau bestirnrnben und ernst-
haft geplanten Sachverhalt erteilt werden, vüenn daran im Hinblick auf die
erheblichen steuerlichen Auswi-rkungen ein besonderes Interesse besteht.

Wesentliche Antragserfordernisse si-nd die Darlegung des besonderen steuer-
lichen Interesses, eine umfassende und in sÍch abgeschlossene vol.lstãndige
sachverhaltsrlarstellung, die ausführriche Darlegung des Rechtsprobrems mit
eingehender BegrÜndung des eigenen Fechtsstandpunkts und di-e Formulierung
konkreter Bechtsfragen.Oas Finanzamt sol'l an l-land des Antr.ags in der Lage

sein, ohne eigene Ermittlungen zu entscheiden. Verbinclliche Auskülrfte sind
nicht zu erteilen, wenn Steuervorteile z.B. irr Form von Steuersparrnodellen
angestrebt werden ode¡ Gestaltungsmißbrauch zu befúrchten ist, oder wenn

zu den aufgeworfenen Rechtsproblemen eine gesetzliche Begelung, eine
höchstrichterliche Entscheidung oder eine Verwaltungsanweisung zu elwarten
ist.

Nach den Aufzeichnungen der FinanzämLer wu¡den j¡r ersten Jahr nach Finfüh..
rung der verbi.ndlichen /iuskunft in Bayern bis etwa Mitte 1.g87 im tsezj,¡'k

de¡ Oberfinanzdirektion (OFD) Nürnberg 599 und im Bezirk de¡ OFD Mtincherr

1 249 Anträge auf allgemeine verbindliclre Auskunft gestellt.

Die TahI solcher Anträge steigerte sich in der Zeit vom 1. Juni_ 1987

(Einführung der bundeseinheitlichen Regelung) bis 30. April bzw" 30. Juni
1989 irn Bezirk der OFD Nürnberg auf 1 345 und im Bezirk der OFD München

auf 4 344 Anträge, d-s. für den genannten Zeitraum umgerechnet pro Jahr
7O2 hzut. 2 085 Antrãge.

Die Zahlen zeigen, welche Bedeutung die allgemeine verbindliche Auskunft
in vergleich zu dem seit 1. Januar L977 in der Abgabenordnung verankerten
AuskunfÈstatbestand der verbindrichen Zusage aufgrund einer Außenprüfung,

von dem in der Praxis kaum Gebrauch gemacht wird, gewonnen hat. So sind
beispielsweise i¡ Bezi¡k der OFD München in einem Fünfjahreszeitraum vom

1. Januar 1985 bis etwa Ende August 1989 nur 1g Anträge auf verbindliche
Zusage nach ei-ner Außenprûfung gesteì-tt worden.
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Die EinfÜh¡ung der allgemeinen verbindlichen Auskunft hat bisher nicht zu

dem teilwej-se befürchteten massenhaften Ansturm von Antragstellern ge-
fÜhrt. Die Anforderungen an die i¡haltliche Quatität eines Antrages sind
hoch und erfo¡dern in der Begel die Einschaltung der steue¡beratenden Be-
rufe- So haben für die Tejrt" ab L. Juni 1987 mit 3804 Antrãgen (d.s.
66,9 v.H.) Überwiegend die steuerberatenden Berufe von der neueröffneten
Auskunftsmöglichkeit Gebrauch gemacht. Daraus Iäßt sich schließen, daß

mit der EinfÜhrung der altgemeinen verbindlichen Auskunft auch den Be-
dÜrfnissen der steuerberatenden Berufe entsprochen wu¡de und kei¡e Be¡a-
tungskonkurrenz der Steuerver'¡laltung zu den steuerbe¡atenden Berufen ent-
standen ist.

3I-4 Von den Anträgen auf ve¡hindliche Auskunft wurden insgesamt 24,3 v.H. aus

fo¡malen GrÜnden und 14,8 v.H. aus materiellen Gründen abgelehnt. fn der
übenviegenden ZahI führten die Anträge zu verbindlichen Auskünften.

ProbLematisch ist die Handhabung der verbindlichen Auskunft, wenn die er-
teilte Auskunft nicht oder nicht voll dem Begehren des Ant¡agstellers ent-
spricht und er erneut einen AnÈrag mit modifiziertem Sachverhal-t stellt.

Die in der Verwaltungsanweisung enthaltene Regelung der Untersagung von

'alternativ gestalteten DarsteLlungen' und die vom Antragsteller abzuge-
bende Erklärung, daß Über den zur Beurteilung gestellten Sachverhalt bei
kei¡er anderen Finanzbehö¡de eine verbindtiche Auskunft beantragrt wurde,
zielen darauf ab, derarE modifizierte oder nachgeschobene Anträge nicht
nur aus GrÜnden der Rechtssicherheit, sondern auch aus Gründen der Ar-
beitsbelastung der linrber zu untsrbinden.

Nach unseren Feststelrungen werden erneute (modifÍzierte) Antrãge nicht
abgewiesen, sondern sachlich bearbeitet, wobei eine bis zu d¡eifache An-
tragstellung und -bearbeitung festzustellen v,rar.

hJir halten diese Praxis nicht nur h/egen der damit verbundenen ve¡rneh¡ten
A¡beitsberastung der Finanzãrnter für zu großzûgig, u.E. kann dadurch auch
die Grenze zwischen Auskunftserteilung, die zu den Aufgaben der Steuerver-
waltung gehört, und steuerberatung, die nicfü melr zu den Aufgaben der
steuervervaltung zährt, überschritten werden. wi-r haben deshalb das
staatsministerium der Finanzen gebeten, auf ei¡ verbot der mehrfachen
(alternativen) Antragstellung hinzuwirken.

Die Anträge auf verbindliche Auskunft beziehen sich vor arlem auf die ver-
anlagungssteuern (Einkonrnensteuer, Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer, um-

satzsteuer) und hier wiederum überwiegend auf den gewerblichen und frei-

31.5
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beruflichen Bereich. Oaneben wurden auch Anfragen zur Grunderr,verbsteuer,

Erbschaftsteuer und Schenkungsteuer gestel1t.

Auffallend ist nach den stichprobenweisen Erhebungen des OBH die Zahl der

Anträge im Zusammenhang mit Veränderungen der Unternehmensform, insbeson-

dere Umgründungen in GmbH's und Betriebsaufspaltungen in eine Besitz- und

eine Betriebsgesellschaft. Auch Anträge aus geplanten Übertragungen von

Beteiligungen an Personengesellschaften waren häufig, bei denen es z.T-

um Veräußerungsgewinne in vielfacher Millionenhöhe ging.

!'leitere Anträge richteten sich auf Planungsvorhaben, wie

- die Bitdung einer steuerfreien Bücklage nach $ 6 b EStG;

- die Anerkennung von Mietverträgen auf Leasingbasis beim Immobi-lien-

leasing mit Eaukosten bis zu 20 Mio Dl"l;

- die Veräußerung von Teilbetrieben und Liquidation von Personengesell-

schaften mit Gewinnauswirkungen bis zu 70 Mio DM, fÜr die es um dÍe Be-

steuerung nit dem halben ESt-Tarifsatz und um di¡ Frage der Gewerbe-

steuerpflicht ging;

- den Bet¡iebsausgabenabzug von P¡ovisionszahlungen an l4ittelsleute i¡
Ausland in Miltionenhöhe, obwohl der Nachweis úber die Empfänger nicht
eindeutig und zweifelsfrei gefÜhrt werden konnte;

- die unentgeltliche Übertragung von GmbH-Anteilen auf Kinder im Wege der

vorh,eggenoÍmenen Erbfolge ohne Auflösung der angesammelten stillen Re-

serven;

- die Umstrukturierung von Auslandsbeteiligungen unter BerÜcksichtigung

des Außensteuerrechts mit Gewinnauswirkungen bis zu 15 Mio DM;

- die Zurechnung von Gebäudeaufwendungen bei einem privaten GrundstÚck zurn

sofort abzugsfähigen Erhaltungsaufwand statt Zurechnung zu den Gebäude-

anschaffungs- oder -herstellungskosten ;

- die Entnahme von GrundstÜcken aus dem Betriebsvermögen mit einem be-

sti¡rnten Entnahmewert.

Die Arbeitsbelastung der einzelnen Finanzärnber durch die Ertei-Iung ver-
bi¡dlicher Auskünfte ist sehr unterschiedlich. Sowohl nach TahL und

Schwierigkeit der FãIle sind die stãdtischen und großstãfüischen Finanz-

änter stärker belastet als Fi¡anzËinter i¡ lãndlich geprägten Regionen.

Oie Bandbreite der Fallzahlen liegrt anischen nur 10 FãIlen bei kleineren

Finanzãrntern bi-s zu mehr als 200 Fällen bei gnoßen Finanzänrtern im Zwei-
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jahreszeitraum von Mj-tte 1987 bls Mitte 1989. Die von den bayerischen
Fj-nanzämtern ermittelte durchschnittliche Bearbeitungszeit von etwa vier
Stunden je Fall deckt sich mit den Erfahrungswe¡ten der außerbayerischen
Oberfinanzdirektionen, wobei die Bearbeitungszeit von Fall zu Farl sehr
schwankt und auch eine Antragsbearbeitung von mehreren Iagen anzutreffen
u/ar. 0b durch eine verbindliche Auskunft im späteren Besteuerungsverfah-
ren eine Arbeitsentlastung eintritt, hängt vom Einzelfall ab und ist
nicht allgemein meßbar, wir sehen jedoch in der verbindrichen Auskunft
einen Beitrag zur Vermeidung späterer Bechtsstreitigkeiten und zur weite-
ren Kiimaverbesserung zwischen Steuerbürger und Verwaltung.

Die statistischen Werte der Fallzahl-en und Bearbeitungszeiten lassen
allerdings erkennen, daß sich die Mehrzahl der FäIIe und gerade die
schwierigen Fä11e der Auskunftserteilung in bestimmten Arbeitsgebieten,
z.B. den Bezi::ken fÜr Personengesellschaften in den Finanzämtern des Groß-
raums MÜnchen, konzentrie¡en und dort dle Arbeitsbelastung merklich erhö-
hen. Hinzu kommt häufig durch terminierte Pl-anungsvorhaben und zu kurzfri-
stige Antragstellungen ein zeitlicher Bearbeitungsdruck, der die Gefah¡
unzutreffender sachlicher Entscheidungen in sich birgt.

ttlÍr haben das staatsminj-sterium gebeten, bei der Bemessung des personalbe-
darfs diese Konzentration de¡ FäIIe auf wenige Arbeitsgebiete zu berück-
sichtigen und auf eine Regerung hinzuwirken, wonach Anträge so rechtzeitig
zu stellen sind, daß hinreichend zeít zut ordnungsgemäßen Bearbej-tung ver-
bleibt, andernfalls kej-ne Verpflichtung zu einer sachlichen Entscheidung
besteht.

Die Bearbeitung der Anträge wurde im allgemeinen sehr sorgfältig vorgenom-
men, so daß nur bei einer geringen Zahl von Fä1len die getroffenen mate-
rie1l-¡echtlichen Entscheidungen zu beanstanden lvaren.

Häufi-ger war im formellen Berej-ch zu beanstanden, daß bereits geschaf-
fene Fakten zum Gegenstand der Zusage gemacht wurden oder sachl-ich mitbe-
troffene Ämter in die Entscheidungsfindung nicht einbezogen wurden. rn
manchen Fä1len wäre auch eine noch weitergehende Aufklärung der sachver-
halte erforderlich oder aktenkundig zu machen gewesen, um die getroffene
Entscheidung uneingeschränkt zu stützen.

Eine zusammenfassende Beurteilung der Auskunftse¡suchen ergibt, daß im
wesentlichen geplante Sachverhalte vorgetragen wurden, bei- denen es darum
ging, Gewinn¡ealisierungen zu vermej-den oder so gering wie möglich zu haI-
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ten. Unmittelbare Auskünfte zu Investitionsentscheidungen im engeren Sj.nn,

z.B. zu Anschaffungen oder Herstellungen beim Anlagevermögen, waren hin-
gegen eher die Ausnahme und mehr auf einzelne Schwerpunkte wie beispiels-
weise den Leasingbereich beschränkt.

In der weiteren Entwicklung zeichnet sich eher eine zurückhaltende Antrag-
stellung ab, solange die fest umrissenen Antragsvoraussetzungen und deren

strenge Beachtung auch vom Steuerpflichtigen und seinem Berater eÍnen er-
heblichen Zeitaufwand für die Antragsbearbeitung fordern und damit die
Antragstellung auf den wirklj-ch problematischen Einzelfall beschränkt wird.

Nach den bisherigen Prüfungserfahrungen des ORH hat sich insgesamt gesehen

das Verwaltungsverfahren bewährt, so daß jedenfalls zur Zeit keine Notwen-

digkeit einer gesetzlichen Regelung der verbj-ndlichen Auskunft besteht.
Die Aufsichtsbehörden sollten aber auch weiterhin dem Gebiet der verbind-
lichen Auskunft ihre Aufmerksamkeit widmen und insbesondere verhindern,

daß die verbindliche Auskunft sich zu einem personalaufwendigen Massen-

verfahren außerhalb des eigentlichen Besteuerungsverfahrens entwickelt.

Das Staatsministerium hat die Feststellungen des ORH mit den Finanzmini-
sterien des Bundes und der Länder erörtert. Diese waren mit dem OHH der

Auffassung, daß eine gesetzliche Regelung zum Institut der verbindlichen
Auskunft entbehrlich sei. Eine Überarbeitung der Verwaltungsregelung er-
scheint der Verwaltung derzeit nicht zweckmäßig, weil die Entscheidung

Über eine gesetzliche Begelung der verbindlichen Auskunft noch aussteht,

die Verwaltungsregelung erst kürzlich geändert wurde und die weitere Ent-
wicklung hinsichtlich der Fallzahlen sowie der Konzentration auf bestimmte

Arbeitsgebiete abgewartet werden sollte. Das Staatsminj-sterium hat zuge-

sagt, bei einer späteren Überarbeitung der Verwaltungsregelung die Vor-
schläge des ORH in die Diskussion einzubringen.

A¡stlich lanörirtschaftliche Sachverstãndige

Bei den Finanzämtern ist nach Auffassung des OBH die 0rganisation
und Personalbesetzung des Dienstzweigs "Amtlich landwirtschaftli-
che Sachverständige" dem veränderten Bedarf anzupassen. Dadurch
könnten etwa 50 SteIIen abgebaut werden.

Nach dem Gesetz über die Schätzung des Kultu¡bodens vom 16. Oktober 1934

wi¡d eine Bodenschätzung für die landwirtschaftlich nutzbaren F1ächen

durchgeführt. Sie umfaßt die genaue Kennzeichnung und kartenmäßíge Erfas-
sung des Bodens nach seiner Beschaffenheit sowie die Feststellung seiner
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Ertragsfähigkeit. Dauerhafte Veränderungen der Nutzungsart und der Er-
tragsverhältnisse werden durch den sog. Feldvergleich festgestellt. 0ie
Ergebnisse der Bodenschätzung dienen sowohl steue¡lichen Zwecken, insbe-
sondere der Einheitsbewertung der landwirtschaftlichen Betriebe, als auch
daran anknÜpfend außersteuerlichen Zwecken, z.B. der Bemessung von Alters-
hi1fe, Krankenversicherungsbeiträgen und Förderprogrammen für die Land-
wirtschaft. Die Durchfûhrung der Bodenschätzung obliegt dem bei den

Finanzämtern eingerichteten Dienstzweig "Amtlich landwi¡tschaftliche Sach-
verständige" (ALS). Der OBH hat die 0rganisation und die Tätigkeit dieses
Diensbzweigs untersucht.

32-2 Das Personalzuteilungssolr stellte sich 1gg9 wie folgt dar:

Besetzung der AlS-Dienste (Zuteilungssoll 19g9) Zahlenübersicht

Bezirk der flFD
zrrsæt

l{trchen Närnberg

ALS-Gruppenleiter

ALS-Sachbearbeiter

vermessungstechnische Bearbeiter

6

2t
30

2

18

25

I
39

55

insgesamt 57 45 to2

Die Besetzung des AlS-Dienstes entsprach am 1. Januar 1gg0 mit nur gering-
fügigen Abweichungen diesen Vorgaben.

Die Gruppenleiter sind regelmäßig Angestellte der VergGr. r b BAr (ver-
greichbar einem Bearnten in BesGr. A t4, Oberregierungsrat) und die sachbe-
arbeiter Angestellte der vergGr- rrr BAT (vergleichbar einem Beanrten in
BesGr. A 12, Anrtsrat). Die vermessungstechnischen Mitarbeiter der ALS sind
fast ausschließlich veflnessungstechnisch ausgebitdete Steuerbeamte des
mittleren Dienstes- Die stellen sind in BesGr. A 9 + AZ (Arntsinspektor mit
Zulage) ausgehracht.

Die Zahl der eingesetzten Arbeitskräfte hat sich innerhalb der letzten 2E

Jahre nur unì/ìresentlich verändert. Zwar wurde die Zahl der Gruppenreite¡
verminde't, dafür jedoch die Zahl der sachbearbeiter erhöht.

Die ursprüngjj.che und wictri-gste Aufgabe des AlS-Dienstes ist die Boden-
schätzung. seit Abschluß de¡ E¡staufnahme de¡ Böden im Jahr 1986 farlen
nur noch Nachschätzungen an. Diese sind notwendig, wenn sich die Ertrags-

æ.-3
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bedingungen einzelner Bodenflächen wesentlich verändern und werden vortuie-
gend nach Flurbereinigungen durchgeführt.

Der Arbeitseinsatz der ALS-Gruppenleíter und -Sachbearbeiter für die
Bodenschätzung vrar deshalb in den letzten Jahren stark rückläufig und be-

trug in den Jahren 1987 bis 1989 nur noch durchschnittlich 25 v.H. ihrer
Gesamtarbeitszeit; er wi¡d künftig noch weiter zurückgehen. Die Zahl der

ALS wurde jedoch nicht entsprechend verringert. Vielmehr verlagerte sich
ihre ïätigkeit auf EinzelfäIle aus anderen Arbej-tsbereichen, vornehmlj-ch

Zuarbeiten für die Einheitsbewertung des land- und forstwi¡tschaftlichen
Vermögens sowie für die Einkommensbesteuerung der Landwirte. Nach den Er-

hebungen des OHH besteht hierzu aber kein entsprechender Bedarf. Dies

zeigt sich vor allem daran, daß die von den ALS bearbeiteten EinzelfäIle
äußerst unterschiedliches Gewicht hatten und vielfach auch bei Fä1Ien von

nur geringer Bedeutung sehr arbeitsaufwendige Ermittlungen, zumeist im
Außendienst, vorgenommen lvurden.

Die vermessungstechnischen Bearbeiter waren in den Jahren 1987 bis L989

neben ihren Tätigkeiten für die Bodenschätzung (rd. 37 v.H. ihres A¡beits-
einsatzes) zu du¡chschnittlich 31 v.H. mit der Durchftihrung des Feldver-
gleichs beschäftigt. Die bei¡ Feldvergleich festgestellten Veränderungen

sind in der Bege1 gering. Hinzu kommt, daß ein großer TeiI der Ve¡änderun-

gen bereits dem Finanzamt auf anderen Wegen (2.8. Mitteilungen der Land-

ratsämter Über Aufforstungen und Hodungen) bekannt we¡den. Außerdem han-

delt es sich meist um kleine Einzelflächen, die für sich allein zu keiner

Fortschreibung des Einheitswerts führen. Die Erhebungen des OBH haben

ferner ergeben, daß dem Feldvergleich von den Finanzärrtern eine sehr un-

terschiedliche Bedeutung beigemessen wird und auch bei gleichgelagerten

Verhältnissen eine äuße¡st unterschiedliche Arbeitsweise anzutreffen ist.
8ei vielen Fi¡anzämtern wird der Feldvergleich sehr arbeitsaufwendig

durchgeführt und steht in keinem verüretbaren VerhäItnis zum Arbeitserfolg.
Grundsätzlich ist es ausreichendr den Feldvergleich gezielt nur in den

Gebieten durchzufùhren, bei denen Anhaltspunkte für bedeutende Veränderun-

gen vorliegen,

Die 0rganisation und Besetzung des ALS-Dienstes wurde dem in den letzten
Jahren stark verãnderten Arbeitsanfall nicht angepaßt. !{ir halten deshalb

eine Bationalisierung für dringend notwendig und haben hierzu bei der Ver-

xaltung insbesondere folgendes angeregt:

- Die Zahl der Al-S-Sacftùeæùeiter sollte so bemessen werden, daß sie min-

destens zur Hälfte ihrer Arbeitskraft mit Nachschätzungen, ihrer eigent-
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richen Aufgabe, beschäftigt sind. Aufgrund des häufig unregelmäßigen
Arbeitsanfalls in einzelnen Amtsbezirken sínd kurzfristige Veränderungen
der Zuständigkeitsbereiche zu¡ gleichmäßigen Arbeitsverteilung zweckmä-
ßig. Die restriche Arbeitszeit wä¡e für die übrigen Tätigkeiten, insbe-
sondere fü¡ die Bearbeitung der Einzelfä11e, gut ausreichend, wenn der
Arbeitseinsatz de¡ sachverständigen auf bedeutende ode¡ schwierige Färre
besch¡änkt wi¡d-

Bei Anwendung dieser G¡undsätze könnte
ten Jahre der derzeitige personalstand

biert we¡den.

nach dem A¡beitsanfall der 1etz-
der ALS (siehe TNr. 32.2) hal-

- Die vermessungstechniscùen Bea¡teiter könnten vo¡nehmlich bei de¡ Durch-
fûhrung des Feldvergreichs ¡ationelrer eingesetzt werden. Der von den
meisten Bearbeitern praktizierte systematische und arbeitsaufwendige
Feldvergleich ist häufig nicht notwendig, Er sor-r-te nur gezielt unter
Auswertung alle¡ ohnehin vo¡handenen verwertbaren Erkenntnisquellen bei
Anhaltspunkten für wesentriche veränderungen durchgeführt werden. Bei
dann noch fehlender Arbeitsbelastung der vermessungstechnischen Bearbei-
ter ist eine Beschäftigung mit artverwandten Tätigkeiten in de¡ Bewer-
tungsstelle mög1ich.

rhre ZahL könnte danach entsprechend der Zahl de¡ ALS verringert werden.

- Zur sachgerechten ErLedigung der Aufgaben de¡ ALS-sachbearbeiter bedarf
es kei'ner Fachaufsicht durch die ALÍì-Grupperrleite. Bedeutende Zweifels-
fragen können auch durch die landwirtschaftlichen Fach¡eferate der 0ber-
finanzdi¡ektionen geklärt werden. Hierzu ist es ausreichend, wenn den
Landwirtschaftlichen Fachrefe¡enten je ein Hilfsrefe¡ent zugeteirt wl"d.

Die Obe¡finanzdirektion Nürnberg hat be¡eits seit lllgg einen Hilfsrefe-
¡enten mit ALS-G¡uppenleiteraufgaben betraut und die Zahr der Gruppen-
leiter entsprechend verringert. Oies hat sich bewährt.

- Die bisher sehr unte¡schiedriche Aröeitsreise bei der Durchführung der
Nachschätzung und des Feldvergleichs sowi-e bei der Auswahl und Bearbei-
tung der Einzelfälle e¡fo¡dert dringend einheitliche Vorgaben. Ferner
sind zur ordnungsgemäßen wahrnehmung der Dienstaufsicht sowie zur Bege-
lung des bedarfsgerechten Arbeitseinsatzes verbesserte Aufzeichnungen
über den A¡beitsanfall und die Arbeitserledigung notwendig.
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3:1.1 Allgeræires

33.1.1 Der Freistaat Bayern ist an zwei Ferngasgesellschaften beteiligt:

_ 1,74

Insgesamt würden nach Auffassung des ORH 25 ALS-Sachbearbeiter und 25 ver-

messungstechnische Bearbeite¡ genügen. Unter BerÜcksichtigung des Einsat-

zes von je einem Hilfsreferenten bei den beiden Oberfinanzdirektionen er-

gäbe sich eine Personaleinsparung von rd. 50 A¡beits.k¡äften. Allerdings

wird dies insbesondere bei den nur als landwirtschaftliche Sachverständige

einsetzbaren Arbeitskräften nur langfristig erreichbar sein. Nach Auffas-

sung des QRH ist dann auch im Hinblick auf eine etwaige neue Hauptfest-

stellung der EinheitsvJelte immer noch ein ausreichender Bestand an land-

wirtschaftlich ausgebildeten Arbeitskräften vorhanden.

gas Staatsministerium der Finanzen hat die Oberfinanzdirektionen aufgefor-

dert, die tatsächlichen Verhältnisse bei den ALS zu ermitteln und den PeI-

sonalstand auf Einsparungsmöglichkeiten hin zu ÜberprÜfen. Der Schrift-
wechsel j.st noch nicht abgeschlossen.

Betei-Ligungen des Staates an GasversorgungsuÍterrìetæn 1)

(Kap. 13 05)

Mit der Beteiligung des Freistaats Bayern an der Bayerngas GmbH

sollte ein Instrument fÜr eine eigenständige bayerische Gaspoli-
tik gewonnen werden. Es war aber schon nicht möglich, die Ab-
hängigkeit von einem einzigen Gasliefe¡anten zu beenden; dieser
ist im Gegenteil jetzt sogar Mitgesellschafter' DarÜber hinaus
scheiterten notv,,endige energiepolitische Maßnahmen häufig an

divergierenden Gesellschafterinteressen' Es ist bezeichnend, daß
de¡ Aufsichtsrat 24 Mitglieder umfaßt; aIle Bestrebungen, ihn zu

verkleinern, stießen auf den Widerstand der kommunalen Gesell-
schafter.

Eine weitere Beteiligung des Staates bei der Bayerngas GmbH ist
nur dann zu rechtfertigen, wenn es getingt, bei den anderen Ge-
sellschaftern mehr Verständnis für die r3bergreifenden Ziele der
gaswirtschaftlichen Versorgung in SÜdbayern zu finden.

- der Bayerngas GmbH, München (Bayerngas), mit einem Stammkapital

145,8 Mio DM (darunter 25,8 l4io DM stirnmrechtslos),

- an der Ferngas Nordbayern GmbH, Bamberg, mit einem Stamnkapital von

60 Mio DM.

Die Kapitalanteile sind wie folgt aufgeteilt (in.v'H.).:

1) siehe auch TN¡. 23 (Fõrderung von Erschließungsvortaben der Gasversorgung)
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BeEeiligungsve¡trãltnisse
an den Førngasgesellschaften

Zahlenübersi-cht

33-1.2

33-2

1) einschließlich de¡ mittelbaren Eeteiligung ùber die Saar Ferngas AG 59,2 v.H.
2) Rundungsdifferenz

De¡ Aufsichtsrat von Bayerngas ist i¡ verhäItnís zu Bedeutung und Aufgaben

der Gesellschaft überbesetzt. Bei der Neuordnung der Geserrschaftsver-
hältnisse 1988 wurde die Zahl seiner Mitgrieder von 21 auf ?4 e¡höht. Die
Bayerngas hatte schon 1986 irn Vergleich zu anderen Ferngasgesellschaften
den zahlenmäßig umfangreichsten Aufsichtsrat. Er war um fünf lvlitgtieder
größer als der Aufsictrsrat de¡ Euhrgas AG, Auf sin Aufsichtsratsmitgtied
entfal-len bei der Bayerngas nun sieben Mitarbeiter.

Nach Mitteilung des Staatsministeriums der Fj-nanzen scheiterten Bestre-
bungen des Freistaates Bayern, den Aufsichtsrat zu verkleinern, am wider-
stancl der kommunalen Gesellschafter.

Beteiligungszyeck

rn die 1962 gegründete Bayerngas trat der Freistaat Bayern 1g73 mit einer
stanmeinlage von 7 Mio 0M ein. Die Gesellschaft diente vor dem Beitritt
des staates primär der Gasbeschaffung der beteiligten stäfüe (Gesellschaf-
terstädte) und dem Gasve¡bund zwischen diesen. Die Gesellschafterstäfüe
behielten 80 v.H. des Stanrnkapitals.

Mit dem Beitritt des Staates zu Bayerngas solrten neben dem Engagement bei
der Ferngas Nordbayern GmbH auch im südbayerischen Raum Mitwirkungsmög-

Anteilseigner Bayernqas BnbH Ferngas llord-
bayern GttËHbis August

1988
seit Septerúelr

1988

Freistaat Bayern

Landeshauptstafü München

Stadt Augsburg

Stadtwerke Regensburg GmbH

Stadt Ingolstadt
Stadt Landshut

Buhrgas AG, Essen

Bayerische Landesbank
Girozentrale, München

Bayernwerk AG, München

Saar Fernqas AG. Saarbrücken

20,O

40,0

25,0

7,6

3,7
3,7

L4,O

?8,O

17,3

5,4

216

2,6

10,0

10,0

10,0

20,O

54.0
tsg,zll)

26,0

insgesamt 100,0 1oo, 02) 100,0
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lichkeiten zur Durchsetzung der energiepolitischen Ziele der Bayerischen

Staatsregierung gewonnen werden, um in Südbayern insgesamt den Gasbezug zu

diversifizieren, die Strukturprobleme zu beseitigen, die Gasversorgung

sicherzustellen und eine ausgewogene Preisstruktu¡ in allen Landesteilen

zu erreichen. Zugleich stellte de¡ Staat Bürgschaften und Garantien von

zusammen 726 Mio DM in Aussicht, um die Hisiken aus Projekten mit der

Sowjetunion und Algerien abzudecken, mit denen der Gaseinkauf verbreitert
werden sollte; diese Projekte sind Ende der Siebziger Jahre gescheitertl).

33.2-L Abhängigkeit vm Lieferaûten

Einziger Lieferant der Bayerngas ist nach wie vor die Ruhrgas AG, die ih-
rerseits It. Presseberichten einen Marktanteil von 70 v.H. am 01igopo1 der

deutschen Erdgaswirtschaft hat.

Das Staatsministerium der Finanzen mej-nt, daß sich die Marktbeherrschung

der Ruhrgas AG bislang für Bayerngas nicht nachteilig ausgeì¡rirkt habe. Gas

stehe mit den übrigen Primärenergien in Wettbewerb, wodurch die Mög1ich-

keiten der Buhrgas AG zur Preisgestaltung begrenzt seien.

An der Buhrgas AG sind allerdings mehrheitlich verschiedene Mineralölkon-
zerne beteiligt. Dadurch besteht neben dem großen Einfluß auf den Gasmarkt

auch eine Verbindung zum Heizölmarkt, der fúr die Gaspreisbildung so be-

deutsam ist, weil sich die Gaspreise grundsätzlich an den Kosten dieser
Wettbewerbsenergie orientieren (v91. TNr. 33.2.4). Huhrgas selbst ist un-

mittelbar oder mittelbar an verschiedenen überregionalen und regionalen
Gasversorgungsunternehmen beteiligt, darunter auch an den beiden i¡ süd-

bayerischen Raum tätigen Regionalgesellschaften, der Erdgas Südbayern

GmbH2) und der Erdgas Schwaben GrnhH3). Außer,jem hat sie durch eigene Lei-
tungen und über Beteiligungsgesellschaften Anteil am europäischen Erdgas-

verbundsystem einschließIich der Bayern durchlaufenden Mittel-Europäi-
schen-Gasleitung (Megal) .

Von 14 deutschen Ferngasgesellschaften sind sieben Gesellschaften als Erd-
gasirnporteure tätiga). Eine bayerische Gesellschaft befindet sich nicht
darunts¡. Dabei hat Bayem, das bei þJaidhaus und hei OberkapgeUWil-denranna

1) vgl. 0RH-Bericht fi¡r dss Haushaltsjahr t!l75, S. 86 ff-
2) Erdgas Südbayerrt GùH: LandeshaupÈsÈadt füinchen 50 v-H.; Thäga ÀG 25 v.H.; Isr-Anper-

lle¡ke 25 v.H.

3) Erdgas Schraben ftrbH: Thüga AG 4A v-H.; Stadt Augsburg 26 v.H.; Sclrãbische Erdgasbeüei-
ligungsgesellschafÈ nÈH 26 v.H.

4) Stand Juli 1987
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in westlicher und nordwestliche¡ Bichtung von Großtransportleitungen der
Megal GmbH durchquert wird, eine Drehscheibenfunktion für ErdgasimporLe
aus dem Osten und dem Süden.

Die letzten BemÜhungen der Bayerngas im Jahr L987, Erdgas selbst zu impor-
tieren, scheiterten datan, daß die Megal GmbH, der das betreffende Groß-
transportsystem gehört und an der die Buhrgas AG wiederum zu 50 v.H. be-
teiligt ist, der Bayerngas keine selbständige Transportmöglichkeit ein-
räurnte. Dadurch konnte sie den Gasbezug nicht diversifizieren, um damit
die Abhängigkeit von nur einem Lieferanten zu beseitigen.

1.988 gelang es der Buhrgas AG, ihre Position in der bayerischen Gaswirt-
schaft weiter auszubauen. Sie hat eine 10%ige Beteih-gung bei der Bayern-
gas zu j-hre¡ schon bestehenden Beteiligung bei der Ferngas Nordbayern
GmbH von zusammen 59,2 v.H. erworben (vg1. Zahlenübersicht). Ferner hat
sie einen Speicher sowie dingliche Leitungsrechte von der Bayerngas über-
nommen und vereinbart, daß Bayerngas bis zu einer ve¡einbarten Höchst-
menge' die erst 1994 erreicht werden wird, den Gasbedarf grundsätzlich
allein bei de¡ Huhrgas AG zu decken hat.

Die Position der Ruhrgas AG a1s Lieferant, Iransporteu¡ und Gesellschafter
bei der Bayerngas und anderen Gasversorgungsunternehmen Iäßt für eine
eigenständige bayerische Gaspolitik wenig Baum.

33.2.2 st¡ukturverschiebung i¡ der sädbayerischen Gasvi-rtschaft

Bis 1. 0ktober 1988 hatte Bayerngas unterschiedliche Abgabepreise für die
gleiche Handelsstufe. Die Gesellschafterstädte hatten als Kunden aufgrund
des sog. Poolgas-Vertragssystems erhebliche vorteile gegenüber Kunden, die
sog ' Neumengenverträge abschlossen. Beim Eintritt des F¡eistaats Bayern im
Jahr 1973 wa¡en närnlich die vorteilhaften Poolgasverträge mit den Gesefl-
schafterstädten nicht an die neue Aufgabenstellung der GeselLschaft ange-
paßt worden; sie wurden vom Staat bei seinem Eintritt in die Gesellschaft
noch nicht einmar eingesehen, weil er sich nach Mitteilung des staatsmini-
steriums der Finanzen vor a11em auf die damals aktuellen bezugsseitigen
Probleme konzentriert habe.

Dabei standen aber auch di-e Strukturen auf der Absatzseite dem staatlichen
Beteiligungszweck entgegen. Die Poolgasverträge erfaßten seinerzeit gb v.H.
der Absatzmenge, hatten eine Laufzeit bj-s 1gg3 und waren Ausftuß des ur-
sprÜnglichen Gründungszwecks der Bayerngas, für die Gesellschafterstädte
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günstige Einkaufsmöglichkeiten zu schaffen. Sie beruhten auf dem Kostener-

stattungsprinzip. Zwangsläufig mußten daher Kostenzuordnungs- und Gewinn-

verlagerungsprobleme auftreten mit dem Eintritt eines Gesellschafters, der

nicht Gas bezog, sondern der landesweite energiepolitische Anliegen ver-
folgte, wie die Aufnahme bzw. Ausdehnung der Gaslieferungen an Dritte und

Erschließungsmaßnahmen in Gebieten, die von den Gesellschafterstädten

nicht versorgt v',urden. Auch war es jetzt nicht mehr gleichgÜItig, ob Ge-

lvinne auf der Kunden- oder der Gesellschaftsebene entstehen. Weil das

Poolgasvertragssystem nicht an die Neumengenpreise angepaßt wurde, konnten

di-e Gesellschafterstädte gegenÜber den Neumengenkunden Vorteile unter Zu-

grundelegung einer Vergleichsrechnung der Bayerngas in der Zeit vom Okto-

ber t977 bis einschließlich 1986 von schätzungsweise mehr als einer

3/4 Mrd DM erreichen. Neben bestimmten Sonderleistungen waren hier vor

allem die großen Preisunterschiede zwischen Poolgas und Neumengengas maß-

geblich, die sich al1ein auf 655 Mio DM summierten.

Nach Auffassung des Staatsministe¡iums der Finanzen erreichten die Vortei-
le kei-nesfalls die vom ORH genannte Größenordnung, weil nicht unterstellt
werden könne, daß die Gesellschafterkunden bei einer anderen Kostenverbei-

lung Neumengenpreise gezahlt hätten.

Die Ausführungen des ORH sollen vorrangig die G¡ößenordnung der Struktur-
verschiebung aufzeigen, unabhängig von der Frage, welche Preise si-ch bei
einem einheitlichen Vertragssystem gebildet hätten. Denn die Bezugskosten-

vorteile der Gesellschafterstädte bedeuteten fÜr sie letztlich einen gas-

wirtschaftlichen Strukturvorteil innerhalb SÜdbayerns, wobei sie aber

ohnehin schon in wirtschaftlich bevorzugten Verdichtungsräumen liegen und

allgemein günstigere Ausgangsbedingungen für eine sichere und preisgün-

stige Gasversorgung haben. Ohne diese Bezugskostenvorteile wäre die Er-

trags- und Investitionskraft des Unternehmens wesentlich gestärkt worden

(s. TNr. 33.2.5). Dies hätte überdies die Möglichkeit eröffnet, gegenüber

den Weiterverteilern allgemeine Preissenkungen durchzufÜhren.

Der ORH hatte mit Schreiben vom 13. Mai 1988 die Probleme dieser Vertrags-
systeme angesprochen. Seit 1. Oktober 1988 hat Bayerngas ihren Abgabepreis

für die gleiche Handelsstufe vereinheitlicht,



- t79 -

33.2.3 Verteilungsstrr¡ktur

Die Gasversorgung in südbayern wurde zlvar ausgebreitet, das entscheidende
Ziel aber, die ve¡teilerstruktur vorteilhaft zu gestaltenl), konnte nicht
erreicht werden; es haben sich im Gegenteil neue strukturverwerfungen er-
geben:

a) so besteht nunmehr schon in 16 Fä1len eine vierte stufe in der vertei-
lerkette, weil Gas von der Ruhrgas AG an die Bayerngas, von dort an
einen regionalen Gasversorger (Zwischenhändrer) und erst von diesem an
einen 0rtsverteiler geliefert wird, der dann erst den Endverb¡aucher
versorgt.

Die unbefriedigende Entwicklung war mögIich, weir keine rechtrich ver-
bindl-ichen Abgrenzungen zwischen der Bayerngas und den anderen im süd-
bayerischen Baum tätigen versorgungsunternehmen getroffen wurden, aIs
das unternehmensziel der Bayerngas im Jahr 1g73 von eine¡ Gasbeschaf-
fungsgesellschaft für die Geserlschafterstädte auf eine optimare Gas-
versorgung südbayerns erweitert wurde. so standen dem Aufbau einer op-
timalen Gasversorgung gewachsene regionale Gegebenheiten, Eigeninter-
essen de¡ unternehmen und rnteressenvermengungen derjenigen Gesell-
schafter entgegen, die sowohl bei der Bayerngas ars auch bei den Begio-
nalgesellschaf'ben beteiligt sindz). Förderungen auch der vierten ver-
teilerstufe durch staatliche Zuschüsse haben diese Strukturen ehe¡ noch
verfestigt.

Auch die 1980 abgeschrossenen Grundsatzvereinbarungen, mit denen
Bayerngas und die Begionalgesellschaften ihre Konfrikte im Kompromißweg
beilegten, lösten die entstandenen strukturverwerfungen nicht. Arlein
das darin von Bayerngas übernommene Vorhalterisiko für Gasmengen und
Leistungen führte zu Erlösausfällen von bis zu 36 Mio DM jährlich
(1986/1987), weil die Kunden zwar berechtigt, aber nicht verpfr-ichtet
waren, die vorgehaltenen Lelstungen abzunehmen.

Da die Regionalgesellschaften a1s Zwischenhändre¡ auch Aufgaben der
Ferngasstufe wah¡nehmen, führt die vierstufige verteirerkette zu einer
unwirtschaftlíchen Gasversorgung südbayerns. Oenn neben den alrgemeinen
Nachteiren einer Aufgabenüberschneidung wurden zumindest bis 19g0 die

1) Zielsatz 4.4 nebst Erläuterungen der Grundsätze und Ziele der bayerischen Energie-politik, Energieprogramm für Bayern 1990, S, 1g4

2) vg1. S. 176 Fußnoten 2 und 3
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Leitungssysteme nicht optimal entlrickelt. Die dadurch entgehenden jähr-
lichen Synergievorteile wurden von Bayerngas in zweistetliger Millio-
nenhöhe geschätzt. Diese zusätzl.ichen Kosten schlagen sich entweder j_n

höheren Abgabepreisen nieder oder führen zu Margen.verteilungsstreitig-
keiten innerhalb der Handelskette.

Nach Auffassung des Staatsministeriums für WirEschaft und Verkehr und

des Staatsministeriums der Finanzen dürfte das Ziel, die betreffenden
Versorgungsunternehmen zu einem Unternehmen zusammenzufassen, um eine
Verteilerstufe einzusparen, derzeit nicht erreichbar sein. Es werde

nunmehr ej.ne möglichst weitgehende Kooperation zwischen den beteiligten
Gesellschaften angestrebt.

Damit ist jedoch das Problem einer überflüssigen Verteilerstufe nicht
gelöst.

Die Gesellschaft hatte in dem Bestreben, eine eigenständige Gaswirt-
schaftspolitik zu betreiben, in den Jahren 1971 und 1980 zwei Erdgas-
untærÈagespeicher angemietet und damit eine vergleichsweise hohe Spei-
cherkapazität geschaffen.

Das Staatsministerium der Finanzen teilte mit, daß die Prognosen beim

Abschluß des zweiten Lohnspeichervertrages im Jah¡ 1980 einheitlich von

einem weiteren h,esentlichen Anstieg des Energieverbrauches, insbeson-
dere des Erdgases ausgegangen seien. Für Südbayern sei zudem ein über-
durchschnittlicher Verbrauchszuwachs wegen des bestehenden Nachholbe-

darfs bei der regionalen Erschließung envartet worden. Gleichzeitig sei
man aufgrund der absehbaren Verknappungssituation von weiteren Steige-
rungen der Energiepreise ausgegangen. Nachdem ein Gesellschafterstadt-
werk, die Landeshauptstadt München, erklärt habe, es bestünden keine
Baupläne für einen eigenen Speicher, habe sich Bayerngas zur Anmietung

zusätzlicher Speicherkapazität entschieden. Daß eine tangfristige lllirt-
schaftlichkeit nicht eingetreten sei, hätte vo¡ allem am Preisverfall
(ab 1984), an nicht eingetretenen Absatzsteigerungen, zum TeiI aber
auch an anderen vom Staatsministerium nicht zu beeinflussenden Entwick-
lungen gelegen und könne dem Gesellschafter Freistaat Bayern nicht zum

Vorrrurf gemacht werden,

Die eingetretene Entwicklung hat die wi¡tschaftlichen Probteme nur ver-
grõßert. Von Anfang an hat eine gesunde Basis für die Ausweitung der
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speicherkapazität im Jahr 1980 gefehlt, weil die Risiken nicht genügend
abgesichert wurden. Sie ergaben sich aus

- den fehrenden Abnahmeverpflichtungen (vgr. TNr. 33.2.3 Buchstabe a),
weil die Kunden zwa¡ berechtigt, aber nicht verpfrichtet waren, die
vorgehaltenen Speicherleistungen abzunehmen,

- einem schiedsvergleich mit den Gesellschafterstädten von 1g7g, wonach
künftige speicheraufwendungen ihr poolgasgeschäft nicht belasten
durften; dies bedeutete, daß die gesamten Kosten für den zweiten
speicher aus dem Neumengengeschäft gedeckt werden mußten, das seiner-
zeit einen Mengenanteil von nu¡ 26 v.H. hatte,

- der fehlenden Aufgabenabgrenzung zu einem Geserlschafterstadtwerk
(Landeshauptstadt München), rrreswegen es schon 1gg1 _ kurz nach de¡
Anmietung des zweiten speichers der Bayerngas - zu einer Konkurrenz-
entwi.cklung beim Auf- und Ausbau von speichern kam, weit das GeselL-
schafterstadtwerk nun doch eine eigene, neue speicherkapazität schuf.
Oies hatte 

^)T Folge, daß de¡ für das Geseltschafte¡stafüwerk im
zbleiten speicher berücksichtigte Leistungsbedarf nicht eintrat, was
zu Erlösausfälren führte, die Bayerngas mit jährlich 2b bis 30 Mio DM

bezifferte. rn dieser Größenordnung 1ag auch das jährliche Defizit
des zweiten Speichers der Bayerngas.

Der Freistaat Bayern hätte ats Geserlschafter darauf achten müssen, daß
vor Anmi-etung des zweiten speichers diese Risiken abgesiche¡t werden.
Da das staatsmini-sterium für wi¡tschaft und verkehr die erste Ausbau_
stufe des speichers der Landeshauptstadt Mûnchen irn Jahr 1gg1 energie-
wi¡tschaftsrechtu-ch nicht beanstandet hatte, gefãhrdete es die wirt-
schaftlichkeit des tg80 von Bayerngas angemieteten zweiten speichers.
Dies führte gesamtbrirtschaftlich betrachtet auch zu Mehrkosten, die
letzten Endes der verbraucher zu.tragen hatte. Neben den speicherkosten
des Gesellschafterstadtwerks entstanden Leerkosten beim zweiten spei-
cher der Bayerngas.

Nachdem somit die wirtschaftlichen voraussetzungen von Anfang an nicht
gegeben vt,aren, übertrug Bayerngas ihren zweiten speicher sanrb Leitungs-
rechten 1988 der Buhrgas AG, die dringenden Bedarf an speicherkapazi-
tät hattel).

1) vgl. TNr. 1 der Antwort des Staatsministeriums fij¡ ÙdirbschafiU und Verkehr auf eineschriftliche Anfrage von 16. Mä¡z 1990 (LT-Drucksache N¡. 1u154sB)
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Da es unterlassen v,lurde, die Speicherrisiken in den AbsatzkonditÍonen ab-

zusichern sowie die Konkurrenzentwicklung im Bereich des Auf- und Aus-

baues von Erdgasuntertagespeichern zwischen der Bayerngas und der Landes-

hauptstadt München zu harmonisieren, wurde die Gesellschaft als Instru-
ment einer eigenständigen bayerischen Gaspolitik weiter geschwächt.

ß.2.4 Abhãr¡gigkeit von Kunden

Die Gesamtmargel) von der Ferngas- bis zut Endverteilerstufe wird auf

der Bezugsseite durch den Alleinlieferanten Buhrgas AG bestimmt. Gegen-

übe¡ dem Endverbraucher ist der Margenspielraum begrenzt durch die Kosten

der Wettbewerbsenergie. Eine staatlich kont¡ollie¡te Preisbildung auf der

Endverbraucherstufe besteht bei Gas im Gegensatz zu St¡om nicht. Die Gas-

preise sind auf dem f'lärmemarkt lediglich einem t'Jettbewerb ausgesetzt, der

auf der Substituierbarkeit durch andere Energieträger mit gleicher Zweck-

erfüllung beruht. Die Bitdung des Wettbewerbspreises wird jedoch durch

die kartell¡echtliche Mißbrauchsaufsicht anhand sogenannter Jahresgesamt-

kostenvergleiche überwacht. Danach dÜrfen sich die P¡eise grundsätzlich

nicht über das Niveau der Preise der Wettbewerbsenergj.e, z.B. des Heizöls,

hinausbewegen.

Unterhalb dieser Preishöchstgrenze ist die Letztverteilerstufe in der

Preisgestaltung frei. Dies zeigen die unterschiedlich hohen Margen der

einzelnen Letztverteiler im gleichen Absatzbe¡eich.

Die beiderseitige Begrenzung der Marge fÜhrte zu Verteilungskämpfen zwi-

schen der Endverteiler- und der Ferngasstufe, die durch die zusätzliche

- vierte - Handelsstufe in Südbayern noch verschãrft wurden.

Diese Verùeilungskämpfe wurden zu Lasten der Bayerngas als Ferngasstufe

gefrihrt. Ihr ve¡blieb aus dem norrnalen Gasgeschäft nur eine unzureichende

Marge, die unter der üblichen Ferngasmarge von mindestens 0,2 Pf/klrlh lag,

während die 0rtsverteiler im Ïarifbereich eine Marge von bis zum lSfachen

hiervon erreichten, wie folgendes Schaubild 1 zeigt:

1) Oifferenz zwischen Abgabe- und Bezugspreis
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llargen der (Hsverteiler i-m TariJbereichl)
(Modellrechnung von Bayerngas)

Schaubild 1

Ptkwh
3,5
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I Gesellschafter- El Geselrschafter- Gasversorgungs- E Gasversorgungs-stadtwerke $adtwerke uilernehmen A unternehmen B
(Durchschnitt) (Großstact) (Region) (Region)

1) Harge aLs Diffe¡enz zwischen Abgabe- und Bezugspreis in pflktJh

Velglichen wurden von Bayerngas die Abgabepreise gemäß den veröffentlichten Ta¡iJen für eine
Jahresnenge von 30 000 kWh mit entsprechenden Bezügen. Die BezugsgreÍse fûr die GeseII-
schafÈerstadtwerke eine¡seits und fü¡ di-e beiden Hegionalgesellschaften andererseits sind
gleich hoch ôngesetzt.

rm sonde¡abnehmerbereich sind die Margen nach den Moderlrechnungen der
Bayerngas mit 0,2 bis 1,1 Pflkt^lh (5 bis s7 v.H. vom Bezugspreis) erheb-
lich niedriger. Dies ist wohr auf den wirksameren wettbewerb in diesem
Absatzbe¡eich zurückzuführen.
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Diese erheblichen Margenunterschiede zwischen den HandeLsstufen und die

starke Streuung j-nnerhalb der einzelnen Absatzbereiche beruhen zum Teil
auf den unterschiedlich hohen Verteilungskosten. Sie verdeutlichen aber

auch, daß insbesondere zu Lasten der Ferngas- gegenÜber der Letztvertei-
lerstufe die Chancen und Bisiken nicht ausgelvogen verteilt sind. Dies

zeigt z.B. das für die Gesellschafterstädte vorteilhafte Poolgassystem

(vgl. TNr. 33.2.2). l¡llährend Bayerngas als Ferngasstufe mit einem meh¡ als
doppelt so großen Umsatz in dem gaswi-rtschaftlich schwierigen Jahr 1987

keinen Bilanzgewinn erzielte, konnte z.B. die Landeshauptstadt München

als Gesellschafterkunde einen Jahresgewinn von 79 Mio DM ausweisen.

Daß die Gesellschafterstadtwerke die Verteilungskämpfe so erfolgreich zu

ihren Gunsten führen konnten, beruht auf ihrem kapitalmäßigen Einfluß auf
die Bayerngas. Nach wie vor besteht eine Vermengung von Kunden- und Ge-

sellschafte¡interesse bei den kommunalen Gesellschaftern. fnteressenüber-

schneidungen ergeben sich weiter bei denjenigen kommunalen Gesellschaf-
tern, die sowohl bei der Bayerngas aIs auch bei den Regionalgesellschaf-
ten beteiligt sind. Die unterschiedliche Höhe ihrer Kapitalanteile bei
Bayerngas und bei den Begionalgesellschaften sowie ihre eigenen Absatz-

anteile afs 0rtsverteiler e¡möglichen ihnen Interessenverlagerungen. Es

fehlt damit eine geschlossene Gesell,schafterstruktur, was sich nachteilig
für die Verwirklichung der energiepolitischen Zie1e auswi-rkt.

Zudem hat der Freistaat Bayern bei der Neuordnung der Gesellschafterver-
hältnisse seine bisherigen Minderheitsrechte (Sperrminorität) aufgegeben,

wodurch sein Einfluß auf die Gesellschaft lveiter geschwächt wurde. Das

Staatsministerium der Finanzen sieht bei Zusammenrechnung der Antei-Ie des

Staates und der Bayernwerk AG keine Schwächung des staatlichen Einflusses.
Allerdings muß es dann dem Staat jeweils gelingen, in den entscheidenden

Fragen die Bayernwerk AG für seine Auffassung zu gewinnen.

3:1.2.5 Hi-rtschaftliche Lage des Unte¡nelnens

Bayerngas hat für die Jahre 7978 bis 1985 Dividenden von insgesanrt

86 Mio DM ausgeschüttet, von denen auf den Freistaat Bayern 17,2 Mio DM

entfielen; die Jahre bis 1977 und ab 1986 blieben dividendenlos.

Der Ausschüttungssatz von 10 v.H, in den Jahren 1982 bis 1985 ist niedrig
im Vergleich zu den Ausschüttungssätzen der Ferngas Nordbayern GmbH, die
für die Jahre 1982 bis 1987 zwischen 11 und 16 v.H. betrugen, und denen
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anderer Ferngasgesellschaften (v91. Buhrgas AG: Dividende fÜr 1986

24 v.H., t987 43 v.H.). Die Ausschüttung liegt auch erhebllch unter der

durchschnittlichen Dividende im Wirtschaftsbereich "EJ-ektrizität, Gas-

und Fe¡nwärmeversorgung" von in den Jahren 1983 bis 1988 zwischen t2,7
und 14,2 v.H. (ohne Steuergutschrift)1).

Selbst diese vergleichsweise niedrige Dividende war mit Blick auf die

wahre Ertragslage des Unternehmens nicht gerechtfertigt. Aus dem normalen

Gasgeschäft wurden unbefriedigende Margen erwirtschaftet, mit denen die

Gesel-Ischaft schon 1983 in die Verlustzone geraten wäre.

Aus der Sicht des Freistaates Bayern, der keine Bezugskostenvortej.le

aus dem Gasgeschäft hat, ist es nicht hinnehmbar, daß die wegen einer zu

geringen Marge entstandenen Finanzierungsprobleme von den Gesellschafter-
städten auf die Gesellschaftsebene verlagert werden,

Künftig muß darauf geachtet werden, dafl,die Marge so bemessen ist, daß

die Gesellschaft bei einer wirtschaftlichçn Betriebsführung die notwendj--

gen fnvestitionen selbst finanzieren, angemessene Rücklagen bilden und

eine übliche Dividende ausschütten kann. Nur auf einer tragfähigen wirt-
schaftlichen Grundlage kann sie ihren Beitrag zur Ve¡besserung der gas-

wi¡tschaftlichen Strukturen in Südbayern leisten. Wenn sich unbefriedi-
gende wirtschaftliche Entwicklungen abzeichnen, muß frühzeitig und konse-

quent reagiert werden. Dies war in der Vergangenheit nicht der FaIl.

Die ¡ückläufige und unbefriedigende Bohertragsentwicklung wurde seit 1980

j-n den G¡emien de¡ Gesellschaft immer wieder diskutiert, ohne aber kon-

krete Maßnahmen zu beschließen. Nach Mitteilung des Staatsministeriums

der Finanzen seien erst, als aufgrund der Preisentwicklung die st¡uktu¡el-
1en Mänge1 im System der Bayerngas im Juli 1987 offen zutage traten, auch

die übrigen Gesellschafter bereit gewesen, díe sich abzeichnende Misere

zur Kenntnis zu nehnen und Abhilfe zu schaffen.

Darübe¡ wurde auch bei einem Gesellschaftergespräch am 28. JuIi 1987 be-

raten. Den Erörterungen 1ag ein Gutachten (Kosten 284 000 DM) zugrunde,

das eine Beihe von Maßnahmen zur Verbesserung aufzeigte. Zuvor hatte die

Gesellschaft schon die Auswirkungen der von der Ruhrgas AG angebotenen

Preisregelung auf ihre wirtschaftliche Situation untersuchen lassen (Ko-

sten 53 000 DM). Auch waren die Gremien der Gesellschaft seÍnerzeit um-

fassend Übe¡ die wichtígsten Grundlagen des Unternehmens unterrichtet.

1) Vgl-. Wirtschaft und Statistik, Hefte U85 bis U89
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Obwohl Entscheidungen zur Gegensteuerung Iängst überfä11i9 ì/raren, kam man

überein, eín weiteres Gutachten in Auftrag zu geben (Kosten 678 000 DM).

Über den Antrag de¡ Geschäftsführung, die Konditionen der Lieferverträge
mit den Gesellschafterstädten und den regionalen hleiterverùeilern zu ver-
bessern und damit eine wi¡tschaftliche lrlende herbeizuführen, wurde dabei

gar nicht abgestimmt, da die Gesellschafterstadtwerke noch auf eine Ver-

schiebung der Entscheidung drängten.

Das Staatsministerium der Finanzen teilte mit, daß nunmehr mit de¡ Neu-

strukturierung der Bayerngas im Jahr 1988 nach den bisherigen Ergebnlssen

die Grundlagen für eine wirtschaftliche Gesundung gelegt seien. Die mit-
telfristige Unternehmensplanung führe zu prognostizierten Ergebnissen in
den Jahren 1990 bis 1994, die eine Dividendenzahlung und Rücklagendotie-

rung ermöglichten. Somit könne nacf den derzeitigen Erkenntnissen und un-

ter den gegebenen Rahmenbedingungen ervúartet werden, daß eine "auskömm-

liche Marge" für das Unternehmen bestehe.

Die mitgeteilte Marge aus dem Gasgeschäft im Jahr 1989 von 0,19 Pflkt/'lh

liegt allerdings noch unter der üblichen Ferngasmarge von mindestens

0,20 Pflk!.lh.

æ.2.6 Gaspreisdisparitãten

Die Letztverteiler gaben den von Bayerngas abgewonnenen Margenanteil je
nach ihrer Kostensituation oder sonstigen Verhältnissen und Zielsetzungen

unterschiedlich weiter. Die höchsten Margen mit 1,4 bis 3,1 Pflkl¡Jh (27 bis
163 v.H. des Bezugspreises) haben Modellrechnungen für die Jahre 1983 mj-t

1987 im Tarifbereich Haushalt und Kleinkunden ergeben (siehe Schaubild 1).

Seit 1979 werden Gaspreisunterschiede festgestellt. Nach einem Preisver-
gleich der Bayerngas für die von ihr belieferten Gasversorgungsunternehmen

betrug j¡ Ta¡ifbe¡eich die P¡eisstreuung beim Letztabnehmer bis zu 2O v.H.

zun t.0ktober 1987 und bis zu 18 v.H. zum 1. 0ktober 1988, jeweils vom

niedrigsten Angebot gerechnet. !ìJie stark die Streuung war, zeigt folgendes

Schaubild 2:
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Tarifpreise verschiedener Ortsverteiler
fûr die ltlengenklasse 30 üX) kM¡/a
(Stand: 1. Oktober 1988)

Schaubild 2
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Die sonderabnehmerpreise der in den bundesweiten preisvergreich des Bun-
desverbandes der Energieabnehmer zum 7. Juni 1g8B einbezogenen südbayeri-
schen Gasversorgungsunternehnen lagen im allgerneinen im Bereich des bun-
clesweiten arithmetischen Preismittels, wobei hier die preisdisparitäten
nicht so stark ausgeprägt sind, weil auf der Abnehmerseite eine stärkere
Marktstellung gegeben ist.

Bis zur Neuordnung der Absatzverhältnisse im Jahr 1988 (vgl. TNr. 33.2.2)
h/aren die Preisdisparítäten auf der Endverbraucherstufe, abgesehen von

verschieden hohen Vertei_lungskosten, zurúckzuführen auf

- das duale Preissystem der Bayerngas für poolgas und Neumengen für die
g1eì-che Handelsstufe, sowej-t die dadurch bevorzugten Gesellschafter-
städte die Bezugskostenvortéile weitergaben,

- dj-e um eine Stufe zu lange Verteilerkette in Südbayern.

En+-scheidend für die Preisdisparitäten ist aber die preispotitik der End-
vertej-1er. Den spielraum ihrer Preispolitik zej-gen die unterschiedlich
hohen Margen, di-e von den Gasversorgungsunternehmen zu den verschj_edenen

stichtagen in Anspruch genommen wurden (s. schaubild 1). Bestätigt wird

a

aa
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dies durch den Hj.nweis des Staatsministeriums der Finanzen, daß im Bei-

spiel des OBH - vgl. Schaubild 1 - der Abnehmer mit den gÜnstigsten Ein-

kaufspreisen auch die höchsten Abgabepreise verlangt habe. Da dj-eser zu-

gteich einen hohen Gewinn erzielt habe, zeige sich,. daß die günstigen

Einkaufspreise nicht an die Kunden weitergegeben worden seien. FÜr díe

Bedeutung der Preispolitik spricht auch, daß nach einem Preisvergleich

des Staatsministeriums für V'Ji¡tschaft und Verkehr per 1. Oktober 1989 die

Prej-sdifferenzen in der untersuchten Mengenklasse zwischen dem teuersten

und dem billigsten únternehmen im Bereich der Ferngas Nordbayern GmbH

fast identisch waren mit denen im Bayerngasbereich '

Die Preiskonttolle auf der Endverbraucherstufe ist nur mit kartellrecht-
lichen Mitteln möglich.

33.2.7 Zusamenfassung

Der mit der Beteiligung des Freistaates Bayern an Bayerngas verfolgte

Zweck, nämlich ei-ne eigenständige bayerische Gaspolitik zv betreiben,

\¡,urde in wesentlichen Teilen nicht erreicht '

a) Zwar hat die Gesellschaft einen bedeutsamen Teil zur Erschließung des

südbayerischen Baumes bej-getragen. sÍe hat im 0ktober 1988 einheit-

liche Vertragssysteme für die gleiche Handel-sstufe eingefÜhrt und damit

gleiche Voraussetzungen fÜr die gleiche verteilerstufe geschaffen.

Durch die 1988 vollzogene Neustrukturierung wurde die Gesellschaft in

die Lage versetzt, mit einer westeinspeisung eine zweite leistungsfä-

hige Anbindung an das Überregionale Versorgungsnetz zu bauen und damit

die Versorgungsslcherheit in Südbayern entscheidend zu verbessern. Mit

dem Bau ist bereits begonnen worden.

b) Dagegen konnten andere Probleme nicht getöst werden. Die Unternehmens-

und Vertej-lerstruktur der sÜdbayerischen Gaswirtschaft ist nach wie

vor verbesserungsbedÜrftig. Die Abhängigkeit vom Lieferanten besteht

fort. Die Gesellschaft hat keine homogene Gesellschafterstruktur, die

sich an den Interessen der bayerischen Gaspolitik o¡ientiert. Die Ge-

selfschaft konnte bislang keine starke Unternehmensstel-lung und vor-

teithafte Verteilungsstruktur aufbauen. Sie hat heute im Ergebnis die

Position eines Zwischenhändlers in einer teilweise vierstufigen, d.h.

um eine Stufe zu langen, Verteilerkette.

Auch die Bayerische staatsregierung kommt in ihrem Beschluß vom

29. September !987 zu dem Ergebnis, daß die sÜdbayerische Gaswirt-
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schaftsstruktur unbefriedigend ist, j-ndem sie bekräftigt, "daß es Ziel
der Staatsregierung ist, eine eígenständige bayerische Gaspolitik zu

bet¡eiben. Ergebnis dleser Politik muß neben eÍner möglichst sicheren
auch eíne möglichst prej-swürdíge Versorgung der bayerischen Verbraucher
mit, einer ausgewogenen Gaspreisstruktur in allen Landestej,Ien sein,
Diesem ZieJ- entspricht zumj-ndest in Südbayern die gegenwärtige Versor-
gung nlcht'r.

c) Eine Beteilì-gung bei der Bayerngas wird auf Dauer nur dann zu recht-
fertigen sein (Art. 65 Abs. 1 BayHO), wenn es gel_ingt, die Gesellschaft
a1s rnstrument zur verwirklichung der energÍepolitischen Ziele auch

tatsächlich zu nutzen. Daher hält der ORH eine Konzeption für notwen-

dig, die nach Absti.mmung mit den beteiligten Bessorbs diesen bei a]-len
eins ch1ä gigen Entscheidungen ( Beteiligungs verwaltung , Gaswirts chafts-
förderung, Energiewirtschaftsrecht) im Bahmen des jeweiligen Ermessens-

bzw. Beurteilungsspiehaumes aIs Richtschnur dient, damit das Ziel der
Beteiligung an der Bayerngas erreicht wird, die gaswirtschaftlichen
Verhältnisse in Südbayern zu ordnen.

FLrghafen l{ûnchen GtrùH (F}C)

ûer ORH hat sich schwerpurrktmäßig mit der Finanzierung und dem
Bau des Flughafens München 2- befaßt. Er rveist darauf hin, daß die
bisher veranschlagten Gesellschafterbeitråge für Bau und Betrieb
des Flughafens nach derzeitigen Ërl<enntnissen nicht ausreichen;
eine aktual-isierte Erbrags- urrd Finanzvorschau wird deshalb ge-
fortlert. Vor einer etwaigen Erweiterung des Flughafens um ein
l-erminal Ost wären politische und finanzierre Grundentscheidungen
zu treffen.

Die Projektkosten für den neuen Flughafen sind von 1987 bis 19g9
um mehr als eine Milliarde DM (20,6 v.H.) gestiegen. Als eine
wesentliche Ursache nennt der OBH dj-e nochmalige Ausweitung des
Bauprogramms. Auch fùhrben aufwendige Bauweisen, der zunehmende
Te¡mindruck sowie Preissteigerungen zu Mehrkosten-

Nach wie vor sínd die Engpässe bei der Verkehrsanbindung, vor
allem an die Landeshauptstadt München, nicht beseitigt. Der ORH
weist ferner auf die aus der All-gemeinen LuftfahrÈ erwachsenden
Gebühren- und standortprobleme hin. Dringenden Handlungsbedarf
sieht er bei der Abfal-lentsorgung des neuen Flughafens.

34.1 Vorùenerkung

Der ORH, der Bundesrechnungshof (BRH) und das Bevisionsamt der Landes-
hauptstadt MÜnchen (RevA) untersuchen stichprobenweise die Vertrendung

öffentricher Gelder beim Neubau des Flughafens München z. Der ORH hat a1s

34
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erste Prüfungsbehörde vor zwei Jahren (Jahresbericht 1988 Tllr. 34) dem

Landtag ûbe¡ die baufachliche Prr.ifung berichtet. Diese wurde forbgesetzt.
AuBerdem hat der ORH die Betãtigung des Freistaats Bayern als Gesellschaf-
te¡ und Zuwendungsgebe¡ bei der FMG örtlich geprüft.

hojelGausgaben lfünct¡en 2

3tt-2-I Die sogenannten hojektkosten ir engeren Si¡ne werden von der FHG jährlich
geschätzt. Diese Gesanrtkostenschätzung gliedert sich i¡

A-Kosten - fùr Ein¡ichtungen des Flughafens, die zu seinern Betrieb ope-

rationell notwendig sind,

B-Kosten - fûr Objekte, die langfristig an Dritte vermietet ban. verpach-

tet oder die als Profit-Center betrieben werden sollen.

Gesatkostenscift zung llfl&l Zahlenübersicht 1

Ëio fll

A-Kosten

B-Kosten

4 587

1 s36

hojeftkasten ir ergeen Sirr- 67u

t) Die Entuickl[ng der hojektkosten yirli unter TItn, 34.9 eelãu-
te¡t.

Die B{DjekÈe sollen sich durch Vermietung se]hsÈ tragen, d.h. di-e ltlieter-
löse sollen mindestens die Bedienung des aufgenommenen Fremdkapitals
(100%ige Fremdfûanzierung unterstellt) auf ei¡e 0auer von 30 Jahren ab-

decken. Diese B-Kosten kõnnen dennoch in der Fi¡anz¡echnung der Fl.S nicffi
gänzlich außer acht gelassen werden, weil das Vermietungs- und Prei-srisiko

- trotz vorvertraglicher Regelungen - hei der Gesellschaft liegt und

letztlich auch von der wirtschaftlichen Lage der Nutzer besti¡rmt wi¡d. So

stehen die Luftverkehrsgesellschafben gegenuärtig unter besonderem 0ruck

zur Kostenreduzierung. Auch kann nach Auffassung des OBH di-e Fl€ trotz des

Standortvorteils nicht beliebig hohe Preise für ihre Leistungen verlangen.

YI-2-2 Bei der Gesa¡rtfinanziertng sind neben den Projektkosten im engeren Sinne

und neben den Kosten des Grunderverbs auch die ststigcrr Èojettausgùt
irn Sinne der konsorhialen Finanzierungsvereirbarung (vgl. TNr- 34.3.1)
darzustellen:
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Sonstige Frojektausgaben
(Stand 1989)

trio fll

Künftige Baupreissteigerungen
Finanzierungskosten (Bauzeitzinsen)

Kosten für Lärmschutzmaßnahmen

Laufende Kosten (Personal, Bau-
stellensicherung, Steuern)

250

500

160

249

Sonstige hojektausgaben insgesut 1 150

Diese Zahlen sind dem Bericht des Staatsrninisters der Finanzen an den Aus-
schuß fÜr Staatshaushalt und Finanzfragen von 19. Juni 1g90 entnommenl).
Die Kosten fÜr Lãrrnschutzma6nahmen sind aufgrund des Planfeststetlungsbe-
schlusses veranschlagt. Nach dem gegenwãrtigen Verfah¡ensstand können sich
diese Kosten erhöhen. Das Ausmaß möglicher Baupreissteigerungen und der
Finanzierungskosten fÛr die Bauzeit Iãßt sich zur Zeit noch nicht endgüt-
tig feststellen.

34-2-3 Die gesaterr hojektausgaben stellen sich somit 1989 yie folgt dar:

Zahlenübersicht 2

Zahlenübersicht 3Eesrte Projektansgúer¡
(Stand 1989)

Ëio ]Il

Kosten des Grunderr¡erbs

Projektkosten im engeren Sinne
Sonstige Projektausgaben

Verbleibendes ErsatzJ,and*)

828

6123
1 150

130

hojektausgaben irrsgesaÈ aæ7

*) Die fiktiven Errrõse ans dæ kinfÈigen fusatzlandveûèrÈung sind
bei den obigen Kosten des Gt1mderærts bE€its abgesebzt. Oa die
Verrsr¿ung easÊ gegEn Ende dec fl{ler Jalre erfolgen rird, ist der
geÞag von fi¡o Ëio Dil zunâc,f¡st vo¡zufinanzisen.

Die Surrne der Projektausgaben enühält ¿lí13 llio DM fúr fnf¡ast¡ukturmaßnah-
men, die von der Fl,lG zu tragen sind. Ausgaben für etvaige Erweiterungsin-
vestitionen (v91. TTte. 34.4) solie Kosten fÍir die tbrigen infrastrukturel-

1) Wf. auch lbtcksa¿ùe t:11t6775
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1en Maßnahnen ím Um1and des Flughafens (j-nsbesondere Verkehrsanbindung und

sonstige Einrichtungen der staatlichen und kornmunalen Dasei-nsvorsorge)

sind nicht enthalten.

34.3 Finanzierung der tuojektausgaben

34.3.1 Finanzier-ngkmzept

Nach dem KonsorLialverbrag vom 29. Juni 7972/26. September 1973 finanzieren

die Gesellschafter der FMG im Verhãltnis ihre¡ Beteiligungsanteilel) Pla-

nung, Bau und Betrieb des Flughafens MÜnchen 2 durch

a) erwirtschaftete Überschüsse und andere freie Mittel der Gesellschaft
(Liquiditätsübe¡schüsse aus dem Betrieb von MÜnchen-Riem),

b) Erhöhung des Stammkapitals (Eigenmittel),

c) Gesellschafterdarlehen (bedingt verzinslich und bedingt rückzahlbar),

d) Aufnahme von Fremdmitteln durch die FMG sowie

e) erforderlichenfalls durch Betriebszuschüsse.

Zwischen der Finanzierung mit Eigenmitteln und Gesellschafterdarlehen

einerseits sourie mit Fremdmitteln andererseits soll ein ausgaogenes Ver-

hãltni"s eingehalten werden. Auf dieser Grundlage uurde am 1-fl. April 1978

folgende Finanzierungsregel festgelegt:

Projektausgaben (siehe INr. 34"2.3)

Liquiditätsüberschüsse (Buchstabe a)

Restbetrag, der wie folgt finanziert wird:

Eigenmittel (Buchstabe b) + GeseLlschafterdarlehen (Buchstabe
zus-n 5O v.H.

F¡emdmittel (Buchstabe d): 50 v.H.

Anfang 1987 hat die FMG den Gesellschaftern eine Finanz- und Ertragsvor-

schau für den Planungszeitraum 1985 bis L995 (sog. Langfristplan) vorge-

legt. Sie beruht auf den Prognosedaten des Jahres 1986 und der Gesamtko-

stenschätzung 1986 und ging noch von Projektausgaben von 6,9 Þlrd DM gegen-

über 8,2 t4rd DM 1989 aus.

1) Fr€istaat Bayerî (51 v.H.)
Bund (26 v.H. )
Landeshauptstadt l{ûnchen (23 v.H.)
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Diese Planrechnung ergab einen Finanzierungsbeitrag der Ft'{G aus Liquidi-
tätsüberschüssen (Buchstabe a) von 1,6 Mrd DM sowie eine maxi-ma1e Fremd-

verschuldungsfähigkeit der Gesellschaft (Buchstabe d) nach Inbetriebnahme

des neuen Flughafens München 2 von 2 Mrd DM. Bei den damaligen gesarrrten

Projektausgaben von 6,9 Mrd DM wurde danach ein Bedarf an Gesellschafter-

mitteln (Buchstaben b und c) von 3,3 Mrd DM errechnet. Davon wa¡en bis

einschließlích 1988 1,45 Mrd DM geleistet, der Rest von 1,85 Mrd DH sollte
sich auf die Jah¡e 1989 bis 1993 vertellen. Damit war bereits bei der

damaligen Planung das ursprünglich angestrebte Verhältnis von 50 : 50

zwischen Gesellschaftermitteln und Fremdkapital nicht mehr einzuhalten.

Die Finanzierungsregel vom 19. April 1978 wurde am 3. April 1987 dahin-

gehend fortgeschrieben, daß das "ausgewogene Verhältnis'von Figen- und

Fremdmitteln nicht mehr in einer festen Belation ausgedrÜckt, sondern nach

der jeweilj-gen Selbstfinanzienlngsk¡aft der FMG ausgerichtet werden soll.

34"3.2 Verãnderte Prãnissen

Zwischenzeitlich haben sich clie dem damaligen Langfristplan zugrundelie-

genden Bestimmungsgrößen weiter entwickelt:

Die Prognosen über das künftige Luftverkehrsaufkommen vrurden nach oben

korrigiert. Andererseits mússen die vorgesehenen LandegebÜhrerho-hungen

e¡st noch durchgesetzt werden. Zudem gingen neuerliche WÜnsche von Luft-
verkehrsgesellschaften nach rnehr Bürofläche inr Terrninal zu Lasten der er-
lösstärkeren Ladenflächen und würden die ervarteten Einnahmen aus der Ve¡-

mi.etung verringern. Der Personalbedarf fÜr den Flughafen HÜnchen 2 wurde

um rd. 400 Mitarbeiter auf 2800 erhöht (Basis:. !2,5 t{io Passagiere)- Bei

einem Vergleich lnit dem Flughafen Frankfurt erscheinE selbst diese Perso-

nalstärke niedrig. Hõhere Personalkosten sowie geringere Einnahmen ve¡rnin-

de¡n dj-e Selbstfi-nanzierungskraft und damit die bishe¡ angenonmene Ver-

schuldungsfähigkeit der Gesellschafb. Auße¡dem sind die voraussichtlichen

Projektausgaben seít 1986 von 6,9 Mrd DM um 1,3 Mrd DM auf 8,2 Î'1rd DM ge-

stiegen. Jedenfafls soweit es sich dabei um Projektkosten A handelt

(0,8 Mrd DM), erfordert dies zusammen mit eine¡ verminderten Selbstfinan-
zierungskraft eilren entsprechenden Ausgleich du¡ch Gesellschaftesrittel.

Ausgehend von dem bisherigen Finanzierungskonzept hat ein von der FMG be-

auftragtes Beratungsunternehmen zwischenzeitlich das finanzwirtschaftliche
Ergebnis auf jährlich minus 80 Mio DM für die e¡sten Abrechnungsperioden

nach Inbetriebnahme des Flughafens errechnet. Handelsrechtlich - urter
Berücksichtigung der Abschreibungen - sei fÜr die ersten Jahre mit einem
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Fehlbetrag von jeweils 400 Mio DM zu rechnen. Dabei wird von einer Unver-

zinslichkeit der Gesel-Ischafterdarlehen ausgegangen. Danach mÜßten die

Gesellschafter über die bisher veranschlagten Gesellschaftermittel.
(TN¡. 34-3.1) hinaus weiteren Finanzbedarf decken.

Das Beratungsunternehmen hat gleichzertig Vorschläge zur Ergebnisverbesse-

rung in eine¡ Größenordnung von 70 bis 80 Mio DM p.a- unterbreltet, deren

Realisierbarkeit allerdings nícht gesichert ist; die FMG selbst geht vrrrr

Verbesserungsmöglichkeiten von 50 bis 60 Mio DM aus. Der ORH mißt der Be-

seitigung der Wirtschaftlichkeitsdefizite große Bedeutung für die kÛnftige

Entwicklung der Gesellschaft bei und hat die staatlichen Vertreter in den

Aufsichtsorganen der FMG nachdrücklich um Durchsetzung der erforderlichen
Maßnahmen gebeten. Das Staatsministerium hat dies zugesagt; über greifbare

Erfolge könne noch nicht berichtet werden.

34-3.3 Zusænfassung zrn gegenuãrtigen Finanzientngskonzept

Die letztmals Anfanç¡ 1987 vorgelegte Ertrags- und Finanzvorschau bis 1995

ist durch die zwischenzei-tl-iche Entwicklung weitgehend Überholt

(TNr. 34.3.2). Die Gesellschafter müssen aber stets hinreichende Klarheit
übe¡ die benötigten Finanzj-erungsmittel haben- De¡ OBH häIt es claher fÜ¡.

dringend geboten, daß die FMG nunmehr neue Pl,anungsdaten vorlegrÈ und íhre

Realisierbarkeit tregrr-indet. Er hat daher das Staatsministerium aufgefor-

dert, von der FMO unverzÜglich eine aktualisieirte ErÈrags- tnd Fi¡anzvm-
scfia¡ zu verlangen.

Ziel aller Bemühungen muß eine stärkere Betonung der Eigenverantvrortung

der FMG für Bau und Finanzierung des Flughafens so¡ie die Verbesserung

ihrer Selbstfinanzierungskraft in angemessener Zei-t sei¡. Wenn nãmlich die

FMG nur i¡ Hahmen ihrer jæirigen Selbstfinanzierrrryskraft zu leisten
hat, sind infolgedessen für finanzielle Weiterungen Gesellschafterrnittel
einzusetzen, r'rährend die Gesellschaft selbst davon entbunden ist, Über den

auf sie entfallenden Anteil (zur Zeit 3,6 |tlrd DM) hinaus mitzufinanzi.eren.

Oamit ist sie nicht mehr voll an den finanziellen Konsequenzen unternehme-

rischer Entscheidungen bei Erveiterungs- und Ãnderungsinvestítionen betei-
figb.

Das Staatsministerium hat erklärt, daß die FllG an der Fortschreibung der

Iangfristigen Finanzplanung arbeite und sie in KÙrze vorlegen Herde. Diese

solle wesentliche Erkenntnisse, insbesondere Über die zu erwartenden E¡-

gebnislÜcken, bringen- Vorab sei von der FllG bereits zu erfahren gewesen,
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daß die Finenzierungslücke geschLossen v¡erden könne und daher zusätzliche
Gesellschaftermi-ttel- nicht e¡forderlich würden.

Erst nach Vorliegen einer neuen Ertrags- und Finanzvorschau wird der Be-

darf an Gesellschaftermíttel-n aktualisiert werden können. Nach derzeitigen
Erkenntnissen des OFH werden die bislang veranschlaç¡ten Gesellschafterbei-
träge fÜr Bau urrd Betrieb des Flufhafens München 2 nicht ausreichen.

lleiterer Ausbau (Terrninal 0st)

34.4"7 Aufgrund der weltr,teiten Zunahme des Luftverkehrs werden innerhalb der FMG

schon jetzt in der Bauphase des Terminals West Übertegungen zum Bau eines
weiteren 'Ierminals (Ost) angestellt. Ein Planungsbüro wurde mit der Erar-
beitung eines lermÍnalkonzepts sowie eines lìaum- und Funktionsprogramms

beauftragt. Neben de¡ E¡richtut.tg dieses zr¡ieiten Abfertigungsgebäudes ist
auch an ein "Ai::port-Center" einschließ1j.ch einer: architektonischen Ge-

sarrtzusammenfassung der Einzelbauwerlce gedacht; Gesellschafterbeschlüsse
bzw. Entschej-dungen des Staatsministeriums der Finanzen liegen hierzu
nicht vor. Kosten fÜr die Erweiterungsplärre wurden offiziell nicht ge-

nannt; das Beratutrgsunternehmen geht bei seiner Ergebnisanalyse (vg1.

TNr. 34.3 .2) von einem Tnvestitionsvolumen von 3,S Mrd DM1) aus.

U-4"2 Bevor das Unternehmeu durch BeschÌüsse und sonstige Maßnahmen fti¡ einen
weiteren A.usbau mör¡licherveise die zuständigen 0rgane auf Bundes-, Landes-

und kornmunaler Ebene, insbesondere den Haushaltsgesetzgeber, mit neuen Fi-
nanzierungslasten präjurliziert, muß die Gesellschaft durch konkrete, aktu-
elle Planungsdaten aufgrund der verãnderten Bestimmungsgrößen zunächst er-
mitteltr, rvelche finanzj-ellen Belastungen die Geseltschafter aus dem gegen-

¡Ërtigen Ausbar.rstand zu ervJarten haben. fm Anschluß daran wäre entschei-
dungserheblich, wie der weitere Ausbau finanziell abgewickelt werden so1l.
Dabei wäre auch zt.l berÛcksichtigen, daß sich die finanzwi¡tschaftliche Er-
gebnislÜcke zu Lasten der Gesellschafter (vgl. TNr- 34.3-Z) voraussicht-
Iich vergrößert.

U-4-3 Die jetzige Kapazität für das TerminaMest ist einschließ1ich überdeh-
nungsreselrven mit 1-4 Mio Fluggãsten angegeben, was erfahrungsgemäß aber
keine starre Grenze darstellt. Das im Juli 1,989 veröffentlichte Gutachten

1) hiervon sind gesondsrÈ geschãtzÈe Kosten von rd. 445 llio 0H für das von de¡ FllG erwogene,
jedoch noch nicht beschlossene 8awæhabefi zrischen dern Zentralgebäude und einem kûnfti-
gen Telminal Ost (u.a. Airport-Center, Freiflächenùber{achung)
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über wirÈschaftliche und ve¡kehrliche Auswirkungen des Flughafens Mün-

chen 2 auf sein Umland getr von einem Passagieraufkommen von 15 Mio für
das Jahr 2000 aus, eine ZahI, die von der Staatsregierung bestätigt
,"urdel). Ebenso läßt díe Höchstzaht an Flugbewegungen, die der Bayerische

Verwaltungsgerichtshof í¡ seinem allerdings noch nicht rechtskräftigen
Urteil von 27. Juli 1989 festgelegt hat, ein Passagieraufkommen allenfalls
in dieser Grõßenordnung enrarten.

U-1-1 Das Staatsministerium getr davon aus, daß mit dem Terminal l¡lest den Anfor-

derungen des Luftverkehrs entsprochen werden könne. Die Entscheidung über

die Fortfûhrung des Ausbaus uerde den politischen Entscheidungsträgern und

im Unternehmen erst dann vorgelegt werden, wenn sie sich bei Ahwãgung

aller relevanten Gesichtspunkte als noturendig en¡eise. Dieser Zeitpunkt

sei heute nicht absehba¡.

34-4-5 Der OBH ist der Auffassung, daß Unternehmensplanungen zum weiteren Ausbau

34.5

des Flughafens erst zugelassen werden dÜrfen, wenn die entsprechenden

Grundentscheidungen der zustãndigen õffentlichen 0rgane vorliegen. 0abei

sind nach clen traushaltsrechtlichen Vorschriften insbesondere bei Maßnahmen

einer solchen Grõßenordnung auch ihre Auswirkungen auf andere dem Staat

ebenfalls ohliegende Verpflichtungen zu prÛfen. Einzubeziehen wãren auch

die volkswi-rtschaftlichen und gesellschattlichen Nutzen und Kosten sowie

Gesichtspunkte der Landesplanung und des Ur¡we1tschut.""'). 0hne solche

Grundentscheidungen sieffi der ORH keinen akuten Handlungsbedarf für kc¡n-

krete Planungen von Erveiterungsmaßnalunen.

Alfgæine LuftfaH (ALF)

34.5-1 Verkehrsflughäfen haben in erster Linie die Aufgabe, den überregionalen

und intematj-onalen Linien- und Charterflugverkehr abzuwickeln. Wegen der

dazu bereitgestellten hervorragenden Infuastruktur besitzen sie auch fÙr

die ALF ei¡e hohe Attraktivitãt, zumal wenn diese - wie in München-Riem -
durch ãu8erst günstige Landegebühren zusätzlich gestützt wÍrd. So entfiel
dort trstz restriktiver ilaßnahmen (Einführung einer Koordinierungspflictr)
i¡r¡ner noch rd. ein Viertel der Flugzeugbenegungen des Jahres 1989 auf die

ALF.

1) ySl- Ele¡ræpotokolL lltlÛ7 vtr ãl- Juli 1989, S- 7357

2) ygl. Inforîati.øt des St¿atsini-stæir.rG fär *i.rtschafc und Vertete zun Gutachen 'lii.-rù-
schafbaiche md ys'teiæliche tusrirtuqgeî des Deuen Eh.rghafens lliinchen auf sein tknldîd',
Feihe Dokr¡nprrÈati¡n th. 3/ll0 vo Jtnli 1!190
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Auch der künftige Flughafen München 2 íst nach dem ruftrectrlichen Geneh-

migungsbescheid grundsätzLích fûr die ALF offenzuhalten. Nach dem de¡zeit
maßgeblichen Planfeststellungsbeschluß steht keine eigene start- und Lan-
debahn für die ALF zur verfügung. Die gemeinsame Abwickrung von GroßIuft-
verkehr und ALF aber füh:rt zu inhomogenen verkehrsabläufen, weil fûr das

kleinere Fluggerät höhere Staffelungsrnindestwerte und ve¡Iängerte Inte¡-
valrzeiten (Bahnbelegunç¡szeit, Landebahnzuwej.sungszeit u. a. ) notwendig
sind. Damit wird u.a. auch dì-e Kapazität des neuen Flughafens für di-e ge-
werbliche LuftfahrE negativ beeinflußt.

De¡ ORH häIt es deshalb mit der FMG fü¡ richtig, den neuen Flughafen zu-
mindest vom sichtfl-ugverkehr (vFR) frej-zuharten. Auch die Bundesanstalt
für Flugsicherung hat sich aus Gründen der Flugsicherheit und der geordne-
ten verkehrsabwÍcklung gegen eine übe.rnahme des vFR-verkehrs ausgespro-
chen.

Die Zulassung des nach rnstrumentenflugregeln (rFB) abzuwickelnden Ge-
schäftsreiseverkehrs häIt der ORH arrenfalrs solange für hinnehmbar, ars
keine KapazitätsenEpässe auftreten.

Dabei ist aber ein Abbau der bisherigen großen Êebûhrerdi.sk¡epanz zur
G¡oßluftfahrt unabdingbar. ObwohL auf die ALF derzeit rd. ein viertel der
Bewegungen in München-Biem entfälrt, trägt sie nu¡ zu 1 v.H. zum Landege-
bührenaufkomrnen bei. Dies beruht darauf, daß bei der Großluftfahrt der-
zeit fixe Landegebühren von durchschnittlich 1 200 DM erhoben werden. Der
vergleichbare werb für die ALF liegt bei nur td.7o DM. Die rechnerische
Gebührendiffe¡enz beträgt für die FMG auf das Jahr lggg umgerechnet
20 Mio DM. Für eine subventionierung der ALF in dieser Größenordnung ist
weder eine verkehrsmäßige oder gesanrbwirtschaftliche noch ei-ne soziale
Rechtfertigung erkennbar.

Auch bei einer nur teilweisen übernahme de¡ ALF auf den neuen Frughafen
häl.t desharb der OBH deutliche signale in Richtung kostengerechterer Ge-
bÚhren für notwendig. Nach Mitteilung des Staatsmini.steriuns für t'¡lir¡-
schaft und Verkeh¡ hat die FMG eine erhebliche Anhebung der Landegebühren
beantragt. G¡enzen bestünden jedoch in der wirtschaftlichen Leistungsfã-
higkeit der ALF.

Fa1ls eine derartige Grenze überhaupt gesehen wird, kann die Forge nach
Auffassung des OBH nicht eine indi¡ekte Subventionierung sein.
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3! -5.2 Das geringe Passagieraufkommen der ALFI) rechtfertigt es nicht, daß die
ALF die mit hohen öffentlichen Mitteln bereitgestellten wertvollen fnfra-
struktureinrichtungen des Flughafens München 2 belegt, dessen primäre

Aufgabe es ist, überregionales und internationales Luftverkehrsaufkommen

zu bewältig"n2). Ung"uchtet eine¡ vorübergehenden Übernahme von Teilen cler

ALF unter Einführung kostengerechter Landeentgelte häIt der OBH deshalb

eine Grundentscheidung über geeignete Plätze für vordringlich3); dabei muB

auch entschieden werden, welches öffentliche fnteresse der ALF zukonunt.

34.6 Abfallerrtsorgung

Am Flughafen München 2 we¡den nach den bisherigen Annahmen der FMG jähr-
lich 20 000 t AbfälÌe entstehen. Das Staatsministerium für Landesentwick-

lung und Umweltfragen hält eine Beduzierung der Müllmengen um 50 v.H.

durch Eigenmaßnahmen der FMG für mög1ich. Die FHG habe ein entsprechendes

Abfal-lwirLschaftskonzept entwickelt und erste Planungsaufträge vergeben.

Die Beseitigung des Restvolumens von 10 000 t jährlich ist noch weitge-
hend ungeklärt. Die vorhandenen Vemertungskapazitäten bei den zuständi-
gen Landkreisen Erding und Freising werden nicht ausreichen.

Der ORH sieht deshaLb einen dringenden Handlungsbedarf für die zuständígen

Stellen, damit eine Entsorgung des Flughafens von Anfang an sichergestellt
ist.

Sorstige häfungsergebnisseu.7

Der OHH hat die Vergabe von Gutachtens- und Beratungsaufffigen an Dritte
beanstandet, die in diesem Umfang nicht notwendig gewesen wäre.

U-7-t Besonders kostspielig gestaltete sich die Einschaltung eines Unternehmens-

beraters zur Opti-míerung des Betriebskonzepts für den Flughafen München 2,

dessen Tätigkeit sich auf einen Einsatz von fünf Pe¡sonen vor Ort ûber

13 Monate erstreckte und Kosten von 3,3 Mio 0M verursachte. Die Gesell-
schaft weist da¡auf hin, daß sie vier eigene Führungskräfte dem Unterneh-

mensberater zugeteilt habe, um die Einarbeitungszeit der Externen zu mini-
mieren und díe Ergebnisse der Geschäftsführungsbereiche unmittelbar in die

1) Passagieraufkormen 1989 in l{jnchen-Riem:
Linie/Charter 10 539 000
ALF 62 000

2) vgl. auch Bulletin der Bayer. Staæsregienung von 19. Sept€riber 1983, S. 20

3) vgl. Plenarprotokoll 77lL:14 vo¡ 4. Jul-i 11,90, S. 9136 f. und LT-DnrcksacÌrc II/L7842
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Projektarbeit einfließen zu lassen; so habe síe höhere Kosten vermieden.
Es habe sich um komplexe und zeitaufwendige Untersuchungen gehandelt.

Der ORH i-st hierzu de¡ Auffassung, daß ein Großteil der vergebenen Lei-
stungen von der FMG selbst hätte bewältigt werden können (2.8. Ermittlung
cJer kÜnftigen Ergebnislücken, Schwachstellenanalyse, Fremdvergaben von In-
standhaltungsarbeiten, Leistungsspektrum des neuen Flughafens), da hier
vor allem di-e Kenntnis der unte¡nehmensi-nternen VerhäItnisse entscheidend
ist; insbesonde¡e das Leistungsspektrum eines Unternehmens muß vom eige-
nen Management erarbeitet werden. Dadurch wäre ein wesentlicher Ïeil der
Kosten vermeidbar gewesen.

Y.7-2 Mit dem selben Unternehmen wu¡de ferner eirr Vertrag zur Unterstützung bei
der Ïnbet¡iebnahmeplanung für den neuen Flughafen für zunächst zehn Mo-
nate und vier Personen vor 0¡t und einem voraussichtlichen Honorarvolumen
von 2'7 Mio DM geschlossen, um ein eÍnheitliches Managementkonzept der
Ïnbetriebnahme zu entwickeln und anschließend über 40 Inbetriebnahmeve¡-
antwortliche aus a11en Geschäftsführungsbereichen der FMG j-n die Anwen-
dung dieses Konzepts ei¡rzuu¡eisen. Einer zusätzlichen externen Unterstüt-
zung hätte es nach Meinung des ORH nicht bedurft; die Anforderungen des
neuen Flughafens auf alle Ebenen des Unternehmens umzusetzen, ist Aufgabe
des eigenen l4anagements, das fachtich die betriebsinternen Situationen
beherrschen muß und die Mitarbeiter entsprechend motivieren kann. gie Ko-
sten vorì 2'7 l4io DM hätten vermieden werden können. Die FMG hat zwischen-
zeitlich den Auftrag nj_cht mehr verlängert.

U.7 -3 DÍe Gesel-lschafÈ hätt hregen de¡ zusätzlichen Aufgaben bein Neubau des
Flughafens ihre Personalkapazität nicht für ausreichend und den Zukauf
spezifischer Kenntni-sse von unternehmensberatern für notwendig.

Der ORH sieht es für erforderlich an, die personelren Ressourcen der Ge_
sellschaft stärke¡ auszuschöpfen und eine Gutachtensvergabe auf das unum_
gängliche ftlaß zu beschränken , zunaL die personeLle Ausstattung der FMG

erheblich verbesserb wurde.

Auch das staatsministeri-um ist der Auffassung, daß jedenfatls in Zukunft
Entscheidungsgrundlagen vorrangj-g von eigenen Mitarbei_te¡n erarbeitet wer_
den soIlen, um die Zuziehung externer Fachleute zu beschränken.
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Der Lanfüag hat nach Beratung des Jahresbe¡ichts 1988 des ORH mit Be-

schluß vom 12- JuIi 1989 (Drucksache LL/1243t) gefordert, da0

- trotz der NqEwendigkeit eirer mõglichst frühzeitigen Inbetriebnalune des

Ftughafens Hünchen 2 bei zunehmendem Termi¡d¡uck ldirtschaftlichkeits-
überlegungen nicht i¡ den Hintergrund treten dÜrfen,

- alle Beteiligten gemeinsam ilre Anstrengungen verstärken müssen, um

mõglichst rasch fûr den mit hohem Investitionsaufwand errichteten FIug-

hafen die notwendigen Verkehrsverbindungen auf Schiene und Straße zu

schaffen.

Die drei Prüfungsinstanzen haben seither ihre baufachliche Prüfung durch

Stichproben fortgeführt und dabei auch die Gesamtkostenschätzung 1988 we-

gen der besonders starken Kostenmehrungen einbezogen.

Der BBH hat in Ergãnzung seines Berichts vom 20. Juni 1990 úber die Be-

teiligung des Bundes am Neubau des Flughafens Húnchen 2 (BT{lrucksache

L1,17432) in seine im Septenber 1990 veröffentlictren Bemerkungen zvr
Haushalts- und Wi¡tschaftsfúhrung des Bundes 1990 (BT-Ðrucksache LU787n)

u.a. Ergebnisse der gemeinsamen baufachlichen Finanzkontrolle aufgenon-

nen, äber die z.T. auch hier bericffiet wí¡d.

Das vom ORH vor zwei Jahren aufgegriffene Problem ei¡er ausreichenden und

rechtzeitigen Verkehrsanbindung des neuen Flughafens über Schiene und

Straße besteht forÈ. Zwar konnte die unmittelbare Anbindung des Flugha-

fens an das ùbe¡õrtliche StraBennetz weiter verbessert werden. Aber die
zwischenzeitlichen Bemühungen, z.B. bei der blo8en Verlãngertng der S 3

von fsmani¡g zum Flughafen, die zum Zeitpunkt der Elughafenerõffnung in
Betrieb gehen soII, beureisen, vie schwierig und languierig es ist, reali-
sierbare Lõsungen insbesondere fúr die besonders xichtige Verkehrsverbi¡-
dung 'Landeshauptstafü llünchen - Flughafen' zu finden. Dies gilt auch fÛr

weitere Schienenanbirdungen .

Noch sctrwieriger wi.rd es sein, die bereits vorùandenen Engpãsse innerùalb

oder in llahbereich der Landeshauptstadt llünchen zu übervinden, u.a. Yeil
bisher kein Konsens zyischen den GeselfschafÈem Bund, Freistaab Bayern

und Landeshauptstafü Hûnchen gefunden verden konnte ba. die planungs-
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rechtlichen Voraussetzungen srst í¡ Jahren gesctraffen werden kõnnen. Vor
diesem Hintergrtlnd nürden weitere Kapazitãtsvergrößerungen des Flughafens
die Situation der Verkehrsabwícklung auf Schiene und Straße verschãrfen.

34-9 ProjekÈ&ostetsteigetrt¡rgcn

Die Entwicklung der Projef.ttostlrr ir engstrt Si¡r- nach der jãhrlichen
Gesamtkostenschätzung der FIG (vgl. Tllr. 34"2.1) ist in der Zahlenüber-
sicht 4 und i¡n nachfoþenden Schaubild dargestel_lt-

hojekÈkostm Zahlenübersicht 4
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ert¡d¡*filqg fu Eesrtfostrnsaratartg Schaubild
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Vergleicht man die Kosten der Gesa¡¡ükostenschãtzung 1984 - also zun Zeit-
punkt des Ãnderungsptanfeststellungsbeschl¡sses - nit denen des Jahres

1989, so ergi-bt sich ei¡e Steigentng auf ue6 ars das goppelte.

34.10 rtsc¡rtlídr lEsadgr fu fostens;t=igenrE¡n

Von den i¡¡ Zeitrauu 1984 bÍs 11989 ausgeuiesenen Kostensteigerungen in
Hõhe von 3 lS5 fio ¡¡¡ srt¡E¿rlen 521 l{io 0il (= 15 v.H,) auf gar.rgreisstei_

gerungen. Indexbereinigt (naô Abzug der Baufsissteigenngen) habm sict¡
die Projektkosten ur 2 934 llio Dll (= 11O v.H-) erhõtrt. Dies hatte vsr aI-
lem folgende thsachen:

34.lÍlÍ nxû4g tÞs Bag¡grc ud Plrrrgsfurrpen

Oie mit dsn Planfests¡sÚ¡ngsãnderrrngsbeschlu8 vo¡ 7- Juni 1984 reduzier-
te er€ûe Aushaust¡rfe ruade infrþe eines yi-eder hõhen prognostizietrtel
Luftverkehrsaufkonnens und insbesondea? aufgrund neuer lü¡üze¡fuætnçn
rasct ausgseitEt. Dies fúhrüe zu zahl¡eich€n Pldrungsãnderrrqen urd -er-
gãnzungen, zumal lû¡t-¿erränsd¡e qft erst ir Lauf der lffien Jalre konk¡e-

tisiert und auch noch beri¡cksicùtigt rrrrdeî.
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Vor Ende des Baustopps im März 1985 lagen für rd. drei Viertel des damals

erwarteten Bauvolumens relativ genaue Entwurfsplanungen oder zumindest

Vorplanungen vor. Diese¡ Anteil sank jedoch ein Jah¡ später auf unter ein

Drítte1 ôb, weil die FMG angesichts der neuen Verkehrsprognosen einen

G¡oßtej-l der baulichen Anlagen wiede¡ umplanen 1ieß und dafür zunächst

erneut die Grundlagen der Planungen überarbeitet wurden.

So wurde z.B. im Passagierabfertigungsbereich zwischen 1984 und 1986 die
Bruttogeschoßflächerrzahl des Terminals um 56 v.H. und die des Zentralge-
bäudes um 61 v.H. err*,eitert. Noch stärker wurden z.B. Parkhäuser und

Parkgaragen vergrößert. Die Kosten aIlej.n infolge derarEiger F1ächenmeh-

rungen irn Passagierabfertigungsbereich erhöhten sich in diesem Zeit¡aum

um 250 Mio DM.

Ein Vergleich des Geländenutzungs- und Funktionsplans der FMG vom Septem-

ber 1984 mit dem vom Oktober 1989 verdeutlicht den Umfang der Programm-

ausweitung für die erste Baustufe. Hinzugekommen sind innerhalb diese¡
fünf Jahre insbesondere

- das vie¡te Modul zur Passagierabfertigung und das Terminal Sonderabfer-
tigung,

- Vorfeldeinstei-gestationen (Boarding-Stations - siehe TNr. 34.11.3),

- ein drittes Parkhaus, ein Hotel und ein Mietwagencenter,

- zusätzl-iche Erschließungsflächen im Bereich der Terminals einschließ-
lich zwej-er Verbindungstunnel,

- Ergänzurrgen der Rollbahnen und Abrollwege,

- Vergrößerung der Vorfelder und Flugzeugabstellflächen,

- die südliche Bingstraße sarnt Anschlussen,

- weitere Bo11brücken für die Flugzeuge (siehe TNr. 34.11.4),

- der östliche Betriebsbereich sowie zusätzliche und vergrößerte Gebäude

und Stellflächen im nördlichen und sùdlichen Betriebsbereich (2.8.
Catering-Gebäude und Flight-0peration-CenEer),

- eine MüIlzentrale,

- Enieiterung der Anlagen fúr die Allgemeine LufÈfal'rrt und ein Pavillon
für Staatsbesuche-

Planungsänderungen gab es wegen der Ausweitung des Bauprograrqns aber auch

in vielen anderen Bereichen (vgl. Verualtungsgebäude TN¡. 34.t!-Z). Dar-
[iber hinaus bewirkte die Berücksi.chtigung zusfüzlicher ]luÈze¡tùnsche er-
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hebliche Kostensteigerungen. Hie¡auf entfallen im Zeitraun 1987/1988 etwa

zwei Drittel der Hehrungen, Derartige Nutzerforderungen stan¡nen sowohl

von der FHG selbst (2.8, infolge sich ändernder Abfertigungstechniken)

als auch von Dritten (Fluggesellschaften, Mietwagenfirmen usw.) - Häufig

waren damit Standardverbesserungen verbunden oder fùr Konzeptionsãnderun-

gen sogar ursãchlich.

X4-LO-Z Terrinùuck

Nach Ende des Baustopps Ín Hãrz 1985 wurde der Zeitraum bis zur Fertig-
stellung des Flughafens i¡ damaligen Umfang auf sechs Jahre veranschlagt

und die Terminplanung hierfûr auf Ende Februa¡ 1991 abgestellt. In den

Folgejahren stieg das Bauvolumen uegen der Projektausweitungen stärker an,

als Bauleistungen tatsãchlich erb¡acht werden konnten. Deshalb wurde im

Frûhjahr 1987 der Termin fùr die baulictp Fertigstellung um fiinf Honate

auf Ende Juli 1991 verschoben. Oer bereits vorhandene Termindruck konnte

dadurch jedoch nicht entschãrft rerden, ueil der Projektumfang auch vei-
terhin so anstieg, daß in immer kûrzerer Zeit immer noch mehr Bauleistung

zu erbringen tiúar. Ðer OHH vies hereits in sei¡em Jahresbericht 1988

(TNr- 34.3.3) auf diese sich damals schon abzeichnende Situation hin.

fn dem Bemühen, den neuen Fertigstellungstermin einzuhalten, hat die F!4G

zum t. Juni 1990 mit dem als Projektkomdinator tãtigen Unternehmen

einen Vertrag úber die GesteTlung eines Generalhevollmächtigtenl) zur'

l,lahrnehmung der Leitungsfunktionen des Bauherrn geschlossen und ihn miù

umfangreichen Vollnachten versehen" Außerdem hat sie sich fallweise - vor

allsn bei großen Teilen des PassagierabferÈigungsbereichs - dazu ent-
schlossen, auf die sonst üblichen Regelablãufe fär ei¡ geordnetes Eauen

zu verzichten und Projekte nicht - wie allgemein üblich - erst auf der

Basis einer baureifen Ausfûhrungsplanung, sondern bereits auf der Grund-

lage einer Entwurfsplanung auszuschreiben und zu vergeben. Vor der Aus-

schreibung des Bohbaues für das Te¡rninal rar nicfü einmal rlie Entuurfs-
planung fertiggestellt.

Eine derartige Verfahrensweise verhi¡dert eine Planungs- und Ausschrei-

bungsoptimierung und erhõht die Gefahr einer ungeordneten und unvirt-
schaftlichen Bauabri¡klung. Oas Festhalten an zu knappen Te¡minen hat in-
aischen bereits zu kostenÍntensiven Ãndenlngen und l{achtrãgen im Zuge

der Bauausfúhrung sorie zu úbertõhten heisen durch kurze Bauzeiten ge-

fuh¡t (siehe hier¿u TlE, 34.11.1) - Âu8erden bedingen Abstriche von eineo

1) E! ist gesctrãfbsfülaen& Geselfsduftæ (hs ¡lc Projektlouüinatæ tãtig€rt lhterfldcns.



- 20s -

geordneten Baubetrieb erfahrungsgemäß auch

1em ej-nen erhöhten Unterhaltungsaufwand

neuerungskosten nach sich ziehen können.

Qualitätsej-nbußen, die vor al-
und hôhere Reparatur- und Er-

Zahlenübersicht 6

Das Staatsmínisterium weist hierzu darauf hin, daß von den normalen Be-

gelabläufen nj-cht in Unkenntnis der Regeln einer ordnungsgemäßen Bauaus-

führung abgewichen werde und bei- einer Vielzah1 von Gebäuden und Anlagen,

bei deren Funktion dies mög1ich war, nach Begelablauf und fundierten P1a-

nungen vorgegangen worden sei. Auch hätten die GeselLschafter nicht jede

Kostenmehrung mit der pauschalen Rechtfertigung des Termindrucks von

vornherein akzeptíert. Es räumt jedoch ein, daß der Terminrahmen für die
Fertigstellung und vor a11em für die Inbetriebnahme äußerst knapp ist.

Zur Verdeutlichung der Situation dient die Zahleníjbersicht 6:

Stand der Baukosten
(Basis: Gesamtkostenschätzung 1-989) ")

llio Dll Antei-l-
in v.H.

Baukosten (= Projektkosten von 6 123 Mio DM abzÜg-
lich 1 415 Mio DM fü¡ Nebenkosten
und Zuschüsse an Dritte)

davon bis 30. Juni 1990

- vergeben

- noch nicht vergeben

- ausgegeben

- noch nicht ausgegeben

4 70g*)

2 637

2 071-*)

1 546

3 Í:62")

100

56

M
33

67

*) Oie Gesartkostenschätzung 1990 Hjrd erst im Oezember 1990 von den GesellschafÈsorganen
beraben.

Das Staatsministerium sbellt dazu fest, daß der Terrnin fü¡ die bauliche
Fertigstellung bis Ende Ju1í 1991 insbesondere für die Passagierabferti-
gungsanlagen geIte. Die übrigen Anlagen wúrden ab August 1991 Zug um Zug

ferbiggestellt. Es sei nicht erforderlich, daß atle Anlagen bis zur In-
betriebnahme (geplant i.m ersten Halbjahr 1992) fertig und betriebsbereit
seien.

Angesichts Cer Tatsache, da6 ab Juli 1990 noch 3 162 Flio DM1) auszugeben

sind, 1989 aber trotz großer Anstrengungen nur 537 l{io DM und in ersten

1) euf der ûrundldgc de¡ GesamEkostenschãtzung 1989
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Halbjahr 1990 t¡otz günstíger Witterrung wiederum nur 338 ltlio DM ausgege-

ben werden konnten, wi¡d sich der Termindruck weiter erhöhen und sonit
die Gefahr weiterer, gravierender Einbußen an Wirtschaftlichkeit vergrö-

ßern. Auch die Kostenkontrolle der Fl'lG eryartet allein irn Terrninal hlest

und im Zentralgebäude bereits zum Stand 30. Juni 1990 bei 37 Objekten

I'tehrkosten in Höhe von 170 llio DH infolge "Ie¡minsicherung/gestörte Bau-

stellenverhãltnisse" .

3/+-10.3 Beñffitictæ Auflagen

34-tL

Die Ft4G begründet ei¡en wesentlichen Anteil der Kostensteigerungen damit,

daß sie eine Reihe z.T. sehr kostenwirksamer, behõrdlicher Auflagen er-
füIlen mußte. Sie stuft dabei aber auch llehrkosten als auflagenbedingt

ein, die tatsãchlich auf unausgereifte Planungen (2.8. separates Abferti-
gungsgebãude für sicherheitsgefãhrdete FIûge), Nichtbeachtung von Vor-

sch¡iften (2.8. Vorkehrungen zurn Schutz der Gewässer oder zusãtzliche

Fluchtwege im Terminal) oder Planungsfehler (2.8. fehlerhafte Di¡ensio-
nierung der Stahlbewehrung) zurückzufûhren sind.

So haben die Prrifungsinstanzen i¡ untersuchten Zeitraun 1987/88 fûr den

Anteil jener Kostensteigerungen, die allein auf behõrdliche Auflagen zu-

rückzuführen waren, weniger a1s 10 v.H. feststellen kõnnen.

f¡geùnisse von Eirzeldjektfnäñrqert

Der BBH und der OBH haben i¡r Bahmen lhrer PrûfungsverreÍnbarung eine Feihe

von Einzelobjekten baufachlich geprüft. Beispielhaft verden die Folgen

von Planungsänderungen, Ausschreibungen auf der Grundlage nicht baureifer
Planungen und des Termindrucks, aber auch des steigenden Standards und

der Projektausweitung aufgezeigt, die zu der dargestellten Verteuertng

des Gesamtprojektes beitragen, Die TNrn. 34.11-.t und 34.11.3 beruhen auf

Prüfungsfeststellungen des BBH.

34-71,-L Bdh¡ füirlas Passagieeaffiertþu¡sgeùãlù Cfe¡¡inal Þst)

Im Jahr 1986 enÈschied sich ¡lie fffi, in termi¡Lich kritischen Bereichen

den geregelten Planungsablauf zu verlassen und Bauleistungen bereits auf

der Grundlage der Errtrnrrfsplanung statt vie sonsù üblich auf der Basis

der Ausführungsplarnrng auszusclueÍler¡ -
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fm So¡¡ner 1-987 sctrrieb die FI,IG den Hohbau des Passagierabfertigungsgebäu-

des sogar auf der Grundlage eíner noch nicht fe¡tiggesùellten Entwurfs-
planung aus. Bewehrungsplãne, die Bestandteil der Ausfûhrungsplanung

sind, Iagen damafs noch nicht vo¡. Der von der FllG beauftragte General-
planer hat fü¡ díe Traguerkskonstruktion ursprünglich 14 500 t Bewehrungs-

stahl vorgesehen.

Im Zuge der weiteren Detailplanung und des Baugenehmigungsverfahrens

stellte sich heraus, daß die Bodenplatte sowie die Decken, Unterzûge und

StÜtzen viel zu schtsach dimensioniert waren. Ei¡e Umplanung mit dem Ziele
einer wirbschaftlichen Bauweise hätte jedoch zur Folge gehabt, daß der
geplante Ferbigstellungstermin nicht mehr einzuhalten geh,esen wäre. An-

stelle einer Umplanung mußte de¡ Stahlanteil unverhältni.smäßig stark an-
gehoben werden, so daß schl-ießlich mehr als doppelt so vÍel Bewehrungs-

stahL eingebaut wurde. Dies verursachte nicht nur enorme Erschwernisse

z.B. beim Betonieren, sondern auch umfangreiche Nachträge und Mehrkosten

in de¡ Größenordnung von 40 bis 45 l{io DM.

Zwischen dem BRH und den beteiligten Stellen bestehen l4einungsverschie-

denheiten, ob und inwieweit die I'lehrkosten auf ein Verschulden des Gene-

ralplaners oder dessen ungenügende [ibenrachung durch die FMG zurückzufùh-
ren sind.1) Unabhängj-g davon hätte nach Auffassung des ORH die Tragwerks-
planung ohne den bestehenden Termindruck in wirtschaftlicher Weise opti-
miert werden können; bautechnische Kompromisse wãren vermeidbar gewesen.

Die Ausschreibung auf der Grundlage einer unausgereiften Planung hatte
z,B. weiter zur Folge, daß die Fassadenarbeiten nicht entsprechend den

vereinbarten Terrninen begonnen rerden konnten. Der Auftragnehmer erhielt
fÜr die geltend gemachten Behinderungen im Werk und auf der Baustelle von

der FMG eine zusätzliche Vergütung von rd. 10 Mio 0H.

3/I-IJI-Z Yerlalturgsgebõude der FIG

Bei l{iederaufnahme ds¡ Planung im Jahre 1984 war für das Venraltungsge-
bãude eine Bruttogtundri0flãche von 13 00O mz vorgesehen. Bis 1987, dem

Zeitpunkt des Baubeginns, yar die Flãche bereits auf 15 000 m2 angerach-
sen. Kurz vor dem Baubeginn hat rlie FllG beschlossen, i¡t das Verraltungs-
gebäude eine Tiefgarage fûr 15 5¡slrplätze einzubauen, qbwohl 1gg1 Ín
Hahmen von Kosteneinsparungen auf eine Garage fär das vervartungsgebäude
ausdrticklich verzichtet rsrden uar.

1) Wf - BI-On¡clsac'he tUTglO TIh. ã1.3-1
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Abgesehen davon, daß bei dem freien Gelãnde eine Tiefgarage nicÉ unbe-
di¡gt nqEuendig gewesen wãre, fúhrte diese nacffirãgliche Enreiterung zu

Erschwernissen im Bauablauf und damit auch zu hõhe¡en KosÈen. Da im Unter-
geschoß urspränglich kei¡e Tiefgarage geplant rcrden rar, eignete sich
das StÜtzenraster des Bürogebãudes auch nicffi dafûr. Teure Abfangkon-

struktionen mußten vorgesehen werden, was zu den vergleichsweise hohen

Baukosten pro Stellplatz von rd, 37 100 DM (Stand 1987) fûhrte.

Im Juli 1988 wurde erneut eine erhebliche Vergrõßerung des Verwaltungsge-

bäudes beschlossen. Dies wu¡de mit der Expansion des Luftverkehrs und dem

dadurch erhöhten Personalbedarf begründet. Die Bruttogrundrißfläche er-
höhte sich dadurch auf t7 300 rnz. Gegenüber der Planung von 1984 bedeu-

tete dies ein Anwachsen der F1ãche urn 34 v.H. Zu diesem Zeitpunkt rraren

die meisten Aufträge bereits vergeben sowie yesentliche Teile des Boh-

baues erstellt. Die Erveiterung vurde durch Âufstockungen bzw. Anbauten

verwirklicht. Oabei mußte die bereits erstellte Rampe zur Tiefgarage rrie-
der abgebrochen und an anderer SteIIe neu erstellt werden.

Das Staatsministerium hat hierzu ausgefûhrt, daß die Fl.lG bereits bei der
Entwurfsplanung im Jahre 1984/1985 F1ãchen fùr eine spätere Enreiterung
des Ven¡altungsgebäudes i¡ Forr¡ von Anba¡¡ten und Aufstockungen vorgesehen

habe, Im Juli 1988 sei aufgrund neuester Erkenrtnisse beschlossen worden,

diese E¡veiterungen noch wãhrend der Bauzeit zu realisieren. Die Erreite-
rungen uãhrend der Bauzeit seien von den beaufÈragrten Firrnen zun grõBten

Tei-I- zu den Einheitspreisen der urspninglichen Auftragsvergabe ausgefûhrt
worden. Oie En¡eiterungen bereits fun Juli 1988 vorzunehmen, sei dahe¡ i¡
jedem Fall vi¡tschaftlicher gwesen, a1s ûi¡ Ânbar¡üen und Aufstockungen

erst bei einem fertiggestellten Gebãude mit einer zu errafrenden Nutzungs-
einschrãnkung zu realisieren.

AIs Folge der Erveiterungen und Ãnderr.¡ngen stiegen die Baukosten fûr das

Vemaltungsgebäude uon 27 ,5 l{io 0H i¡ Jahre 1984 auf 4Íl ,1 ilio DÞl i¡¡ Jahre
1988, also un fast 60 v.H.

34-11.3 YæfeldeinsteigestsÈisu (fredturg-Statirrs)

Das Planungskonzegt der FIG sieht vcr, daß 70 v.H. der Passagiere die
Flugzeuge unmÍttelba¡ vom Termi¡al ¡lesb aus erreichen, 30 v.H. dagegen

durch einen Bust¡ansfer ûber das Vorfeld. Bi-s 1987 rar vorgesehen, daB bei
der Vorfeldabfertigung die Passagiere ûber fah¡bare offene sdæ überdach-
te Fluggasttreppen die Flugzeuge beÈreÈen ba. verlassen, yie dies bisi¡er
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auch bei anderen Flughäfen üblich ist (2.8. Flughafen Frankfurt am Main;
1989 wurden dort 6,4 Mj_o Passagiere entsprecheud abgefertigt).

Im Jahre 1988 hat die FMG jedoch 1n die Gesarntkostenschätzung 14 Boarding-
Stations mit Kosten von 31 Mio DM aufgenommen. Ës handelt sich dabei
urn beheizbare Gebäude in Edelstahlkonst¡uktion mit großen Glaselementen
aus Sonnenschutzglas, Ùherdachter Busvorfohrt, einem Aufgang mit zwei
Ireppen und dazwischenliegender Fahrtreppe, einem Durchgang zur Fluggast-
b¡'Ücke mit seitlichern Zugarrg fi.ir Behi¡dertentransporte und einer soge-
nannten RotL¡nde zum Anschluß von Fluggastbrücken. Vergleichbare Anlagen
gibt es - auch nach Auskunft der FMG - bisher auf keinenr Flughafen der
l¡Je1t. Sie werden rnit einer nctwendigen Komfortverbesserung für die passa-
giere begründet.

Nach Ansicht der PrÜfungsirstanzen und auch eines von der Fl'G beauftrag-
ten Gutêchters hätten sich erhebliche Kosten durch den Einsatz üherdach-
ter mobiler Fluggasttreppen einsparen lassen, ¡¡ie sie inzwischen probe-
weise und zuf¡iedenstellend vom Flugùrafen F¡ankfurt eingesetzt werden.
Die demgegenÜber nur noch geringe Komforterf¡öhung - bei Sonnenschei¡ u.U.
sogar Konfortminderung - verursacht nicfü nur erhebliche lllehrkosten beim
Bau, sondern auch in Betrieb und lJnterhaltung (jährlich mehrere Mio Dll).

34"11.4 Rollh¡äcken 1)

Die erhebliche Ausweitung der ersten Ausbaustufe fûhrt teiLweise zu Kapa-
zitäten, die als vorleistungen für einen weiteren Ausbau angesehen werden
kõnnen.

Dies gilt beispielsweise fúr die zwei Bql-Lbrücken (Nordost). Dort waren
ursprijnglich ¿ryei schmale Br[icken, spãter eine breite, schrießrich jedoch
zwei breite Eollbrücken geplant, obwohl das ðstliche vorfeld zunächst nur
von den sichertreitsgefährdeten Frügerr und der allgemeinen Luftfahrt be-
nutzt werden soll- Hierfür hãtte die vorle Anbindung an die südtiche
start- und Landebahn (ohnehin bevorzugte Bicffiung fúr díese Frtige) im
Norrnalfalr bereits genùgt. Für eine grõßere Flexililitãt i¡r Betriebsab-
lauf sprach allenfalls noch die Anbindung an die nõrdliche start- und
Landebahn über ei¡æ Bolrt¡rûcke (Nordost). Diese Anbindung yar auch vom
Staatsministeriun fär Hi¡tschaft und Verkehr als Luftfahrtbehffie so¡sie
- kurz vor der vergabe der Bauarùeiten - auch von der Bundesanstart fûr

1) &rÌcken fúr Flugzeuge, die auf den ßoIIreg ariscìen Yæfetd ufld Stæt- urÉ Landeùat¡n die
ZufaHsÈra8en ûberqlfteî.
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Flugsicherung gewünscht worden. Gegen den sofortigen Bau auch der æiten
ßollb¡ûcke (Nordost) hatte sich der OHH vor Vergabe der Bauarbeiten

ausgesprochen.

3/l-tl-5 Zus-Éassutg

Die dargestellten EinzelfärÌp sind aus StichprobenprÛfungen ausgewählt

und sollen verdeutlichen, daß

- zu knappe Terminvorgaben zu nachhaltigen Ersch¡¡ernissen i¡ der Bauab-

wicklung, unbefriedigenden Konstruktionen und erheblichen l{eh¡kosten

führen kõnnen, ob¡lohl dadurch nur tei-l-hreise eine Terminverkürzung auch

tatsãchlich erreictr, ri-rd;

- Ausweitungen des Bauvolumens den Termi¡druck i¡r¡¡er mehr verschã¡fen und

damit die Gefahren eines ungeregelten und unwi¡tschaftlichen Bauens

weiter erhöhen;

- Komfort- und Standardverbesserungen vielfach hohe l{ehrkosten verursa-

chen, deren Rentabilitãt nictr gesichert ist;

- Vorleistungen zumildest i¡ ei¡em FaIf fÛr eine spãtere Flughafenentei-

terung geschaffen yurden, obrchl ein entsprechendes GesanrÈkonzept Heder

vorliegt noch beschlossen Í.st"

35 Pausdra.lzwei-srrgen zu &¡¡ Kostst fu Sd¡i¡Iecùefi@rrtg
(Kap. 13 10 Tit. ti53 0l-)

Die Prüfung der Pauschalzur¡eisungen zu den Kosten der Sch[ller-
befõrderung vurde 1989 fortgesetrh. Dabei hat sich ergeben, daB
fûr die Jahre 1985 bis 11188 reitere 7,2 llio DÈl an Zuueisungen zu
Unrecht ausgezahlt vorden si¡d. Die Betrãge wurden in vollem um-
fang auf kûnfÈige Leistungen angerechnet.

In den Jahresberichten 1988 (TNr. 
"S) 

und 1989 (ÏNr. 25) hatte der ORH

dargesÈellt, daß fúr rlie Jahre 1fl85 bis 1987 aufgrund unricfüiger Abrech-

nungen 8,3 und 5,3 ftl5-o 0H, Ínsgesarnt also 1Íl ,6 llio tlM an Zuueisungen zu

Unrecht ausgezahlt vsrden sind.

Der OBH und die Staatlichen BechnlrngsprûfungsãmÈæ haben ifl Jalr 1989 die

Bemessungsgrundlagen für die Pauschalzrmeisungen zu den Schillerteförde-

rrngskosten bei veiteren 116 Aufgabenffigern geprtift. Es ulrde festge-
stellt, daß die den Pauschalzuueisungen zugrunde liegenden Auñrendungen

von 91 Aufgabenbrãgem teifueise niclrt bestimungsgenä8 ermitÈeIt ¡cden
sind.

35-1

ff'-2
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Grundlage fùr die Verteilung und Berechnung der pauschalen Zuweisungen ist
seit 1985 die Verordnung zur DurchfÜhrung des Art. 10 a des Finanzaus-

gleichsgesetzes und des Art. 4 des Gesetzes über die Kostenfreiheit des

Schulwegs (DVFAG/SchKFrG). Gemäß S 3 in Verbindung mit $ 8 Abs. 1 dieser

Verordnung sj-nd die Pauschalzuweisungen nach de¡ Zahl der anspruchsbe-

rechtigten SchüIer des jeweils vorhergehenden Jahres und

- fúr die Jahre 1985 bis 1987 nach den Aufwendungen der Aufgabenträger fÛr

das Schuljahr 1983/1984,

- ab dem Jatr 1988 nach den in der kommunalen Rechnungsstatistik für das

vorhergehende Jahr erfaßten Aufwendungen für die notwendige SchÜlerbe-

förderung zu berechnen.

Wesentliche Fehlerursachen waren

- bei den Aufwendungen für das Schuljahr 1983/1984:

. Einbeziehung von Beförderungskosten, die zwar im Schuljahr 1983/1984

gebucht wurden, jedoch einen anderen Zeitraum betrafen;

. Nichtabsetzung von Erstattungen anderer Aufgabenträger und von

Schülern ohne Beförderungsanspruch;

. doppelte Erfassung von Aufwendungen gemäß ArE.3 Abs.2 des Gesetzes

übe¡ die Kostenf¡eiheit des Schulweges (Ûberschreitung der Familien-

belastungsgrenze) ;

. unzutreffende Ermíttlung der Schülerzahlen;

. Einbeziehung nichtberücksichtigungsfähiger Investitionskosten und Ab-

schreibungen (2.8. hat ein Landratsamt die Baukosten fûr einen Bus-

parkplatz und ein Wartehäuschen in Höhe von 225 000 DM a1s Aufwendun-

gen gemeldet; unabhängig davon waren diese Kosten bereits im Wege des

Härteausgleichs von der Regierung bezuschußt worden).

- bei den Aufwendungen ab dem Haushaltsjahr 1988:

. nicht abgesetzte Ausgaben für die Beförderung auf Unterrichtsv',egen;

. Einbeziehung von nichtberücksichtigungsfähigem Verwaltungsaufwand;

. Berücksichtigung von Schrilern ohne gesetzU-chen Beförderungsanspruch.

fnsgesamt hat der Freistaat Bayern den 1989 geprüften Aufgabenträgern fûr
die Jahre 1985 bis 1988 Pauschalzuweisungen uon 7,4 Mio DM zuviel und

0,2 Mio DM zuwenig gewãhrt. Die Beträge wurden von den Zuweisungsempfän-

gern zurückgefordert bzw. ihnen nachgezahlt und mit den ab 1990 zu gewäh-

renden Pauschalzuweisungen verrechnet.
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Der ORH und die staatl. Hechnungsprüfungsämter werden auch in den näch-
sten Haushaltsjahren schwerpunktmäßig die gemerdeten Bemessungsgrundlagen
prÜfen. Es ist allerdings zu erwarten, daß sich die überzahlungen e¡heb-
lich vermindern, da

die verteilungsmasse (Haushartsansatz) auf Anregung des ORH ab dem Haus-
haltsjahr 1989 um 100 Mio DM (von 380 auf 280 Mio DM) gekürzt worden ist
(wiederherstellung des vom Gesetzgeber gewolrten Kostendeckungsgrades

von 80 v.H) und

sich eine fehlerhafte Ermittrung der Bemessungsgrundlagen (2.8. aus der
kommunalen Rechnungsstatistik 1986) nur auf die Höhe der pauschalzuwei-

sung eines Jatrres (hier z.B. 1988) und nicht nphr - wie im Zeitraum 19gS

bis 1987 - auf ùei Jahre auswirkt.

Zurendungen fúr den õffentlichen Pe¡sonennalrverkelu
(Kap. 13 10 Tit. 883 03 und 883 09)

Der öffentliche Personennahverkehr wurde im Jahre lgBB mit
270 Mio DM gefõrderË. Díe Prüfung eines U-Bahnabschnittes irr
Nürnberg führte zur Rückzahlung von rd. 1 üio DM. Außerdem konnte
durch die K1ärung von Grundsatzfragen die Fehlleitung erheblicher
Beträge verhindert werden.

Bein Bau privater 0mnibusbetriebshôfe steltte der ORH mehrfach
schwere V0B-Verstöße fest; entsprechende förderrechtliche Konse-
quenzen wurden von der Vemaltung gezogen.

tffang und Ziel der Fõrderuqg

rnvestitionen für vorhaben des öffentrichen Personennahverkehrs (öpNV)

werden seit vielen Jahren in betrãchtlichem Umfang mit öffentlichen l,lit-
teln gefõrdert. rm Jahre 1988 wurden Zuwendungen in folgender Höhe ausge-
reicht:

- nach $ 2 des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG) z z1s,s l{io 0Þl

- nach Art. 13 des Fínanzausgleichsgesetzes (FAG):

zusammen

63 ,8 l{io DH

269,3 llio 0M

Zier der staatlichen Förderung ist es insbesondere, durch den Bau oder
Ausbau von Anlagen des öFNV das Verkehrsangebot zu verbessern.
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tl-Sahnbau in l[irnberg

Uer ORH hat zusanmen mit dem Staatl. Bechnungsprûfungsanrt stichprobenweise
die zweckentsprechende vervendung von Zuwendungen im u-gahnbau auf ei¡em
Teilabschnitt einer U-Bahnstrecke anhand des vorläufigen Vemendungsnach-
weises (vN) geprüft. Dabei ergab si-ch, daß die Zuwendungsfãhigkeit von

Ausgaben nj-cht inyner richt"ig abgegrenzt worden yar.

Aufgrund der Bechnungsprüfung hat clie verwartung inzwischen Ausgahen in
Höhe r¿on 7,37 l4io Dt{ a1s nichtzuuendungsfãhig geuertet- Diese resultieren
in erster Línie at¡s Kosten fiir Grundstücke, die nicht für den u-Bahnbau
benötigt rvurden, aus zweckfremden Anlagen in Bahnhöfen, Hehraufwendungen

fÜr zusät;zl-iche bauliche Gestaltungen oder' nictr herúcksicl'rtigtem hlertaus-
gJ-eich. Die h,ierfür zu viel ausgezahlten Zuwendungen in Hõhe von rd.
1 Mio DM wurden inzwi-schen ver¡echnet und die sich daraus ergebenden Z.in-
sen in Höhe von rd. L55 000 DM zurückgezahlt.

Darüber hinaus wurde folgendes fesbgestellt:

Bei innerstädtischen Eahnhõfen dienen die verteilergeschoße neben dem

u-Bahnbetrieb auch der ,Anbindung geuertlicher Rärme. Fijr die Beteirigten
entstehen z.B. clurch unmitterbare Zugänge ertrebaiche vorteile, da die ver-
kehrsflächerr im Geschãftshereich verringert und die NuÈzfLächen entspre-
chend vergrößert u¡erden können. Die stadt schöpft di-ese vorteíle durch
privatreclrtliche vereinbarurrgen ab; arlein jn zrrei FãTTen wurden die so-
genannten Ansr:hluBwerte mit vorlãufig JZS 000 t¡ti beziffert. Die stafü r¡ar
zunächst der Auffassung, claß dj-ese Anschl-uBwe¡te niclrü aLs Beiträge Drit-
í:er zu tlehandeln seien und venreiEerLe deslralh nãhsre Auskünfte. Auf Anre-
gung des ORH hat daraufhin das Staatsministerir¡m ñlr tliltschaft und Ver-
kehr nach Abstlunung nrit dem Bunclesminíster fiir Ve¡tehr die Bewilligungs-
behõ¡:de angewiesen, die Arrsch.Lu6r¡erte rie Bei.Eräge Driüter zu behancleln
und von den zuwendungsfãhigen Kosten dzusetzen.

fLri.hrhetri.âshõf.e

Auch zun Bau oder Ausbau vcm $unibusbetriebshõfen uerden, soyeit sie dem

õffentrichen Personennahverkeh¡ dienen, Zrnrendungen þsxi-rÌigt. Eine bei
einigen 0nrnibusunternehmen durchgefüffie Präfung der zreckentstrrechenden
verrrendung von Fõrde¡mitteln hrt ergeben, daB bei der vergabe von Bauar-
beiten z.T. schven¡iegende verstõBe gegen die verdingungsordrnrng f,ûr Bau-
leistungen (vûB) aufgetreten uaren, ohne da8 die ve¡rartung die erforder-
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Iichen Sanktionen verhãngte. AuBerdem waren bei der Prüfung durch die Ver-
waltung teilueise zu hohe zuwendungsfähige Ausgaben anerkannt worden, so

daß es zu Überzahlungen von úber 200 000 0M kam.

36-3-1 Der OBH häIt es deshalb fûr notyendig, die sticnproUenweise Prüfung von

Vervendungsnachweisen (VN) sorgfãltiger und sachgerechter du¡shzuführen"

Sch¡¡ere V0B-Verstô0e nû0ten auch dann mit entsprechenden Sanktionen ge-

ahndet werden, we¡ìn sie bei privaten Zuwendungsempfãngern festgestellt
werden.

In einem besonders gravierenden FaIL waren die Rohbaua¡beiten fû¡ eÍnen

Omnibusbetriæbshof mit einem Pauschalpreis von 693 000 DH freihändig ver-
geben worden, ohne daß Hengenberechnungen fûr di.e ei¡zel¡en Leistungsan-

sätze oder Unterlagen äber das genaue Zustandekom¡len der Pauschalsurne

vorlagen. Diesen Sachve¡halt haÈ die Verrlaltung bei der VN-Prüfung zwar

festgestellt, jedoch wegen der angeblich fehlenden V0B{enntnisse des Zu-

wendungsempfängers als ni.cht schwen'riegend ein-oestuft. Aufgrund der Fest-

stellungen des ORH uurde die Zurendung m 50 000 Dtl gekürzt. Auch i-n

einem ueiteren Fôrderfall eines O¡nnibusbetriebshofes rurde ei¡ schwerer

V0B-Verstoß nicht geahndet; nach Beanstandung durch den 0m vur:den

64 000 0M zurückgefordert.

Oer OBH hat deshalh angeregt, die Zuuendungsenpfãnger rechtzeitig im

erforderlichen llmfang zu beraten und i'nsbescndere auf die Beacht¡rng der

VOB sowie die zuwendungsrechtlichen Folgen bei V0B-VerstõBen einchínglich
hinzuueisen. Das Staabsmi¡isterir.n hat daraufhin ein von eirer llegierung

erarbeitetes ltlerktrlatt an aILe Hegierungen mit ertsprectlenden Hinweisen

verteilt.

36-3-2 Einer Begierung sinr! l¡ei der baufachlichen Prüfung erhebliche Fah-ler un-
'terlaufen; insbesondere war eine teiJ-weise mcht zweckentsprechende Nut-

zung nicht grkannt vorden. tl¡sãchlich hierfûr war, da6 die beteiligten
ksl¡nunalen Bauven*altungen mit den Ei¡zelheiten der Zuuendungsverfahren

nicffi im gebotenen Lffiang yertraut varen,

Der OHH mpfahl deshalb, kûnftig bei derartigen Zuvendungsverfahren Auf-
gaben der staatlichen Bauversaltung nõglichst nur dann auf km¡nale Bau-

vervaltungen zu delegieren, rænn diese über aus¡eichende Erfahrunger auf

diese¡¡ G€bi,erü verfägen. Das Staatsmini,sterium i-st ûi¡sen Vorschlag inari-
schen gefolgt.
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EINZELPLAf{ I4
(Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen)

37 Zuwndurgen des Staotsnini-steritns fär Landeserrtyicklung urd t.beltfragen 1)

(Kap. 14 03)

Die Hälfte des Haushaltsvolumens des Staatsministeriurns für Lan-
desentwj.cklung und Umweltfragen ist fúr Zuwendungen bestimmt. In
der Abfallwirtschaft ha'b das Fehlen eÍner verbindÌichen Richt-
Iinie das Förderverfahren erheblich erschwerE. Zuwendungen ztJ
Projekten cler Luftreinlraltung, die auch ohne Förderung durchge-
fÜhrt wÜrden, sj-nd errtbehrlich. Die ständige Zustimmung zum vor-
zeitigen BaubegJ_nn sollte umgehend abgestellt werden.

Oie Programmziele müssen so konkret gefaßt werden, daß Erfolgs-
kontroLlen mög1ich sind.

3'I .t lhfang der Zurendungen

Die Zuwendungen, die das staatsministerium bewirtschafbet, prãgen das

Haushaltsvolumen des Epl. 14 nachhaltig (siehe Zahlenübersicffi 1):

Anteil. der Zurendungen Zahlenúbersicht 1

Tlaushalts-
jahr

GesætausgaÞn

l4io DM

ZrrerÉungen

Flio DM

Anteil der Zurendungen
an den Gesactausgaben

v. H.

1980

1987

1988

1989

397,1

316,2

337,L

356,9

113,5

t74,9
l_66,6

179,3

58

55

49

50

1) s. aucÌr Tlh. 23.4
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Die nachfolgende ZahtenÜbersicht 2 glblg einen Überblick úber die Sctuer-

punkte der Fõrderungen:

Scfrærpnkte fu Ffuerttrg ZahlenübersLcfü 2

Z¡¡¡srú¡rgsùer€idt n¡sgabffoftrut in Ëio In

'9[T¡
19û' flm 1S¡

Abfallwi-rtschaft
Luftreinhaltung
Erholu ngseinrichtungen

416
12,6

39.3

80,2

4L,?

32,2

Ær0

35,8

30,7

95,4

29,2

29,3

37-Z Zreck der Fõrderungen

Den drei wichtigsten Förderbereichen liegen derzeit folgende allgemein

gehaltene Förderzwecke zugrunde:

- Âbfalfvi¡Lscftaft, 1)

Die Zuwendungen solIen dazu beitragen, daß AbfãIle und Altstoffe ord-

nungsgemäß und ur¡weltfreundlich vertertet und beseitigt rerden.

- Luftreirfialturg 2)

Die Zuwendungen sind zum Schutz der Allgemeinheit und der l{achbarschaft

vor schãdlichen U¡nr¡elteinuirkungen - Gefahren, erhebliche Naclitei-Ie und

erhebtiche Beläsîigungen - durch Luftverunreinigungen vorgesehen.

- FrtroLngseirrrictrturqen 3)

Zweck der Zuvendungen ist ei¡e ausreichende und gleichmãßige Versorgung

aller Landesteile mít Erholungseinrichtungen.

Das Staatsministeriu¡t hat mitgeteilt, daß der für den Bereich Abfallri-rt-
schaft defi¡ierte Fõ¡derzweck i¡r Hinblick auf die lleuregelung des ArÈ.20

Bayer. Abfatlwirtschaflsgesetz Yom 28. Juni 1990 (BayAbff) vie folgt neu

gefaßt Herden nuB: 'pie Zwendungen sollen dazu beitragen' abfallwirt-
schaftliche Vorùaben, die õffentlichen Interessen dienen und die ohne Zu-

Hendung nicht oder nicht im natlendigen thfang durchgefüH ugrden kõnnen,

1) E¡tu.af ùr Fj¡htlinie fir zÙ*fú-rqen sr of,fg¡tlidre Trãga' a: Sfallvi¡'tscùafÈlicher¡
V@haùen (FZõAbfaLl-1989)

2) RicffiIini€n fûr Zuvendungen an õffeøt].iôe TrágE für kontúræn a.F BcirÈraltung der l-ufÈ

(HZöLufÈ)

3) Bichtlinien a.rr fl¡¡cffiiilstng dË Ptogrc 'Frci 'eit \trd fuhol¡,ng'
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verwirklichen zu herfen. Außerdem soLlen die Zuwendungen dazu dienen, die
Beitrags- und Gebührenpflichtigen landesweit annähernd gleich zu berasten."

De¡ Förderzweck für "Freizeit und Erholung" soJ-r wie forgt ergänzt we¡den:

". .. sowie dem anhaltenden Druck auf die freie Landschaft durch Schaffung
von Freizeiteinrichtungen in Verdichtungsräumen und SledLungsschwerpunkten
zu begegnen. "

Abfalhi-rtschaft

37-3-L Oie Abfallentsorgung ist eine Pflichtaufgabe der Landkreise und kreis-
freien Städte im eigenen Wirkungskreis (Art. 3 BayAbfG). Den Trägern der
Abfallentsorgung können Finanzie¡ungshilfen j-m Rahmen de¡ zur Verfügung
stehenden Haushaltsmittel und nach Maßgabe der Dringlichkeit des Vorhabens
gewährt werden (Art. 20 BayAbfG).

Seit Beginn der Förderung im Jahre 1g71 bis
sterium rd. 700 Projekte gefördert, wobei
Höhe von 687 Mio DM zuzÍjglich 336 Mio DM al.s

bezahlt wurden.

Ende L987 hat das Staatsmini-
Zuweisungen und Zuschüsse j.n

zinsverbi.lligte Darlehen aus-

Die verschärften Anforderungen zur Reinhaltung der Luft und ein stark ge-
stiegenes ,Abfallaufkomrnen zwangen die Träger der Abfallentsorgung in den
letzten Jahren dazu, neue Abfaltverh,ertungs- und -entsorgungsanlagen zu
erríchten uncl ihre Abfallverbrennungsanlagen zu modernisieren. Auch ge-
wannen Vorhaben aJr AbfaLlverminderung, Abfalltrennung und stofflichen
Abfallve¡wertung zunehmertd an Bedeutung. Ende des Jahres lg6g liefen rd.
500 Förderprojekte; darüber hinaus lagen Anmeldungen fü¡ die nächsten fünf
Jahre mit einem InvestitionsvoLumen von ca. 4 Mrd DM vor.

Mj-t dem Tnkraftt¡eten des neuen BayAbfG zun 1. Juli 1990 hat sich die
Situation insofern grundlegend geändert, als künftig nur noch Mustervor-
haben und - begrenzt auf fünf Jahre - neue Projekte zur Abfallvermeidung,
Schadstoffverminderung und stofflichen Abfal.lverwertung geförde¡t we¡den
sollen. [rlie sich dies auf den Bedarf an Zuwendungen ausb/irken wird, läßt
sich derzeit nicht abschätzen.

37-3-2 Obwohl das Staatsministerium seit 1971 erhebliche Fördermittel ausreicht,
hat es bisher die im früheren Bayer. Abfallgesetz (Art.5 Abs. 3) gefor-
derten Verwaltungsvorschriften (Förderrichtlinien) zur Durchführung der
Finanzierung der Maßnahmen nicht erlassen.
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Dies war nach Auffassung des ORH mit ursächlich für Schwieri.gkeiten, ins-
besondere bei der Abrechnung durch die Zuwendungsempfänger und bei der

Prüfung der Verwendungsnachweise (VN) durch die Verwaltung. Die vom

Staatsministerium ersteLlten Bichtli.nien-Entwürfe in den Jahren 1974,

1977 , t98O, 1984 und 1989 waren dabei nicht geeignet, diesen Mangel zu be-

heben.

Das Staatsministerium entgegnete hierzu, die Förde¡richtlinien hätten bis-
her nicht erlassen werden können, da infolge von häufigen grundlegenden

Änderungen des Abfallrechts (2.8. Neufassung des AbfG 1986) wesentliche

Überarbeitungen erforderlich wurden. So hätte auch der Entwurf aus dem

Jahr 1989, der bereits dem Staatsministerium der Finanzen und dem ORH zur

Stellungnahme zugeleitet worden ist, wegen der grundlegenden änderungen

des BayAbfG zum 1. Juli 1990 wiederum nicht veröffentlicht werden können.

Der ORH hält diese Verzögerung fÜr nicht tragbar, weil sie bei den Zuwen-

dungsempfängern Unsicherheit auslösen mußte und der Verwaltung einen sach-

gerechten Vollzug der Förderprogramme, insbesondere bei der baufachlichen

Prüfung und der Verwendungsnachweisprüfung, erschwerte. Nj.cht zuletzt des-

wegen betrug bei letzterer der BÜckstand Mj-tte 1990 rd. d¡ei Jahre

(64 FörderfäIle mit einem Finanzvolumen von 210 Mio DM).

Der ORH hält es deshalb für erforderlich, daß das Staatsministe¡ium nach

Fortschreibung des Abfallentsorgungsplanes HausmÜ1l (Art. I BayAbfG) umge-

hend die erforderlichen Verwaltungsvorschriften (Förderrichtlinien) erläßt

und dabei die Regierungen und K¡eisverwaltungsbehörden tnehr als bisher in
die baufachliche Überwachung der Maßnahmen und PrÜfung der VN ej.nbindet.

Das Staatsministerium hat dies zugesagt.

37.4 LufÈreinhaltung

Für diese ebenfalls seit 1971 laufende Förderung hat das Staatsministerium

im Jahre 1984 die einschlägigen Förderrichtlinien bekanntgegeben und

gleichzeitig einen Großteil der Förderung auf die Begi-erungen delegiert'

Bis Ende 1989 wurden rd, 2000 Projekte gefördert und dafÜr Zuwendungen in
Höhe von 225 Mio DM als Zuweisungen und ZuschÜsse sowie 550 Mio DM a1s

zinsverbilligte Darl-ehen ausbezahlt. Anmeldungen in größerem Umfang lagen

nach Angabe des Staatsministeriums Ende 1989 auch im Bereich Luftreinhal-
tung vor.
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Bestandteil der Förderung ist u.a. das Programm "Umstellung von Heizungs-

anlagen" in ca. 20 Städten und Gemeinden j-n Bayern. Der OBH hat hierzu an-

Iäßlich von Stichprobenprüfungen Anregungen zu Verbesserungen in der Pro-

grammabwicklung gegeben, dj.e das Staatsministerium inzwischen aufgegriffen
hat, Dagegen hat es bisher nicht beantv',ortet, wefche Emissionsverringerun-
gen durch die subventionierten Maßnahmen erreicht wurden. Unstrittig ist
zwar, daß die geförderten Heizungsumstellungen den Schadstoffausstoß ver-
ringern. Da das Ausmaß dieser Minderungen bisher jedoch nicht näher bekannt

ist, bleibt zunächst die Frage offen, wie sich der Mitteleinsatz auf die

Luftreinhaltung auswirkt und ob nicht mit gleichem Mitteleinsatz ln anderen

Bereichen ein höherer Erfolg erzielbar wäre (siehe hierzu die generellen

Ausführungen zur Erfolgskontrolle in TNr. 14). Das Staatsministerium hat

zùgesagt, die nach den Bewilligungsbescheiden zu erstellenden Sachberichte

um die fehlende Darstellung des Erfolgs elnschließlich einer "Zusammenstel-

lung der damit verbundenen Emissionsverringerung" ergänzen zu lassen, um

dann eine Bewertung vornehmen zu können.

Bezüg1ich der Gewäh¡ung von Zuwendungen an Energieversorgungsunternehmen

verweisen wir auf den 0BH-Bericht 1989 (TNr. 23) sowie auf TNr. 23 des

vorliegenden Berichts, wonach Versorgungsunternehmen dank ihrer guten Er-
tragslage vielfach auf Finanzierungshilfen nicht angewj.esen wären. Ein

Indiz dafür sind Fä11e einer vorzeitigen Inangriffnahme ohne Zustimmung

der Bewilligungsbehörde, jedoch späterer Inanspruchnahme staatlicher
Mittel.

Der ORH hält auch in Bereich der Erdgasversorgung eine Beschränkung der

Bewilligung von Zuwendungen auf jene Projekte für dringend erforderlich,
bei denen gemäß Art " 23 BayH0 das ZieI der Luftreinhaltung ohne staatliche
Hilfe nicht in erforderlichem Umfang erreicht werden kann. Nach Mitteilung
des Staatsministeriurns wurde die Förderung von Gasversorgungsrnaßnahmen

zwischenzej.tlich wegen Finanzmittelknappheit ausgesetzt und ein vorüberge-

hender Antragsstopp verfügt.

Erùolungseinrichtungen

Auf der Grundlage der Förderrichtlinien fördern das Staatsministerium und

die Begierungen eine breite Palette von Erholungseinrichtungen in ganz

Bayern, wobei Zuwendungen in Höhe von 20 bis 35 v.H. der zuwendungsfähigen

Kosten sowie zinsgünstige Darlehen gewährt werden. Seit Bestehen des Pro-
gramms I'F¡eizeit und Erholung" im Jahre 1971 wurden bj.s Ende 1989 ¡d. 5 150

Erholungseinrichtungen mit 520 Mio DM Zuweisungen und Zuschüssen solvie

300 Mio 0M Darlehen gefördert.
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Dazu ist folgendes zu bemerken:

37.5.1 Die Bayerische Staatsregierung hat im Jah¡e 1970 beschlossen, daß mit dem

Programm Freizeit und Erholung in 35 Erholungsgebiete.n sowie einigen wei-
teren Naherholungsschwerpunkten Haßnahmen Dritter zur Verbesserung der

"Kurzzeiterholung" gefördert werden sollen, Anhand von zwöIf Leitsätzen
wurden erholungsgebietsweise wünschenswerte Einrichtungen beschrieben.

Oarauf aufbauend sind im Landesentwicklungsprogramm fachliche Ziele formu-

liert, die durch die Regionalpläne räumlich konkretisiert werden sollen.
Der ORH hat jedoch bemängelt, daß das Staatsministerium derzeit über keine

Programmziele etwa in Form von Bedarfs- oder Standortplänen verfügt, die

eine Steuerung im Sinne einer ausreichenden und gleichmäßigen Versorgung

erkennen lassen. Somit fehlen Maßstäbe zur Eeurteilung der Förderwürdigkeit

im Einzelfall, etwa bei der Frage, ob der Ausbau einer Freizeitanlage för-
derwürdig ist, wenn Ím Nachbarort be¡eits eine vergleichbare Anlage geför-
dert wurde und diese noch über Kapazítätsreserven verfügt. Derartige Maß-

stäbe sind aber erforderlich, damit sich die bisher fehlende Erfolgskon-

trolle (siehe TNr. 14) nicht nur auf eine Aufzählung des bísher Erreichten
beschränken muß.

Der Hinweis des Staatsministeriums, es hätte bisher nicht feststellen
können, daß Überkapazitäten geschaffen wurden, genûgt insofern den ein-
schlägigen haushalts¡echtlichen Vorschriften (siehe TNr. 14.2) nicht" Der

OBH hält es deshalb für erfo¡de¡fich - unbeschadet des Hinweises des

Staatsminj.steriums, es handle sich bei Freizeitanlagen um Aufgaben des

kommunalen Wirkungskreises -, die Programmziele so zu konkretisieren, daß

eine darauf aufbauende Erfolgskontrolle durchgeführt werden kann.

37-5.2 Bei nahezu alLen Maßnahmen wurde bisher dem vorzeitigen Beginn zugestimmt

und die Zuwendung häufig erst nach Abschluß der Bauarbeiten, z.T. erst nach

Vorlage des Verwendungsnachwei-ses bewilligt. fn all diesen FäIlen konnte

das jeweilige Projekt zunächst nicht nur ohne Zuwendungen, sondern auch

ohne die verblndliche Zusage einer Förderung finanziert werden. Die ZustÍm-

mung zum vorzeitigen Beginn bestätigt lediglich die Förderunschädlichkeit,

begründet jedoch keinen Bechtsanspruch auf Förderung. Wenn aber ein Vor-

haben auch ohne Zuwendungen finanzierbar wäre, dürfen nach dem in Art. 23

BayHO festgelegten Subsidiaritätsgrundsatz keine Zuwendungen gewährt wer-

den.
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Der ORH hat deshalb angeregt, die derzeitige Förderpraxis aufzugeben und

einem vorzeitigen Beginn ab sofort nur noch in besonders gelagerten Aus-
nahmefällen zuzustimmen. Das Staatsministerium hat auf die bisher beste-
henden Regelungen zur Erleichterung des vorzeitigen Baubeginns hingewie-
sen, die j-m Jahre 1983 mit dem damaligen ZieI einer weiteren Belebung der
Baukonjunktur getroffen wurden. Da sich die konjunkturelte Lage inzwischen
jedoch grundlegencl geändert hat, hob das Staatsministerium der Finanzen im
Februar 1990 die früheren Begelungen bereits teilweise auf. Entsprechende
Konsequenzen sollten nach Ansicht des OBH umgehend auch im Förderbereich
Erholungseinrichtungen gezogen werden.

37-5.3 Einem vorzeitigen Beginn wurde in mehreren Fäl1en zugestimmt, obwohl die
Finanzierung noch offen war, weil z.B. die notwendigen Eigenmittel nicht
gesichert h/aren. Auch blieb häufig die Höhe einer möglichen Förderung dem

Antragsteller zunächst unbekannt, weil ihm de¡ Anteil der zuwendungsfähi-

9en Kosten und der voraussichtliche Fördersatz nicht mitgeteilt wurden.
Oas Staatsministerium hat erwidert, daß es inzv,rischen diese Angaben jeweils
bej- der Zulassung des vorzeitigen Baubeginns hinzufügt.

Des weiteren hat der OHH bemängelt, daß dj.e Folgelasten nicht immer aus-
reichend in die Beurteilung cler Förde¡würdigkeit ei-nbezogen wurden. Abseh-
bare Betriebskostendefizite in teil-weise beträchtlicher Höhe können insbe-
sondere Vereine in Finanzj-erungsprobleme stürzen, die sie aus eigener Kraft
nicht Iösen können. Der ORH hat bei zehn Stichproben zwei derartige Fä11e

vorgefunden. Des Staatsntinisterium entgegnete hierzu, ihm seien insgesamt
ebenfal-l-s nu¡ zwei. Fä1Ie bekanntgeworden. Unbeschadet dessen hält es der
0BH letztlich auch im In'teresse finanzschwächerer Zuwendungsempfänger
(Vereine oder auch Kommunen) für wichtig, den Folgelasten ein besonderes
Gewicht bej- der Entscheidung über die Fö¡de¡würdigkeit eines Projektes bei-
zumessen.

37"5.4 Baufachliche Betreuung

Der OBH und die Staatl. Rechnungsprüfungsämter haben bei ihren stichpro-
benprüfungen weitere Mängel festgestellt.

Teilweise wurde die baufachlich zuständige stelre nicht tätig oder so spät
bestimmt, daß ej.ne sachgerechte Betreuung gar nicht mehr mögtich war. Da

beispi-elsweise die schriftliche Zustimmung zum vorzeitigen Beginn in einer
Reihe von Fällen erst lange Zeit nach der mündlichen Zustimmung erteilt
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wurde, geht zumindest in diesen Fä1len der Hinweis des Staatsministeriums

ins Leere, die Beteiligung der zuständigen staatlichen Bauve¡waltung werde

bei dieser GelegenheÍt angeordnet.

Nichtzuwendungsfähige Kosten wurden häufig *e0"" Uei der AntragsprÜfung

noch bei der VN-Prüfung ausgeschieden, auch wenn sie leicht erkennbar

Ì\,aren. Die BechnungsprÜfung fÜhrte bei sieben FäIlen zu RÜckforderungen von

insgesamt über 312 000 DM, die bei sorgfältigerer Sachbehandlung vermeidbar

gewesen wären. 0e¡ Hinweis des Staatsministeriums, Fehler könnten auch bei

stärkstem Bemühen nicht ausgeschLossen werden, darf nicht dazu fÙhren, bei

der gebotenen Stichprobenprüfung zu wenig Sorgfalt walten zu lassen.

Erfolgskontrolle

Nach Auffassung des ORH müßten außerdem in den vorgenannten Förderbereichen

dle Programmziele konkreter als bisher festgelegt werden, damit es möglich

ist, sich im Wege einer Erfolgskontrolle (siehe TNr. 14) ausreichend Klar-
heit über die Wirksamkeit des Einsatzes staatlicher Gelder in Form von Zu-

wendungen zu verschaffen.
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EINZELPLAN 15
(Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst)

Þli8achtung haushartsrechtlicher vorschriften bei den universitäten

um projektgebundene Mitter nicht verfallen zu rassen oder An-träge auf übertragung ins nächste Haushaltsjahr zu umgehen,
wurden bei einem großen universitätsinstitut nicht geli_ãferté
Leistungen bestätigt und unzutreffende Bechnungen bezãhlt.

An einer universität wurden laufend ohne ausrei-chende Begrün-dlng Abschragsauszahlungen an wissenschaftrer geleistec undoft jahrelang nlcht abge::echnet. In einem Fa11 konnten zwei
Professoren eind¡eivierter Jahre vor dem Antritt ihrer Aus-
Ìandsreisen über Reisekostenmitter von jewei]-s Lz o0o DM ver-
fügen.

Bei cje¡ verrnietung von Fäumen an hochschulf¡emde Benutzer ver-
langte eine Uni-versität unangemessen niedere Entgelte.

Bestãtigung und Bezahlung unzutreffender Rechnungen

Das von zwei Unj-versitäten gemeinsam betriebene Beschleunigerlabor verfügt
Über eigene, bei der Universität A veranschlagte staatliche Haushaltsmit-
te1; daneben stellt auch der Bund fiir einzelne projekte Mittel bereit,
die z'T. über die universität A und z.T. über die uni_versität B abzurech-
nen si-nd und nach einem vor:her festgelegten Finanzierungsplan abgerufen
werden sol.1en. Auch bei Baumaßnahmen beteiligt sich der Bund nach dem

Hochschulbauförderungsgesetz zr.l 50 v.H. an den Kosten; diese Mitter werden
vom unj-versitätsbauamt bewirtschaftet. Hj_e¡zu gehört der im Bau befindli-
che Zykrotron-Nachbeschleuniger am Beschleunigerlabor de¡ universität B.

Um zu vermeiden, daß Haushaltsrnittel für den Nachbeschleuniger verfallen
ode¡ Anträge auf übertragung ins nächste Haushaltsjahr geste]lt werden
müssen, wurden 198g unzutreffende Fi¡men¡echnungen nach Bestätigung der
'rBichtigkei-t" durch den zuständigen projektleì.ter der universität B zur
Zahlung angewiesen;

38.1

38-1.1 Anfang November 1989 gab das universitätsbauamt beÍ
lenkörper zum Gesamtpreis von 467 000 DM in Auftrag.
ber stellte die Fj-rma auf Wunsch des projektleiters

einer Firma 1000 Spu-

Bereits an t7. Novem-

eíne Bechnung über die
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Lieferung der gesamten Spulenkörper aus, obwohl zu diesem Zeitpunkt erst
30 bis 40 v.H. der Teile fertiggestellt waren. Der Projektlej-ter bestä-
tigte auch die Lieferung der Spulenkörper und veranlaßte das Universitäts-
bauamt, die Rechnung noch im Dezember 1989 auszahlen zu lassen.

Der Projektleiter räumte die Unzulässigkeit der Anerkennung der Rechnung

ein, machte jedoch geltend, daß

- die Firma GeId zur Bezahlung der lderkstattarbeiter gebraucht habe,

- der Finanzierungsplan für das Nachbeschleuniger-Projekt einen Mittelab-
fluß in dieser Höhe noch im Jahre 1989 vorsah,

- die Firma ihre Lelstungsfähigkeit im Zusammenhang mit einem anderen Auf-
trag bereits unter Beweis gestellt habe und

- der Vorleistung eine Forderung der Firma für Lieferungen und Leistungen
aus einem anderen Auftrag gegenÜberstehe; die Vorleistung betrage per

Saldo nur 78 500 DM.

38.L.2 Im Juli 1989 hatte ein Mitarbeiter des Nachbeschleuniger-Projektleiters
mit dessen Einverständnis bei einer anderen Firma Flansche für den Nachbe-

schleuniger im Wert von rd. 4900 DM beste11t. Das Material wurde in erster
Linie deshalb zu diesem Zeitpunkt bestellt, um noch vorhandene Bundesmit-

teI aufzubrauchen. 0bwohl die Fi¡ma die Flansche nícht geliefert hatte,
bestätigte der Mitarbeiter die Lieferung. Die Rechnung wurde dann Ende

August von der Uníversität B bezahlt, allerdings zu Lasten eigener (Lan-

des-)Haushaltsmittel, weil, Bundes¡nittel für Verbrauchsmaterial nj-cht ver-
wendet brerden dÜrfen. Im Septembe¡ 1989 vei:ei-nbarte der Projektmitarbeiter
mit der Firma, daß sie - anstelle einer Gutschrift - die 4900 DM bei der
nächsten Bestellung verrechnen solle.

fm Oktober 1989 lieferte die Firma dann fûr das Nachbeschl-euniger-Projekt

eine Gewindebohreinheit im Wert von ca.9100 0M und stellte absprachegemäß

nu¡ eine Bechnung über 4200 DM aus; die Bechnung wurde im November 1g8g

aus Bundesmitteln von der Universität B bezahlt.

Kurze Zeit danach bestellte auch das Beschleunigerlabor zu Lasten der
Haushaltsmittel der Universität A für seine !'lerkstätte eine gteichartige
Maschine bei dieser Firma. De die V'Jerkstätte eng mit der lJachbeschleuni-
ger-Gruppe (Universität B) zusammenarbeitet und vielfach Geräte und Perso-

nal ausgetausclrt werden, war der t¡lerkstattleiter de¡ Universität A der
Meinung, die bereits vorhandene sei die von der. Unj-ve¡sität A bestellte,
aber schon vorzeitig gelieferte Maschine. Die Firma stellte wiederum ej-ne
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Rechnung aus, und zwar Über den gesamt€n Wert der Maschine (ohne ei-nige
Zusatzteile) in Höhe von 8200 DM; diese Rechnung wurde Anfang Dezember
1989 bei der Kasse der uni-versität A zur Zahlung angewiesen.

Nach Darstellung des Nachbeschl-euniger-Projektleiters hat die Lieferfirma
dann von sich aus fernmÜndlich die Doppelzahlung gemeldet; später stellte
sie der Universität B fÜr dj-e nicht geJ-ieferten Flansche und für die Ge-
windebohreinhei-t (Teilrechnung) Gutschriften über 4go0 DM und 4200 DM aus.

Der ORH schließt njcht aus, daß die Gutschrift durch die Firma dadurch
ausgelöst worden hrar, daß ein Werkstattarbeiter der Universität A die
Rechnungen zufälJ-ig bemerkte und beim Projektleiter auf die Unstimmigkei-
ten hinwies. Es mag auch dahingestellt bleiben, ob es sich bei den Rech-
nunqen Über die nich'L gelieferten Teile und Geräte um "urlaubsbedingte
Versehen" seitens der Fi-rma gehandelt hat. Festzuhalten ist, daß alLe die-
se Rechnungen jeweils von den verantwo¡tl-ichen aIs "sachlich richtig" be-
stätigt worden sind.

38.?- 0ffene "Abschlagsauszahtr_ungen.

38'2'1 Ei-ne Unj-versität hat wi.ederholt Abschläge (Vorleistungen) angeordnet, ohne
die Notwendlgkeit derartiger Zahlungen dem Grunde und der Höhe nach zu
prÜfen' Reisekostenvo¡schÜsse v¡urden z.B. auf formlose Anträge hin ge-
währt, die keine konkreten Angaben über Beiseziel, Beisezeitpunkt und Höhe
der voraussi-chtlichen Kosten enthalten; clì.e Vorlage von Dienstreisegeneh-
ml-gungen wu¡de nicht verlangt, Auch auf die rechtzeitige Abrechnung der
ausgezahlten Abschläge legte die Verwaltung nur geringen Wert: In 17 Fäl-
len ist sie Überhaupt nicht tätig geworden, obwohl die Zahlungen teilweise
bis ins Jahr 1984 zurÜckgehen. Nur vereinzelt wurden die Abschlagsempfän-
ger schri-ftr-i-ch gemahnt, eine Abrechnung einzureichen.

3B'2'2 Zwei Teilprojektleiter eines sonderforschungsbereiches beantragten im De-
zernber 1987 Abschlagsauszahlungen von jeweÍls tz oo0 DM für geplante Aus-
landsforschungsreisen "im nächsten Jahr", Nähere Angaben enthielten die
Anträge nicht. Die Staatsoberkasse zahrte am 28. Dezember 1gg7 die Beträge
in der beantragten Höhe aus. Eine schriftliche Bitte der Universitätsver-
wartung vom 15. August 1998, Schlußabrechnungen für die Beisen vorzulegen,
1ießen die Universitätsprofessoren unbeant\dortet. Ein Jahr später mahnte
die Unive¡sität die Beisekostenabrechnungen erneut an und drohte an, an-
dernfalls zum Jahresende die gewährten Vorschüsse zurückzufordern. Zu die-
sem Zeitpunkt hatten die Wisserrschaftle¡ ihre Auslandsreisen jedoch noch
gar nicht angetreten' Sie fanden tatsächlich e¡st von !7. September bis
5. Dezember bzw. vorn 1g. September bis g.Oktober 19gg statt.
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Di.e Vorschüsse wurden somit erst eíndreiviertel Jahre nach ihrer Gewährung

bestimmungsgemäß verwendet. Während dieser Zeit standen sie den Empfängern

ohne Rechtsgrund und zinslos zur Verfügung.

Oie Universität hat eingewendet, daß zum Zeitpunkt Oe" Ruszanfung der Vor-

schüsse keine Anhaltspunkte für zeitliche Verzögerungen bei der DurchfÜh-

rung der Dienstreisen erkennbar gevresen wären; im Übrigen sei die Verwal-

tung in der Hegel an die sachlíchen Feststellungen der wissenschaftlj-chen

Einrichtungen gebunden. Die Vorschüsse seien inzwischen abgerechnet. Zur

Vermeidung ähnlj.cher Fälle würden Vorabzahlungen nur noch gegen Vorlage

von Dienstreisegenehmi-gungen angeordnet. Verzögerungen bei der Abwicklung

seien auch auf die bestehenden Personalengpässe bei der Universitätsver-
h,altung zurückzuführen .

Eine ordnungsgemäße Sachbehandlung bedingt aber nach Auffassung des OBH

keinen zusätzU.chen Personaleinsatz, sondern Iäßt sich durch einfache or-
ganisatorísche Maßnahmen e¡reichen. Die Absicht der Universität, i.hre An-

ordnungspraxis kÜnftig zu ändern, zeigt in diese Bichtung. Das Staatsmini-

sterium hat mitgeteÍIt, es werde die Universität auf die Beachtung der

haushaltsrechtlichen Vorsch¡iften ausdrÜcklich hinweisen.

Nicffibeactrung der llirtschaftlichkeit bei der Überlassung von Hochschul-
rãumen an ûritte

Das Auditorj.um maximum einer Universität erfÜlIt zugleich fÜr Stadt und

Begion die Funktion einer großen Konzerthalle mit 1426 P1ätzen. Die Uni-

versität stellt es bisher im Jahr durchschnittlich für 35 kommerzielle

Veranstaltungen zur Verfügung. Im Zusammenhang danrit Übe¡läßt die Univer-

sität den Besuche¡n auch Parkplötze in der Tiefgarage.

Nach Art. 63 Abs. 5 in Verbindung mit Abs. 3 BayHO sind für diese Nutzun-

gen die ortsüblich angemessene Miete und eine Nebenkostenpauschale fÜr

Heizung, Beleuchtung, Beinigung ust¡r. zu erheben. Zu¡ Ermittlung der orts-
üb1ich angemessenen Grundmiete sind die Hochschulen seit 1983 gehalten,

die zuständige Bezirksfinanzdirektíon zu beteiligen. Oie Nebenkosten sind

von den Hochschulen nach den tatsächlichen Verhältnissen selbst festzuset-
zen.

Für die überlassung des Auditori-um maximum erhebt die Universität jeweils

ein Pauschalentgelt, das von Januar 1987 bis Herbst 1990 unveländert' ge-

blieben ist, aber im Hinblick auf die von der Technischen Zentrale der

Universität für die Jahre 1987 bis 1989 ermittelten durchschnittlichen Ne-
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benkosten für Heizung und strom zu niedrig bemessen war und kein Entgelt
fÜr die Nutzung der Tiefgarage durch die Konzertbesucher umfaßte. Der ORH

hat beanstandet, daß die unive¡sität das der Berechnung der Mietpauschale
zugrunde liegende Schreiben der Bezirksfj-nanzdirektion von 1986 nicht
vollzogen hat, in dem ausdrücklich auf die der universität obriegende ge-
sonderte Erhebung der Nebenkosten hingewiesen worden u,ar.

Die universítËit beruft sich darauf, daß dj.e Nutzungspauschale im Ergebnis
doch mit de¡ l,rlertermittlung durch die von der Universität eingeschaltete
Bezirksfinanzdirektion übereinstimme, wie die Bezirksfinanzdirektion nun-
mehr nachträg1ich bestätlgt habe. Der ORH ist allerdings der Auffassung,
daß die von der Bezirksfinanzdirektion zum Vergleich herangezogenen ande-
ren sä1e in der stadt schon wegen ihrer viel geringeren platzzahl kein
ausreichendes Bil-d von der Angemessenheit des Nutzungsentgelts vermitteln
können. Die nachträgliche liußerung cler Bezlrksfinanzdirektion entlastet
die universität also nj-clrt von der verantwo¡tung für die Erhebung eines
ausreichenden Nutzungsentgelts.

Der ORH hä1t eine genaue Beachtung der vorschriften für die vergabe von
Hochschulräumen und des haushaltsrechtli-chen Grundsatzes der t¡,Jirtschaft-
lichkeit für geboten, zumal die Nachfrage nach der überlassung des Audimax
fÜr größere kulturelte Veranstel-tungen zunj-mmt. Die Universität hat eine
entsprechende Festlegung der Nutzungspauschale in Aussicht gestellt, die
zu jährli-chen Mehrej-nnahmen von ca. 35 000 DM führen wi¡d.

Prinzregententheater
(Kap. 15 B0)

um der Staatsoper di-e Hauptbühne des prinzregententheaters als
Probebühne zu erhalten, wurde in das Zuschaueihaus des prinzre-
gentenbheaters eine Behelfsbühne eingebaut, die wleder beseitigt
werden muß, wenn die Instandsetzung fortgesetzt wi¡d. Oie
sbaatsoper benutzt jedoch die Hauptbühne seil der wiedereröff-
nung cies Prinzregententheaters nicht mehr. Mit den verfügbarenMitteln hätte die Hauptbühne unter verzicht auf Bühnenmasðhine-
ri-e, die auch die.jetzige Behelfsbühne nicht besitzt, bespielbar
genracht und der Notbehel-f vernrieden werclen können. Dle Kosten
der Behel-fsbühne und ihrer Besei-tigung von mindestens 765 000 DM
sind verloren.

Das nach der Wiedereröffnung des Nationaltheaters im November 1963 stil1-
gelegte Pri-nzregententheate¡ wurde im Bahmen einer "K]einen Lösung" wie-
der bespielbar gemacht. Dazu wurden üt¡er dem O¡chestergraben und den
ersten Sitzreihen eine Behel-fsbühne errichtet und die t¡rliederherstellungs-
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arbeiten unter Ausklammerung der HauptbÜhne auf das Zuschauerhaus be-

schränkt. Gründe für das Ausklammern der HauptbÜhne waren einmal die

finanziellen Gegebenheiten, die eine vollständige Wiederherstellung des

Theaters einschließ1ich Bühnenmaschinerie mit Kos.ten von nehr aIs

100 Mio DM nicht zuließen, und zum anderen die Forderung der Staatsoper,

die Hauptbühne - wie schon seit 1963 - weiterhin als P¡obebÜhne nutzen zu

können. Oer Bayer. Landtag genehmigte diese "Kleine Lösung" mit de¡ Maß-

gabe, daß eine Kostensumme von 39,5 Mio DM (später erhöht auf

42,66 Mio DM einschließ]ich GarÈensaal) nicht überschritten werden dÜrfe.

Bereits vorher waren im Prinzregententheater aus Mitteln des laufenden

Bauunterhalts freie Räume zu Proberäumen umgestaltet worden.

Die Errichtung der Behelfsbühne erforderte eine Reihe baulicher Maßnahmen,

die als Provisorien betrachtet werden mussen:

- Auf einer Stahl-Tragekonstruktion wurden vor dem Eisernen Vorhang eine

Behelfsszenenfläche eingebracht und der Orchestergraben und die ersten

Stuhlreihen überbaut.

- Vor dem nicht mehr benutzbaren Eise¡nen Vorhang wurde eine Wand errich-
tet und in dieser für Kulissentransporte eine zweiflüge1ige, 2,25 n

breite und 2,50 m hohe Tür eingebaut; an dieser Stelle wurde der Ej-ser-

ne Vorhang ausgeschnitten.

- Auf beiden Seiten der Behelfsbühne wurden je zwei StahlrohrgerÜste, die

jeweils durch eine Brücke verbunden sind, errichtet, um Scheinwerfer,

Lautsprecher und Dekorationsteile aufzunehmen.

- Zwischen den historischen Beleuchtungskörpern wurden Ïraversen aufge-

hängt, an denen Bühnenscheinwerfer und Strahler befestigt sind.

- In den Logenbereich wurden technische Einrichtungen aufgenommen, deren

Bedienung Türdurchbrüche erforderte.

- Für die Auft¡itte der Darsteller wurden links und rechts Proszeniumsver-

kleidungen und die Publikums-Eingangstüren I entfernt.

- Über der Behelfsbühne wurde eine Sprinkleranlage eingebaut.

Schon von Anfang an bestanden Zweifel, ob ej.ne parallele Nutzung von

Haupt- und Behelfsbühne ohne empfindliche gegenseitige Störung möglich

sein werde, weil der Transportweg fÜr die Dekorationen der BehelfsbÜhne

ûber die Hauptbühne führt und großer Opernprobebetrieb auf der HauptbÜhne

eine entsprechende Schalldämmung erfordert. Diese Zweifel verstärkten

sich, als Anfang 1984 entschieden wurde, das Prinzregententheater fÜr die

Dauer der Schließung des Besidenztheaters als Hauptspielstätte des Staats-
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schauspiels zur Verfügung zu ste11en. ln zwei schaLltechnischen Gutachten

von 72. April und 16. Ju.Li 1984 ist festgestellt, daß die akustische Tren-

nung von l'laupt- und Behelfsbühne nicht den geforderten Qual-itätsansprüchen
gerecht wird.

ïm Mai 1985 begannen die Bauarbeiten; am 8. Januar 1988 wurde das P¡inz-
regententheater wi-eder eröffnet. Seít Ende Januar 1988 benutzt die Staats-
oper rjie Hauptbühne als Probebühne nicht mehr.

Nunmehr J"iegt ein Antrag auf wei-teren Ausbau des Prinzregententheaters
vor, de¡: al-s "Schlichte Lösung" bezeichnet ist (geschätzte Kosten

32 Mio DF1). Vorqesehen 1st eine Bespiel-ung der Hauptbühne mit einfacher
0bermaschinerie sowj-e mit wenigen Versenkungen und Verzicht auf Hydraulik
r-m Untermaschíneriebereich. Die Kosten der Beseitlgung der Behelfsbühne

sind mit 350 000 DM veranschlagt.

Nach Meinung des ORH hätte bei der schon L984 vo¡hersehbaren Unmöglich-

keit paralleler Nutzung von Haupt- und Behelfsbühne eln Jahr vor Baube-

ginn die Zweckmäßigkeit einer Behelfsbühne im Zuschauerhaus in Frage ge-

stellt werden mÜssetr. Die llauptbühne hätte unter Verzicht auf Bühnenma-

schj-nerie, die auch die Behelfsbühne nicht hat, in die "Kleine Lösung',

einbezogen werden können. A1s zusätzliche f"laßnahmen hätten j-m wesentli-
chen lediglir:h der Bühnenboden, die Portaltürme fijr die Beleuchtung und

der Eisez-ne Vorhang erneuert sowie eine Sprinkleranlage eingebaut werden

müssen. Dies hätte nach den Berechnungen des ORH 1,85 Mio DM gekostet.
Von den belilligten Mitteln waren 2,37 Mio DM nicht ausgeschöpft worden.

Der zusätzliche Aufwand von 1,85 Mio DM wäre also von den bewí1Iigten
Gesamtkosten finanziell gedeckt gewesen. Außerdem wären bei einem Ver-
zicht auf die Behelfsbühne Kosten von 415 000 DM nlcht angefallen. Darin
sind die Kosten der Sprinkleranlage über der Eehelfsbühne (176 000 DM)

sowie fÜr die Arbeiten im Logenbereich und seitlich der Behelfsbühne noch

nicht einmal enthalten. Mit den bewilligten Mitteln hätte also die Haupt-
bühne unter Verzicht auf Bühnentechni-k im Rahmen der "Kleinen Lösung,' be-

spielbar gemacht werden können. Die Gesamtkosten von 42,66 Mio DM wären

auch dann nicht ausgeschöpft wo¡den.

Mindestens die Kosten der Behelfsbühne von 41b 000 DM und deren späterer
Beseitigung von 350 000 DM, zusammen 765 000 DM, müssen als verloren ange-
sehen werden, wenn - in welcher Form auch immer - dj-e Wiederinstandsetzung
des Prinzregententheaters fortgesetzt wird.
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Die Verwaltung ist der Meinung, die ôffnung der HauptbÜhne hätte Über die

vom QBH mit 1,85 Mio DM ermittelten Kosten hinaus erhebli.che weitere Ko-

sten erfordert, weil der Einbau eines Beleuchtungsstandes in der Decke

des Zuschauetraumes unverzichtbar gewesen wäre und dj-e Größe der Haupt-

bühne entsprechende maschinelle Hebevor¡ichtungen fÜr DekoratÍonen und

bemalte Prospekte nötig gemacht hätte. Dem ist entgegenzuhalten, daß ein

Beleuchtungsstand in der Decke des Zuschauerraumes auch frÜhe¡ nj-cht vor-

handen r"rar und - jedenfatls im Rahmen einer behelfsmäßigen Bespielung -
ebensov,,enig elfolderlich gewesen vräre wie technische Einrichtungen, die

auch jetzt auf det Behelfsbühne nicht vorhanden und bei entsprechender

Gestaltung der Dekorationen entbehrtich sind. Im Gegenteil bereitet ge-

rade die Behelfsbühne beim Transport der Dekorationen durch die kleine

Túr in der vor dem Eisernen Vorhang errichteten Wand sowie bei der Ein-

stellung der Beleuchtung für die einzelnen Vorstel-lungen außerordentliche

Schwierigkeiten .

Die Ve¡waltung verweist v,,eiter darauf, daß sich das Theater bei geöffne-

ter Hauptbühne und geöffneten Seitennischen aus akustischen GrÜnden als

Sprechtheater nicht eigne, was einer öffnung der HauptbÜhne hlnderlich
gewesen v,,äre. Dies erscheint dem IBH insofern nicht Überzeugend, als

die akustischen Probleme beim Sprechtheater schon seit dem Eröffnungs-

jahr 1901 bekannt waren, das Theater jedoch bis 1943 Überwiegend a1s

SchausplelbÜhne genutzt wurde, wobei mehrrnals Maßnahmen zu¡ Verbesse-

rung der Akustik, insbesondere eine Verkleidung de¡ Seitennischen,

durchgeführt wurden,

die künftige Bespielungskonzeption - unabhängig von der vorÜbergehenden

Unterbringung des Staatsschauspiels während der Umbauzeit des Besidenz-

theaters - auch auf Schauspielbetrieb ausgerichtet ist,

im Zuge der Instandsetzungsarbeiten gleichwohl alle der Verbesserung

der Akustik bei SprechtheaterauffÜhrungen dienenden nachträglichen Ein-

richtungen entfernt wurden.

Nach Meinung des OBH würde eine unzureichende Eignung als Schauspíe1bÜhne

die Wiederinstandsetzung des Prinzregententheaters für Theaterzwecke, vor

a1lem aber die öffnung der HauptbÜhne im Rahmen der neuerdings betriebe-

nen "schlichten Lösung", grundsätzlich problematj-sch erscheinen lassen.

Die Verwaltung meint v,,eiter, der Zeitraum von einem Jahr zwischen dem

ersten schalltechnischen Gutachten (April 1984) und Baubeginn (Mai 1985)

h/äre fúr eine Planungsänderung a) kurz geu/esen. Dies erscheint nicht
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stichhaltig, weil die Änderurrgen keineswegs so schwerwiegend gewesen

wären, daß sie in dieser Zeit nicht hätten bewerkstelligt werden können.

Schließlích verweist die Verwaltung auf die politischen Vorgaben, nach

denen die "Kleine Lösung" keinesfalls ein Durchgangsstadium für eine

"Große Lösung" darstellen durfte; eine öffnung der Hauptbühne wäre als
Grundstein zlJt "Großen Lösung" betrachtet und schon deshalb abgelehnt
worden. Dem ist entgegenzuhalten, daß gerade der jetzige Notbehelf weit
mehr den Ruf nach weiteren Baumaßnahmen auslöst, als dies je der Fa1l

hätte sein können, h,enn bereits im Rahmerr der "Kleinen Lösung" die Haupt-

búhne unter Verzicht auf technische Einrichtungen geöffnet und auf die
Behel-fseinrichtungen im Zuschauemaum ve¡zichtet worden wäre.

Staatsoper
(Kap. 15 81)

¿t0 - 1 Fehlbetrãge

Die Staatsoper bewirtschaftet seit Jahren ihre Ausgabemittel
nicht mehr so, daß sie zur Deckung al1er Ausgaben ausreichen.
Fehlbeträge konnten nur du¡ch zusätzliche Mittel ausgeglichen
werden. Für 1990 droht ein Fehlbetrag von mehr a1s 7 Mio DM.

um Der:kungslücken im Haushalt der staatsoper zu schließen, wies das damars

zuständige staatsministerj-um für unter::icht und Kulbus der staatsoper im

Jahr 1986 zusätzlich Bauunterhaltsnrittel des Landbauamts und gesperrte
Mj-ttel des staatsschaus¡riels in Höhe von 48s 000 DM zv. tgBT deckte das

staatsminÍsterium einen Fehlbetrag von 685 000 DM du¡ch Freigabe gespemter
Beträge. 1988 war ein Fehlbetrag gleichfalls nur durch Bauunte¡haltsmittel
und Frei-gabe gesperrter Beträge vermeidbar. 1989 machte das Staatsministe-
rium insgesemt 1- 684 000 DM durch übertragene Mittel aus 1988, verstär-
kungsmittel aus dem Baubereich und Freigabe gesperrter Mittel verfügbar,
obwohL die Staatsoper zusätzlich 250 000 DM aus Kostümverkäufen eingenomnen

und 641 000 DM Spendenmittel aus früheren Jahren ausgegeben hatte. Darüber
hinaus hatte sie in diesem Jahr 2,6 Mlo DM Einnahmen aus ej-ner Fernsehauf-
zeichnung erzielt, wodurch sich die Ausgabebefugnis um diesen Betrag er-
höhte; die aus der Fernsehaufzeichnung geschuldeten Honorare (z 23s 000 DM)

zahlte sie all-erdings erst 1990.

rm Haushal-tsjahr 1990 droht ein Fehlbetrag von mehr ars 7 Mio DM, weil der
Haushalt durch diese Fernsehhonorare vorbelastet ist, wesentliche zusätz-
l-iche Mittel aus Kostümverkäufen und aus Spenden früherer Jahre nicht mehr
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zur VerfÜgung stehen, das Nationaltheater wieder ganzjährig bespielt wer-

den muß und bereits zu Jah¡esbeginn die DispositÍonen úber den Haushalts-
ansätzen lagen.

Die Staatsoper räumt diese Tatsachen ein, sieht aber die Ursache hierfür
in den unzureichenden Haushaltsansätzen, die eine Darstellung des Musik-

theaters in ej-ner den größten Opernhäusern der Welt entsprechenden Bang-

höhe nicht mehr zuließen. Einziger Ausweg sei eine Erhöhung der Eintritts-
preise.

Der ORH ist der Meinung, daß auch die Staatsoper an dÍe Vorgaben des Haus-

haltsgesetzgebers gebunden ist und ausgabewirksame Maßnahmen nur im Rahmen

der verfügbaren Mittel t¡effen darf. Fehlbeträge in der sich nunmehr ab-

zeichnenden Höhe entsprechen nicht mehr einer ordnungsgemäßen Wirtschafts-
führung. Der ()RH häl-t daher energische Vorkehrungen für erforderlich, da-

mit die Staatsoper fÜr die nächsten Spielzeiten zu einem vertretbaren
Haushaltsgebaren zurückf indet .

Beschaffenheit der Dekorationen und Kostilne

Die hohen Ausstattungskosten werden von der Staatsoper auch damit
begründet, daß die Ausstattungen längerfristig benötigt werden.
Die Neuj-nszenierungen we¡den jedoch überwiegend vorzeitig abge-
setzt. Ein angemessenes Verhältnis zwischen Kosten und Nutzen ist
dadurch nicht mehr gesichert.

Die vom ORH in der Vergangenheit mehrfach angesprochenen hohen Ausstat-
tungskosten wurden seitens der Staatsoper u.a. damit begründet, daß die
Ausstattungen einen langfristigen Gebrauch gewährleisten und mit entspre-
chenden Materialien gearbeitet sein mússen, was grundsätzlich insofern zu-

trifft, als die Staatsoper ständig ein Bepertoire von etwa 60 Werken vor-
hä1t; bei jährlich etwa sieben Neuinszenierungen errechnet sich daraus

eine durchschnittliche Lebensdauer einer lnszenierung von knapp zehn Jah-

ren. Ein erheblicher Teil der seit 1982/1983 neu inszenierten lrJe¡ke wurde

jedoch entgegen den E¡wartungen wesentlich früher abgesetzt; das Reper-

toire besteht zu ei-nem nicht unwesentlichen Teil aus älteren fnszenierun-
gen. Gerade die im 0RH-Bericht 1987 (TNr. 30) wegen der Planungsmänge1

und der hohen Kosten angesprochenen Neuinszenierungen der Spielzei.ten
1984/1985 und 1985/ 1986 waren am 1. AprÍI 1990 nahezu ausnahmslos nicht
mehr auf dem Spielplan, was die Zweifel an einem angemessenen Kosten-Nut-

zen-Verhältnis nachträglich bekräftigt.
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Die Staatsoper geht zwar gleichfalls r¡on elner Lebensdauer einer Inszenie-
rung von zehn Jahren aus, si-eht aber Bealisierungsschwierigkeiten entwedel

im lnJerk selbst odel ouch darin, daß eine Tnszenierung u.U.nicht dem Pub-

likumsgeschmack ent.spreche. Ei.n verbindli.cher Aufführungszeitraum im Sinne

eines Kosten-Nutzen-Verhältnisses körrne niemals garantiert werden.

fn einzelnen Fällen mag dies zutreffen. Bei der Vielzahl der zuerst mit
hohen Kosten inszenj-erten, dann aber vorzeitig abgesetzten Werke besteht
jedoch kein angemessenes Verhältnis zwischen Kosten und Nutzen mehr.

"Ariadne auf Naxos" zu spielen nach dem 'Bih'ger als Edelnann" des llolière
(tlrt'assung 1912)

Im Bahmen der fii¡ die 0pernfestspj-e1e 1987 geplanten, aber wenige
Tage vol dem Pre¡nierentermin abgesetzten Neuinszenierung im
Cuvj-11iéstheater entstanden der Staatsoper direkte Kosten für
Darstel-1er und das Regieteam von 518 000 DM. Die Vorbereitungen
waren von zahl-reichen Schwierigkeiten begleitet, die einen früh-
zeitigen Abhruch e¡forCelt hätten. Dadurch hätten die Kosten
weitgehend vermj.eden rverden können,

Schon bei der Rechnungsprüfung -t985 und 1986 hatte der ORH den Begiever-
tr-ag vom 17. Ju1i.1986 übe¡ di-e fiir den 23" Juli 1987 geplante Neuinsze-

nielung angesprochen, weil sich darin díe Staatsoper gegenüber dem Be-

gisseur ¡eglicher Direktionsrechte der Bühnetrlej-tung begeben hatte. Dle

Staatsoper: rechtfertiqte den Vertrag damit, daß bei diesem Begisseur

rricht nrit ùbli.clren Maßstäben gerechrret werden könne, weil er zu den

ej-genwilligsten, abel auch zu den größ'cen rleutschen 0pern- und Schau-

spielregisseulen gehöre. Dj.e Premiere wurde an 2I. Juli 1987 abgesetzt.
Die Gasthonorare von 513 000 DM waren verloren. Di.e Kostüme wurden zum

Teil- andenveitig verwertet. Die Dekorationen J-agern noch in den Magazinen;

sie sollern demnãchst an ein a¡rderes Theater: verkauft werden.

Eine lJntersuchung der Begleif.umstärrde dieser Produktion ergab:

l-ange vor Abschluß des Regievet,trêgs war bekannt, daß die Mailänder Scala

mit demselben Regisseur an ej.ner' Neuproduktíon r¡egen Besetzungsfîagen ge-

scheitert \{ar. lihnlj.che SchwierJ-gkej-ten zeichneten sich im Vorfeld der

Münchener Prorjuktion ab, weiJ- der Regisseur vom Typ her Sänger forderte,
die den gesanglichen SchvrierJ-gkeiten nicht gewachsen waren, und er selbst
schon am 30. Juni 1385 die Befürchtung äuflerte, die Produktion werde

enden wie an der Mail.änder Scalo. Schließ1ich wurde im März 1987 nach de¡

Verpflichtung der Sänger Einvernehmen darüber erzielt, den 0pernteil
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"A¡iadne" abweichend vom Hegievertrag entfallen zu lassen und nur den

Schauspielteil "Der Bürger aIs Edelmann" mit der Zwischenmusik von

Richard Strauss aufzuführen. Über eine Vemingerung des Begiehonorars von

80 000 DM wurde trotz der erheblichen Verkürzung der Gesamtproduktion

nicht verhandelt.

Da der Regisseur sowohl mit dem Verwaltungs- als auch mit dem Betriebsdi-
rektor eine Zusammenarbeit ablehnte, beauftragte die Staatsoper einen in
der Schweiz lebenden Mitarbeiter des Begisseurs (Honorar 7 410 DM), die
Vertragsverhandlungen mit den Schauspiele¡n zu führen. Dies wurde von der

Staatsoper hingenommen, wej-1 nach j-hrer Meinung keine ihrer Abteilungen
für eine Verbindung zu Schauspiel-ern Unterstützung hätte geben können.

Dem ORH erscheint dies wenig stichhaltig, weil Sprechrollen in etlichen
0pernwerken durch das kÜnstlerische Betriebsbüro besetzt vJerden. Im übri-
gen hätte insowej-t auch eine Mithilfe des StaatsschauspieJ.s erbeten wer-

den können.

Vrleitere Stö¡faktoren für die Produktion waren, daß der Regisseur

den Vertragsabschluß von der genauen Kenntnis der Besetzung abhängig

machte, seinerseits aber keinen Ausstatter hatte (ein solcher wurde erst
im Dezember 1986 gefunden),

nur einen inhaLtl-ích weitgehend an seinen Wünschen orientierten Vertrag
akzeptierte, den die Staatsoper dann trotz der erheblichen Bedenken der

Verwaltung auch schloß.

Erhebliche Terminschwierigkeiten traten bei der Bühnentechnik und j.n der

Kostümabteilung auf, weil die Entwürfe den Abteilungen vj-e1 zu spät zu-
g].ngen.

Im Januar 1987 kritisierte der Begisseur, daß die Schauspì-eler-Verträge

noch nicht unterschrieben waren. Tatsächlich hatte die Verwaltung diese
Verträge zurÜckgehalten, um die Staatsoper vor Schadenersatzforderungen zu

bewahren; wegen Fehlens eines Ausstatters erschien ihr die Produktion ge-

fährdet. Nach weiterem Sch¡iftwechsel riet der Direktor für den musikaLi-
schen Bereich Ende Februar 1987 erfolglos zu einem Abbruch der Produktion.

Am 28. l4ärz 1987 wurde im Einvernehmen mit dem Regisseur entschieden, daß

das nur für die Zwj-schenmusik tätige Orchester auf dem hinteren Teil der

Bühne plaziert wird; da de¡ Orchestergraben deshalb nicht benötigt v{urde,

verkaufte die Kasse die dadurch gewonnenen zusätzlichen Pl-ätze. Im Juni
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1987 beanspruchte der Eegisseur gleichwohl den Orchestergraben, worauf die
Staatsoper Über die Presse eine Kartenrückrufaktion mit dem Ziel startete,
dÍe be¡eits verkauften Karten umzutauschen.

Etwa zehn Tage vor der Premieie verließ der Hauptdarsteller entnervt die
Proben und reiste ab.

Nachdem der Begisseur mitgetei-lt hatte, er sei mit Verschiebungsvorschlä-
gen nicht einverstanden und sehe seinen vertrag als beendet an, 1ieß er
am 7. August 1987 ein Abhil-fegesuc;h übe¡ sein Resthonorar (zwei Drittel)
einreicherr, das daraufhin bezahlt vrurde.

später bemühte sich die staatsoper rrm eine vollendung der produktion,
worauf der Begisseur jedoch zunächst nicht einging. Am 17.0ktober lggg
fand eín letztes Gespräch statt, in dem der Regisseur für eine weíte¡e Ar-
beit wieder Bedingungen setzte, an denen die produktion bereits geschei-
tert brar.

Nach Meinung des ORH hätte bei den ungünstigen Voraussetzungen die produk-

tion ¡echtzeiti-g abgebrochen werden müssen. Durch einen Abbruch der p¡o-
duktion, spätestens bei der Entscheidung über den lrJegfarr des gpernteils,
hätten die Kosten weitgehend vermj_eden werden können.

Die Staatsoper fÜhrt cjas Scheitern der Produktion ausschließlich auf das
Ausscheiden des Hauptdarstell.ers zurúck. Nach ihrer Meinung haben schwie-
rigkeiten bei de¡ vorbereitung Nachrang gegenüber cem Ziel_, ein geplantes
Werk in höclrster Qualität darzuste]_lerl . Solarrge der verpflichtete Re_
gísseur berej-t ger¡iesen sei, die pr,oduktion - wenn auch unter höchsten Auf-
lagen - durchzufÜhren, habe e1n Verzicht auf die Produktion ausscheiden
mussen.

Fraglich erscheint dem ORH, itrwiefern dÍe Produktion nach dem tllegfall des
Opernteils noch denr Zweck hätte dienen können, das gesamte Bühnenschaffen
von Richard st¡auss vorzusterlen, zumal "Ariadne auf Naxos" in der Fassung
von 1916 ohnehin auf dem spielplan war, die Zwischenmusik von Richard
Strauss zum Schauspielteil- vom Staatsorchester gleichfalls erarbeitet und
aufgefúhrt worden war und der staatsoper die Besetzung der schauspieler-
rollen aus eigener Kraft nicht Iösbar erschien. Die staatsoper äußerte
hierzu, sie habe sich zum hlegfall des Opernteils nicht ungern entschlossen,
weil dadurch eine Dublette zu "Ariadne auf Naxos,' vermieden wurde. rm Rah-
men des Gesamtzyklus sei "Der Bürger als Edelmann" aber durchaus wichtig
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geh,esen. Eine konzertante AuffÜhrung der 0rchestersuite hätte nicht den

kÜnstlerischen Vorstellungen der Bühnenleitung entsprochen.

Der OHH gibt diese künstlerischen Ãußerungen ohne eigene l''lertung wieder,

ist aber grundsätzlich der Meinung, daß bei der Vorbereitung von Neuinsze-

nierungen die Direktionsrechte der Bühnenleitung in weit stärkerem Maß

ausgeübt werden soflten als vorstehend dargestellt, wenn ein führendes

0pernhaus nicht zum unkontrollierbaren Freiraum fü¡ vereinzelt tätige
Gäste werden soIl

Auffährungen 'Fûrst lgor" in der Oympiahalle

Die Staatsoper mietete für 640 000 DM die Olympiahalle mit
8800 Tribünenplätzen und führte 1989 elf Vorstellungen der 0per
"Fürst fgor" auf. Infolge Verringerung des Fassungsvermögens auf
3324 PJ-ätze und durch zusätzliche Ausgaben vor al1em für Beleuch-
tung wurden die Einnahmen aus dem Kartenverkauf von 1,3 Mio DM

durch die Hallenkosten von 1,25 Mio DM fast völ1ig aufgezehrt.
Die weiteren direkten Kosten für die InszenÍerung und die Vor-
stellungen von 1,74 Mio DM blieben ungedeckt und vergrößerten das
DefÍzj-t der Staatsoper.

hJegen der Schließung des Nationaltheaters vom Beginn der Spielzeit
1988/1989 bis 8. April 1989 mietete die Staatsoper die Olympiahalle mit
8 800 Tribünenplätzenr) âñ, in der j-nsç¡esarnt 14 Vorstellungen (neunmal

"Fürst Igor", fünfmaf ein mehrtej.ì-iger Ballettabend) stattfinden sol-lten.
Im August 1987 leitete die Vermieterin der Staatsoper eínen Mietver:trags-

entwurf für die Zeit vom 14. Februar mj-t 18. März 1989 zu (Mietzins täg-
lich 20 000 DM), den die Staatsoper dem Staatsministerium mi.t der Bitte
vorlegte, die Genehmigung in Aussicht zu ste11en.

Im Mai 1988 teilte die Vermíeterin mit, es werde zeitliche Kollisionen
mit der Nachmieterin geben, die eine für den 22" März 1989 te¡minierte
Veranstaltung ab 16. März 1989 vorbereiten müsse. Die Verwaltung der

Staatsoper hielt hierzu fest, daß nach dem - noch nicht unte¡zeichneten -
Mietvertrag der Staatsoper die Hallennutzung bis 18. März zustehe. Durch

eine Verkürzung der Mletzeit müßten drei Vorstellungen (eine 0per, zwei

Ballette) ausfallen. Beim Ausfall einer 0pernvorstellung müßten zahl-
reiche Künstler ausbezahlt werden. Durch den Ausfall der Ballettvorstel-
lungen werde die ganze Ballettproduktion unwirtschaftlich. Die Kosten für
beide Projekte steuerten inzwischen auf 2 Mio DM zu und seien kaum mehr

zu bewä1tigen. Am 13. Juni 1988 wurde das Ballett abgesetzt.

1) Weitere 2 200 Sitzplätze bei Bestuhlung de¡ A¡ena bleiben hierbei außer Betracht.
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Im Juli- 1988 beklagte der BühnenbiLdner, er arbeite zwar seit Februar an

den Entwürfen für "Fürst rgor", habe bisher aber weder einen formellen
Auftrag noch exakte Daten über die Zahr der Zuschauerplätze erhalten, Er
gehe von 3 300 Plätzen aus; so11te diese Zahl vresentlich erhöht werden,
was bei anderen Projekten dieser Art (London, Zürich) durchaus üblich sei,
müsse er von vorn beginnen, weil- dann die spielfläche um g0 Grad gedreht
werden müßte.

Am 9- August 1988 Übersandte das Staatsministerium den Haushaltsentu,urf
für 1989/1990 und bat die staatsoper um eigenverantwortliche prüfung, ob

und inwieweit die Bespielung der OlympiahaLre finanziell gesichert sei.
Von beträchtlichen Zusatzkosten für Beleuchtung und Ausstattungsmateria-
lien sei bei der Grundsatzentscheidung für das projekt nicht die Bede ge-
wesen; es wäre nicht geförderb worden, wenn die Kosten bekannt geu/esen

wären.

Der l¡lietvertrag wurde seitens der staatsoper erst am 23. Februar lggg für
32 Belegungstage und demgemäß ej-nen Mietzins von 640 000 DM unterzeichnet,
der auch gezahlt v¿urde. Die staatsoper führte e1f Vorstellungen "Fürst
rgor'r durch (letzte vorstellung am 16. März), die bei 3 324 prätzen Ein-
nahmen von 1 295 000 DM erbrachten. Das werk wurde später zwar ins Natio-
naltheater übernommen, dort jedoch nach vier vorstellungen endgü1tig ab-
gesetzt. Den Einnahmen standen Ausgaben fü¡ tjie Hatle von 1 249 000 DM

(darunter 415 000 DM fü¡ Bereuchtung) sowie L 74r o0o DM für rnszenierung,
Ausstattung und Vorstellungen gegenüber, zusammen 2 ggg 000 DM.

Ein Míetpreis von täg]1ch 20 000 Dt{ mag bei eínem Fassungsvermögen von
8 800 Besuchern zwar angemessen sein, doch hätte bei Hj-nnahme dieses prei-
ses das vorhandene Platzangebot weit stärker genutzt we¡den soll_en. Nach
Meinung des OBH war die unwirtschaftlichkeit vor-pr,ogrammiert, a1s das Fas-
sungsvermögen des Mietobjekts durch Abdeckung des überwiegenden Teils des
Zuschauer¡aumes von I 800 auf 3 324 p1ätze verringert lvurde. Hierdurch
standen dem Gesamtangebot von 3 324 x 7! = 36 564 Plätzen Hallenkosten von
1 248 000 DM oder 34,13 DM je Platz gegenüber, wodurch die Gesarnteinnah-
men von 1 295 000 DM fast vö11ig aufgezehrt wurden.

Nach der Darstellung der staatsoper kann es bei einem sorchen Experj_ment
keine Zurückstellung kùnstlerischer Bedenken geben. Eine Ha1le mit g g00

P1ätzen hätte weder gefül1t noch aus künstlerischen und technisch-wirt-
schaftlichen Gründen bespi.elt werden können. Die sehr schwierigen akusti-
schen Verhältnisse hätten dann eine Beschal-J-ungsanlage mit Mietkosten von
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weit über 1 Mio DM erfordert; die weiter entfernt sitzenden hätten die
Darsteller auf der Bühne nur noch a1s Pünktchen ausmachen können. Die ver-
ringerung des Platzangebots habe nur dem Bestreben gedient, dem publikum

zufriedenstelrende künstlerische Leistungen zu bieten. Die hohen Beleuch-
tungskosten sej-en erst bei der Ausarbeitung des Bühnenbilds erkennbar ge-

worden, weil die von der Vermieterin gestellten Beleuchtungsanlagen zwar

fÜr sportveranstaltungen, nicht aber für Bühnenaufführungen geeignet sind.
Die hohen Kosten für Ausstattungsmaterialien von 448 000 DM seien bei der
Größe der HalIe und der vielzahl der Kostüme (597) das unvermeidriche
Minimum gelvesen. Die KostÜme seien ohnehin zu einem wesentÌichen Teil aus

dem Fundus genommen worden. sowoht Regisseur als auch Bühnenbildner hät-
ten die Absicht gehabt, das Unternehmen vorzeitig zu verlassen, nachdem

ihre ursprÜnglichen VorsteJ-lungen als finanziell nicht realisierbar abge-

Lehnt worden seien.

Dem ist entgegenzuhalten, daß den Vorstellungsbesuchern klar sein mußte,

daß die Olympiahalle optisch und akustisch dem Nationalttreater nicht
gleichgesetzt werden kann. schon deshalb erscheinen die hohen Beleuch-
tungskosten und die Überregungen über eine Beschallungsanlage für mehr

aIs 1 Mio DM Miete wirtschaftlich überzogen. Dies gilt auch für die Aus-

stattungsmaterialien. Daß von weiter entfernt Sitzenden die Akteure nur
kleiner wahrgenommen werden können, wird im übrigen übricherweise durch

Theatergläser ausgeglichen, 0b die Hal1e mit "Fürst lgor" hätte gefüllt
werden können, kann dahingestellt bleiben, weil die Staatsoper bei der
Werkwahl freie Hand hatte und die 0pernliteratur durchaus publikumswirk-
samere Werke als "Fü¡st Igor" aufweist,

Der absolute vorrang des künstlerischen Anspruchs gegenüber wi¡tschaft-
fichen Überlegungen würde Bühnen-Großveranstaltungen wie beispielsweise
allsommerlich in der Arena von verona generell ausschrießen. Demgegenüber

hat die Staatsoper die wirtschaftlichen Gesichtspunkte vernachlässJ-gt. Si.e

wo11te, wie gegenüber der Presse in der spielplanvorstellung für 1988/1989

dargelegt, die Behelfsspielstätte 01ympiaha1Ie du¡ch VerrJ_ngerung des

Platzangebots "sportlich entwerten und künstl-erisch aufwerten".

Armietung der Klei¡en 0lynpiahall-e fúr ûrchesterproben

Für die Anmietung eines Orchesterproberaumes wurden 200 000 DM
ausgegeben. Das Staatsorchester hielt den Raum für ungeeignet und
lehnte nach vrenigen P¡oben den Raum ab.

Durch die Wiedereröffnung des Prinzregententheaters verlor dj-e Staatsoper
die bis dahin für Bühnenproben genutzte Hauptbühne des Prinzregenten-
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theaters (vg1. TNr. 39); sie erhielt dort die ehemalige Montagehalle
(Lichthof), die nach Meinung der Staatsoper jedoch im wesentl_ichen nur für
(chorlose) Ensemble-Proben geeignet ist. Für die Proben des Staatsor-
chesters war im Prinzregententheate¡ anstell-e des Gartensaal-es der ehema-

lige große Malersaal verfÜgbar gemacht worden. Dieser wurde dem Qrchester
allerdings wieder dadurch entzogen, daß Búhnenproben von dem a1s unzurei-
chend empfundenen Lichthof in den Orchesterproberaum verlegt wurden.

Bei der Suche nach Probemöglichkeiten für das O¡chester stieß die Staats-
oper auf die Kleine 0lympiahalle. Bei einer ersten Kontaktaufnahme mit der
vermiete¡in im Juli 1987 wurde die akustj.sche Eignung geprüft. Eine Anmie-

tung war jedoch erst ab 1. Januar 1989 mit der Einschränkung mög1ich, daß

die Hall-e für jeweils vier liochen im Frühjahr und He¡bst nicht zur ve¡fü-
gung steht. Am 18. Januar 1989 füh¡te die Staatsoper in der Halle eine
große Probe mit Orchester, chor und solisten du¡ch. rm Bahmen einer weite-
ren EignungsprÜfung am 19. Januar 1989 forderte die Bühnenleitung etliche
Maßnahmen, die die 0per 51 000 DM kosteten. Am 23. Februar lg8g wurde die
Halle mit den genannten zeittichen Ej-nschränkungen für einen Jahresmietzins
von 150 000 DM angemietet. Die Hal1e wu¡de für insgesamt sieben [rchester-
proben genutzt. Das O¡chester lehnte weitere Proben in der nach seiner
Meinung ungeeigneten HaLle ab, weshalb die staatsoper sie ab Oktober 198g

dem staatsschauspiel zur verfügung stellte, das jedoch zu einer eigenen
Anmietung keinen Anlaß gehabt hätte. Auch etliche andere Nutzungen durch
die Staatsoper hätten andernorts durchgeführt werden können. Das Mietver-
häItnis endete am 31. Dezember 1989.

Die staatsoper führt hierzu aus, es sei unmög]ich, in der Ha1le eine
Orchesterprobe durchzufÜh¡en. Ein natu¡wissenschaftLich nachwej-sbarer
Grund hierfür sei bis heute nicht zu finden. Bei der Anmietung sei dies
nicht erkennbar gewesen. Die Vermieterin sei mit einer vorzeitigen Been-

digung des Mietverhältnisses nicht einverstanden geh,esen.

Für den OBH ist unverständ1ich, daß die dargesteltten Raummängel nicht
spätestens am 18. Januar 1989 bei der großen probe erkennbar wurden.

Dem Gesamtaufwand von über 200 000 DM steht im wesentlichen eine Nutzung
für sieben 0rchesterproben gegenüber, die bei- entsprechender Disposition
auch im Prinzregententheater hätten stattfinden können.
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Japan-Gastspiel 1988

Bei dem Japan-Gastspiel vom 13. November bis 13. Dezember 1988
leistete die Staatsoper vermeidbare Zahlungen von etwa 900 000 DM.

In der Zeit vom 13. November bis 13. Dezember 1988 gastierte die Staatsoper

an insgesamt 27 Tagen mit sechs Programmen in fünf 0rten in Japan. Nach dem

Vertrag stellte und bezahlte dJ.e Staatsoper

- das Ensemble (maximal 426 Personen) einschließlich der Transportkosten,

- Dekorationen und Kostüme einschließlich der Transportkosten für Kostüme

und Instrumente, ferner das Aufführungsmaterial.

Der japanische Vertragspartner stellte und bezahlte

- der Staatsoper ein Pauschalhonorar von 2 990 000 DM und 150 0M je ange-

fangenen Tag des Aufenthalts in Japan,

- die spielfertigen Häuser, Ergänzungspersonal, Zusatzchor, Statisten und

Tänzer sov,,ie sechs Dolmetscher,

- die Hotels in Japan (160 Einzelzimmer, einige Suiten, Best Doppelzimmer),

- aIle Transporte innerhalb Japans sowie den Transport der Dekorationen

nach Japan und zurück,

- die Urheberrechte sowie Werbung und öffentlichkeitsarbeit in Japan.

Das Staatsministerium wies am 9. März 1988 2 640 000 DM Haushaltsmittel
für die Durchführung des Gastspiel.s zu "

¡S0.6.1 Am 2. Mai 1988 teilte die Staatsoper den festangestellten Relseteilnehmern

mit, daß sie bei Übernachtung in einem Einzelzimmer ein Tagegeld von 140 DM

und bei Übernachtung in einem Doppelzimmer zusammen mit einem anderen Mit-
glied zusätzlich 50 DM erhalten werden. Entsprechend dieser Zusage wurden

2 056 000 DM gezahlt. Nach den Beisekostenbestimmungen hätte das Tagegeld

bei Zugrundelegung der Beisekostenstufe B (hierunter fiel- der weit übe¡wie-
gende Teil der Reisegruppe) 81 DM betragen. Für die Übernachtung in Doppel-

zÍmmern durfte nach einer einschlägigen Begelung des Staatsministeriums

eine Sonderzahlung gewährt werden (46 DM, bezogen auf die Reisekostenstufe

B). Die darüber hinausgehenden Zahlungen der Staatsoper betrugen 794 000 DM.

Die Staatsoper weist darauf hin, daß auch andere Bühnen bei Gastspielen in
Japan höhere Tagegelder gezahlt hätten. Sie rechtfertigt die Zahlungen

damit, daß dem Personal und dem Personalrat schon vorher de¡ mj.t der japa-
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ni.schen seite vereinbarte Tagegeldsatz bekannt gewesen sei, wesharb sie die
voLle l¡'Jeitergabe dieses satzes habe hinnehmen müssen. Der japanische ver_
tragspartner hätte diesen satz nj-cht gezahlt, wenn er nicht an das personal
weitergegeben worden wäre. Das staatsministerium folgert daraus, daß bei
Nichtweitergabe höherer Tagegelder an das personal nur ein insgesamt gerin-
geres Entgelt des japanischerr Vertragspartners erzielbar gevt,esen wä¡e. Dies
wäre nur zu Lasten der Beisetej-lnehme¡ gegangen, ohne daß der F¡eistaat
Bayern hiervon einen Nutzen gehabt hätte.

De¡ ORH hält dies n.i-cht für übe¡zeugend. Für einen vertragspartner ist
regelmäßig entscheidend, was er insgesamt für ein Gastspiel zu zahlen hat.
0b dies in Form eines entsprechend höheren Pauschalhonorars oder in Form
überhöhter Tagegelcler für die Reiseteilnehmer geschieht, spielt hierbei
eine untergeo¡dnete Rolle, so daß es bei dem Japan-Gastspiel hätte möglich
sein müssen, statt der höheren Tagegelder ein entsprechend erhöhtes pau-
schalhonorar zu vereinbaren.

40'6.2 Die Vergütungen fÜr die Bereitschaft zur übernachtung in Doppelzimmern
hielten auch Ehepaare. Hierfür wurden 23 000 DM ausgegeben.

Die Staatsoper begründet die Zahlungen an Ehepaare
zahl¡eichen in eheähnlichen Verhältnissen lebenden
Doppelzimmerabgeltung nicht ve¡weigerl; we¡den konnbe
genüber grob benachteiligt gewesen wären.

mit dem Hinweis, daß

Beiseteil-nehmern die
und Ehepaare demge-

lm'6'3 Mit einzelnen Sängern wurden für die Auftritte in Japan höhere Gagen a1s
für Auftritte in MÜnchen vereinbart. In einem Fall wurde die Vorstellungs-
vergÜtung von 18 000 DM auf 24 000 DM und entsprechend di-e Gesamtvergütung
fÜr elf VorsteJ-lungen auf 264 000 DM angehoben, i.n einem anderen FaLl die
vorstellungsvergüturrg von 15 500 DM auf 1g 000 DM bzw. 24 000 DM, die Ge_
samtvergütung für zehn Vorstellungen auf 1gg 000 DM.

Die staatsoper begründet die höheren Gagen damit, daß den Gastsängern in
Japan 1edig11ch die Unterkunft gesteIlt, nicht aber AufenthaLtsentschädi-
gungen gezahlt wurden' wozu de¡ ORH allerdings anmer.kt, daß für Auftritte
in MÜrrchen neben den Honoraren wetJer Unte¡kunft noch Aufenthaltsentschädi-
gung gezahlt wird. Das staatsministerium führt aus, die höheren Gagen seien
auch mit der Begründung gefordert und gezahlt worden, daß den sängern wäh_
rend der langen Abwesenheit in Europa wesentlich größere verdienstmöglich_
keiten errtgingen.
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Dem hält der ORH entgegen, daß in den genannten FäIlen auch die fÜr Auf-

tritte in MÜnchen vereinbarten Gagen fÜr das einmonatige Japangastspiei

198 000 DM bzw. 155 000 DM betragen hätten.

¡m.6.4 Für eine Wagner-Gala wurden zehn Sänger

einzelne Fächer doppelt besetzt wurden;

der einzelnen Sänger wurden Überwiegend

gezahlt.

für 95 500 DM herangezogen, wobei

trotz der geringen Beanspruchung

dj.e vollen Vorstellungsvergütungen

Die Staatsoper rechtfertigt di.e Vie1zahl der Weltspitzensänger mit eÍnem

Wunsch des japanischen Veranstalters. Diese Sänger seien in der Regel nicht
bereit, ihre Gagen nach der Dauer des Auftritts zu richten.

Der OBH häIt dem entgegen, daß die Festlegung der Besetzung in die Zustän-

digkeit der Staatsoper fiel und darüber hinausgehende Wünsche eines Veran-

staLters nur dann Berücksichtigung finden können, wenn hierfÜr die Zusatz-

kosten von ihm gezahlt werden.

ñ.7 Gagen gastierender Kúnstler

Die frei verej-nbarten Gagen der Gesangssolisten, Begisseure, Aus-
statter und DJ.rigenten haben sich im Zeitraum von 1976 bis 1986
verdoppelt. Dies galt nicht rrur bei den wenigen sogenannten Welt-
stars, sondern gleichermaßen bei anderen KÜnst1ern, denen der
größere Teil der Gesamtausgaben zufließt. Die Entwicklung hat sich
in den letzten Jahren fortgesetzt. FÜr 1990 ist bereits mit
fast 20 Mj-o DM alleln an Sängerhonoraren zu rechnen.

Der ORH hat festgestellt, daß sich die frei vereinba¡ten Gagen der Gesangs-

solisten, Regisseure, Ausstatter und Dirigenten von 1976 bis 1986 verdop-

pelt haben. Die Gagensteigerungen betrugen in der Begel volle tausend DM;

Zwischenbeträge wurden so gut wie nie vereinbart. Die G¡ünde fÜr diese Ent-

wicklung sieht der OBH u.a. darin, daß

- die Mehrzahl der Künstler auch dann noch durch private Vermittler vertre-
ten wJ.rd, wenn die Vertragsbeziehungen zur Bühne bereits viele Jahre an-

dauern,

- die Bühnenleitungen den Regieteams häufig Besetzungsrechte zugestehen,

die den Verhandlungsspielraum bei den Sängerverpflichtungen naturgemäß

einengen,

- die Staatsoper zunehmend kl.eine und mittlere PartÍen hochrangig besetzt,

wodurch das ohnehin knappe Angebot an Spitzensängern weiter verringert
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und die GagenentwickJ-ùng zusätzl-ich beschleunigt wird; trotz der geringe-
ren Beanspruchung wird in solchen Fäl1-en das für große partien verein-
barte Honorar gezahlt.

Die Staatsoper stimmte bereits 1988 den Feststellungen über die Gagenent-
wicklung zu und bezej.chnete diese als eine der gefährlichsten und schwie-
rigsten situatÍonen a11er Opernhäuser, die aber wede¡ von Kopfschütte1n
noch von berechtigten VorschJ-ägen und Feststellungen der Bechnungshöfe be-
ei-nfl-ußt werde.

Nach wie vo¡ lassen sich entschiedene Verhandlungen zu¡ Begrenzung der Aus-
gaben nicht feststellen. Für 1990 ist sogar mit fast 20 Mio DM allein an
Sängerhonoraren zu rechnen (1975: 6,S Mio DM, 1995: 12,9 Mio DM).

Die Beurteilung der Angemessenheit einer Künstlergage ist sicher schwierig.
Gleichwohl gibt es Anhaltspunkte dafür, daß die von der Staatsoper gezahl-
ten Gagen sehr hoch sind. Dies läßt sich auch anhand des nachstehenden Bei-
spJ.eJ-s verdeutlichen :

fn einem Pressei-nterview äußerte de¡ Staatsoperndirektor, das Staatsorche-
ster führe zu Recht Klage darüber, daß zu wenig qualifizierte Dirigenten am

Pult stehen. Oft sej-, wer da im Graben erscheine, der Staatsoper nicht wür-
dig. vÍe1en fehre es am wirklichen Büstzeug von unten. De¡ OBH stellt
hierzu fest, daß die staatsoper 1gB9 1,68 Mio DM für Gastdirigenten ausgab
und daß die einzelne Abendgage wenì-gstens 6000 DM betrug, woraus fo1gt,
daß mit wenigstens 6000 DM je Abend auch diejenigen Dì_rigenten honorie¡t
wurden, für d1e das Qualitätsurteil des Staatsoperndirektors zutrifft.

Der ORH häl-t das Inst¡umentarium der Bühnenl-eitungen für ausreichend, über-
setzte Forderungen zumindest derjenigen Künstler abzuwehren, de¡en Nicht-
auftreten beim Publikum wej.tgehend unbemerkt bleibt bzw. bei deren Auftre-
ten das Publi_kum höhe¡e Ej.ntrittspreise nicht verstünde.

Dj-e staatsoper führt hierzu aus, die Entwicklung in München sei nj-cht an-
ders als an vergleichbaren großen Häusern, die denselben sachzwängen und
Pressi-onen ausgesetzt seien. Es würden sehr wohl harte verhandlungen mj_t
Künstlern und Agenten geführt, nur sei dies den Akten nicht zu entnehmen.
rm vergleich 11ege die staatsoper keineswegs schlecht; sie zahle in vielen
Färlen sogar wenÍger als andere Bühnen, Die Zeit der Gagenanhebungen um

vol1e tausend DM je Abend sei vorbei. Allerdings könne sich die staatsoper
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den internationalen Entwicklungen nicht verschließen, weil es einem Künst-

l-er nicht vermittelbar sei, daß e¡ in München zu einem geringeren Honorar

singen sol1e als anderswo. Würde die Staatsoper nicht mitziehen, wäre ein
auch für das Publikum spürbarer Qualitätsverlust die Fo1ge. In einigen FäI-
len sei sogar auf eine weitere ïätigkeit von Künstlern verzichtet worden,

doch sei es dem Publikum schwer verständlich zu machen, b,arum diese Künst-

1er an anderen Häusern, nicht, aber in München sängen. Die Angriffe gegen

die Staatsoper über den ungenÜgenden Einsatz sogenannte¡ Stars häuften

sich; sie sei aber nicht bereit, die geforderten gigantischen Honora¡e zu

zahlen, ohne selbst die Eintrittspreise bestimmen zu können.

Die Besetzung kleinerer und mittlerer Partien durch hochrangige Sänger sei
ein künstlerisches Merkmal der Staatsoper; die DarstelJ-ung solcher Partien
rechtfertige keine Vemingerung des Honorars, weil der Künstler den Abend

im Rahmen seiner Gesamtauftrittsmöglichkeiten sehe und sonst in einem ande-

ren Haus singen würde. Die Agenturen würden auf lrlunsch der Künstler einge-

schaltet, die es ablehnten, sich mit Terminen zu befassen. Es sei nicht
möglich, einerseits den Standard eines der Weltspitzenhäuser aufrechtzuer-
halten, andererseits aber rück1äufige Gagenentwicklungen von München aus

einzuleiten. Dem schon jetzt hörbaren Vo¡wurf des künstlerischen Nieder-
gangs der Staatsoper könne zwar bisher entgegengetreten werdenr was .jedoch

nicht mehr möglich wäre, wenn aus finanziellen Gründen auf ein niedrigeres
Niveau zurÜckgegrj.ffen werden müßte. Das Instrumentarium der BühnenLeitun-

gen zur Abwehr übe¡setzter Gagenforderungen rej-che nicht aus.

Der ORH kann demgegenübe¡ nur darauf hinweisen, daß eine Fortsetzung der

bisherigen Gagenentwicklung an großen 0pernhäusern zwangsläufì-g dazu fúhren

muß, daß die Finanzierbarkeit der Kunstgattung r'0per" an diesen Häuse¡n in
Frage gestellt wird.
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C. BAUI.IESEN

4! Stäfüebaufõrderung

(Kap. 03 65)

Zur Fö¡derung von städtebauLichen sani.e¡ungs- und Entwicklungs-
maßnahmen wurden nach den städtebauförderung-sprogrammen des Frei-staates Bayern von 1971 bis 1g90 rr1 . 2,6 t'li.iliarãen DM an Bundes-und Landesmitter-n bereitgestellt. wie Einzelbeispiele zeigen,
wurden die Mittel nicht immer wirtschaftlich verwendet. Die Be-wirtschaftung der Ausgaberr für Zuwendungen muß verbesse¡t werden.Die Ab¡echnung von sanierungsmaßnahmen ñinkt über zehn Jahre hin-terher. Auch die Ausgleichsbetr'äge für Bodenwertsteigerungen sindbisher liberwiegend nicht erhoben worden

4!.t Allgemeines

Städtebauliche Sanierungs- und Entwicktungsmaßnahmen zähIen zu den großen
kommunalen schwerpunktaufgaben. Neben ihrer Zielsetzung, die historischen
Ortskerne zu erhalten, die vorhandene Bausubstanz zu verbessern oder Wohn-
und Gewerbegebiete zu sani-eren, kommt ihnen auch eine große beschäfti-
gungspolitische Bedeutung zu, weil díese Maßnahmen besonders arbeits_,
aber vergleichsweise wenig kapitalintensiv sind.

Nach einer verwaltungsvereinbarung nach Art. 104a Abs. 4 des Grundgesetzes
stel1t der Bund den Ländern Finanzhilfen zur Förderung städtebaulicher
sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen zur verfügung. Der Freistaat Bayern
setzt im gleichen umfang Landesmittel ein. Nach den im Haushalt eingeplan-
ten Bundes- und Landesmitteln vrerclen jährlich die Bund-Land-Städtebauför-
derungsprogramme des Freistaates Bayern ersterlt. De¡zeit sind an der
Finanzie¡ung der Bund mit 30 v.H., das Land'mit 36 z/3 v.H. und die
Gemeinden mit einem Dríttel beteiligt.

Außerdem gewährt de¡ Freistaat Bayern, in Ergänzung des Bund-Länderpro-
grammes, vor a1Iem fÜr Maßnahmen kleinerer Gemei.nden des ländlichen Raumes
Zuwendungen nach einem eigenen Bayerischen städtebauförderungsprogramm.
sie betragen im arlgemeinen b0 v.H., bei finanzschwachen Gemeinden bis zu
60 v.H. der zuwendungsfähigen Kosten.
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4t.t.t Fõrdervolunen seit 1971

Von 1971 bis 1990 wurden nach den Bund-Land-Städtebauförderungsprogram-

men und den Bayerischen Städtebauförderungsprogrammen insgesamt folgende

Mittel bereitgestellt :

Stãfüebaufõrdenrng von 1971 bis 1990 Zahlenübersicht 1

TDII v.H.

Bund-Lände¡-Programm

Baver. Proqramm

2 373 4tOL)

270 325

90

10

insgesafit 2 æ3 735 100

1) darunter 49,5 v.H. L6ndesanteil

Die Mittet wurden entweder aLs Zuschuß oder als Darlehen ausgereicht.

Zu diesen Bundes- und Landesmitteln kommen noch die von den Gemeinden ein-
zusetzenden Eigenmittel in Höhe von mindestens 33 1/3 v.H. beim Bund-Län-

derprogramm und 40 bis 50 v.H. beim Bayerischen Programm. Seit Beginn der

Städtebauförderung im Jahre 1971 ergibt sj-ch somit ein Gesamtvolumen für
das Bund-Länderprogramm von rd. 3 560 Mio DM und für das Bayerische Pro-

gramm von 405 Mio DM.

4t.1.2 Anzahl der llaBnahmen

Mit den genannten Summen wurden bis 1990

nach dem Bund-Länder-Förderungsprogramm 383

und nach dem Bayerischen Förde¡ungsprogramm 561

insgesamt 944

Maßnahmen gefördert. Dabei ist Ín den letzten Jahren die Zahl der Maßnah-

men deutlich angestiegen. Nachfolgende Zahlenübersicht 2 zeígt die Ent-

wicklung seit 1971.
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Anzah1 der Fõrde¡ma8nalmen
j.n den Städtebaufõrderungs-
prograllfnen

Zah1enübersicht 2

Jahr Bund-Lãnder-
hogram

Bayer"
Prograrm

Prograrnre
insgesanrt

L97t

1972

Ig73

r974

1975

1976

I977

1978

7979

1980

1981

7982

1983

1984

1985

1986

1987

1988

1989

1990

60

79

90

98

to4

107

t74
1,r8

t28
t28
128

I28
138

139

144

361

362

367

372

383

19

32

40

49

54

65

65

115

74

t!0
737

191

233

302

47e)

479

561

I

60

79

90

tt7
136

!47

163

!72

193

193

243

202

248

276

335

594

664

783

851

944

Der ORH und dle Staatl. Rechnungsprüfungsämter haben in den Jahren 19g9
und 1990 die Verwendung der bewilligten Städtebauförderungsmittel geprüft
und dabei örtliche Erhebungen bei den Bewilligungsstellen zum Verfahrens-
ablauf und bei den Zuwendungsempfängerr'ì zur Abrechnung von Einzelmaßnahmen
vorgenommen. Dabei wurde folç¡endes festgestellt:

47.2 Abrechnung von Gesan¡tmaBnahmen und Einzer-maßnalrnen

4t.2.L Bund-Länder-Städtebauförderungsprogramm

Die Abwicklung von städtebauförderungsmaßnahmen dauert sehr lange. von
förmlichen Festlegung eines saníerungsgebietes über die Durchführung
Abrechnung de¡ darin enthaltenen einzelnen sanierungsmaßnahmen bis

der

und

ZUT
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Aufhebung der fõrmlíchen Festlegung vergehen fast 20 Jahre. So waren nach

dem Stand vom 18. Dezember 1989 von den seit 1971 im Bahmen des Bund-Län-

der-Städtebauförderungsprogrammes bisher geförderten 383 Maßnahmen nur 29

Gesamtmaßnahmen und 25 Teilmaßnahmen insoweit zu einem gewissen Abschluß

gebracht, aIs sie im jeweiligen Förderplogramm a1s "ausfinanziert'r oder

"nicht fortgeführt" eingestuft wurden. Von den bis einschließlich 1990 be-

reitgestellten 2373 Mio DM Fördermitteln entfallen auf "ausfinanzierte und

nicht fortgeführte" Maßnahmen nur 204 Mio DM (8,5 v.H.). Der Anteil- der

abgerechneten Maßnahmen ist noch wesentlich geringer. Von den seit 1971

bis 1990 geförderten 383 Maßnahmen lvaren nach dem Stand vom 18. Dezember

1989 nur 9 Maßnahmen (2,3 v.H.) mit förderfähigen Kosten von lediglich
6,9 Mio DM (0,2 v.H.) endgültig abgerechnet.

Einzelheiten ergeben sj-ch aus der nachfolgenden Zahlenübersicht:

Bund-Lãnder-Stãdtebauförderprogranrne :
1971 bis 1990 (stan¿ 18. oezember 1989)

Zahlenübersicht 3

41.2.2 Bayerisches Stãdtebaufõrderungsprogranrn

Beim Bayerischen Städtebauförderungsprogramm, das im allgemeinen kleinere
Maßnahmen enthäIt, wurden von bisher 561 (Stand 25. April 1990) geförder-

ten Maßnahmen (Kostenvolumen förderfähige Kosten:. 482,9 Mio DM) 219 Maß-

nahmen (förderfähige Kosten: 215,9 Mio DM) ausfinanziert, jedoch nur 41

Maßnahmen (förderfähige Kosten: 23,7 Mio DM) abgerechnet (v91. nachfol-
gende Zahlenübersicht 4).

hograrme
insgesanrt

darunter

ausfinanziert bzr.
nicht fortqefûhrt

abgerechnei,

v. H. v.H.

Zuwendungsfähige Kosten
(Mio DM)

Zuwendungen Bund/Land
(Mio DM)

Anzahl der Maßnahmen

J s60

aaa

383

2

306

204

54

8,6

8,6

t4

6,9

4,6

I

012

o12

213
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Bayer . Stãfü ebaufõrdertngsprograrm
(Stand 25. April 1989)

Zah1enübersicht 4

Fr-ogranme
insgesanrt

dan¡nter

ausfinanziert abgerechnet

v.H. v. H.

Zuwendungsfähige Kosterr
(Mlo DM)

Zuwendungen Land
(Mio DM)

Anzahl der Maßnahmen

482,9

215,9

561

223,6

717,9

219

46,3

54,6

39,0

23,7

L2,8

4T

4,9

5,9

7,3

4L.2.3 Die lange Zeitdauer der Abrechnung von städtebaulichen Sanierungs- und

Entwicklungsmaßnahmen ist aus folgenden G¡ünden bedenklich:

a) Ertebung von Ausgleichsbetrãgen

Nach $ 154 Baugesetzbuch hat der Eigentümer eines im förmlich festge-
legten Sanierungsgebiet gelegenen Grundstückes zur Finanzierung der Sa-

nierung einen Ausgleichsbetrag zu er'ìtrichten, der der durch die Sanie-

rung bedingten Erhöhung des Bodenv.rertes seines Grundstücks entspricht.
Die Ausgleichsbeträge sind nach den Städtebauförderungsrichtl-inj-en
zweckgebunden wieder für Sanierungsvorhaben einzusetzen.

!'legen der fehlenden Abrechnung, und weil die formellen Festlegungen von

Sanierungsgebieten auch nach fast zwei Jah¡zehnten noch nicht aufgeho-

ben worden sind, wurden bisher - von eini-gen Ausnahmen abgesehen - kei-
ne Ausgleichsbeträge erhoben. Von der Möglichkeit, Ausgleichsbeträge
vor Abschluß der Sanierung zu erheben, lvurde nur selten Gebrauch ge-

macht. Der OBH verkennt nicht, daß die Ermitttung der Ausgleichsbeträge
in der Praxis häufig mit Schwierigkeiten verbunden sein kann; er ist
jedoch der Auffassung, daß hj-er ein qroßer Handlungsbedarf besteht und

gerade wegen der Erhebung der Ausgleichsbeträge ein dringendes öffent-
liches Interesse vorhanden ist, Maßnahmen zeitgerecht abzurechnen.

b) Entscheidung ûber Darlehen oder Zuschûsse

Nach den Richtlinien wird erst im Bahmen der Schlußabrechnung endgü1tig

entschi-eden, ob die ausgereichten Finanzhilfen al_s Darlehen oder al_s

Zuschuß gewährt we¡den. Wenn die Schlußabrechnungen erst nach Jahrzehn-
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ten durchgeführt werden, kann diese Entscheidung ebenfalLs erst zu die-
sem späten Zeitpunkt endgültig getroffen vJerden. Dadurch können Zins-
verluste für den Zuwendungsgeber entstehen, die sich wie di-e verspätete

Erhebung der Ausgleichsbeträge nachteilig auf den. Staatshaushalt aus-

wirken können.

c) Verjãhrung von Ansprûchen

SchließIich führt die zu späte Abrechnung von einzelnen Bau- und Lie-
ferleistungen dazu, daß Rückforderungsansprüche an Auftragnehmer ver-
j ähren .

Der OBH häft es deshalb ftir dringend geboten, Abrechnungen zeitnah zu er-
ledigen. Er hält es nicht für vertretbar, daß Maßnahmen, die schon seit
acht und mehr Jahren ausfinanziert sind bzw. nicht mehr fortgeführt wur-

den, noch nicht abgerechnet sind. Entscheidend kommt es darauf an, di.e Sa-

nierungsgebiete von vornhe¡ein ín übe¡schaubarer GröfJe festzusetzen, um

damit Abrechnungsprobleme zu vermeiden, die sich allein aus der Größe des

Sanierungsgebietes ergeben. Außerdem ist darauf zu achten, daß entspre-
chend den haushaltsrechtlichen Vorschriften abgeschlossene Einzelfälle zü-
gig nach Fertigstellung und nicht erst nach Abschluß der Gesamtmaßnahme

abgerechnet werden.

47-3 Verfahrensablauf beiBeuilligungsbehõrden

Der OBH hat bei mehreren Bewilligungsbehörden den Verfahrensablauf bei der

Bewilllgung von Städtebauförderungsmitteln überprüft und dabei festge-
ste11t, daß zwar die fachliche Beratung und Eetreuung der Gemeinden trotz
des großen Aufgabenanfalls j-m allgemeinen nicht zu beanstanden sind, je-
doch die weitere Abwicklung des Verfahrens, insbesondere die Bewirtschaf-
tung der Ausgaben für Zuwendungen und die Prüfung der Verwendungsnach-

weise, verbesserungsbedürftig sind.

41.3.t Beri-rÈschaftung der Ausgaben fär Zrnendungen

Die Begierungen führen auf unterschiedliche Art Übersichten über die Aus-

gaben für Zuwendungen. Wegen der Vielzahl der Einzelmaßnahmen - so hat der

0RH beispielsweise innerhalb eines einzigen Sanierungsgebietes mehr als
200 Einzelvorhaben festgestellt - und der Besonderheit, daß hier auch

zweckgebundene Einnahmen zu verwalten und Umschichtungen von Zuwendungen

zwi-schen Einzelmaßnahmen mög1ich slnd, ist es nicht einfach, die Bewirt-
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schêftung der Ausgaben transparent und nachvolLziehbar zu gestalten, Hinzu
kommt noch, daß Einzelbewillj.gurrgen für Fördermaßnahmen aus Programmen ge-

währt lverden können, die schon Jahre zu¡ückliegen. Außerdem wa¡en in den

Anfangsjahren die Fördermi[tel häufig pauschal und nicht auf Einzelmaßnah-
men bezogerr bewill:-gt worden. Der: ORH konnte aufgrund dieser übersichten
cien Ausgabenverl-auf oftmals nicht nachvol-lziehen. Er hat festges'be1It, daß

das derzeitige Verfahren auße¡dem selrr zeitaufwendig ist. Die Verwaltung
beabsichti-gt, das Bewilligungsverfahren durch 0V-Ei-nsatz rationell_er zu

gestalten; sie hat zu rliesem Zweck bereits vor Jahren eine Arbeitsgr.uppe
eingesetzt.

Der ORH hö1t es füi: geboten, zügig auf eine verbesserung der verfahrens-
abläufe hinzuwj-rken. Er weist darauf hj-n, daß die Bayerische Landesboden-
kreditanstalt (Labo), cler die AuszahJ.ung, Verwaltung und ggf. Darlehens-
sicherung der staatlictren Städbebauförderungsmittel obliegt, seit Jahren
DV-Verfahren einsetzt. Aurch urenn bei díesen banktechnische Gesichtspunkte
überwiegen mögen, hä1t es der' OBH fijr a;rgezeigt, die DV-Erfahrungen der
Labo auch für die Regierungen nutzbar zu machen.0a cjie Labo ohnehin j_n

dÍe Abwícklung der Ëö¡dermaßnahrnen stark eíngebunden ist, regen wir an, in
Zusammenarbej-t mi-t del Labo gemeinsam ein Konzept für den DV-Einsatz für
die Ber¡iirtschaf.tung der stödtebauför,derr.rng:;mittea zu erstellen, das die
derzeit sehr unterschiedlichen Velfahren bei den einzelnen Regierungen ab-
löst und eine Abwicklung der Städtebauförderr¡nq rrach einheitlichen Maßstä-
ben gewährleistel:.

Die Obe¡sre Baubehör'de hat hierzu ge¡rntwortet, daf] ein Entwurf der Fach-
vorgaben fÜr den DV-Einsatz inzwischen erarbei.tet worden sei. Derzeit wür-
de die entwickelte DV-Anwendung inr zuständj-gen sachgebiet der 0bersten
Baubehörde getestet. Nach Abschluß der Dokumentation und des Freigabever-
fahrens könne diese DV-l\nwerrdung voraussichtlich 1991 den Regierungen zur
Verfügung gestellt werden.

Hfung der: Verrendungsnaclneise durch die Regienrng

FÜr städtebauliche EinzeLmaßnahmen und für Einzelmaßnahmen im Bahmen von
Gesamtmaßnahmen sind nach den Richtlinien Einzelverwendungsnachweise zu
erstellen. Die Begierungen und die von ihnen beauftragten Bauämter haben
die verwendungsnachweíse unverztlgl-ich nach Eingang zu prüfen. Der ORH hat
jedoch festgestellt, daß die Prüfung auch wenig umfangreicher Verwendungs-
nachweise mitunter mehrere Jahre dauerte, wÍe folgende Beispiele zeigen:
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Dauer der Prûfung der Veruendungsnachreise Zahlenübersicht 5

llsBnat-/ Gesaûtkosten
laut VelTendungsnachreis (W)

Vorlage des
Vll d(Ech dên

Trãger an

häfung des Vll
abgeachlossen
bzv. D6tr[ des'
Sct¡lu8bescheides

Zeitdauer der
W-häfung

Mieta usfallentschädigung
6 600 DH

Unlegung und Verstärkung von

l¡.losserleitungen
145 200 DM

Umlegung und Verstärkung von

Wasserleitungen
413 400 DM

Abbruchmaßnahme

151 200 DH

Erschließungs- und Umzugs-

m€ßnahmen

91 200 DM

19 .06 . 1985

21 .04 . 1983

20.10 . 1983

18 .07 . 1985

16 .08 . 1983

05.02 .1987

03 .02 . 1987

05 .05.1987

72.OLt9A7

04 .o2.7987

19 l4onate

45 Monate

42 Hon8te

18 Monate

41 Monate

Der ORH hat weiter festgestellt, daß die einzelnen Regierungen die Ver-

wendungsnachweise nach unterschiedlichen Kriterien prÜfen. So wird bei
einzelnen Regierungen der Verwendungsnachweis im b,esentl-ichen nur rechne-

risch geprüft. Bei den Regierungen, bei denen auch eíne baufachliche Prü-

fung stattfindet, ì/verden zum Teil wesentliche Belege der Baurechnung nicht
in die Prüfung einbezogen (2.8. Vergabeunterlagen).

Der OFH hä1t eine zeitnahe und zumindest in bedeutsamen Fä11en auch bau-

fachliche Prüfung der Ve¡wendungsnachweise für notbrendig. Soweit sich da-

bei die Begierungen auf Stichproben beschränken, müssen diese auf prü-

fungswürdige Tatbestände unter Beiziehung der einschlägigen Belege und Un-

terlagen gerichtet sein.

Die Verwaltung hat hierzu ausgeführt, daß sj-e zu wenig Personal habe, um

a1le Verfahrensschritte gleichmäßig gut zu betreuen. Sie habe daher die
Priorität mehr bei der Betreuung neuer Maßnahmen gesehen und das vorhan-

dene Personal dort schwerpunktmäßig eingesetzt.

Der ORH hält es jedoch auch für notwendig, daß die Verwaltung geeignete

Maßnahmen für eine zügige Prüfung der Abrechnung ergreift. Andernfalls ist
zu befürchten, daß angesichts der großen Zahl von Städtebauförderungsnraß-

nahmen in Zukunft eine ordnungsgemäße Abrechnung überhaupt nicht mehr mög-
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.tj-ch ist. Zur Verbesserung dieser Situation häIt dabei der OBH eine Straf-
fung und Ve:reinfachung des Verfahrensablaufes für: notwendig. So erwartet
sj.ch der OlìH aus sej-nen Anregungen zur Bewirtschaftung von Ausgabelr fü¡
Zuwenclungen (Tl'lr. 41.3 " 1) langf.ristlg freie Arbeitskapazi_täten, die zur
Prüfung von /\brechnungen eingesetzt werden könnten.

DarÜber hinaus kijnn'be clie Verwendungsnachweisprüfung sta¡k vereinfacht
werden, wenn künftig geeignete Maßnahmen (2.8. Tiefgaragen, Parkhäuser
bzw. Kfz-Stel1plätze) nach Kostenpauschalen oder Kostenhöchstwerten geför-
dert würden, fÜr' die es zurn Teil in anderen Förderbereichen schon Richt-
wel'te gibt. Für' die Förderung nach Kr¡stenhöchstwerten h,ürden sich alLe
Maßnahmen eignen, für die eine weitgehend gesicherte Kalkulation im vor-
hirrein mög1ich ist (2.8. Grunderwerb, umzugskosten, Betriebsverlagerun-
gen) .

Einzelfeststellungen

0ie örtl"iche Prüfung von einzelnen Städtebauförderungsmaßnahmen in drei
Regierungsbezirken, die bísher b/egen des geschilderten Abrechnungsstandes

nur einen geringen 'l'eil al.ler fertiggestellten Maßnahmen umfaßte, führte
zu denr Ergebnis. daß d:ie durch das Programrn gesteckten sanierungszj-ere
durchwegs erreicht, wurden; es erga[:en sich jedoch auch folgende Einzer-
feststellungen:

41.4.r Fúhnrng der Baurechnung durch die zuwendungseopfãnger und deren
Beauftragte

Der Zurvendungsenrpfänger- hat eine Baurechnung zu führen, die aus den in
den Richtlinien irn einzelnen geniìnnteiì unterlagen besteht. Der ORH hat
wiederholt festgestellt, daß bei den vom Träger geführten Baurechnungen
wesentlj.che lJnterlagen fehlten und zum Teil e¡sb später oder überhaupt
nicht beiget¡racht werclen konnben. Da nur mit díesen Unterlagen der Nach-
weis ilber die wirtschaftlíche und zweckentsprechende verwendung der För-
dermittel geführt werden kann, hat cler ORH die Bewilligungssterlen gebe-
ten, bei den Zuwendungsenrpfängern auf eine orrlnungsgemäße Fúhrung der
Baurechnung hÍnzuwirken. Davon könn'be aus Vereinfachungsgründen abgesehen

werden, wenn - wie unter TNr. 41.3.2 ausgeführt - die Förderung nach

Kostenpauschalen festgelegt rrlerden wü¡de,
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4t-.4.2 Vorzeítiger Baubeginn

Nach den Rj-chtlinien werden Ej-nzelmaßnahmen nur insovleit gefördert, a1s

sie im Zeitpunkt der Bewilligung noch ni-cht begonnçn worden sind. Die

Bewi-l1j-gungsbehörde kann auf Antrag dem vorzeitigen Baubeginn zustimmen.

Der ORH hat bei fast jeder örtlichen Prüfung festgeste11.t., daß mit ej-n-

zelnen Maßnahmen vor der Bewilligung begonnen wurde, ohne daß einem vor-
zeitigen Baubeginn zugestimmt worden war. Die Bewilligungsbehörden haben

hier im allgemeinen keine oder unterschiedliche förderrechtl"iche Konse-

quenzen gezogen, Es war auch festzustellen, daß die o.g. Vorschrift groß-

zügiger als Ín anderen Zuwendungsbereichen ausgelegt wurde.

So wurden bei vorzeitig begonnenen Maßnahmen teilv',eise nur die Gewerke

abgesetzt, die vor der Bewilligung ohne Zustimmung in Auftrag gegeben

worden \¡raren, während die restU-che Maßnahme i-n der Förderung verblieb.
Bei anderen Zuwendungsbereichen ist in solchen FäIlen im allgemeinen die
gesamte Einzelmaßnahme nicht zuwendungsfähig.

Der ORH hält es für erforderlich, daß bei nicht genehrnj-gtem vorzeitigen
Baubeginn förderrechth-ch einheitliche Konsequenzen gezogen und den Be-

willígungsstel-1en entsprechende Hinweise an die Hand gegeben werden.

4I.4.3 Einhaltung der VerdingungsordnunE fúr Bauleístungen (V0B)

Vo¡ 1980 war in den Förderbescheiden die Anlendung der VOB nicht r'egeimä-

ßig zur Auflage gemacht worden. Nach 1980 hatten die Zuwendungempfänger

jedoch allgemein dj-e VOB zu beachten. Gleichwohl hat der OBH wiederholt
festgestellt, daß die Bestimmurigen der VOB auch nach 1980 nicht beachtet

wurden. Die Bewilh-gungsstellen haben im allgemeinen keine för'derrechtfi-
chen Konsequenzen gezogen, obwohl es sich bei den Verstößen gegen clie VOB

um solche handelte, die nach einer 1987 vom Staatsministerium der Finan-

zen erlassenen Bekanntmachung a1s schwere VOB-Verstöße in Betracht kom-

men, wie z.B. Beschränkung des Wettbewerbs oder Frei-händige Vergaben,

insbesondere von Anschlußaufträgen.

Der OBH hat in diesen Fä1len gebeten, nach der o.g. Begelung des Staats-
ministeriums der Finanzen aus dem Jahre 1987 zu verfahren (siehe auch

0HH-Bericht 1987 TNr. 34) .
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4l-4.4 Verfehlter Einsatz von Stãfüebauförderungsrnitteln

Eine Stadt hat -{.m Zusammenhang mit einer Ordnungsmaßnahme im Jahr 1983

ej-n Gebäude errj-chtet, das rttit ¡und 1 Mj.o DM aus Städtebauförderungsmit-
teln gefördert wurde. Es so11te durch Bereitstellen von überdachten F1ä-

chen als Markthaus genutzt werden. Das Gebäude stand bei der örtlichen
PrÜfung jedoch Überwiegend leer, die im Gebäude ei.ngezogene Galerie war

aus SicherheitsgrÜnclen gesìperrb worden. Oer Innerrraum und die im Ulrter-
geschoß enthaltenen l-oiletten machten einen desoj-aben Eindruck. Außer dem

städtebaulichen Ziel, mit diesr:m l-iaus einen wirkungsvolLen räumlichen Ab-
schluß des angrenzenden Markbpla'Òzes zu erhalten, wurde der Hauptzweck

des Gebäuder-, nâmIi.ch das M¡¡rktfeben in diesem Stadtberej.ch zu aktj,vieren,
nicht erreicht. Der ORH hält den hohen Einsatz von Städtebauförderungs-
mitteln fÜr verfehlt. Er hat die Verwaltung (lm Prüfung gebeten, ob eine
zweckentsprechende l\lubzung noch zu erzielen j.st. Außerdem hat er gebeten,
den Beda¡f an solchen Einrichbungen künftig sorgfättÍger zu prüfen.

41'"4.5 ltlich-l; zreckenËsprechender Einsatz von Stãdbebaufõr-derungsmitteln

Für die Absiedlung ej-ne¡ Gärtnerei aus einem festgesetzten Sanierungs-
gebiet hat ej.ne Stadt vorsorglich Grundstücke mit einer Gesamtfläche von

4 ho erworben. FÜr diese Grundstúcke waren 1981 872 OOA DM an Förder-
mitteln bewilligL, worden. 0rei Jahre später (1984) teilte die Stadt der
Bewilligungsbehörde mit, daß dj-e Gärtnerei nicht di-ese Grundstücke bean-
spruchen tvolIe, sondern sich entschl.ossen habe, auf ein anderes, ihr
bereits gehörendes GrundstÙck urnzusiedeln. De¡ 0RH hat darüber hinaus
festgestell-t, daß die von der Stadt für die geplante Umsiedlung der Gärt-
nerei vorsorglich erworl¡ene Grundstücksfläche das Vierfache der ursprüng-
lichen Gär'unereifläche betragen hat. Offensichtl-ich waren clie Eignung und

die Größe der erworbenen Grundstúcksf1äche vorher nicht sorgfältig geprüft
wordetr' 0hne d-lese Versäumnisse wäre vermj.eden worderr, cJaß die mittler-
weile wieder zurÜckgezahlten Fördermittel- in Höhe von 872 000 DM über
drei Jahre lang nicht ztveclcentsprechend eingesetzt wulden. Der QBH hat
gebeten zu prÜfen, ob fÜr den Zej-traum der nicht zweckenbsprechenden Ver-
wendung de¡ Förde¡nlittel von drei- Jahren Zillsen e¡hoben werden können.

41-.4.6 l,lehrkosten fúr l.hsatzsteuer

Eine stadt hatte von einer Grundstúcksverwertungs-GmbH im Jahre 1gg0

60 Tiefgaragenplätze für insgesamt 2 016 000 DM erworben. rm Jahre 1982
entschloß sich die stadt, die Tiefgarage a1s Betrieb gewerblicher Art zu
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führen, um vom Kaufpreis die Vorsteuer (231 900 DM) absetzen zu können.

Daraufhin machte die Grundstücksverwertungs-GmbH fÜr sich steuerliche
Nachteile wegen dieser Anderung geltend. Der Kaufpreis wurde daher nach

neuen Verhandlungen auf 2 139 000 DM erhöht. Dieser B.etrag wurde ohne die

Vorsteuer (262 669 DM) aus Städtebauförderungsmitteln gefördert. Nach In-
betriebnahme stellte sích heraus, daß wegen zu geringer Einnahmen die

Voraussetzungen für einen Betrieb gewerblicher Art nicht gegeben waren.

Die Stadt beantragte daraufhin auch die bisher nicht geförderte Vorsteuer

(262 669 DM) in die Förderung einzubeziehen. Die Begierung hat dem Antrag

stattgegeben und schließlich den gesamten Betrag von 2 139 000 DM geför-

dert.

Nach Meinung des ORH hätte nach dem Scheitern der vorgesehenen umsatz-

steuerlichen Behandlung, die einen städtischen Betrieb gewerblicher Art
voraussetzte, mit der Grundstücksverwe¡tungs-GmbH erneut mj-t dem Ziel ver-
handelt werden müssen, den Kaufpreis herabzusetzen. Der ORH häIt deshalb

die so entstandenen Mehrkosten von 123 000 DM für nichtförderfähig.

47-4.7 Skontoabzäge fär Bauleistungen

Bei einem mit Städtebauförderungsmitteln geförderten Parkhaus hat eine

Stadt vertragsgemäß bei a1len Rechnungsendbeträgen 2 % Skonto einbehalten.

Der ORH hat aus den Kontenkarten der Stadt als Skontoerlös einen Gesamt-

betrag von rund 104 000 DM ermittelt. Im Verwendungsnachweis wurden rrach

den Feststellungen des ORH jedoch nicht die tatsächlichen - um 2 % ver-
minderten - Ausgaben, sondern die Rechnungsbeträge ohne den Skontoabzug

zugrunde gelegt.

Da nur die tatsächlichen Ausgaben förderfähig sind, hat de¡ ORH die Be-

wilJ-igungsstelle gebeten, den Betrag von 104 000 DM von den förderfähigen

Kosten abzusetzen.

47.4.8 Unzutreffende Abgrenzung der förderfãhigen Kosten

Zusammen mit dem vorgenannten Parkhaus wurde auf demselben G¡undstÜck

auch ein nicht mit Städtebauförderungsmitteln gefördertes Verwaltungs-

gebäude errichtet. Die Aufwendungen für dieses zusammen mit dem geför-

derten Parkhaus ausgeschriebene und abgerechnete BÜrohaus waren von den

Kosten des Parkhauses zu trennen.

Der OBH hat festgestellt, daß die Abgrenzung zwischen förderfähigen und

nichtförderfähigen Kosten unzutreffend vorgenommen worden war. So hat er
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ermittel-t, daß be1 den Grundstückskosten, den Erschließungskosten, den

Baukosten fÜr die Fassade und für dle Ausgestaltung eines von beiden Ge-

bäuden gebildeten gemeinsamen fnnenhofes, bei den Außenanlagen mit den

Baunebenkosten zu Unrecht ein Betrag von insgesamt rd. 100 000 DM den

förderfähi-gen Kosten des Parkhauses zugeschlagen worden u,ar. Der ORH hat
gebeten, die förderfähigen Kosten entsprechend zu berichtigen.

4t-4.9 Unzureichende Kostenennit'Elung

Eine Stadt hat fÜr den umweltfreuncllichen Ausbau einer Straße eine Zuwen-

dung aJ den geschätzten Kosten von 120 000 DM aus städtebauförderungs-
mitteln beantragt. 0bwoh1 die Kostene::mi.ttlung im einzelnen nicht nach-
vollziehbar war, hat dj-e Bewilligungsbehörde diesem Antrag entsprochen
und eine Zuwendung von 80 000 DM bewilligt.

li'legen eingetretener Kostensteigerungen hat die stadt wenig später noch
mehrere Nachbewilrigungsanträge gestellt, nach denen sich die Baukosten
auf 255 900 DM erhöhten. Die Bewilligungsbehörde hat schließlich die Zu-
wendung auf r70 600 DM erhöht, was einer steigerung auf mehr a1s das Dop-
pelte entsprach.

Die e¡ste Kostenernlittlung der Stadt war unzureichend. Nach den Vorschrif-
ten für Zuwendungen ist davon auszugehen, daß mit dem E¡l-aß des ersten
Förderbescheides abschließend über die Höhe der Förderung entschieden
wird uncl der Zuwendungsenrpfänger grunclsätzlich das Bisiko etwaiger nach-
träglicher Kostensteigerungen zu tragen hat. Es ist dabei seine sache,
dieses Bisiko durch eine sor,gfäJ.tige Kostenermittlung möglichst gering zu
halten. Die Priorität bei der Verwendung der Fördermittel sollte bei der
Förderung neuer FälLe und nicht bei der bestmöglichen Nachförderung be-
reits geförderter Fä1le tiegen.

Die Verwaltung hat inzwischen auf Anregung des ORH den Bewj-11igungsstel-
1en allgemeine Hinweise zur förderrechtlichen Behandlung von Kostenstei-
gerungen gegeben (siehe ORH-Bericht 1989 TNr, 30.6).

Der OBH hat im Zusammenhang mit dem o.g. Fall die Regierung gebeten,
künftj-g diese Hinweise stärker zu beachten,

vorstehende Beispiele zei.gen, claß bei der Durchführung einzelner städte-
bauförderungsmaDnahrnen von den Zuwendungsempfängern die Grundsätze der
sparsamkeit und wirtschafttichkeit nicht immer im erforderu_chen umfang

41.5
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beachtet werden. Um so mehr ist es notwendig, daß die Bewilligungsstellen
die Maßnahmen zeitnah und Ím Bahmen der Stichproben auch wirkungsvoll
prüfen, dami.t ggf. rechtzeitig das Erforderliche veranlaßt werden kann.

Fõrderung nach dem K¡ankenhausfi¡anzierungsgesetz (KHG)

(Kap. 13 10 Titcr. 71)

Bei einem nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz mit
rd. 65 Mio DM geförderten Krankenhaus führte die Prüfung des ORH

zu einer Beduzierung der staatLj.chen Fö¡derung um 3,7 Mio DM.

Ein Krankenhausträger hatte in den Jahren 1972 bis 1980, in Teilbereichen
bis 1982/83, eine orthopädische Klinik errichtet. Die Regierung hat 1984

die Förderleistung nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz aufgrund der

Prüfung des Verwendungsnachweises um 5,9 Mio DM reduziert und auf rd.
65 Mio DM festgesetzt.

Der ORH hat die Fördermaßnahme geprüft und im wesentlichen festgestellt:

42.7

42.2

42.2.t Abtreichungen von der gebirrigten Planung

Der Träger hatte die Planung im Laufe der Planungs- und Bauzeit wiederholt

wesentlich geändert, ohne davor die Zustimmung der Bewilligungsbehörden

einzuholen, wie es nach den Bewilligungsbescheiden und ihren Nebenbestim-

mungen notwendig gewesen wäre.

Dì-e Regierung hat die vom OBH festgestellten Änderungen noch einmal auf

Bedarfsnotwendigkeit überprüft und dabei in vielen Fällen unter Ausnutzung

des förderrechtlj-chen Ermessensspielraumes im Einverständnis miE, dem OBH

Abweichungen anerkannt.

Nicht anerkannt dagegen hat die Regíerung die vom ORH beanstandete Schaf-

fung eines zusätzlichen aseptischen 0P-Bereiches, da diese eine wesent-

Iiche nachträgliche Änderung mit bedeutsarnen Auswirkungen in funktionel-
ler, betrieblicher und krankenhaushygienischer Hinsicht darstellte. Dieser

aseptische OP-Bereich wäre niemals fachlich gebilligt worden, weil berei.ts

ein aseptischer OP-Bereich genehmigt worden war, der bei entsprechender

0rganisation und Koordination hätte mitbenutzt werden können. Von den

durch diese Planungsabweichung entstandenen Mehrkosten in Höhe von

2,1 Mio DM hat die Regierung einen Betrag von t,7 Mio DM nunmehr von den

förderfähigen Kosten abgesetzt.
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42.2.? llbrechnung der Bauleistungen

Bei der stichprobenweisen Prüfung der Bechnungsbelege zv den Schfußrech-
nungen hat de¡ OBH in hohem Maße nicht berechtigte Ausgaben festgestellt.
So wurden Nebenl-eistungen gesondert vergütet, obwohl sie nach den vertrag-
lichen Unterlagen in den Einheitspreisen der Hauptleistungen bereits ent-
halten b,aten. Auch wurden Kosten für Abbrüche und Änderungen während der
Bauzeit an neuen Bautej-len gettend gemacht, die offenbar auf unzureichende
Planung und AusfÜhrung zurückzuführen waren. Die begründenden Unterlagen
fÜr geltend gernachte Ausgaben in Höhe von 100 000 DM für eine Bauverzöge-
rung fehlten gänzU-ch. FÜr den Baustrom und den Bauzaun wurden zu Unrecht
386 000 DM vergütet. Einer Firma wurden Vorauszahlungen in Höhe von

2 600 000 DM gewährt, wodurch ein Zinsverlust von ca. 90 000 DM entstanden
ist.

Die Hegierung ist den Feststellungen des ORll gefolgt und hat für nicht ge-
rechtfertigte Kosten bei der Abrechnung rd. 800 000 DM von den förderfähi-
gen Kosten abgesetzt.

42.2-3 Planungskosten

42.3

Der Träger hatte ein Honorar von rd. 646 000 DM für die von ihm selbst er-
brachten Projektsteuerungsleistungen geltend gemacht. Nach den heute ge1-
tenden Bichtlinien wären eigene Projektsteuerungsleistungen des Kranken-
hausträgers überhaupt nicht förderfähig; nach den damaligen Begerungen nur
dann, wenn diese Leistungen eindeutig zu erfassen sind und nachgewiesen

werden können. Da der Täger diese Nachweise nicht erbringen konnte, hat
die Regierung das Projektsteuerungshonorar aus der Förderung ausgeschlos-
sen.

Darüber hÍnaus ergab sích aus den unter TN¡n. 4z.z.r und 42.2.2 angespro-
chenen Absetzungen eine weitere Beduzierung der Baunebenkosten von rd.
200 000 DM, so daß die Regierung beÍ den Planungskosten insgesamt rd.
850 000 DM von den förde¡fähigen Nebenkosten absetzte.

Aufgrund der Prüfungsergebnisse des OBH hat die Begierung mit Bescheid vom

L November 1989 die förderfähigen Kosten um 3,7 Mio 0M gekürzt. sie mußte

diese Kürzungen nach Aktenlage vornehmen, weil sich der Träger geweÍgerL
hatte, zu den Kürzungen im einzelnen Stel_lung zu nehmen.
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Nach verschiedenen Verrechnungen verblieb ein zurückzuzahlender Betrag von

1,6 Mío DM. Der Krankenhausträger hat dagegen V'Jiderspruch erhoben und vor-

sorglich - zur Vermej.dung von Zinsen - 1 608 648 DM zurückbezahlt. Über

den hJiderspruch ist noch nicht entschieden

42-4 0bwohl die Gebäude in wesentlichen Teilen bereits 1980 und vollständig
1983 in Betrieb genommen wurden, ist das Förderverfahren bis heute noch

nicht abgeschlossen, wej-1 der Krankenhausträger zu den Prüfungsergebnissen

des OBH, die sich die Regierung zu eigen gemacht hat, bisher noch nicht im
einzelnen Stellung genommen hat. Der Träger vertritt die Auffassung, daß

er selbst strenge Maßstäbe hinsichtlich der Sparsamkeit angelegt habe, was

sich in günstigen Kosten pro Kubikmeter umbauten Baumes zeige, und daß er

insgesamt die Grundsätze de¡ Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit beachtet

habe. Seit Bestehen der Klinik sei zu keinem Zeitpunkt - etwa von den

Krankenkassen - der Vorwurf der Unwirtschaftlichkeit geäußert worden. Der

Träger führt weiter aus, er sei bemüht gev'/esen, sparsam und wirtschaftlich
zu bauen, um ein Fachkrankenhaus zu errichten, in dem vieLe Patienten eine

optimal-+ Behandlung und eine umfassende Therapie erfahren können. Dieses

Ziel sei nachweisli-ch erreicht worden. Es könne deshalb dahingestellt
bleiben, ob und ggf. in welchem Umfang dj-e Prüfungsfeststellungen zutref-
fend seien oder nicht. Bückforderungsansprüche würden mit Nachdruck abge-

lehnt. Im übrigen müsse bei a1len weíteren Überlegungen wohl davon ausge-

gangen werden, daß der Krankenhausträger Forderungen in Millionenhöhe ohne

Gefahr für die Aufrechterhaltung eines geordneten Krankenhausbetriebs

ohnehin nicht finanzieren könne.

Auch in seiner Widerspruchsbegründung vom 18. Januar 1990 wiederholt der

Krankenhausträger im wesentlichen diese Auffassung, ohne auf die einzelnen

Feststellungen des ORH konkret einzugehen. Er räumt allerdings ein, daß

bei der Abwicklung der Maßnahme formafe Fehler enstanden seien.

Hierzu wird bemerkt:

Die Bemühungen des Krankenhausträgers um einen medizinisch optimaLen sowie

bedarfs-, funktionsgerechten und wirtschaftlichen Krankenhausbetrieb wer-

den nicht in Zweifel gezogen. Diese Bemühungen entbinden ihn jedoch nicht
davon, sich zu den von der Regierung mitgetragenen Prüfungsfeststellungen

im einzelnen zu äußern.

Die Meinung des Trägers, daß die Prüfungsfeststellungen für ihn unmaßgeb-

lich seien, weshalb e¡ alle darauf fußenden Bückforderungsansprüche ab-
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lehne, muß befremden. Er ist wie jeder andere Fördermittelempfänger an die
Bewilh-gungsbescheide mit den darin enthaltenen Auflagen und sonstígen
Nebenbestimmungen gebunden.

Zurendungen nach Art. 10 FAG

(Kap. 13 10 Tit. 883 15)

Die Prüfung des ORH bei einem nach dem FAG geförderten Berufs-
schulzentrum führte zugunsten des Trägers zu ej-ner Erhöhung der
Zuwendung um ca. 1 Million DM.

Ein Landkreis hatte in den Jahren 1979 bis 1985 eine bestehende Berufs-
schule zu einem zentral-en Berufsschulzentrum ausgebaut. Die Maßnahme um-

faßte im wesentl-j-chen den Neubau eines Schul- und t¡le¡kstättentraktes (Bau-

teil C) sowie zwei Umbauten an vorhandenen Gebäuden (BauteiJ.e A und B).

Der 0RH hat bei seine¡ Prüfung festgesteilt, daß die zuwendungsfähigen
Kosten in den Bewilligungsbescheiden und dann auch im Verwendungsnachweis
fehlerhaft e¡mittelt wo¡den u,aren. so war von einer zu hohen zuwendungs-
fähigen Hauptnutzfläche für den Bauteil c ausgegangen worden, dagegen wa-
ren die Kosten für die Bauteile A und B - obwohl sie fachlich gebilligt
waren - überhaupt nicht berücksichtigt worden.

Der Schul-träger hat dies nj"cht erkannt. fn den Zuwendungsbescheiden wa¡en

ihm die zuwendungsföhigen Kosten und die Bestzuwendungen, nicht aber deren
Ermittlung mitgeteilt worden. Eigerre Berechnungen darüber hat e¡ offenbar
nicht angestellt.

Der OBH hat die Regierung gebe'Een, die zuwendungsfähige Hauptnutzfläche
des Erureiterungsbaus neu zu errnitteln und zu prüfen, ob wegen Nichtberück-
sichtigung der Bauteil-e A und B die Förderbescheide zu ändern sind.

Die Regíerung hat die Feststellungen des 0RH im Ergebnis bestätigt und
die zuwendungsfähigen Kosten insgesamt von ursprünglich 19,5 Mio DM auf
20,1 Mio DM festgesetzt. Die Zuwendung erhöht sich dadurch um

1- 052 000 DM. Die Begierung wird dem schulträger diesen Betrag bewj_lligen
und auszahLen, sobald entsprechende Haushal-tsmittel zur verfügung stehen.



44

- 262

Staatliche Baubehörden i¡ der UnEerstufe

Die Dienststelle Landshut des Straßen- und Wasserbauamtes Pfarr-
kirchen sollte in das Straßenbauamt und in das l¡'lasserwirt-
schaftsarrt Landshut eingegliedert werden

Das Straßen- und lrlasserbauamt Pfarrkirchen ist fÜr die Landk¡eise Rottal-
Inn und Dingolfing-Landau zuständig. Vom Dienstsitz Pfa¡rkirchen aus wi¡d

jedoch nur der Landkreis Rottal-Inn betreut, während die im Landkreis Din-

golfing-Landau anfallenden Aufgaben von der "Dienststelle Landshut des

Straßen- und Wasserbauantes Pfankirchen" wahrgenommen werden.

Diese Dienststelle besteht aus zwei Abteilungen. Die Abteilung Straßenbau

ist räumlich und weitgehend auch organisatorisch j-n das Straßenbauamt

Landshut eingegliedert. Die Abteilung V'lasserwirtschaft ist in gleicher

Weise dem Wasserwirtschaftsamt Landshut zugeordnet. Da die beiden Dienst-

gebäude weit auseinanderliegen, sind auch dj-e beiden Abteilungen vonein-

ander getrennt,

Der ORH hat festgestellt, daß die derzeitige 0rganj-sationsform der Dienst-

steI1e Landshut uneffizient ist, zu vermeidbarem Verwaltungsaufwand fÜhrt

und fü¡ die Bürgerinnen und Bürger nur schwer Überschaubar ist. So mÜssen

Vorgänge, in die die Amtsleitung einzuschalten ist, Über die Stammdienst-

stelIe in Pfarrkirchen abgewickelt werden, wogegen sonstige Aufgaben un-

mi-ttelbar von den beiden Abteilungen der Dienststelle Landshut erledigt
werden.

Der OBH hat di-e derzeÍtige 0rganisationsform a1s unwirtschaftli-ch bean-

standet und regt an, die beiden fÜr den Landkreis Dingolfing-Landau zu-

ständigen Abteilungen wieder - wie f¡Üher - a1s reguläre Gebietsabtellun-

gen in das Straßenbauamt und das Wasserwirtschaftsamt Landshut einzuglie-

dern. Damit würden die Interessen der BÜrgerinnen und BÜrger des Landkrei-

ses Dingolfing-Landau gewahrt bleiben, deren Bindungen nach Landshut weit

größer a1s nach Pfamkirchen sind (topographische Gegebenheiten, kÜ¡zere

Entfernungen und günstigere Verkehrsverbindungen); gleichzeitig ließe sich

die Forderung nach wirtschaftlichem und leistungsfähigem Verwaltungshan-

deln erfü1len.

Demgegenüber wäre nach Ansicht des ORH eine Verlegung der derzeitigen

DienststeLle Landshut nach Pfar¡kirchen keine sachgerechte Alternative,
weil
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- sie den vorgenannten fnteressen der Bürgerinnen und Bürger des Landkrej--
ses Di-ngolfing-Lanclau widerspräche,

- Personal in erheblichem Umfang von Landshut nach Pfarrkirchen ve¡setzt
werden müßte und

- in Pfarrkirchen zusätzlicher Bürorat¡m - evtÌ. ein neues Amtsgebäude -
notwendig würde, während in Landshut zahlreiche Fäume f¡ei würden, weil
die dortigen Ämter von drei auf zwei Gebietsabteilungen ve¡kleinert wer-
den müßten.

Das Staatsmin.isterium des Innern beabsichtigt, die organisatorischen P¡o-
bLeme des Straßen- und Wasserbauamtes Pfamkirchen im Jah¡e 1991 zu Iösen.
Es hat arlerdi.ngs darauf hingewiesen, daß auch die Verlegung der Dienst-
stelle nach Pfarrkirchen noch im Gespräch ist, wobei dann entweder ein
großes Straßen- uncJ hlasserbauamt entstehen oder abe¡ eine Trennung in ein
Straßenbauamt und ein Wasserwirtschaftsamt mög1ich würde. Während die Ein-
gliederung der Diensistelle in die Landshuter Ämter auf den widerspruch
von Mandatsträge¡n des Landkreises Rottar:rnn stoße, widersprächen Man-

datsträger des Landkreises Dingorfi.ng-Landau der verlegung der Dienst-
stelle nach Pfarrkirchen.

Der OBH häIt es fü¡ erforderlich und sachgerecht, die seit der Gebietsre-
fo¡m im Jahte t972 bestehende unbefriedigende 0rganisation nun umgehend zu

bereinigen.

Da das Straßen- und lrlasserbauamt Pfarrkirchen wegen seiner Zuständigkeit
für straßenbauliche und wasserwirtschaftliche Aufgaben auch ohne die der-
zeitige Dienststelle Landshut afs leistungsfähige und wirtschaftliche
Fachbehörde der ljnterstufe fo¡tbestehen kann, soì-lte die vom OBH vorge-
schlagene, bÜrgerfreundliche und keine zusätzl-ichen Kosten verursachende
Lösung verwirklicht werden.
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D. PRUFUNG DER LANDESUNI.IITTELBAREN
JUR I ST I SCHE N PER SON.EI'I

DES UFFENTLICHEN RECHTS

hûfung bei ei¡er Kõrperschaft des õffentlichen Rechts

Die Handwerkskammern weigern sich, eine PrÜfung ihrer Haushalts-
und trlirtschaftsführung durch den ORH durchführen zu lassen. Das
Staatsministerium für trlirtschaft und Ve¡kehr lehnt ein rechtsauf-
sichtliches Einschreiten ab. Der OBH hat zur Durchsetzung seines
Prüfungsrechts eine Prüfungsanordnung erlassen. Die betroffene
Handwerkskammer hat dagegen Klage erhoben.

Der ORH hat nach Art. 111 Bayl1O die Haushalts- und Wirtschaftsführung der

landesunmittelba¡en juristischen Personen des öffentlichen Rechts (2.8.

Handwerkskammern, Industrie- und Handelskammern) zu prÜfen. Der Gesetzge-

ber hat damit dem ORH zu seiner zentralen Aufgabe, die gesamte Haushalts-

und Wi-rtschaftsführung des Staates zu prÜfen, eine weitere selbständige

Funktion außerhalb des Staatsbereichs übertragen. Bechtsgrundlage, Ziel-
richtung und Verfahren der Prüfung durch den OBH sind von allen anderen

Prüfungen verschieden. Der ORH ist eine externe PrÜfungseinrichtung und

handelt in richterlicher Unabhängigkeit. Seine Prüfung wird deshalb weder

durch die Eigenkontrolle der geprüften Selbstverwaltungskörperschaften

noch durch die Prüfung von trJirtschaftsprüfungsgesellschaften noch durch

die Rechtsaufsicht ersetzt oder unzulässig gemacht.

Nachdem der ORH erstmals nach Inkrafttreten der BayHO am 1, Januat 1972

in den Jahren 1981 bi-s 1983 die Haushalts- und t¡'lirtschaftsführung von

zwei Handwerkskammern geprüft hatte, e¡hob eine dritte Kammer Einwendun-

gen gegen die bei ihr vorgesehene Prüfung. Sie verweigerte eine Plüfung

ihrer gesamten Haushalts- und Wirtschaftsführung; hinsichtlich der staat-
lichen Zuwendungen wolIte sie nur eine Prüfung ihrer ordnungsmäßigen,

nicht aber ihrer wirtschaftlichen Verwendung zulassen. Vor a1Iem gegen

die Anwendung des Art. 111 BayH0 erhob sie, gestützt auf ein Gutachtenl),

rechtliche, insbesondere verfassungsrechtliche Einwendungen.

1) Fröhler-Kormann, Haushaltsaufsicht über dÍe Handwe¡kskammern - eine e$reiterte Rechtsauf-
sicht?, hrsgg. vom Handwerksínstitut Hünchen e.V., 1983; nach I'litteilung des Staatsmini-
steriums fú¡ Wirtschaft und Verkehr steht neuerdings ein weiteres Gutachten vo¡ der Ve¡-
öffentlichung, das die Auffassung der Handwerkskammer stütze.

45.1

45.2
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Obwoh1 diese Einr.lendungen dem Gesetz widersprechen, was auch durch ein
Gutachtenl) bestätigt worden ist2), hÈilt die Kammer an ihrer prüfungsver-

weigerung fest. Mit Schreiben vom 2. Novembe¡ 19BB teilte sie u.a. mit:

"Die Prüfung der Handwerkskammer für ... du¡ch den Bayer. 0ber-
sten Bechnungshof kann sich nur auf die ordnungsgemäße Verwendung
öffentricher Zuschüsse beziehen. Jede darüber hinausgehende prü-
fung wird abgelehnt, soweit nicht dur.ch das Bayer. StaatsmÍniste-
rium für Wirtschaft und Verkehr entgegengesetzte Anweisung er-
teilt wird. vorstands- und versammlungsprotokolle werden nur aufgerichtliche Anordnung herausgegeben. Soweit Vorstands- bzw.
vollve¡sammJ.ungsbescl'r1üsse im Zusammenhang mit der Gewährung von
öffentlichen Zuschüssen stehen, werden den prüfern beglaubigte
Abschriften aus den entsprechenden Protokollen zur Verfügung ge-
stel1t.

Am 14. November 1983 hat unse¡ Kammervorstand aufgrund des zwi-
schenzeitrich vorgelegten o.a. Rechtsgutachtens seinen Beschluß
dahin gehend erweitert, daß gegen eine eventuelle tr,leisung des
Bayer. staatsministeriums für t¡rlirtschaft und verkehr, dem Bãyer.
0bersten Rechnungshof Prüfungsbefugnisse einzuräumen, die úber
die Prüfung der ordnungsgemäßen verwendung öffentlicher Zuschüsse
hinausgehen, widerspruch eingelegt und gegebenenfalls das verwar-
tungsgericht angerufen wird.

Nach dem derzeitigen stand der Angelegenheit wird die Handwe¡ks-
kamme¡ für nach den zitierten Beschlüssen ihres Kammervor-
stands verfah¡en,rt

Die versuche des OBH, in Gesprächen und unter Einschaltung u.a. des
staatsmínisterj-ums für wirtschaft und verkehr zu einer Lösung zu kommen,

sind gescheitert. Dj-eses hat als Bechtsaufsichtsbehörde lediglich kurz
mitgetellt, dalì es die Bechtsauffassung der Handwerkskammern teile, und

darauf hingewÍesen, daß eine K1ärung der Rechtslage al1enfal1s in einer
höchstrichterlichen Entscheidung gefunden werden könne. Es sieht j_m übri-

45.3

gen keinen sachlichen Anlaß für ej_ne Prüfung der Haushalts- und hlirt-
schaftsftihrung und regt an, der ORH so11e unt;e¡ Auf¡echterhaltung der je-
weiligen l?echtsstandpunkte von einer allgemeinen prüfung der Kammern ab-
sehen bzvr. eine Zuwendungsprüfung nach Art. g1 Abs. 2 BayH0 vo¡nehmen.

Die Arbeitsgemeinschaf.t der Bayerischen Handwerkskammern hat dem gBH mit
Schreiben vom 20. Mä¡z 1g90 u.a. mitgeteilt:

"1. Der Bayerische 0berste Rechnungshof hat gegenüber den Hand-
werkskammern kei-n Becht, die Hausharts- und t¡Jirtschaftsführung

1) Franz Knöpf1e, Die Zuständigkeit der Rechnungshöfe fü¡ die Prüfung der Körperschaften des
öffentlichen Rechts, CarL Heynanns Verlag, lggg

2) Das Gutachten t.lurde in Buchbesprechungen durchweg zustimmend erörtert: B1asius, NWVBL
1988' Nr. 10; Lonhard' BWVBL 1988, Nr. 11; Maunz, BayvBL 19g8, Nr. 14; schultz-Gerstein,
MDB 1988' ur. 10; spörlein, Becht und poritik, 1989, N¡.4, s.233 ff.; a.A. stober/
K1uth, Zur Hechnungsprüfung von Kammern, Carl Heymanns Verlag, 1gg9,
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zu prüfen. Diese herrschende Bechtsauffassung wird durch meh¡e-
re Rechtsgutachten belegt.

Es bleibt dem Bayerischen Obersten Rechnungshof jedoch unbe-
nommen, auf der Grundlage der Anträge, Bewilligungsbescheide
und der Verwendungsnachweise nach vorheriger Èchriftlicher Ab-
grenzung des Prüfungsumfanges die Verwendung staatlicher Zu-
wendungen an die Handwerkskammern - und nur diese - zu prÜfen.

Die Handwerkskammer für ... erklärt sich damit einverstanden,
daß in det 2. Jahreshälfte eine solche Zuwendungsprüfung durch
den Bayerischen Obersten Rechnungshof durchgeführt wird.

Die Handwe¡kskammer fûr ... erklärt sich - unter Wahrung des
unter t. festgestellten Rechtsstandpunktes, daß dem Bayeri-
schen 0bersten Bechnungshof kein Prüfungsrecht zusteht - ge-
gebenenfalls auch bereit, eine Prüfung, die Über die Zuwen-
dungsprüfung hinausgeht, durchführen zu lassen, hrenn dabei die
Grenzen. wie si.e in den achten aufqezeiqt sind. be-

Voraussetzung ist alleedings, daß vorhe¡ seitens des Bayeri-
schen 0bersten Bechnungshofs veíbindlich und schriftlich er-
kIä¡t wird, daß nach Durchführung der Prüfung bei der Hand-
werkskammer für ... eine generelle Freistellung fÜr sämtliche
bayerischen Handwerkskammern in der Zukunft im Einvernehmen
mit den Bayerischen Staatsministerien fü¡ Wirtschaft und Ver-
kehr und der Finanzen erklärt wird."

Eín Angebot des Präsi-denten des OBH, vor der Arbeitsgemeinschaft der

Handwerkskamme¡n den Standpunkt des 0RH persönlich zu erläutern, wurde

nicht aufgegriffen.

Würde man der Auffassung der Arbeitsgemeinschaft folgen, so wÜrde das PrÜ-

fungsrecht des OBH in seinem Wesen ausgehöhlt. Sie würde bedeuten:

- keine Körperschaftsprüfung nach Art. 111 BayHO,

- nur eine Formalprüfung der Zuwendungen ausschließ1ich anhand der Anträ-
gê, Bewilligungsbescheide und Verwendungsnachweise unter vorheriger
schriftlicher Abgrenzung entgegen Art. 95 BayH0; im Ergebnis also eine
Beschränkung der Prüfung auf bestimmungsgemäße, nicht aber wirtschaft-
liche Verwendung,

- keine Erweiterung der Zuwendungsprüfung auf die sonstíge Haushalts- und
Wirtschaftsführung (Art. 91 Abs. 2 Satz 2 BayH0),

- eine darüber hinausgehende Prüfung nur noch bei eine¡ einzigen Hand-
werkskammer unter Beachtung von Grenzen, die praktisch eine¡ NichtprÜ-
fung gleichkommen, und dj.es auch nur, wenn vorher verbindlich und
schriftÌich für die Zukunft auf Körperschaftsprüfungen bei sämtlichen
bayerischen Handwerkskammern verzichtet wird, und zwar ohne BÜcksicht
auf das Ergebnis einer solchen Prüfung.

2.

3.

45.4
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Der OHH entscheidet aufgrund von verfassung und Gesetz in eigener Zustän-
digkeit und in richterlicher unabhängigkeit über seine prüfungen. Rechts-
meinungen und -gutachten vermögen weder den wortlaut des geschriebenen

Bechts noch den darauf beruhenden Auftrag des OBH außer Kraft zu setzen.

Die Handwerkskamnern verwalten im Interesse der Mitglieder und der öffent-
lichkei-t ein beachtliches Haushaltsvolumen außerhalb des Staatshaushalts.
Es betrug z'8. im Jahr 1988 223 Mío DM, davon allein sB,5 Mio DM aus öf-
fentlichen Zuwendungen. Die Prüfung dient irrsbesondere auch dem Interesse
der Körperschaft, ihrer Organe und Mi-tglieder, weir sie feststerlen soll,
ob die Haushalts- und t¡'lirtschaftsführung der Körperschaftsorgane den für
die öffentLiche Hand geltenden Grundsätzen der l¡lirtschaftlichkeit und

sparsamkeit entspricht. Das durch öffentlich-rechtliche Zwangsmitglied-
schaft in eine Körperschaft eingebundene und einem Zwangsbeitrag unteruror-
fene Mitglied hat einen Anspruch darauf, daß seine Mittel nach diesen
Grundsätzen verwende'b werden.

Der OBH hat am 9. Juli 1990 eine-Prüfungsanordnung gegen eine Handwerks-
kammer erlassen. Die Kammer hat dagegen Klage zum Verwaltungsgericht erho-
ben. sie beantragt, die Anordnung der Körperschaftsprüfung insgesamt auf-
zuheben. Außerdem wendet sie sich gegen die Zuwendungsprüfung insoweit,
a1s über die Prüfung des Antrags, des verwendungsnachweises und der Belege
(bestimmungsgemäße Verwendung) hinaus die wj-rtschaftliche verwendung
staatliche¡ Mittel geprüft werden so11, insbesondere durch Ausdehnung auf
die sonstige Haushalts- und f'li¡tschaftsführung der Kammer.

Vom Großen Kollegium des OBH beschlossen
am 5. November 1990

D ¡. S p a e t h
Präsident
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